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VIERTELJAHRSSCHRIFT FÜR SOZIALE UND 
INTERNATIONALE ARBEITSGEMEINSCHAFT 


= Zur Jahreswende 1924/95. 
3 - Von F. Siegmund-Schultze 


2 ‚Als das Jahr 1924 heraufstieg, meldeten sich einige gute Zeichen am 


rung, die je am Ruder war. Der ernste Wille MacDonalds, gemeinsam 
- mit. Frankreich Deutschland ‘zu einer Wiederherstellung Europas die 


Hand zu reichen, führte zu einem ersten großen Erfolg friedlicher Ver-. 


keiten in London folgte der großangelegte Versuch einer ‚„Ausrechtung 


. des.Krieges“ in Genf. Da — war der Bogen zu weit gespannt: ‚die. 
 rückläußge Bewegung setzte ein, in beiden Ländern. Sturz der Arbeiter-' 


| ständigung. Auf den Versuch einer Lösung der Reparationsschwierig- 


ni 


wieder auf :Alleinkosten Deutschlands. 


e gewähren wollte. Da kamen die Rückschläge in England und Frank- 


aber das. damals beginnende Gemunkel, die Kölner Zone werde nicht ge- 


ständigungspolitik auf ihre Fahnen. Obwohl die Parteien der‘ Linken 
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E. westlichen -Himmel. In Frankreich dämmerte ein Überdruß am Poin-. 
_ <arismus: In England sammelte sich die friedensfreundlichste Regie-' 


_  regierung in England, Rückzug der. demokratischen Regierung in. 
- Frankreich. Herriot, der geschickter operiert als MacDonald, macht 
“seinen reaktionären Gegnern eine Konzession nach der anderen, um 
 sieh:im Sattel zu halten. Frankreich und England. verständigen sich. - 


So ist allzuschnell die einer Verständigungspolitik günstige Entwick- 
lung, die sich seit der Jahresmitte auch in Deutschland anzubahnen schien, 
durch den neuen Nachkrieg der Entente zum Stillstand gekommen. Im’ 
Juli und August wünschte das deutsche Volk offenbar eine deutlichere: 
Wendung zur Verständigungs- und’ Völkerbundpolitik, als Stresemann. 


ich, die es klarmachten, daß dort die Verständigungspolitik noch immer‘ 

cht genügenden Rückhalt hat. Kurz vor den Dezemberwahlen die sinn-; 

lose Verhaftung des Generals von Nathusius, deren Wirkung dureh die 
utgemeinte Begnadigung nicht aufgehoben werden. konnte. Vor allem: 


räumt werden. Die Zeit der Diktate schien wieder anzubrechen. So. 
konnte sich ‘die im Sommer ‚so stark angewachsene Tendenz zur Ver-. 
ändigung nicht halten. Es erwies sich zwar, daß die durch die Ruhr-, 
esetzung geschaffene völkische Welle gebrochen war. Aber die übrigen. 
arteien der Rechten schrieben. nun um, so deutlicher den Kampf gegen die. 


nen ‚Zuwachs erfuhren,. war nach den Wahlen .eine stärkere Tendenz: 
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zu einem Rechtsblock zu erkennen als zu einer Linksgruppierung. Dies 
alies zweifellos unter dem Einfluß der Nachrichten über die Beschlüsse der 
Herren von Versailles. 

Und in Frankreich steht es nicht besser. Es rächt sich jetzt, 
daß Herriot in London nicht den Mut gehabt hat, die Räumung 
des Ruhrgebiets zuzugestehen. Deshalb kann die Kölner Zone nicht 
geräumt werden, und hierfür wieder muß ein Vorwand gesucht 


werden. Deshalb wird Frankreich seit Wochen mit Nachrichten über-. 


schwemmt, die von deutschen Rüstungen fabeln. Jeder Sachverständige 
weiß, daß die festgestellten Verfehlungen nur Lappalien sein können, 
die das Gesamtbild einer völligen Entwaffnung Deutschlands nicht zu 
ändern vermögen. Trotzdem wird die Sache durch Monate hindurch be- 
tuschelt, aufgebauscht, zur Panik gesteigert, bis wirklich die Nicht- 
erfüllung der Vertragsbestimmung von Versailles wiederum dem fran- 
zösischen Volk berechtigt erscheint. Keine Spur von Verständnis dafür, 
daß wenigstens die Form des einseitigen Diktats aufgegeben werden 
sollte. Keine höhere Instanz, kein Schiedsgericht, keine Möglichkeit für 


Deutschland, irgendwo seine Sache anbringen zu können — Diktatur - 


der Sieger. 

Die Verständnislosigkeit der französischen Nation für diese Unge- 
rechtigkeit, die z.B. auch in dem Artikel Jezequels im Oktoberheft der 
„Eiche“ so deutlich hervortrat, hat ihren tieferen Grund doch darin, daß 
im französischen Volk der Wunsch nach Rache an den deutschen Ein- 
dringlingen’von 1914 bis 1918 noch immer nicht befriedigt ist. Unbewußt 
tragen auch diejenigen, die heut schon für eine Verständigung eintreten, 
den Stachel jener Rachegesinnung noch immer in ihrer Brust. Das gilt 
in erster Linie von den Parisern, nicht so sehr von den Bewohnern der 
zerstörten Gebiete, die trotz allem eine Erfahrung vor jenen voraus- 
haben, nämlich daß sie die Deutschen wirklich kennen gelernt haben. 
Es ist für Deutsche tief eindrücklich, daß die Menschen, denen Haus 
und Heimat zerstört und genommen wurde, meist auf Grund der Er- 
fahrungen, die sie selbst mit Freund und Feind gemacht haben, ein 


Verständnis für die traurigen Kriegsnotwendigkeiten gewonnen und 


damit zugleich die Sinnlosigkeit der Rachegefühle eingesehen haben. 
Die Art, wie mir Franzosen die Ruinen ihrer Heimat gezeigt haben, 
wird mir unvergeßlich bleiben. Von elf Menschen, mit denen ich aus- 
führlich darüber gesprochen habe, hatte kein einziger Erfahrungen mit 
deutschen Soldaten gemacht, die nach seiner Meinung über die Kriegs- 
notwendigkeiten hinausgingen. Welch anderes Bild gewinnt man aus den 


Berichten und Veröffentlichungen derer, die es sich zur Aufgabe ge-. 
macht haben, Kriegsgreuel darzustellen! Und welche Meinungen- 
herrschen darüber noch immer in Paris! Dadurch erklärt sich die nun 
einmal nicht wegzuleugnende Haßstimmung, die dort noch immer gegen 
alles Deutsche bemerkbar ist und durch die französische Höflichkeit nur: 
leicht übertüncht wird. Man erlasse mir Beispiele! Man erlaube mir 
vielmehr, nochmals den Mut und die Kraft derer anzuerkennen, die in 
diesem Milieu für Wahrheit und Versöhnung einzutreten wagen. Ich 
sehe es als unsere vornehmste Aufgabe an, das Werk dieser Menschen in 
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jeder Weise zu unterstützen, gerade weil sie von solchen Schwierigkeiten 
umringt sind. 
Nach meiner festen Überzeugung unterstützt man jedoch die Ver- 
söhnungsarbeit nicht, wenn man die Schwierigkeiten unterschätzt. Zu 
rosig gemalte Bilder der Wirklichkeit verführen dazu, die Aufgabe zu 
leicht zu nehmen. Nur wenn wir die ganze Wucht der entgegenstehenden 
Kräfte zu messen vermögen, können wir die Gegenkräfte richtig ein- 
setzen. Wenn wir nicht verstehen, daß jedes französische Kriegsgericht, 
auch wenn die Unschuld eines deutschen Angeklagten sonnenklar er- 
wiesen ist, sein Opfer haben muß, weil es die Volksstimmung fordert; 
wenn wir nicht verstehen, daß diese Rachestimmung trotz der Be- 
friedigungsversuche von Versailles noch heute gerade in den gebildeten 
Schichten Frankreichs lebt, dann können wir weder die Ereignisse richtig 
voraussehen und wägen, noch unsere eigenen Aufgaben richtig ermessen. 
Wahrheit ist die Voraussetzung zum Frieden. 
Auch in England ist die neueste Entwicklung für Friedensfreunde 
recht enttäuschend. Die friedensfreundliche Arbeiterregierung ist mit 
einer Vehemenz weggefegt worden, die in England nach Parallelen sucht. 
Von ihrer auswärtigen Politik bleibt nichts bestehen, was auf ihr beson- 
deres Konto käme. Das gilt sowohl für das von ihr inaugurierte Ver- 
hältnis zu den anderen Staaten wie für das zu den Vasallen des britischen 
Reiches. Auch alle in Genf getroffenen Vereinbarungen über den Völker- 
bund werden verleugnet. Nur aus der Rücksicht heraus, die die bri- 
tischen Kabinette stets auf eine gewisse Kontinuität der Außenpolitik 
nehmen, wird nicht sofort erklärt, daß das Genfer Protokoll untragbar sei 
für England.*) Selbst der in England stets so verständigungsbereit ge- 
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*) Anmerkung des Verfassers: Ein mutiges Eintreten britischer Kirchen- 
männer für das Genfer Protokoli sei an dieser Stelle registriert (geschrieben vor - 
- dem „Waffenstillstandstag“ an die Times): „In dem Glauben, daß das Gedächtnis 
der „glorreichen Toten“ am besten geehrt wird, wenn man beschließt, den Zweck 
_ ihres Sterbens zu verwirklichen, bitten wir die Förderer und Organisatoren ver- 
 schiedener Versammlungen und Gottesdienste, die vor und an dem Waffenstillstands- 
: tage abgehalten werden, zu bedenken, wie wichtig es ist, dem Volk einen Eindruck 
_ zu geben von der Pflicht, das Protokoll der friedlichen Beilegung internationaler 

Streitigkeiten zu unterstützen. Dies ist kein Parteidokument. Es wurde durch 
 einstimmigen Beschluß der fünften Tagung des Völkerbundes angenommen. Nach 
Erklärungen erster Staatsmänner Europas ist es die wirksamste Methode, die bis- 
— her zur Vermeidung von Kriegen ersonnen wurde. Hinter ihm steht die einstimmige 
_ Meinung der Delegierten unserer Dominions. Der Vorsitzende der dritten Kom- 
mission, die zusammen mit der ersten den Entwurf verfertigte, war der Haupt- 
delegierte Australiens. Fe: 
> In Empfehlung des Protokolls sprechen wir im Namen des Vereinigten 
_ Reiches, als auch im Namen der anderen in Genf vertretenen Nationen. Es ist die 
größte Verwirklichung einer Weltvollmacht, die jemals die Menschheit erlebt hat. 
Die Zeit ist kurz, in der sich der Wille des Volkes äußern kann. Alle Ratifikationen 
müssen von den Regierungen vor dem ı. Mai 1925 eingereicht werden. Bevor ein 
"anderer Waffenstillstandstag kommt, wird der Augenblick der Entscheidung ver- 
gangen sein. Und es gibt viele Staatsmänner, die glauben, daß wenn diese Ge- 
legenheit nicht ergriffen wird, die Welt in Verzweiflung zurückfällt zu den alten 
blutigen Methoden, allein durch Gewalt Entscheidungen zu treffen. Rn. 
“ Der Brief ist unterzeichnet von dem Bischof von London, A. E. Garvie, 
J. T. Barkby, W. E.- Blomfield, Amos Burne, R. C. Gillie, A. Pringle, G. N. Barnes 


und D. Davies. 
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priesene Lord Grey bringt die Frage auf den einfachen Ausdruck: „Eng- 
land, nicht der Völkerbund, soll über seine Flotte entscheiden.“ In 
Wahrheit hat nicht die Frage der britisch-rüssischen Beziehungen, son- 
dern die Bereitschaft der Arbeiterregierung, England den Beschlüssen 
eines internationalen Tribunals zu unterwerfen, die Liberalen in die 
Bundesgenossenschaft mit den Konservativen getrieben. Das einzige, 
wozu die Regierung MacDonald gut sein sollte, war der für den bri- 
tischen Handel so erwünschte Abschluß der Reparationsfrage. Durch 
seine Freundschaft mit Herriot hat MacDonald das leisten können, was 
Baldwin nicht vermocht hätte. Der Mohr hat damit seime. Schuldigkeit 
getan. Also setzt wieder die „traditionelle“ britische Politik ein. Die 
ersten Noten’ und Äußerungen Chamberlains waren von einer Arroganz, 
daß sie selbst in konservativen Kreisen Englands Besorgnis erregten. 
Erst als der Mann mit den kalten Augen durch sein Monokel sah, daß 
die französischen und italienischen Staatsmänner sich zur Wehr setzten, 
änderte er seinen Toon. Und erst, als er im Unterhaus feststellen mußte, 


daß dort „antienglische Reden“ gehalten werden, bequemte er sich dazu, 


seinen „englischen“ Ton zu revidieren. er 
Ganz von England abgesehen, wie beschämend ist es für die euro- 


päischen Völker — gar nicht zu reden von den „christlichen“ Völkern —, 


daß der von allen Friedensfreunden mit Recht so getadelte Stil der 
Ultimaten noch immer die — prima ratio regum ist. Lord Grey und 
Austen. Chamberlain waren einst einig darin, daß das’österreichische 
Ultimatum an die serbische Regierung nach der Mordtat von Serajewo 
den Weltkrieg entfesselt hätte, man sagte sogar: ' absichtlich entfesselt 
hätte, nach dem Plan der deutschen Regierung. Kaum ist das italienische 
Ultimatum an Griechenland. dem Gedächtnis einer schnellebigen Zeit 
einigermaßen entschwunden, da erfolgt, einer Verbindung © Grey- 


Chamberlain entsprossen, das britische Ultimatum an Ägypten, nach’ 


Form und Inhalt das .Ungeheuerlichste, was überhaupt eine Regierung 
einem — unabhängigen Staat bieten kann. Ebenso wie im Falle von 
Serajewo wird die Vorbereitung und Unterstützung des Attentates 
durch die Regierung des verdächtigten Landes als wahr unterstellt, 
ebenso wie damals wird das eigene Urteil hierüber als das allein gültige 
angesehen, hier wie dort wird verlangt, daß die vor die Pistole. gefor- 


derte Regierung: beliebig gestellte Bedingungen erfüllt. Nur mit dem’ 
Unterschied, daß es sich im Sommer 1914 um den Thronfolger der 
Habsburgischen Dynastie handelte, an dem die Hoffnung des Reiches 


hing; daß damals jahrelange Vorbereitungen zu einer großen pansla- 


wistischen Aktion offensichtlich zutage getreten waren; daß nicht sofort, R 
sondern nach längerem Abwarten ein Ultimatum erlassen wurde, weder 


zeitlich noch inhaltlich so rigöros begrenzt wie das britische. Das alles da- 


mals wor dem Kriege, ohne eine Berechnung der möglichen Folgen, vor 


den Zeiten der 14 Punkte und des Völkerbundes: Welcher Hohn auf jeden 


Völkerbund, wenn eine Regierung 1924 unnachsichtiger, rachsüchtiger; 
imperialistischer handelt als 1914! \WVas bedeutet die im Kriege feierlich 
versprochene Unabhängigkeit Ägyptens, wenn Großbritannien (mit seinem 
Außenminister zu reden) fordert, daß die ägyptische Regierung mit 
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und nicht gegen die. britische Regierung arbeite! Die Geltung dieser 


Forderung nennt man in Deutschland — Abhängigkeit. „Wenn die 
ägyptische Regierung ihre Pflicht tut, wird sie keinen besseren und 
loyaleren Freund Eden als Großbritannien“ — ja, hat denn Groß- 


britannien zu bestimmen, worin die Pflicht der Regierung eines unab- 
hängigen Staates besteht? Ich hebe das alles nur deswegen hervor, weil 
es wieder einmal typisch zeigt, wie weit die Welt von ihrer „Befriedung“ 
entfernt ist. Es -sei denn, daß „Befriedung“ als gleichbedeutend an- 
gesehen wird mit Herrschaft der Mächtigen. 

So soll man sich keinen Illusionen hingeben: noch immer geht det 
V ölkern ihr eigener . Vorteil über den der Allgemeinheit. Der große 
Friedensvorstoß, den wir im vergangenen Herbst in Genf erlebt haben, 
ist allzubald wieder zurückgetrieben worden.. Die deutsche Regierung, 
die die Gunst des Augenblicks nicht erfaßte, trägt keine geringere Schuld 


an dem Mißlingen ‘als die Regierungen der Länder,. denen über‘ dem 
Vorgehen. ihrer Propheten Angst wurde. Noch sind. die Zeiten nicht 


erfüllt, noch herrschen nicht die Propheten, sondern die Diplomaten, 

_ noch ist Nachkrieg und nicht Frieden. 

e Aber wenn wir das alles sehen und. so deutlich Kenn chen ist da- 

durch unsere Aufgabe geringer?. Ist sie nicht viel größer? Ist da- 

durch uns irgendetwas von unseren Pflichten erlassen? Sind wir dadurch 
irgendwie berechtigt, die Weihnachtsbotschaft des Neuen Testamentes 


E- für eine Illusion zu erklären? Und wenn es ein Unerfüllbares wäre, sind 
= wir berechtigt, den Kampf darum aufzugeben? Sind wir berechtigt, das 
Kreuz: -zurückzuweisen, das seit 1914 auch in den christlichen Kreisen 


2 Deutschlands jeder Friedensarbeit aufgerichtet ist? Gerade, weil der r.Weg 
dorthin führt, müssen wir ihn gehen. 


mm] 


2 "Die Entgiftung der europäischen poll: 
tischen Atmosphäre, eine Aufgabe der 
christlichen Kirchen. 
Von Paul Helbeck. 
Nach vier Jahren Krieg und sechs Jahren Unfrieden lechzt NE Welt 


ussetzung geknüpft, und diese Voraussetzung heißt: Entgiftung der euro- 
äischen politischen Atmosphäre. 

- Ohne Reinigung der politischen Atmosphäre Werten alle Ver 
ternationaler politischer, wirtschaftlicher und. kultureller. Zusammen- 
arbeit gleich in ihren ersten Entwicklungsstadien immer wieder gehen 
verdorben und erstickt. 

Der Krieg und die friedlosen Nachkriegsjahre haben soviel Haß vo 
- Bitterkeit erzeugt, daß nun in Europa zunächst einmal der Wille zu natio- 
E; aler und internationaler Zusammenarbeit geweckt werden muß. 


nach Frieden; die Erfüllung dieser Friedenssehnsucht ist an eine Vor: 
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Solange in allen am Weltkriege beteiligten Völkern die Volksmehrheit 
oder eine starke, .einflußreiche Volksminderheit ehrlich davon überzeugt 
ist, daß die Verantwortlichkeit für die Katastrophe von 1914/1918 bei den 
Kriegsgegnern des eigenen Volkes zu suchen ist, daß das eigene Volk 
keine, oder doch keine ernsthaft in die Wagschale fallende Mitverant- 
wortung zu tragen hat, solange werden die siegreichen Völker bestrebt 
sein, militärische Sicherungen gegenüber dem Unterlegenen durchzusetzen 
und Schadenersatzansprüche bis an die Grenze des Möglichen und darüber 
hinaus geltend zu machen; solange werden die unterlegenen Völker alle 
Sicherungs- und Schadenersatzforderungen der siegreichen Völker, auch 
wenn sie, von einer höheren Warte gesehen, gerecht wären, als Ver- 
gewaltigung und Unrecht empfinden; und jede, durch die Sieger er- 
zwungene Leistung erweckt neue Bitterkeit, neuen Groll und neue Feind- 
schaft. 

Und so können die Wunden, die sich die Völker Europas gegenseitig 
gerissen haben, nicht nur nicht geheilt werden, sie werden immer wieder 
von neuem aufgerissen. 

Und nicht nur-die Frage nach der Schuld am Kriegsausbruch ist es, 
die Europa zerreißt, auch die Frage der Schuld im Kriege und der Schuld 
am friedlosen Zustande nach dem Kriege ist eine ständige Quelle, aus der 
Haß und Feindschaft immer wieder hervorquellen. 

Die Kriegsgreuelpropaganda hat ihr Werk während des Krieges so 
gut vollführt, daß noch heute in allen kriegführenden Völkern eine Volks- 
mehrheit oder doch eine starke Volksminderheit die Kriegführung des 
Gegners als mit den unmenschlichsten und barbarischsten Greueltaten be- 
lastet ansieht, während ihr die Kriegführung des eigenen Landes im hu- 
mansten Lichte erscheint. Und die Folge? Noch heute gibt es in jedem 
der großen am Weltkriege beteiligten Völker Millionen, die auf den 
Kriegsgegner von 1914/1918 wie auf einen Paria der menschlichen Gesell- 
schaft hinabblicken, die den Gedanken der Wiederanknüpfung mensch- 
licher, freundschaftlicher Beziehungen von Volk zu Volk weit von sich 
weisen. In ihren Augen haben die kriegsgegnerischen Völker das Recht 
verwirkt, als gleichberechtigte Glieder der Völkerfamilie anerkannt und 
behandelt zu werden. 

Und der friedlose Zustand nach dem Kriege? 

Weite, einflußreiche Kreise in den Siegerstaaten glauben, Deutsch- 
land in Versailles einen gerechten und tragbaren Frieden bewilligt zu 
haben, dessen Durchführung sich nun Deutschland durch Ausflüchte und 
Täuschungen zu entziehen suchte, während das deutsche Volk in seinen 
weitesten Kreisen im Versailler Vertrag ein unerträgliches und undurch- 
führbares Diktat erblickt, das in wesentlichen Teilen auf einem Betrug 
beruht: dem Bruch der Waffenstillstandsbedingungen nach der Desorgani- 
sation des deutschen Heeres. 

Aber nicht nur zwischen den Völkern als solchen wird Zwietracht und 


Feindschaft zum Dauerzustande, durch den friedlosen Zustand Europas 


werden auch die Völker selbst innerlich zerrissen. | 
Die siegreichen Völker leiden unter dieser inneren Zerrissenheit nicht 
so sehr wie die unterlegenen. Es ist — cum grano :salis — auch heute 
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noch wahr, was Macchiavelli vor 400 Jahren in seinem Buch vom Fürsten 
schrieb: „Bei den Handlungen der Menschen, absonderlich der Fürsten, 
die keinen Gerichtshof über sich anerkennen, wird immer auf den End- 
zweck gesehen. Der Fürst suche also nur sein Leben und seine Gewalt zu 
sichern. Die Mittel werden immer für ehrenwert gelten und von jeder- 
mann gelobt werden, denn der große Haufe hält es stets mit dem Scheine 
und mit dem Ausgange.“ 

Aber doch regen sich in den siegreichen Völkern auch Kräfte, die da- 
nach fragen, ob die Mittel ehrenvoll waren, die nach der Mitschuld auch 
ihres Volkes fragen. Angesichts der Millionen Volksgenossen, die ihr 
Leben dahingeben mußten, angesichts der Not der Kriegsinvaliden und 
Kriegerwitwen, angesichts der schweren finanziellen Lasten, unter denen 
auch die Siegerstaaten leiden, angesichts der Gefahr einer heraufziehen- 
den neuen Kriegskatastrophe wird auch in den Siegerstaaten die Frage: — _ 
schuldig, mitschuldig oder nichtschuldig — am Kriege, im Kriege, nach 
dem Kriege — eifrig umstritten. 

Spielt sich in den Siegerstaaten der Kampf um die Verantwortlichkeit 
am gewonnenen Kriege in relativ ruhiger und sachlicher Weise ab, so 
wühlte doch von jeher der Kampf um diese Fragen in im Kriege unter- 
legenen Staaten die tiefsten Leidenschaften auf, und so reißt diese Frage 
im deutschen Volke heute eine schier unüberbrückbare Kluft. 

Die eine ‚Seite ist ehrlich davon überzeugt, daß die Politik des kaiser- 
lichen Deutschland nur auf die Erhaltung des Friedens gerichtet war, daß 
moskowitische Ländergier, französischer Revanchegeist und englischer 
Handelsneid sich in dem gemeinsamen Ziele fanden, Deutschland zu ver- 
nichten, und daß dieser Plan der Ententestaaten trotz ihrer Übermacht ge- 
scheitert wäre, wenn nicht Hochverräter dem deutschen Heere den Dolch- 
stoß in den Rücken versetzt hätten, Hochverräter, die bewußt die deutsche 
Niederlage herbeiführten, um die politische Gewalt an sich zu reißen und 
die, um sich in ihrer Macht zu behaupten, einen Friedensvertrag unter- 
schrieben, der moralisch unerträglich und praktisch undurchführbar ist. 

Und die andere Seite sieht die tiefste Ursache der Einkreisungs- 


politik der Ententestaaten in der Politik Wilhelm II., der sie Unstetigkeit 


und Unberechenbarkeit vorwirft. Sie glaubt, daß Deutschland während 
des Krieges einen rechtzeitigen Frieden nicht fand, weil schwerindustrielle 


Kreise und Oberste Heeresleitung Annexionsziele verfolgten, die jede 
Verständigung mit den Gegnern unmöglich machten. Sie glaubt, daß der 
“militärische Zusammenbruch nicht Folge der Revolution, sondern daß um- 
gekehrt, die Revolution und der Zusammenbruch der Monarchie die Folge 
des von der Obersten Heeresleitung zu spät geforderten Waffenstillstands- 


angebotes an Wilson war. Sie glaubt, dadurch, daß sie nach dem Zu- 


‘sammenbruch die Wahl einer Deutschen Nationalversammlung durch- 
R:. setzte, Deutschland vor dem völligen Zerfall gerettet zu haben, und sie 
E: glaubt, daß es gelungen sein würde, durch Erfüllung des Versailler 
_  Friedensvertrages im Rahmen des Möglichen eine Revision seiner untrag- 
baren Bestimmungen zu erzielen, wenn die innerpolitischen Gegner dieser 


Politik nicht durch Sabotage und Meuchelmord die praktische Auswir- 


| "kungsmöglichkeit genommen hätten. 


Ist angesichts solcher bis zur 'Todfeindschaft gehenden Gegensätze in 
Deutschland, ist angesichts der feindseligen Gesinnung, die die Völker 
‚Europas untereinander noch heute erfüllt, eine Entgiftung der politischen 
Atmosphäre Deutschlands und Europas möglich, gibt es da überhaupt nöch 
eine Synthese? 

Der Verfasser dieser Zeilen ist geneigt, diese Fragen trotz alledem und 
dennoch mit „Ja“ zu beantworten, und er gründet seinen Optimismus auf 
sein Studium der wesentlichsten europäischen Publikationen, die’sich mit 
der. Frage der Schuld am Kriege, im Kriege und näch dem Kriege be- 
schäftigen, und auf sein Studitim der europäischen politischen Entwick- 
lung. in den letzten Jahren. ; - 

Der: Verfasser ist der Überzeugung, daß das Ewigkeitswörft: „Die 
„Wahrheit wird euch freimachen“ auch: für Deutschland und Europa in 
ihrer gegenwärtigen Verworrenheit gilt, ind er ist überzeugt, daß die 
Völker Europas, wenn sie sich einmal entschließen, ehrlich die Wahrheit, 
und nichts als die Wahrheit zu suchen, erkennen werden, daß‘die Schuld 
nicht nur bei den anderen zu suchen und zu finden ist, daß es sich in der 
Katastrophe von-1914/1918 um eine tragische‘ Verkettüng von’ Schuld ünd 
-Schicksal handelt, in die alle Völker verflochten sind, daß es im Kriege 
‘in den Streitkräften aller Völker — in oberen und ünteren Kommiandos 
und unter den Mannschaften — Menschen gab, die im Blutraüsch des 
Krieges ihr Menschentum vergaßen, und daß endlich die Schuld am tried- 


Hosen Nachkriegszustand auf beiden Seiten des Rheines liegt. - ° -. 


». "Erst 'wenn diese Erkenntnis Gemeingut der europäischen Völker‘ ge- 
-worden ist, ist der große Schritt zu ihrem äußeren und inneren Frieden 
Petaln..n 2 en er 

Wie aber wird Europa zu dieser Erkenntnis geführt? Ei 

Es hat in allen am Weltkrieg beteiligten Völkern Männer ünd Frauen 
‘gegeben, in denen diese Erkenntnis lebendig würde. Da sind zunächst 
-die dem ‘internationalen Gewerkschaftsbund angeschlossenen Arbeiter- 
gewerkschaften aller Länder zu nennen, die auf ihren verschiedenen inter- 
nationalen Kongressen mit allem’ Freimut und mit aller Kameradschaft- 
lichkeit diese Fragen angefaßt haben, und deren Verdienst es ist, wenn 


'sich heute ein großer Teil der gewerkschaftlich organisierten "Arbeiter- 


schaft in allen am Kriege beteiligten Ländern zu der Erkenntnis einer ge- 
meinsamen Schuld mehr und mehr durchgerungen hat. Wir dürfen in 


‚diesem Zusammenhang auch der Arbeit der interparlamentarischen Union, 


‚der internationalen Friedenskongresse, der Union der Völkerbundligen, 
‘des internationalen Versöhnungsbundes, des Weltbundes für -Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen und der’ internationalen katholischen Friedens- 
bestrebungen unter Marc Sangnier gedenken. Sie alle leisten zur Wieder- 
‚versöhnung der Menschheit gute, unschätzbare Dienste. m 

‚ Alle bisherige Verständigungsarbeit hat aber doch in allen Völkern 
‚die Kreise, die.ihrem ganzen Herkommen ‘und ihrem Bildungsgrad nach 


besonders berufen wären, Führer ihres Volkes zu sein, mehr oder weniger 
unberührt gelassen. Die bisherige Verständigungsarbeit hat wohl einen 
‚großen Teil der. Industrie-Arbeiterschaft erfaßt, aber darüber hinaus 


‚doch, in den nicht handarbeitenden Ständen und Berufen, nur jene relativ 


es 


# 


kleinen Kreise tiefer berührt, die dem Gedanken der Völkerv erständigung 
und der Völkerversöhnung von jeher freundlich gegenüberstanden. 

Der Weg zum Frieden für Deutschland und Europa kann aber nur 
dann gefunden werden, wenn die Erkenntnis von gemeinsamer Schuld 
und die aus dieser Erkenntnis hervorgehende Bereitschaft zu gemein- 
‚samer Sühne in allen Völkern bei einer starken Volksmehrheit eweckt 
‚wird. Die Friedensarbeit der sozialistischen Arbeiterschaft und der 
internationalen Friedensorganisationen ‚bedarf daher der : Ergänzung 
durch einen 


Internationalen Verständigungsausschuß, 


in dem Männer und Frauen mitarbeiten, die in den Kreisen ihres Volkes 


3 Vertrauen genießen, die bisher der internationalen Verständigungsarbeit 
fremd oder zweifelnd gegenüber standen. 

Er... Der Verfasser glaubt, daß es sich Hi um eine Aufgabe handelt, an 
- der mitzuarbeiten in erster Linie die christlichen Kirchen berufen wären. 
3 Zwar glaubt der Verfasser, daß die christlichen Kirchen in Europa -und 
- „den Vereinigten Staaten während des Krieges -und vielfach auch hernach 
ihren wahren Beruf nicht erkannt haben. Aber. er siehtdoch, daß es:in 


allen christlichen Kirchen Männer und Frauen ‘gab, die die Fahne Christi 
7 hochhielten, wenn sie sahen, daß sie der Hand. ihrer Mitchristen, die. den 
4 Kriegsleidenschaften erlagen, entsank. Auf protestantischer Seite -sei nur 
an jene kleine tapfere Schar erinnert, die während der dunkeln Tage: des 
Krieges und in der Not hernach Tausenden .den Glauben an Gott und 
Menschen gerettet hat: die Quäker.. Auf katholischer ‚Seite darf der Ver- 
fasser an die Friedensbestrebungen Papst Benedikt XV. und an die.:er- 
habenen Friedenskundgebungen Papst Pius .XI. erinnern. - Der, Verfasser 
glaubt, hoffnungsvolle Anzeichen zu ‚sehen, daß sich die christlichen 
Kirchen mehr und mehr auf ihre Aufgabe, den Geist des Friedens und.der 
Versöhnung unter den Völkern zu pflegen, besinnen, und so glaubt. er, daß 
der internationale Verständigungsausschuß in erster Linie von den christ- 
4 lichen Kräften in allen Völkern getragen sein sollte, bei. denen der natio- 
nale Gedanke nicht das. Bewußtsein der inneren. Verbundenheit .aller 
- Christen ertötet oder verschleiert hat. _ RE i, 
Der Verfasser schlägt deshalb vor: 5 
Es wird eine internationale Verständigungskonferenz einberufen, an 
der zunächst die am Weltkrieg beteiligten westeuropäischen Mächte Eng- 
land, Frankreich, Belgien, Italien und Deutschland und die van 
5. Staaten Nordamerikas teilnehmen. ee 
Jedes Land entsendet fünf Vertreter und zwar: Bar 
drei Vertreter der christlichen Religionsgesellschaften, 
zwei Vertreter der Universitäten und Hochschulen, und zwar ‚einen 
Völkerrechtslehrer und einen Historiker. 

Im einzelnen erläutert geht der Vorschlag dahin, daß z. B. Deutsches 
lands Vertreter sein würden: 

ein Vertreter, der vom Vorstand des allgemeinen deutschen evan- 

gelischen Kirchenbundes gewählt wird, 

‘ ein Vertreter des deutschen Episkopats, 
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ein Vertreter der freikirchlichen Religionsgesellschaften, 
einen Völkerrechtslehrer und einen Historiker, die von den Rek- 
toren der Universitäten und Hochschulen gewählt werden. 

Alle Gewählten sollten eine zweidrittel Stimmenmehrheit hinter sich 
haben. 

Länder mit stark überwiegender katholischer Bevölkerung würden 
zwei Vertreter der katholischen Kirche und nur einen Vertreter pro- 
-testantischer Religionsgesellschaften entsenden. 

Der internationale Verständigungsausschuß tagt unter neutralem Vor- 
sitz. Es werden drei gleichberechtigte Vorsitzende aus im Kriege neu- 
tralen Staaten bestellt. Je einer dieser Vorsitzenden wird berufen durch 
den päpstlichen Stuhl, 

den Erzbischof von Uppsala, 

den Rektor der Universität Basel. 

Die beiden Letztgenannten werden gebeten, das Amt eines Vorsitzen- 
den persönlich zu übernehmen und nur im Falle ihrer Verhinderung einen 
‚Vertreter zu ernennen. 

Die drei Vorsitzenden berufen gemeinsam drei Schriftführer, die 
gteichfalls im Kriege neutralen Staaten angehören. 

Die Einladungen zur, Beschickung der Konferenz gehen von den drei 
Vorsitzenden aus. Der Sitz der Konferenz ist Den Haag. 

Die Konferenz tritt: tunlichst bald, möglichst im Sommer 1925 zu- 
"sammen. | 
' .Die Kosten der Konferenz werden durch ein allgemeines Friedensopfer 
gedeckt, zu dem in den an der Konferenz beteiligten Ländern aufgerufen 
wird. | 

Aufgabe der internationalen Verständigungskonferenz ist, aufgrund 
jreimütiger Aussprache die tieferen Ursachen des friedlosen Zustandes 
Europas zu erforschen. : 

- . Der Verfasser schlägt vor, der Konferenz folgende konkrete Fragen zu 
unterbreiten: 

2. War in den beiden Menschenaltern, die dem Weltkriege voran- 
‚gingen, die macchiavellistische Staatsdoktrin das hervorstehende Merkmal 
‚der Politik eines oder einiger der kriegführenden Staaten — oder war die 
"Vertretung .des nationalen „sacro egoismo“ das gemeinsame Merkmal der 
‚auswärtigen Vorkriegspolitik aller Kriegführenden? 

2. Hat einer, oder haben einige der Kriegführenden die Genfer und 
Haager kriegsrechtlichen Konventionen in einer die Gebote der Mensch- 
lichkeit schwer verletzenden Weise übertreten oder haben alle. Krieg- 
führenden in dieser Hinsicht schwere Verfehlungen begangen? 

.(Franktireurfrage, Geiselfrage, Ausdehnung von Kriegsmaßnahmen 
‚auf die nichtkämpfende Bevölkerung, Kriegsgefangenenbehandlung.) 

3. Weshalb scheiterten das deutsche Friedensangebot und der Wilson- 
‚sche Friedensvermittlungsversuch vom Dezember 1916, weshalb der Ver- 
mittlungsversuch des Papstes vom Sommer 1917? 

‚Trifft die Schuld am Scheitern aller Friedensbemühungen eine 
‚Kriegspartei, oder verbargen sich bei allen Kriegführenden hinter dem 
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offiziellen Kriegsziele der „Friedenssicherung‘‘ andere machtpolitische 
Ziele, die ohne Sieg und Niederlage nicht zu erreichen waren? 


#. War die militärische Niederlage Deutschlands mit der Waffenstill- 
standsforderung der deutschen Obersten Heeresleitung im Oktober 1918 
besiegelt, oder hätte Deutschland im Herbst 1918 den Krieg mit Aussicht 
auf Erfolg fortsetzen können, wenn nicht die deutsche Revolution den Rest 
der deutschen Heereskraft zerbrochen hätte? 

5. Entspricht der Friedensvertrag von Versailles den im Waffenstill- 
stand vom 11. November 1918 vereinbarten Bedingungen (Grenzgestal- 
tungen, Kolonialmandate, Kriegspensionen) ? > 

_ 6. Inwieweit ist für den gegenwärtigen friedlosen Zustand Europas die 
Nachkriegspolitik der ehemaligen Kriegsgegner verantwortlich zu machen? 


a) Hat es Deutschland an einer loyalen Durchführung der in Ver- 


sailles übernommenen Verpflichtungen im Rahmen des Mög- 


lichen fehlen lassen? 


b) Haben ehemalige Kriegsgegner Deutschlands dem Versailler 
Vertrag eine Auslegung gegeben, die über das Maß dessen 
hinausging, was für ein Volk psychologisch und faktisch tragbar 
ist? 

Zus Aussprache über jede dieser Fragen sollten zwei bis drei Tage 
angesetzt werden. Die Abendstunden sollten für zwanglose Zusammen- 
künfte, die der persönlichen Aussprache und Fühlungnahme dienen, frei- 
gehalten werden. 

Der Verfasser schlägt vor, daß die sechs neutralen- Vorstandsmitglieder 
am Schlusse der Konferenz in einem Schlußprotokoll in kurzen Sätzen den 

— Eindruck schildern, den die Konferenz bei ihnen hinterlassen hat, und daß 
sie dieses Protokoll der Versammlung vorlegen. = 

Es steht allen Mitgliedern der Konferenz frei, zu diesem Schluß- 

_  protokoll Bemerkungen zu machen, die in den Gesamtoericht der Ver- 
 handlungen aufzunehmen sind. 

» Der Verhandlungsbericht wird in einer billigen Volksausgabe in den 
- _Landessprachen der an der Konferenz beteiligten Staaten herausgegeben. 
2 
4 


/. 


Im Anschluß an diese Konferenz der Weststaaten würde eine Ost- 
 konferenz ins Auge zu fassen sein. Da mit einer Teilnahme Rußlands an 
_ einer in erster Linie von Vertretern der christlichen Kirche getragenen 
Konferenz nicht zu rechnen ist, so würde diese Konferenz vielleicht die 
‚österreichisch-ungarischen Nachfolgestaaten, Polen, die Balkanländer und 
die baltischen Staaten umfassen können. Ha 
I Es kann nicht zweifelhaft sein, daß das Ergebnis der zunächst vor- 
 geschlagenen Konferenz nicht eine Lösung der ihr vorgelegten Fragen sein 
kann. Wohl nach hundert Jahren werden die Historiker über diese Fragen 
Bücher schreiben und dabei zu verschiedenen Ergebnissen kommen. Wenn 
die Konferenz aber das Ergebnis hat, daß alle Teilnehmer erkennen, daß es 
sich hier nicht um ein einfaches Schuldig oder Nichtschuldig handeln kann, 
wenn die Teilnehmer den Eindruck mit nach Hause nehmen, daß die krieg- 
führenden Völker alle mitschuldig sind, dann ist für die Befriedung der 
Welt schon viel gewonnen. 
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Antwort auf die sieben Fragen von. 
Professor Mulert.*) 


Von Henri Lichtenberger. 


Ich möchte in. den folgenden Zeilen versuchen, wenn auch nicht auf: die 
Fragen, die mir Drofessor. Mulert in der Juli-Nummer der „Eiche“ gestellt 
hat, im einzelnen zu antworten, so doch wenigstens meine Ansichten über 
einige wichtige Punkte klarzustellen. 

“Zuvor eine ganz allgemeine Bemerkung. Mein Buch ist, w enigstens der 
Absicht nach, in strengerem Sinne objektiv als Professor Mulert zuzugeben 
scheint. Ich habe versucht, von dem geistigen Kampf, dem psychischen 
Konflikt, der zwischen Frankreich und Deutschland besteht, eine möglichst 
treiie und unparteiische Schilderung zu geben: Ich behandele die Urteile 
und Meinungen beider Parteien als Tatsachen, die erst.klar erkannt und 
verstanden sein wollen, ehe man es wagen darf, sie abzuschätzen. Ich 
müßte ein neues Buch schreiben, um meinen persönlichen Standpunkt aus- 
einanderzusetzen und im einzelnen das darzustellen, was ich für die 
„Wahrheit“. halte — sofern man bei einem derartigen Streite überhaupt 
zu einer Wahrheit gelangen kann. Ich möchte also nicht, daß die Leser 
meines Buches etwa glauben, die Gesamtheit der Anschauungen, die ich als 
die „französische Auffassung“ bezeichne, würde auch voll und ganz von 


‚mir selbst vertreten. Noch einmal: hinsichtlich aller wesentlichen Fragen 


habe ich mich darauf beschränkt, da, wo sich zwei Auslegungen der Ge- 
schehnisse widerstritten, diese einander gegenüberzustellen, ohne. jedes- 
mal den Versuch zu machen, meine eigene Ansicht davon wiederzugeben. 
Wenn mich Professor Mulert nach meiner eigenen Meinung über 'ge- 
wisse Punkte fragt, so berührt er damit ein Problem, das ich absichtlich 
nicht in meinem Buche zu lösen versucht habe. Im übrigen bin ich aber 
gern bereit, ihm. auch auf dieses Gebiet zu folgen, und ihm wenigstens 
über einige Punkte mit vollkommener en meine Auffassung 
mitzuteilen. 

Seine erste Frage bezieht sich auf Elsaß- Lothringen, und hierüber 
bin ich in der Lage, ihm ausführlich zu antworten — da ich glaube, 
genau über die Verhältnisse unterrichtet zu sein. Warum, so fragt er, 
haben die Franzosen keine Volksabstimmung vorgenommen, die die 
wirkliche Einstellung der Bevölkerung zum Ausdruck gebracht hätte? 
Meinerseits richte ich die Frage an ihn, ob er sich wohl über die prak- 
tischen Schwierigkeiten klar ist, die ein solches Verfahren ausgelöst hätte. 


Ich erlaube mir, sie hier kurz anzudeuten. 


1. Zunächst wäre es unmöglich gewesen, eine von beiden Parteien an- 
erkannte Wählerliste aufzustellen. Von französischer und elsässischer 
Seite hätte man das Stimmrecht für die elsässischen Emigranten von 
1871 und ihre Nachkommen, also für etwa 500 000 Personen, gefordert; 


*) Wir freuen uns, die Diskussion, die wir mit Herrn Professor Lichtenberger 
in Berlin gehabt haben, auf diese. Weise in Rede und Gegenrede fortführen zu 
können und danken ihm für seine 'Bereitwilligkeit dazu. D.H. 


Aus dem Französischen übersetzt. D. R. 
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es ist wohl. mehr als wahrscheinlich, daß dieser Anspruch deutscherseits 
zurückgewiesen worden wäre. Umgekehrt hätte man von deutscher Seite 
das Stimmrecht für alle nach dem Eisaß eingewanderten Deutschen ge- 
fordert, die gleichfalls nach mehreren Hunderttausenden zählten: dem 
hätte man sich gewiß von französischer und vor allem von elsässischer 
Seite. widersetzt. Es ist schwierig, sich unter diesen Umständen’ eine 
Vorstellung davon zu machen, wie eine Einigung über diese Hauptfrage 
hätte zustande kommen können. Welches auch die Lösung gewesen wäre, 
es hätte: offensichtlich immer die eine oder die andere Partei einwenden 
_ können, daß die Abstimmung im wesentlichen gefälscht sei, weil man 
-  einerseits:aus der Wählerliste die gestrichen habe, die ein Recht darauf 
- hatten, befragt zu werden, und andererseits: im Gegenteil Wähler zuge- 
lassen. habe, die zu wählen nicht berechtigt waren. 3 


_ 2. Wer hätte die Leitung einer solchen Volksbefragung übernommen? 
Hätte Elsaß-Lothringen während der Abstimmung, sei es nun unter 
französischer oder deutscher Oberhoheit gestanden, so hätte ‘immer 
die eine oder die ’andere Partei einwenden können, daß die Stimmabgabe 
- nicht frei erfolgt sei, und sich weigern können, ihr. Ergebnis anzuerkennen, 
_ Nehmen Sie nun einmal an, es wäre durch ein Wunder der Überredung‘ 
gelungen, die siegreiche Entente zur militärischen Räumung Eilsaß-Loth-. 
_  ringens zu bewegen und das Land durch eine neutrale Maächt, etwa die 
E Schweiz besetzen zu lassen, — können Sie sich unter diesen Verhältnissen 
einen Begriff von der Heftigkeit des Wahlkampfes machen? Die elsäs- 
sischen Emigranten auf der einen, die deutschen Einwanderer auf der. 
anderen Seite wären in Massen nach Elsaß-Lothringen zurückgeströmt, 


3 
E 
E- um die Abstimmung in ihrer Richtung zu beeinflussen, und. wären, durch 


2 die Wichtigkeit dessen, was auf dem Spiele stand, aufgestachelt, mit 
3 Leidenschaftlichkeit aneinander geraten. Ein solches Verfahren ‘setzte 
- Eilsaß-Lothringen ernsten Unruhen, ja der Gefahr eines Bürgerkrieges 
Er aus. „ 


- 3.. Selbst angenommen nun, diese Schwierigkeiten seien wohl oder 
übel’ gelöst worden, — kann man sich denn unter diesen Umständen ein- 
bilden, daß die Abstimmung über das Schicksal Elsaß-Lothringens tatsäch-: 
- lich eine freie gewesen wäre, daß die Wähler hätten in voller Unabhängig- 
keit ihren Gefühlen-und Wünschen Ausdruck geben können? Theoretisch. 
_ vielleicht — aber nicht in der. Praxis! Wer sieht nicht ohne weiteres ein, 
daß die Radikalen von der französischen wie von der deutschen Seite 
_ einen „Terror“-Feldzug eingeleitet hätten, um auf. die Unentschiedenen 
und L:auen Zwang auszuüben? - Und macht man sich bei diesen. Verhält- 
nissen.eine Vorstellung von. der Lage des durchschnittlichen Wählers, der 
sich im Falle des Unterliegens seiner Partei von den schlimmsten Ver- 
 geltungsmaßnahmen bedroht sieht, und sich: ängstlich fragen muß, wem er 

"wohl seine Stimme geben soll, um endlich Frieden zu, haben. "Tatsächlich: 

ätte sich wohl -jede der Parteien aller Einschüchterungsmittel bedient, 
1 den Sieg zu erzwingen, so daß bei Ausgang der Abstimmung die ge- 
ılagene: -Partei-alle Gründe für sich gehabt hätte, um das Ergebnis als 
efälscht: durch die Kampfinethoden des Gegners zu erklären. WERT” 
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Im Ganzen also ‚erscheint es mir offenbar, daß die Veranstaltung einer 
Volksabstimmung in Elsaß-Lothringen auf ungeheuere sachliche Schwie- 
rigkeiten gestoßen wäre. Ich stelle im übrigen fest, daß die Abstimmung 
niemals von der Bevölkerung der annektierten Provinzen selbst gewünscht 
worden ist, sondern fast lediglich von den Deutschen gefordert wurde, 
und daß ihre Ergebnisse, wenn sie selbst stattgefunden hätte, leicht anzu- 
fechten gewesen wären. Lohnte es sich unter diesen Bedingungen, sich un- 
vermeidlichen Gefahren auszusetzen, nur um den Grundsatz des Selbst- 
bestimmungsrechtes-der Völker zu einer scheinbaren und vielleicht illuso- 
rischen Durchführung zu bringen? 

Wenn nun also Frankreich, das niemals seine moralische Zustimmung 
zur Annexion Elsaß-Lothringens gegeben hatte, erklärte, daß, da der 
Vertrag von Frankfurt durch die Tatsache des Kriegsausbruches hin- 
fällig geworden sei, es um die Wiedereinnahme von Straßburg und Metz 
genau so kämpfen würde wie um die von Lille oder Maubeuge — kann 
man da behaupten, es habe einzig und allein nur von dem Recht des 
Stärkeren Gebrauch gemacht? Das läßt sich meiner Ansicht nach schwer 
aufrecht erhalten. Lille hat mehrere Jahre unter deutscher Herrschaft 
gestanden, aber niemandem ist es wohl je eingefallen, daß es vielleicht 
nötig sein könne, die Bewohner von Lille danach zu fragen, ob sie wieder 
französisch werden wollten oder etwa einen selbständigen Staat bilden 
wollten. In den Augen Frankreichs war der Fall von Straßburg und 
Metz kaum weniger klar als der von Lille, und angenommen, wir hätten 
uns getäuscht, und es bestehe in Elsaß-Lothringen eme entschiedene 
Meinung zugunsten eines Wiederanschlusses an Deutschland oder der 
Schaffung einer Autonomie, so hätte diese Meinung Gelegenheit gehabt, 
bei den Wahlen zur französischen Kammer in aller Freiheit her- 
vorzutreten. Ich glaube, daß ich mich keines Sophismus schuldig mache, 
wenn ich behaupte, daß die Bevölkerung Elsaß-Lothringens jetzt über ihr 
Schicksal genau so befragt worden ist, wie man sie damals nach 1871 ge- 
legentlich der Reichstagswahlen über ihren Wiederanschluß an Deutschland 
befragt hat. In dem einen wie in dem anderen Falle war der Spruch der 
Wähler durchaus klar. Unter der deutschen Herrschaft waren die Wahlen 
stets entweder ein Protest oder eine Erklärung zugunsten einer auto- 
nomen Regelung; unter französischer Herrschaft hat niemals ein 
eisässischer Abgeordneter einen Protest irgendwelcher Art gegen die 
Rückkehr des Elsaß zu Frankreich erhoben. Bis zu dem Tage, an dem das 
eintreten sollte, denke ich, daß wir das Recht dazu haben, zu glauben 
und zu behaupten, daß die Rückkehr Elisaß-Lothringens zu Frankreich 
selbst ohne Volksentscheid kaum Ungerechtigkeit war. Ich begreife, daß 
der Verlust dieser Provinz schmerzlich für das deutsche Empfinden sein 
muß, ich kenne die romantische Anhänglichkeit vieler Deutscher an ein 
Land, das einen deutschen Dialekt spricht und in dem die deutsche Kultur’ 
tiefe Spuren hinterlassen hat; ich will auch gern zugeben, daß es für die 
Geutsche Meinung leichter gewesen wäre, sich vor der vollendeten Tat- 
sache zu beugen, wenn eine regelrechte Abstimmung stattgefunden hätte. 
Aber ich glaube angesichts des Fehlens aller Protestkundgebungen von 
Seiten der im Elsaß verbliebenen Elsässer nicht, daß die Deutschen be- 
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rechtigt sind, sich gegen die „Desannexion“ von 1918 in der gleichen 
B aufzulehnen wie die Franzosen seinerzeit gegen die Annexion von 

Auf die übrigen von Professor Mulert angeführten Bedenken werde 
ich kürzer und allgemeiner antworten. 

Ich glaube nicht, daß man aus meinem Buch den Eindruck gewinneti 
kann, als hegte ich eine unbegrenzte Bewunderung für den Vertrag von 
Versailles. Das die Vertragschließenden beherrschende Gefühl war 
weder die Sorge um eine zukünftige Versöhnung noch das Bestreben, dem 
Besiegten jede nicht wiedergutzumachende Verstümmelung zu ersparen, 
sondern ohne Zweifel ein tiefes Mißtrauen, das zu seiner Befriedigung 
nach tatsächlichen Garantien verlangte. Ich vermesse mich 
nicht zu wissen, wie ein Gerechtigkeitsfrieden aussehen müßte, noch wie- 
weit sich der Vertrag von Versailles von diesem Ideal entfernt. ich gebe 
ahne weiteres zu, daß er härter für Deutschland ausgefallen ist, als 
wünschenswert war. Man rechnet, daß es in Europa etwa zehn bis zwölf 
Millionen Deutscher gibt, die tatsächlich gegen ihren Willen von Deutsch- 
land abgetrennt worden sind oder in Gebieten mit gemischter Bevölkerung 


in mehr oder minder festen Gruppen zusammen leben, die unter fremder: 


Herrschaft stehen. Ich sehe gewiß ein, daß darin Gefahren liegen. Als 


Elsässer kenne ich aus Erfahrung die üblen Folgen einer Annexion und: 


den gefährlichen Haß, der daraus bei den Annektierten wie bei ihren 
Volksgenossen erwächst. Ich gebe also bereitwillig zu, daß die Männer, 
die die Karte Europas neu gezeichnet haben, in einigen Punkten zu an- 
fechtbaren und- vielleicht zu mitunter gefährlichen Lösungen gelangt 
sind. Ich bin insbesondere überzeugt, daß es unter allen Umständen 
immer außerordentlich schwer sein wird, eine gerechte Entscheidung 
über das Schicksal der Länder zu treffen, deren Bevölkerung aus deut- 


scher und slavischer Rasse unentwirrbar gemischt ist. Aber welche‘ 


praktische Folgerung soll man daraus ziehen? 


Die Pessimisten unter den real Denkenden bei uns sagen: Deutschland: 
hat in seiner Gesamtheit niemals den Vertrag von Versailles anerkannt: 


und wird ihn nie anerkennen, und Teilzugeständnisse können es nicht 


entwaffnen. Sobald es die Gelegenheit zu einer gewaltsamen Til-: 
- gung des Vertrages als gekommen erachtet, wird es den Kampf wieder 


aufnehmen. Die Deutschnationalen bereiten schon jetzt offen einen 
Revanche-Krieg vor. Sobald sich eine günstige Gelegenheit bietet, werden: 
sie den Rest des Volkes mit sich reißen. Es ist darum ein Gebot der Klug- 


heit, um jeden Preis die Autorität der „chose jugee“ zu wahren und den 


Vertrag als unantastbar zu bezeichnen, mögen daraus auch was immer für 


Schwierigkeiten entstanden sein. Es bleibt nichts anderes übrig, als die‘ 


 _unvermeidliche Explosion abzuwarten und sich so gut wie möglich da- 


gegen zu rüsten. Das ist die Lösung durch den „unvermeidlichen Krieg“, 
- die die Radikalen auf beiden Seiten mit finsterer Begeisterung auf- 
BE nehmen und mit der sich die Skeptiker ironisch oder verzweifelt 
* abfinden. i 

- Wenn man: sich dieser Schlußfolgerung entziehen will, wenn man die 


e: Hoffnung nicht aufgeben will, daß internationale Streitigkeiten selbst 


ernstester Art anders als durch Gewalt geschlichtet ‚werden können, so 
muß man als Erstes sich über die Art und Weise einigen, in der man. die 
strittigen Punkte- behandeln will. Deutschland ist der Meinung, . daß 
der in Versailles gefällte Schiedsspruch widerrechtlich sei und revidiert 
werden müsse. Es kann sich damit an die öffentliche Meinung der Welt 
wenden und versuchen, das öffentliche. Gewissen Europas zu seinen 
Gunsten wachzurufen. Das hat es bisher versucht, und das Gleiche ver-: 
suchte Frankreich nach 1871 nach der Annexion Elsaß-Lothringens. Man 
kann nicht behaupten, daß das Ergebnis 1871. sehr ermutigend gewesen 
sei. Die Geschichte hat die. Protesterklärungen der Elsässer vor der- Ver-, 
sammlung in Bordeaux und sodann vor dem Deutschen Reichstag ver- 
merkt und ist zur Tagesordnung übergegangen. Nie und nirgends hat 
man eine regelrechte Auseinandersetzung über die elsaß-lothringische 
Streitfrage erreichen können. Heute nun scheint es, als.könne man wenig- 
stens eine günstigere Möglichkeit ins Auge fassen. Es besteht ein Völker- 
bund, vor den die Zwistigkeiten internationaler Art gebracht . werden 
können. Wenn es wahr ist, daß Deutschland in Versailles Unrecht ge- 
schehen ist, ‚wenn es wahr.ist, daß die herbeigeführten Lösungen falsch 
und verderblich sind, wenn es wahr ist, daß mehr als’ zehn. Millionen 
Deutscher unter ‘einer ihnen verhaßten Zwangsherrschaft leben, so ist 
zum. mindesten die Vorstellung möglich geworden, daß der Völkerbund 
zur Untersuchung dieser. Frage angerufen werden kann, daß er die An- 
sprüche der Deutschen auf .der. einen und die entsprechenden der Polen, 
Tschechen, Dänen: oder Italiener auf der anderen Seite einander gegen- 
überstellt, Befragungen und Abstimmungen veranstaltet und so nach und- 
nach zur Besserung der durch den Friedensvertrag geschaffenen Lage 
beiträgt. \ RE 
.. Gewiß kenne ich die. Einwendungen, die man in Deutschland gegen 
den Völkerbund erhebt: ich habe sie kürzlich in einem Artikel in der Zeit- 
schrift: „La Paix par le Droit“*) auseinandergesetzt, und es ist zwecklos, 
sie hier noch einmal anzuführen. Sie scheinen mir nicht ausschlaggebend 
zu. sein. Ich glaube nicht, daß Deutschland für den Fall seines Eintrittes 
in: den Völkerbund genötigt sein. würde, ein erneutes Schuldbekenntnis 
abzulegen, noch daß es dadurch endgültig an denVertrag von Versailles: 
gekettet sei. So bleibt nur der Einwand des mangelnden Vertrauens zum 
Völkerbund. Wenn es nun aber selbst: den Völkerbund verwirft — wo ist 
dann. .ein Schiedsgericht, das von allen beteiligten Parteien anerkannt: 
werden könnte und dessen Spruch irgend welche Aussicht darauf hätte, 
für: gerecht befunden zu werden? Ich sehe keine weitere Möglichkeit, eine. 
Instanz zu finden, vor der die notwendigen Auseinandersetzungen über 
die durch .den Vertrag von Versailles entstandenen Streitigkeiten in nutz- 
bringender Weise verhandelt werden können. Und man kehrt auf Um- 
wegen zu der eben angeführten pessimistischen Schlußfolgerung zurück: 
es gibt kein Schiedsgericht, also. sind alle Verhandlungen umsonst, und nur. 
die Gewalt wird. entscheiden. : ; Ks 
Sie sehen also, zu welchem Schluß ich komme. Ich stelle die Tatsache 
fest, daß . die. öffentliche Meinung in Deutschland einstimmig auf dem 
>-#%) Juli-August 1924, S: 257. : : 3 7 7 
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Standpunkt steht, daß der Vertrag von Versailles in einer Anzahl 
von Punkten ungerecht ist und revidiert werden muß. Ich glaube, 
daß französischerseits viele, denen Gerechtigkeit und die Wieder- 
herstellung des Friedens am Herzen liegen, bereitwillig zugeben 
würden, daß Irrtümer und Ungerechtigkeiten, soweit sie von unpartei- 
ischen Sachverständigen festgestellt worden sind, in den Grenzen des 
Möglichen ausgemerzt werden; nur sind sie der Ansicht, daß es un- 
klug wäre, die Bestimmungen des Vertrages in Frage zu stellen, solange 
man sich noch nicht über das Schiedsgericht einig ist, das sich ge- 
gebenenfalls mit den Streitpunkten zu befassen, die umstrittenen 
Fragen aufzuklären und Lösungen vorzuschlagen hätte und das so 
beschaffen wäre, daß es die Anerkennung der beteiligten Parteien zu 
erlangen Aussicht hätte. Nur in dem Völkerbund aber können wir ein 
Schiedsgericht erblicken, das eine solche Aufgabe übernehmen könnte. 
Wenn es nach 1871 einen Völkerbund gegeben hätte, so hätten die wider 
ihren Willen annektierten Elsaß-Lothringer vor ihn erst ihren Protest, 
dann ihre Forderung nach Autonomie bringen können. Vielleicht hätten 
- sie da ein offeneres Ohr gefunden. als vor dem Reichstag, und der Ge- 
“ danke hat am Ende etwas für sich, daß die elsässische Frage, statt daß sie 
täglich mehr und mehr verschärft wird, auf diesem Wege einer fried- 
_ lichen Lösung hätte zugeführt werden können. Unser Wunsch ist, daß der 
 Völkerbund in dem zukünftigen Europa das schiedsrichterliche Amt aus- 
„üben möchte, das nach dem Kriege von 1871 gefehlt hat. Wenn es nach 
dem Frieden von Versailles neue Eilsaß-Lothringen gibt, so geben 
- wir es zu, daß ihre Klagen unter gewissen Bedingungen vor den 
' Völkerbund gebracht werden. Darin liegt eine Versöhnungsmöglichkeit, 
wie sie vordem nicht bestand. Wir hoffen stark, daß Deutschland sie sich 
nicht wird entgehen lassen und sich bald dazu entschließen wird, seiner- 
seits dem Völkerbund beizutreten. Von dem Tage ab, da das geschieht, 
& wird es dann eine anerkannte Schiedsgewalt geben, vor der alle inter- 
_ nationalen Streitigkeiten wie die, welche Professor Mulert erwähnt, zweck- 
entsprechend verhandelt, nach beiden Seiten hin durchgesprochen und 
_ endgültig entschieden werden können. Solange das nicht geschieht, 
E- werden sich die Auseinandersetzungen über den Vertrag von Versailles 
ewig und nutzlos hinziehen, werden weiterhin hier wie dort die Geister 
sich beunruhigen, und unaufhörlich wird über Europa die Drohung der 
Gewalt als letzten Ausweges schweben. Es scheint mir darum, daß die 
Aufgabe, an der diejenigen, die guten Willens sind auf beiden Seiten, 


zukünftigen unparteiischen Schiedsrichters vorwegzunehmen oder im 
voraus den Spruch, den er fällen soll, zu diktieren, als vielmehr ein 
ichiedsrichterliches Amt mit den größtmöglichen Sicherheiten zu erric ıten 
und die beiden Parteien zu bestimmen, daß sie sich seiner Vermittelung 


oder spät wieder zu Zusammenstößen führen müßten, die wir gemeinsam 
erabscheuen. Er RIESE RL Fe 
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mitwirken können, weniger vielleicht darin zu erblicken ist, das Urteildes 


zur friedlichen Regelung ihrer Streitfälle bedienen, welche sonst früh _ 


Zu Pfarrer J. Jezequels Mitteilung über 
die Friedensgesinnung des französischen 
Protestantismus. 

Von Ferdinand Kattenbusch. 


In Nummer 4 der „Eiche“ des vorigen Jahrgangs hat der ehemalige 
Feldprediger Herr Jules Jezequel, jetzt Generalsekretär der Französischen 
Vereinigung des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen, einen 
eingehenden Bericht über die Haltung und Stimmung der protestantischen 
Kirchen Frankreichs vor, während und nach dem Weltkrieg gegeben, der 
uns Deutschen, natürlich in erster Linie uns Evangelischen 
in Deutschland, klar machen soll, wie christlich brüderlich und ehrlich 
friedliebend unsere Glaubensgenossen in Frankreich seien. Ich begann 
die Lesung mit hochgespannten Erwartungen und der zuversichtlichen 
Hoffnung, endlich ein Wort ernstlichen Verständigungswillens und der 
Bereitwilligkeit, auch uns gerecht zu werden, darin zu vernehmen. “Aber 
ich habe diesen Bericht mit sehr schmerzlichen Gefühlen aus der Hand 
gelegt. Nicht als ob ich zu Zweifeln angeregt wäre, daß Pfarrer Jezequel 
den guten und ehrlichen Vorsatz habe, uns so freundlich, so -mild und 
rücksichtsvoll, wie ihm nur möglich, zu begegnen. Er versichert uns ein 
übers andere Mal, daß er, aber überhaupt der ganze französische Prö- 
testantismus, sich von jedem Haß gegen uns frei wisse, uns nur mit auf- 
richtig christlicher Gesinnung, wie unser gemeinsamer Herr sie verlange, 
sie seinen Jüngern auch einflöße, gegenüber stehe. Stets, schon mitten 
im Kriege, vollends als Frankreich gesiegt habe und man habe fürchten 
müssen, daß nun der Rachegeist aufflammen werde, habe er mit solcher 
Gesinnung uns gegenüber gestanden und aus ihr heraus geredet und ge- 
handelt. Ich las den Bericht wiederholt und überzeugte mich immer wieder, 
daß Pfarrer Jezequel bei sich selbst des unbedingt gewiß ist, nur festen, 
klaren Friedenssinn von derjenigen Art, die vor Jesu Christi und Gottes 
Augen zurecht bestehe, zu hegen. Aber ebenso war immer wieder das mein 
zweiter Eindruck, daß Pfarrer Jezequel selbst und, wenn er wirklich der 
Interpret der Empfindungen und Anschauungen des französischen Gesamt- 
protestantismus ist, diese ganze Million (so hoch berechnet er in 
Freuden die evangelische Minorität des französischen Volks, die doch 
letztlich Deutschland gegenüber sich weithin mit der katholischen 
Majorität einig wisse!) in eigentümlicher Blindheit vor dem Pro- 
bleme stehe. Auch ich bin durchdrungen von der Erkenntnis, daß Deutsch- 
land und Frankreich lernen müssen, sich ehrlich auszusöhnen, gegenseitig 
sich in ihrer Art, die viele Schwierigkeiten für einander bietet, anzu- 
erkennen oder doch wenigstens zu ertragen. Ohne daß wir inner- 
lich Frieden miteinander schließen, werden beide Völker zu Grunde gehen, 
das deutsche zuerst, das französische danach an. dem Leichengift, das es 
von dem großen Totenfelde her, das dann Deutschland heißt, einatmen 
wird.. Aber wenn wir nicht beide ablassen von falscher Selbstgerechtig- 
keit, so finden wir uns nicht. Vielleicht daß wir glauben dürfen, dasjenige 
Volk, das die Selbstgerechtigkeit am entschlossensten bei sich bekämpft, 
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werde dann auch im Sterben einen letzten Segen, einen Segen im Tiefsten, 
wie er in der Ewigkeit gilt, für seine Glieder davontragen. Aber grauen- 
haft wird das Völkersterben sein. Noch nie ist ein Volk für ein anderes 
oder bloß für ein solches gestorben, aneinander sind schon manche Völker 
in der Geschichte untergegangen. Sollen, wollen wir Deutschen und Fran- 
zosen wechselseitig es bei uns darauf ankommen lassen, daß wir anein- 
ander den Tod finden? Können wir nicht einander zu wahrem Leben 
verhelfen? ! 

Wieso erscheint mir Pfarrer Jezequel bei sicher gutem Willen als einer, 
der blind sei? Er will uns, wenn ich das oft betonte „ohne Haß“ 
positiv dahin deuten darf, in Liebe begegnen. Vielleicht sagt er, 
das sei zuviel von ihm verlangt, so weit vermöge er nicht zu gehen: 
solche Forderung dürften Deutsche noch an keinen „Franzosen“ er- 
heben. Darf ich wirklich bei Pfarrer Jezequel Liebe, Feindesliebe vor- 
aussetzen — bei einem „Christen“ sollte man es immer dürfen und 

-— dementsprechend tue ich es bei ihm — so habe ich den Eindruck, daß er 
sich nicht ernst genug Rechenschaft gebe, was eigentlich Liebe 
- sei und einem Feinde gegenüber verlange. Es geht praktisch 
ernstlich um Liebe, alles andere ergibt Flickwerk, nicht Erneuerung, keine 
dauernde Besserung der Verhältnisse und Beziehungen. Aber es ist uns 
Menschen nicht immer klar, was Liebe „ist“, worin sieihre echte 
Art hat. Ich muß das sogleich auch sagen im Blick auf sehr viele 
Deutsche, mindestens die eigentlich lauten, öffentlich immer 
wieder sich zum Wort und zur Tat meldenden Pazifisten bei uns. 
Dabei denke ich mit Schmerz besonders an einige Männer, denen ich 
längere Zeit gutes Zutrauen entgegengebracht habe. Die französischen 
Pazifisten lieben ihr Vaterland, und das stellt sie hoch in meinen 
Augen. Die deutschen wollen es größtenteils gewiß auch, geben aber 
oft ihr Vaterland nur einfach preis. Sie sündigen dabei nicht nur an 
Deutschland, sondern auch an Frankreich, das sie in seiner Blindheit mit 
bezug auf uns und auf sich selbst dadurch bestärken und in sein Ver- 

- derben hineintreiben. 
% Wer als Christ von Liebe redet, Liebe zu üben sich zur Gewissenssache 
macht, weiß wohl meist, daß es ihm nicht jeden Augenblick klar werden 
wolle, was die wirkliche Liebe sei und verlange. Auch wenn man lange 
* darüber nachgedacht hat, wird man im konkreten Einzelfall oft noch 
zweifelhaft sein, was denn gerade da das Rechte sei, was gerade hier dem 
Geiste Jesu Christi entspreche und aus ihm heraus entschlossen getan 
werden müsse. Sehr zweifelhaft kann man insonderheit sein, was den 
Inhalt dr Feindesliebe ausmache. Einfach und kurzweg: nach- 
geben?, sich vergewaltigen lassen?, wenn man auf die rechte Backe ge- 
® "schlagen ist, die andere auch darbieten? Sicher: sehr oft! Wenn es nur 
_ erst viele Christen gäbe, die, wo immer es ihnen von Gewissens wegen mOg- 
3 lich schiene, wörtlich nach dem Herrenworte Matth. 5, 39 handelten! Die 
auch bereit wären, einfach und sofort, wenn jemand mit ihnen rechten und 
_ ihren Rock nehmen will, den Mantel mit hinzugeben, ihm, der den Prozeß- 
weg beschreiten will, ohne weiteres den Sieg zu lassen! Im Privatleben 
möchte damit viel Friede gewahrt, viele Freundschaft geweckt, manch 
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einer durch Beschämung für Liebesgesinnung gewonnen 
werden. Ob immer? Das möchte man Gott anheimstellen. Aber kennen 
wir nicht den Fall, wo wir so gut wie sicher sein dürfen, bei bloßem Nach- 
geben und bloßem „Dulden“ mißdeutet und dem anderen zum Fallstrick zu 
werden, daß er sein Unrecht bei sich selbst für Recht erkläre und 
fortan uns gegenüber erst recht begehrlich werde? Und nähme er dann 
nicht durch uns und unsere „Liebe“ Schaden an seiner Seele? 
Nein, Feindesliebe ist nicht einfach und kurzweg dasselbe wie „Dulden“, 
Hinnehmen dessen, was uns angetan wird. Der Herr hat uns selbst ge- 
zeigt, daß er sein Wort in der Bergpredigt nicht mechanisiert, nicht wört- 
lich wie ein „Statut“, wie einen Gesetzesparagraphen behandelt wissen 
wolle: Joh.’ 18, 23. Ich weiß, wieviel Gefahr besteht, -daß wir Menschen, 
auch wir Christen, nach einem Pförtchen suchen, um im gegebenen 
Fall uns der Liebesforderung, gar der Forderung der Feindesliebe 
zu entziehen, die Sprüche der Bergpredigt wie „selbstverständlich“ nıe 
wörtlich zu nehmen, sie uns — etwa mit Hinweis auf Jesu Verhalten 
gegenüber. dem Knechte des Hohenpriesters — mindestens zu „er- 
mäßigen“. Aber es bleibt doch dabei, daß es auch falsches Nachgeben, 
falsche Friedenswilligkeit, falsche Milde gegen den Feind gibt. Und wir 
können uns wohl auch rasch klar machen, wo im Prinzip die Grenze 
der Bereitschaft, den Feind walten zu lassen, liege. Sie liegt da, wo wir 
sehen können, urteilen müssen, daß der Feind durch unser Verhalten erst 
recht „böse“, d.h. seinerseits vollends lieblos werde. Wo das der voraus- 
zusehende Erfolg unserer Leidsamkeit, unseres Verzichtens auf das, was 
von Rechts wegen uns zusteht, ist, da ist es nicht wirkliche christ- 
liche Liebe, wenn wir den Feind tun lassen, was ihn „gelüstet“, son- 
dern es ist im besten Fall irrendes Gewissen, ihm da so zu begegnen. Der 
tiefste, letzte, dr wahre Sinn der Liebe nach dem Vorbilde und im . 
Geiste Christi ist der, sich immer so zu verhalten, daß man den Mit- 
menschen für die Liebe gewinne, für sie als das Element, darin Gott 
selig ist und jenseits dessen es keine wirkliche Seligkeit für Menschen- 
herzen gibt. Die Feindesliebe bedeutet die Forderung, sich so zu ver- 
halten, daß wo möglich der Feind von seiner Feindschaft innerlich be- 
freit und für die Liebe, und das ist: für Gottes ewiges Reich, ge- 
wonnen werde. 

Ich will nicht erst davon handeln, was „Völker“ einander schulden. 
Jedenfalls nicht Frieden um jeden Preis! Wohl aber 
Frieden, der auf das Recht gegründet ist! Wo das 
„Recht“ eines Volkes nicht beachtet, gar freventlich verletzt, ge- 
schändet wird, da darf, jada soll ein Volk sich wehren! Ist ein 
ehrlich, sittlich vertrauenswerter Rechtsbund der Völker möglich, ist er 
erst mal Wirklichkeit geworden, so sehe auch ich kein moralisches Recht 
mehr für einen Krieg. Und es ist recht getan, dafür Propaganda zu 
machen, daß die Völker willig werden, lieber sich auch einmal ein Un- 
recht gefallen‘zu lassen, als voreilig an die „Waffen“ zu appellieren, dem 
vielleicht sich anbahnenden, moralisch ernstgewillten, das Völkerrecht 
gerecht verwaltenden Völkerbund lieber vorerst zu viel als zu wenig 
Vertrauen 'entgegenzubringen. Eine Grenze muß doch bleiben: die, daß 
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einem Volke nicht zugemutet werde, in Form des Rechtes versklavt, 
durch Mißbrauch eines Rechts. um sein Recht, um .seine „miensehliche“ 
Volksehre, d.h. um seine moralische Würde gebracht zu werden. 
Ein Volk muß bei sittlicher Selbsterfassung als Verwirklichung eines be- 
sonderen geschichtlichen Gottesgedankens, will sagen: einer natur- 
haft oder schicksalmäßig zusammen gehörigen Einheit mit eigen: 
tümlichen „Gaben“, dementsprechend - sittlich verpflichtenden Sonder- 
aufgaben, darauf beharren, in seiner Politik und seiner-inneren Stel- 
lungnahme zu anderen Völkern frei zu sein, d.h. souverän.in der 
Verfügung über seine Kräfte, de Organisation seines Lebens, Nuf 
dann kann es der „Menschheit“ und insofern Gott wirklich dienen, voll- 
ständig das leisten, wozu es den „Beruf“ hat. Auch das gebührt 
jedem Volke und haben die „anderen“ ihm zuzugestehen, daß es seite 
Glieder, soweit das geht, alle in seinem Verbande habe. Es ist der 
Jammer und der. Fluch des sogenannten „Friedens“ von Versailles, 
- daß uns Deutschen unter nichtigen Vorwänden in mehr als einer ‚Be: 
_  ziehung das Wort gebrochen ist, das uns bei Abschluß des Waffenstill- 
- stands mit Hinweis auf die vierzehn Wilson’schen Punkte verpfändet 
war. Frankreich ist da nicht allein schuldig an uns geworden, alle unsere 
-- Feinde sind es, wenn auch vielleicht in abgestuftem Maße. Keiner unserer 
Feinde hat sich in Versailles und seit Versailles, in der Auslegung und 
Ausführung auch nur dessen, was da von uns verlangt, uns „auferlegt“ 
worden, was irgendwie als ein ‚Versprechen angesehen werden durfte; 
wirklich ehrlich, geschweige etwa großmütig finden lassen. Wie. unwahr- 
haftig, wie willkürlich die „Abstimmungen“ inszeniert worden sind, denen 
| wir uns unterworfen hatten, ist von Prof. Mulert in den „Sieben 
_ Fragen an Henri Lichtenberger“ (Eiche 1924, S. 403—408) gezeigt 


worden. Durch den Einbruch in.das Ruhrgebiet, und was. wir seitdem 
von Frankreich erlebt haben, ist uns erschütternd vor Augen ge- 
rückt. worden, was von denen, die ‘dort die Macht hatten, ja auch-von - _ 
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E denen, die vielleicht „einlenken“ wirklich „wollen“, als gerecht wider 
uns erachtet wird. Die‘ Art, wie dort „Gefangene“ gemacht, „Unter- 
E suchungen“ geführt, „Strafen“ verhängt worden, spottet dem, was der 
- edle Name der „Justiz“,.die Heilighaltung der Moral bei der Behandlung 
-- auch von „Angeklagten“, verlangt. Prof. Deißmann hat in seiner 
Antwort an Prof. Wilfred Monod (Eiche 1924, speziell S. 241 ff.) aus- 
geführt, wie verbrecherisch diejenigen selbst gehandelt haben, die auf 
deutsche Verbrecher fahndeten und solche, wo sie keine fanden, sich zu- 
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z die „Lage der Gefangenen im Ruhrgebiet“ berichten, so schonend: für 
französisches Empfinden sie sich ausdrücken, lassen doch erkennen, wie 
_  unbegreiflich für wirkliches Rechtsgefühl die Behandlung mindestens der 
„sous secret“ gehaltenen „Gefangenen“ ihnen erscheine. ee er 
Aber warum rede ich von all derartigem gerade Herrn Pfarrer Jules 
Jezequel gegenüber? Kurz gesagt: weil ich sehe, daß-er meint, sich um 
all das einfach nicht kümmern zu brauchen, was wir Deutschen zu 
“ dem Tun und Lassen der Franzosen in, Hinsicht des Kriegsaus-. 

 bruchs, der Kriegsführung, _der Einholung.. von .„Sank- 
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recht machten. Die „Ausländer“, die in der „Eiche“ 1924 S. 201 ff. über 


tionen“ für „bösen Willen“ (sabotage) in der Erfüllung der For- 
derungen des Friedens von Versailles, etwa sagen. Wir sind für ihn in 
jedem Sinn ein gerichtetes Volk. So gilt ihm kurzweg das ‚fiat 
justitia, und er hält sich ohne alles Weitere überzeugt, daß Frankreichs 
leitende Männer tun, was ihrem armen; aus tausend Wunden blutenden 
Volke zukomme, was der „Menschheit“ und dem allgemeinen 
„Weltfrieden“ diene, was uns Deutsche vielleicht auf die Dauer 
dazu bringen werde, unsererseits ehrlich mit Frankreich zu verfahren, 
wenn nicht, dann wenigstens uns unschädlich mache. „Sicherheit“ für 
Frankreich, dies Schlagwort ist auch für Pfarrer Jezequel eine Forderung, 
die uns gegenüber aufrecht erhalten und durchgesetzt, ein für alle 
Mal bis aufs denkbar äußerste verfochten, mit allen denkbaren „Vor- 
sichtsmaßregeln“ gedeckt werden müsse, nun, als ob wir über- 
wiesene Verbrecher seien. Der französische Protestantismus 
atmet noch in dieser Pestluft. Daß wir Deutschen „allein“ am Kriege die 
Schuld tragen, „allein“ unmenschlich im fremden Lande gehaust 
haben, immer wieder Ausflüchte suchen, um uns der „Reparationspflicht“ 
zu entziehen, im.Stillen auf den Tag der Rache lauern, das alles ist 
deutlich für Pfarrer Jezequel eine ausgemachte Sache. „Natürlich“ wider- 
sprechen wir Deutschen. Aber das tun Verbrecher ja immer. Ja, wenn 
Deutschland Einkehr bei sich selbst zu halten, wenn es Buße zu tun, Frank- 
reich sein „Recht“ zu geben, seine Wüsten wieder zu lachenden Gefilden, 
wie sie es waren, zu gestalten ernstlich sich gewillt zeigte, feste, volle, 
lange Proben von Sinnesänderung und Vertragstreue geben möchte, so 
würde das französische Volk eines Tages irgend einem Rest von 
„Pflichten“ gegenüber wohl Gnade vor Recht ergehen lassen. Vorerst 
möge es uns genügen, daß Frankreich, jedenfalls das protestan- 
tische Frankreich, „keinen Haß“ gegen uns hege, ja auch der Liebe 
Raum gebe, soweit es möglich sei. : 

Rede ich zu bitter über Pfarrer Jezequel? Tue ich ihm Unrecht? Viel- 
leicht hat er wirklich diese Meinung. Aber ich bitte ihn, doch nochmal 
die folgenden Worte und Ausführungen in seinem Aufsatz zu über- 
legen (S. 523): 

- „Als der Sieg kam, sahen wir in ihm nur das Mittel, um allen (Völkern) Ge- 
rechtigkeit widerfahren zu lassen. Ich versuche hier, das Empfinden der Masse des 
französischen Volkes zu beschreiben, das vom Protestantismus geteilt wurde. Es 
ist sehr wahrscheinlich, daß die Dinge dem deutschen Volke nicht im selben Licht 
erscheinen. Aber ich will im Augenblick nicht untersuchen, wer von uns beiden 
recht gesehen hat. Ich bin selbstverständlich (!) tief überzeugt, daß die Vernunft 


und das gute Recht auf unserer Seite sind, ich habe in dieser Hinsicht nicht den 
geringsten Zweifel.“ (!) 3 

Pfarrer Jezequel hat „am Tage nach dem Siege, einem unbestreitbaren Siege“, in 
seiner Eigenschaft als Feldprediger „an der Front feststellen dürfen: es ist kein Haß 
vorhanden“. Aber ein zwiefacher und sehr natürlicher Wunsch bestand für Frank- 
reich (wie ich völlig begreife; wir würden im umgekehrten Falle uns nicht anders 
gestellt haben!), ı. der: Wiedergutmachung für allen Schaden zu verlangen, und 
2. der: vor einer Wiederkehr der Schrecken, die es soeben erlebt hatte, vor jedem 
neuen Angriff gesichert zu sein. Es erlebte „nun die bitterste Enttäuschung“. Seine 
Verbündeten weigerten sich, „den Garantievertrag zu unterzeichnen, der ihm 
Sicherheit gegeben hätte, im Falle eines Angriffs nicht allein zu stehen“. „Und es 
sah, wie die verschiedenen deutschen Regierungen aus allen Kräften (!) versuchten, 
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die Bedingungen der Abrüstung zu umgehen, die sfe angenommen hatten, und da- 
bei den denkbar schlechtesten (!) Willen bezeugten, die notwendigen Reparationen 
auszuführen.“ 

Seite 524: „Ich maße mir nicht an, die innere Politik Deutschlands beurteilen 
zu wollen. Noch einmal, ich beabsichtige nicht, Deutschland hier den Prozeß zu 
machen. Ich weiß wohl, daß es über die Fragen der Reparationen und der Sicher- 
heit viel zu sagen hat. Die Argumente, die es für seine Verteidigung oder seine 
Rechtfertigung vorbringt, sind weit davon entfernt, mir von beweiskräftigem Werte 
zu erscheinen.“ Pfarrer Jezequel konstatiert einfach, daß er „weit entfernt“ ist, irgend 
etwas von dem „vielen“, das wir „zu sagen haben,“ so zu finden, daß er darauf zu 
hören brauche! Folgt noch ein spezieller Appell an die deutschen Kirchen, „end- 
lich “ in unserm Volke für die Befriedigung der vollkommen berechtigten, auf das 
Notwendige beschränkten Forderungen Frankreichs sich einzusetzen, uns das Ge- 
wissen zu schärfen. 

In diesen Ausführungen des Herrn Pfarrers Jezequel ist mir das Er- 
schütterndste die Leichtherzigkeit, mit der er jede Diskus- 
sıonmituns Deutschen einfach ablehnt. Wir haben, das 
weiß er wohl, zur Sache „viel (!) zu sagen“. Aber was geht das Frank- 

_ reich an, das in absolut jedem Sinn ein reines Gewissen hat. Frankreich 
„hegte keinerlei imperialistischen Ehrgeiz“, S.523. Es kennt keinen 
- solchen und brennt darauf, auch uns das „Wohlwollen“ zu bezeugen, das 


es gegen alle Völker hegt. Deutschland hat noch durch nichts gezeigt, daß 


es dessen wert ist. Frankreich hat längst „durch Taten bewiesen (!), daß 
es die ihm schuldigen Reparationen nicht nach Art eines Shylock rekla-: 
miert“, S.525. Ach, Frankreich ist ja von jeher so vornehm, so ritterlich 


gewesen! Und wie eroberungssüchtig, wie niedrig hat sich Deutschland 
gezeigt! Lügner gibt’s in Frankreich nicht; Herr Poincare ist die Wahr- 


haftigkeit selbst, hundertmal hat er gesagt, ja beschworen, daß Deutsch- 


land bei den Reparationen Frankreich betrogen hat, eine bestimmt be- 
zifferte Menge, ja tausend und mehr Telegraphenstangen nicht geliefert 
hat, beim friedlichen Ruhreinmarsch sich widerspenstig erwiesen und für 


Gewalt erklärt hat, was Milde war. Redet mir nicht dawider, ihr Deut- 


schen — ein Franzose, ein französischer Protestant, bedarf keiner Be. 
lehrung über euch! Ihr habt nur endlich einzugestehen, was ihr 
auf dem Gewissen habt, und der Menschheit den Frieden ‚„zurück- 
zugeben“. 
Es ist schmerzlich, sehr schmerzlich zu sehen, daß in Frankreich das 
- Gewissen so selbstsicher ist, wie Pfarrer Jezequel bezeugt. Wir unserer- 
seits sind längst willig zuzugeben, daß wir „mit“ eine Schuld an ‚dem 
Kriege haben. Manches in unserem Verhalten hatte die anderen Völker 
mißtrauisch machen können. Wir waren nicht „bescheiden“, als wir stark 


und mächtig waren, haben manch törichtes, unbesonnenes, hochmütiges _ 


Wort hinausklingen lassen, das uns in falsches Licht stellte. In Wahrheit 
haben wir uns nur dessen gefreut, daß wir endlich in der Geschichte auch 
wieder einen „Platz an der Sonne“ erhalten hätten. Aber wir haben den 
_ Anwandlungen zu falschem Stolze nicht widerstanden, haben die 
„anderen“ gereizt. Und wir gaben unsere schlichten, einfachen Sitten 
vielfach auf; es war mit wachsender Wohlhabenheit sehr viel Genußgier 
_ entstanden. Der Mammonismus, das „Geschäft“, praktischer Materialis- 
mus hatte eine Blütezeit. Jedoch das alles gehört ja wohl in das Kapitel 
# unseres - Innenlebens, unserer Moral, unserer Stellung zu Gott. Ob 
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Pfarrer Jezequel uns Frankreich auch als Vorbild rechter Moral! und. 
Frömmigkeit meint vorhalten zu können, weiß ich nicht; in dieser Be- 
ziehung würden wir gern von ihm lernen, wenn es gehen sollte. "Was 
wir nach dem Zusammenbruch an und bei’uns selbst erlebt haben, hat 
uns jeden Tugendstolz ausgetrieben. Pfarrer Jezequel zeigt uns ein 
Glanzbild seines Volkes; der Gesamttenor der Schilderung, die er. vom 
ihm gibt, atmet lauter Befriedigung, er wird gewiß auch  Schattenseiten: 
an ihm kennen, aber solche auch nur anzudeuten, verbietet sich mindestens 
uns Deutschen gegenüber. Wenn wir uns‘ beklagen über das Verlangen. 
der Besatzungsbehörden, „Mädchen“ herbeizuschaffen (zu „liefern“), 
Bordelle zu errichten usw., so braucht kein Franzose davon Notiz 
zu nehmen; so was- „rechnet nicht“. Was wir von den Besatzungs- 
truppen erlebt haben, mag uns falsche Vorstellungen erweckt haben. 
Das Militär, und was an Begleitung aus: Frankreich: mitgebracht wurde, 
mäg im. Privatsinne nicht .die glücklichste Repräsentation der größen 
Nation sein. Ich weiß, wir selbst dürfen von vielen Vertretern unseres 
„Militärismus“ kein Rühmens machen. Es sei: Frankreich daheim,: in 
seinen Familien, in seinem bürgerlichen Leben, steht vielleicht 'sögar 
höher -als Deutschland. So wollen ‚wir. versuchen, zu ihm in’ Achtung 
hinüberzublicken. ‘Ich will ausdrücklich bezeugen: ich halte es durch- 
aus für wahr, was uns Pfarrer Jezequel berichtet über den Friedens- 
willen der Kreise, zu denen er selbst gehört, bis in den Krieg hinein. 
Ob: er es mir glaubt, daß wir, „meine“ Kreise, auch ernstlich und 
nur Friedens willen hatten? Daß wir im Sommer 1914 so: er- 
schrocken wie das „französische Volk“ :waren, als das Gewitter so plötz- 
. lich aufstieg? Er berichtet (S. 523) von der „zwiefachen leuchtenden 
Schau’ eines geretteten Vaterlands und einer. 'befriedeten Menschheit“, 
die alle französischen Soldaten in den Krieg und durch den Krieg hin- 
durch begleitet ’hätte. Der „Gedanke, daß sie in den Krieg zögen,'der den 
Krieg töten würde“, habe jeden im Heere beseelt und stark, treu bis zu- 
letzt, gemacht. Wirklich: so idealistisch sind wir Deutschen nicht ge- 
wesen. Wir haben nur an unser Vaterland gedacht, das wir plötzlich von 
Östen und Westen, von ungeheuerer Über macht bedroht sahen. Pfarrer 
Jezequel glaubt uns ja nun mal nichts. Wir aber wissen, daß Ruß- 
Jand den Krieg wollte, nicht der arme Zar, aber Leute, die stärker 
waren. als er. Die russischen: Archive und unsere eigenen sind geöffnet, 
und ihre Publikationen haben klar gemacht, wo seit langem die Fäden ge- 
sponnen worden, die uns verstricken sollten. England und Frankreich 
hüten sich, 'etwas.aus ihren Archiven zu veröffentlichen, sie wissen’ warum. 
Aber einige Wissende haben auch dort'der Wahrheit die Ehre gegeben. 
Ehre und Dank solchen tapferen Männern, einem Morel usw.! Ob ein 
Georges Louis. von seinen Landsleuten angehört wird? Schwerlich. Man 
müßte dann ja einwilligen, daß, was wir „unsere. Schuldlüge“ 
nennen, das „Eingeständnis“ bei dem Diktat von Versailles, mal wirk-- 
lich im Lichte der seither geschaffenen Aufklärung erwogen würde, 
nämlich von der öffentlichen Meinung in England und Frankreich. Die 
Stunde wird kommen (sie kann nicht ausbleiben), ‘wo diese öffentliche 
Meinung, das Volksgewissen unserer Feinde bezüglich des „Weltkriegs“, 
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mit Schreck des inne werden wird, welcher Irreführung sie erlegen sind. 
Noch findet man es nicht erwägenswert, ob ein Poöincare, Delcasse usw. 
auch nur „mit“ Schuld am Kriege gehabt haben. Noch ist selbst ein‘ so 
wohlwollender Mann wie Pfarrer Jezequel „selbstverständlich tief über- 
zeugt“, hat auch ein solcher „nicht den geringsten Zweifel“, daß Frank- 
reich nur ein Opferlanm gewesen ist. I 

Ich nenne däs die „Blindheit“ des französischen Protestantiämug 
dem Probleme des „Weltfriedens“ und einer Aussöhnung mit 
Deutschland gegenüber. Wir ‘dürfen es vor Gottes An gesicht 
bezeugen, daß‘ wir willig sind, alles an Schüld auf uns zu nehmen, wäg 
wir wirklich zu sühnen haben. Wir wissen, daß Gott weiß, daß nicht 
wir „allein“ die Schuld tragen, und verlassen uns darauf, daß ein Tag der 
Wahrheit von ihm heraufgeführt wird. Sobald wir auch nur den 
leisesten Klang eines Mitschuldbewußtseins bei Leuten, wie dem sicher 
nicht etwa „heuchlerisch“ uns seines „Wohlwollens‘‘ versichernden Jeze- 
quel (oder Monod usw.) vernehmen werden, dürfen und werden 
wir hoffen. er 
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Ehrlicher Pazifismus. 

ou iheodor Kaftag. * Br 

Im Juliheft des vorigen Jahres hat Herr Präsident Dr. Curtius:-in 
einem „Der Weltbund der Kirchen und der kirchlicher Korporationen“ 


überschriebenen Artikel über christlichen Pazifismus viel Richtiges und 
Gutes gesagt, dem wir gewiß alle, ohne uns aufs Wort festzulegen, zu- 
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stimmen. Wenn ich jetzt das Wort erbitte, um über: „Ehrlichen ‚Pazifis- 


mus“ einige Gedanken vorzutragen, so habe ich den Pazifismus im Auge, 
der nicht ein spezifisch christlicher ist, sondern sich vielleicht als’ kul- 
tureller Pazifismus ‘bezeichnen ließe. Dieser dürfte den spezifisch christ- 
lichen Pazifismus an Ausdehnung sehr erheblich übertreffen. Damit‘ will 
ich aber nicht sagen, daß mein Wort über ehrlichen Pazifismus die christ- 
lichen Pazifisten nichts anginge. Im Gegenteil, wenn ich auf diese.-in 
der Welt das Auge richte, sonderlich auch auf die in Amerika, kann ich 
nur lebhaft wünschen, daß auch sie meinem Worte Beachtung schenken: 
- Sehon unser Freund Curtius hat darauf hingewiesen, welch ein ge- 
waltiges Übel der Krieg ist. Es ist ja überhaupt ein Märlein, was unter 
den Pazifisten geglaubt wird, alle, die ihnen nicht zustimmen, hätten keit 
Auge für die Greuel des Kriegs. Der Krieg ist ein entsetzliches "Übel: 
Im Krieg als solchem entscheidet nicht das Recht, sondern die ‘Macht. 


‚Der Krieg, sonderlich wenn er länger dauert, verroht die einzelnen wie 


die Völker. Er gießt unsagbares Elend aus auf Ungezählte, auf Un- 


2 schuldige und Schuldige. Und dem sollten wir das Wort reden? Noch 
-  törichter als die Meinung vieler Pazifisten, wir, die wir nicht zu ihnen 


gehören, sähen die entsetzlichen Greuel des Krieges nicht, ist die Meinung 


- der Antipazifisten, es bedürfe-ab-und zu eines Krieges zur Auffrischung 


des Lebens der Menschheit. Das, was uns dem üblichen, dem kulturellen 
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Pazifismus zu widersprechen treibt, ist nichts anderes als die tiefere Er- 
kenntnis, wie.es um die Menschheit in Wirklichkeit bestellt ist, die tiefere 
Erkenntnis des radikalen Bösen, von dem Kant gesprochen hat. Der Krieg 
wird nicht aufhören, solange die Menschheit so bleibt, wie sie ist. Er ist 
das unabweisliche Produkt der sündengetränkten Art der Völkergemein- 
schaft. Wer das in Abrede stellt, der wasche seine Augen und besehe das 
Friedensdiktat von Versailles, der betrachte den heutigen Militarismus 
Frankreichs, der das alles, was man preußischen Militarismus genannt 
hat, kräftiglich überbietet, der studiere das Treiben der Franzosen in den 
mit Recht und den mit Unrecht besetzten Gebieten, wie mancher Neu- 
trale das mit gewaschenen Augen getan hat, der erwäge, was für unnatür- 
liche Staaten Frankreich mit seiner Gefolgschaft im Osten geschaffen hat 
und zwar als Helfershelfer, Deutschland in seiner Erniedrigung und 
seinem Elend geknechtet zu halten, und:dann komme er und sage: Ei, 
warum sollte aus solcher Saat Krieg erwachsen? 

Hier, hier in der rauhen Wirklichkeit dr Gegenwart mögen 
die Pazifisten die Erklärung suchen, warum wir Nichtpazifisten nicht die 
Vermeidbarkeit der Kriege zu glauben vermögen; sonderlich die 
Amerikaner sollten das tun, die durch ihr Eingreifen in den Krieg die 
Herrschaft Frankreichs begründet haben und jetzt den Standpunkt ver- 
treten: Was geht uns Europa an? 

Aber trotz alledem, wir versagen uns nicht dem christlichen Pazi- 
fismus, wie ihn unser Freund Curtius vertreten hat. Nehmen wir also 
einmal an, der Krieg sei vermeidbar, wie die kulturellen Pazifisten das 
vertreten, versetzen wir uns in die damit gegebene Aufgabe, allen künf- 
tigen Kriegen vorzubeugen, wie soll das zur Ausführung 
kommen? 

Etwa so, wie Frankreich heute den ewigen Frieden durchsetzen will, 
d.h. so, daß alle befriedigten Völker sich in einem Völkerbund zusammen- 
tun, um durch Waffengewalt die zertretenen Völker in ewigem Elend zu 
erhalten? . Ist das Pazifismus? Christlicher jedenfalls nicht. Ich 
glaube, auch nicht kultureller. Ja, ich wage zu sagen, kein Friede, der 
seine Gewähr in sich trägt. Bestehen kann nur, was schließlich von Gott 
stammt, nicht aber, was des Satans Werk ist. Bohren wir weiter! Wenn 
nicht so, wie dann? In welcher Weise soll sich ewiger Friede auf Erden 
durchführen lassen? Ich kenne hierauf nur eine Antwort: durch wirk- 
same Anerkennung der Nationalitäten und der Selbstbestimmung der 
Völker. Ich gebe diese Antwort um so gewisser, als sie von Tausenden 
gegeben wird und gerade dem modernen Weltbewußtsein entstammt. Da- 
bei übersehe ich nicht die Schwierigkeiten, welche rein real einer Durch- 
führung dieser Grundsätze erwachsen.: Ganz abgesehen von den tunkulti- 
vierten oder doch kaum kultivierten Völkern, die hier außer Betracht 
bleiben können, es wird unvermeidlich immer national gemischte Staats- 
gebiete geben. Da freilich wird man helfen können durch gründliche Ver- 
nichtung der Parole: Cujus regio, ejus natio, die an Scheußlichkeit der 
„noch scheußlicheren Cujus regio, ejus religio nicht klafterweit nachsteht, 
durch wirksame Geltendmachung der Minoritätenrechte in allen Staaten. 


Aber. es gibt noch-andere Hemmungen, zum Teil geographischer Art, zum 
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Teil begründet in dem Wechsel der nimmer still stehenden Geschichte. 
Aber das alles sage ich hier nur, um nicht dem Schein zu verfallen, als 
hielte ich die Grundsätze der Nationalität und der Selbstbestimmung für 
eine Zauberformel.‘ Auch hier wird sich der Satz behaupten lassen: Wo 
ein Wille ist, da ist auch ein Weg. Vor allem aber: sollen wir uns eine 
den Krieg ausschließende Weltordnung denken, werden es jene Grund- 
Sätze sein müssen, die im allgemeinen dieselbe bestimmen, mag sich im 
Einzelfall ergeben, was so oder so die reine Durchführung dieser Grund- 
sätze trübt. 

Vielleicht habe ich in dieser letzten Ausführung die Pazifisten, 
wenigstens die ernsthaften Pazifisten, ob auch mehr oder weniger, auf 
meiner Seite. 

Nun wohl! Dann taucht jetzt eine ganz große Frage auf. Wie und 
wo soll diese Friedensära einsetzen? Etwa auf Grund 
der augenblicklich bestehenden Ordnung? Einer Ordnung, wie sie z.B. 
das Friedensdiktat von Versailles geschaffen hat? Unmöglich! $o 
sagen nicht nur wir Deutschen, wenn auch wir heute vielleicht am lau- 
testen. Oder wagt man dem entgegenzuhalten: einmal muß eben dieses 
Einsetzen der Friedensära erfolgen. Wenn heute die Deutschen, die 
Ungarn usw. nicht zufrieden sind, zu anderer Zeit sind andere nicht zu- 
frieden. Das bringt der Lauf der Dinge mit sich, daß sich allerlei Volk in 
allerler fügen muß. Daran darf die gewaltige weltbeglückende Neu- 
ordnung nicht scheitern. 

Solehe billige Reflexionen können jenes aus den letzten Tiefen des 


. Menschenlebens geborene Unmöglich nicht auflösen. Das mag ein Poincare 


glauben, aber das ist ein Wahn. 

Wer daran irgend zweifelt, wer etwa meint, hier erhöbe im Grunde 
nur das schlechte Volk der Deutschen einen Einspruch, der gehe zu 
jedem Volk der Erde und frage: Bist du bereit, wenn dein Land 


' dergestalt zerfleischt und von einem fremden Korridor durchschnitten ist, 


wie heute Deutschland, wenn Millionen deiner Volksgenossen des Vater- 
lands beraubt sind, bist du bereit, diesen Zustand als Grundlage eines 
ewigen Friedens anzuerkennen? Von keinem einzigen Volk der Erde 
wird er ein Ja heimtragen. 

Sol in Kraft der Anerkennung der Nationalitäten und der Selbst- 
bestimmung der Völker eine Ära des ewigen Friedens heraufgeführt 
werden, dann ist die entsprechende, ja die unweigerliche Voraus- 
setzung die, daß die heute bestehende Völkerwelt zuerst von einem 


gemeinsamen internationalen Rat nach eben diesen Grund=_ 


sätzen neu geordnet wird. Das steht so fest wie dies, daß 
man nicht ein Gebäude von Stein auf Autenden Wasserwogen erbauen kann. 
Und damit bin ich so weit, daß ich jetzt sagen kann, was ehrlicher 


_Pazifismus ist. Das ist der Pazifismus, der seine ganze Kraft auf jene 


Neuordnung als auf die unentbehrliche Grundlage einer ewigen 


ist Geschwätz und Heuchelei. Ein ehrlicher Pazifismus muß zuerst 
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Friedensära konzentriert. Aller Pazifismus, der das nicht tut, ist ein 
_ Bestreben, den Bau eines Gebäudes bei dem Dach zu beginnen. Jeder 
Pazifismus, der hier versagt, mag er in Europa oder in Amerika rumoren, 


die Neuordnung der Welt nach 'den Grundsätzen erstreben, in: deren 
Kraft-allein die ewige Friedensära bestehen kann. er 
Wird diese. unweigerliche Voraussetzung des ewigen Friedens erreicht 
— .dann wird zweifellos mancher ungläubige Thomas ein gläubiger Thomas 
werden. u 


Zur Frage der Kriegsschuld. 
Vonsktiedrrch Curtius 


Bei der Stuttgarter. Verhandlung über die Kriegsschuld hat man aus 
guten Gründen darauf verzichtet, die deutsche Ansicht über die Ent- 
stehung des Kriegs auszusprechen und zu begründen. Man hat sich auf 
die Forderung beschränkt, an Stelle des einseitigen, parteiischen und durch 
die Reparationsfrage bestimmten Diktats von Versailles solle der Richter- 
spruch eines unparteiischen, nur von: dem. Streben nach Wahrheit ge- 
leiteten. Tribunals treten. Dafür ist die Mitwirkung der ausländischen 
Weltbundvereinigungen erbeten worden, weil die Arbeit für die Völker- 
versöhnung eine von dem Gift. des Artikels 231 gereinigte Atmosphäre 
voraussetzt. Der Erfolg des Antrags hängt von der englischen Vereini- 
güng des Weltbundes ab. Diese aber. vermeidet jeden Schritt, der:der 
englischen Politik unbequem werden könnte. Englische Politiker werden, 
wenn sie unter sich sind, nicht ohne ein Augurenlächeln über den. Ar- 
tikel 231 reden. Aber sie erstreben die Erhaltung der vollkommenen 
Harmonie mit Frankreich. Und in Frankreich wird jeder Zweifel an :der 
kindlichen Unschuld der französischen Vorkriegspolitik als eine‘. Be- 
drohung empfunden. Vor: wenigen Tagen sagte mir ein sehr besonnen 
und gerecht denkender Franzose, kein Mitglied des Weltbundes, die 
Masse des französischen Volkes sei ‚tatsächlich in der Meinung in den 
Krieg gezogen, daß das ahnungslose Frankreich von Deutschland über- 
fallen und zum Kampfe für seine Existenz gezwungen worden sei. - Ohne 
diese die Masse beherrschende Vorstellung wäre die Kriegführung un- 
möglich gewesen. Aus diesem Grunde sei es ein Bedürfnis der inneren 
Politik Frankreichs gewesen, die deutsche Kriegsschuld, so wie geschehen, 
. zu fixieren, und es bedeute auch jetzt noch eine Gefährdung jeder fran- 
zösischen Regierung, .wenn dieser Glaube erschüttert werde. Offenbar 
ist die Geschichtsauffassung des Artikels 231 für die Franzosen, was die 
Unfehlbarkeit der Kirche für die Katholiken ist: die Gebildeten müssen 
ihre Zweifel verschweigen und unterdrücken, damit die Masse nicht be- 
unruhigt wird. So erklärt sich auch die Haltung der französischen Pro- 
testanten, wie sie uns in den gewiß gutgläubigen Ausführungen des Herrn 
Jezequel im Oktoberheft der Eiche entgegentritt. Alle den wahren. Sach- 
verhalt aufklärenden Veröffentlichungen dienen nur dazu, den franzö- 
sischen Widerspruch gegen die Enthüllung der Wahrheit zu verstärken. 
Deshalb werden vermutlich auch die Engländer gegen jede neue-:Unter- 
suchung. der Kriegsschuld protestieren. Denn die Erhaltung der englisch- 


französischen Duarchie ist zur Zeit noch.der beherrschende Gesichtspunkt 
der englischen Politik. = i 5 
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Aber auch, wenn der in Stuttgart formulierte Wunsch nicht erfüllt 
wird, ist es gut, daß diese Aussprache erfolgt ist. Sie ist die Antwort auf 
die immer wiederholten Versuche, das christliche Gewissen innerhalb 
Deutschlands für ein wahrheitswidriges, aber dem Sieger erwünschtes 
Schuldbekenntnis zu gewinnen. Es ist gut, daß das Ausland von der Er- 
folglosigkeit solcher Bemühungen überzeugt wird und sich danach richten 
kann. Wenn wider Erwarten eine internationale, unparteiische Unter- 
suchung wirklich stattfände, so würde das Ergebnis im besten Falle ein 
negatives sein. Das Urteil der Kommission würde dahin gehen, daß 
Artikel 231 des Versailler Vertrags als ein Ausdruck geschichtlicher 
Wahrheit nicht zu betrachten ist. Die vollkommene Enthüllung der Ur- 
sachen des Krieges ist eine rein wissenschaftliche Aufgabe, um welche 
sich die Geschichtsforschung noch in Jahrhunderten bemühen wird. 
Dieser Arbeit kann natürlich durch das Urteil einer heute zusammen- 
tretenden Kommission ebensowenig eine Schranke gezogen werden wie 
durch das Diktat von Versailles. Dieses wäre ja überhaupt blanker Un- 


 sinn,: wenn es etwas anderes sein wollte als ein Versuch zur Motivierung 


der -.exorbitanten Reparationsforderungen. Es handelt sich bei dem 


 Schuldspruch nicht um eine geschichtliche Wahrheit, sondern um eine 
Schuld im juristischen Sinne als Grund der Schadenersatzpflicht. Eine 
solche -Schuld ist ein Rechtsverhältnis zwischen zwei Personen, während 


es sich bei dem Urteil der Geschichte um eine Sünde gegen Gott und die 
Menschheit handelt. Faßt man aber die Schuld in dem allein möglichen 
juristischen Sinne, so ergibt sich, daß die Gleichstellung der „alliierten 
und assoziierten Nationen“ in Artikel 231 dessen Behauptung widerlegt. 
Man vergleiche, um die Extreme zu nennen, Japan und Belgien! Japan 


hatte nicht die geringste Ursache, sich über Deutschland zu beschweren. 


Es hat Deutschlands Notlage benutzt, um gegen die bis dahin befreundete _ 
Macht einen Eroberungskrieg zu beginnen. Dagegen ist Belgien von 
Deutschland rechtswidrig überfallen worden und hätte, was auch die 
deutsche Regierung von Beginn des Krieges an anerkannt hat, nach allen 
Regeln des Rechts Anspruch auf vollkommenen Schadenersatz gehabt. 
Wäre die Absicht der Sieger auf eine gerechte Entscheidung gegangen, 


so hätte der vollkommene Schadenersatz für Belgien allen anderen An- 


Br sprüchen vorgehen müssen. Daß dies nicht geschehen ist, beweist, daß 
die: Motivierung der Reparationsforderungen nur ein Vorwand war. Es 
_ wäre gut, wenn man sich gewöhnte, die sogenannte Schuldfrage nicht, wie 
es der Versailler Vertrag tut, als eine einheitliche und geschichtliche, 
sondern, wie es sachgemäß ist, als eine juristische zu betrachten, die in 
Folge dessen für das Verhältnis zu unseren verschiedenen Gegnern einen 


ganz verschiedenen Charakter hat. Vielleicht würde durch diese Be- 
trachtungsweise eine Annäherung der Beurteilungen gefördert werden. 
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Der Kongreß des Weltbundes für Freund- 


schaftsarbeit der Kirchen 
in Buffalo, 10. bis 13. November 1994.) 


won-juriumschreieer 


Zwei Konferenzen waren in geschickter Weise zusammengelegt, die- 
jenige des amerikanischen Zweiges der Weltorganisation „on life and 
work“ oder, wie wir sie nennen, „für praktisches Christentum“ und der 
Jahreskongreß des amerikanischen Zweiges des Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen. Die Versammlungen fanden fast alle in dem 
großen und vornehmen Hotel Stadler statt. Das ist-eines der amerika- 
nischen Riesenhotels mit 19 Stockwerken und 1200 Zimmern, mit zahl- 
reichen Klub- und Konferenzzimmern, “Sälen und allem Komfort der 
Großstadt. Nur eine Massenversammlung fand in der städtischen Musik- 
halle statt, die wohl 4000 Sitzplätze enthält, aber von mehr als 5000 
Menschen gedrängt gefüllt war. In der Aufstellung und Durchführung 
von Konferenzprogrammen sind die Amerikaner Meister. So wechselten 
geschäftliche Besprechungen im engeren Kreise, Kommissionssitzungen, 
Plenarversammlungen mit einigen hundert oder tausend Delegierten und 
Massenversammlungen in bunter Folge. Auch ein Paradediner von 600 
Personen in glänzender Toilette, das trockene Kuvert zu 13 Mark, fehlte 
nicht. Zu einem anderen ähnlichen Diner in kleinerem. Umfang hatte der 
Weltbund sogar seine Freunde auf seine eigenen Kosten eingeladen. Die 
bei solchen Kongressen in Deutschland üblichen und bisweilen ziemlich 
überflüssigen Begrüßungen aller möglichen Instanzen fehlten. “Dafür 
luden die vornehmen Klubs der Stadt die Delegierten zu Nachmittags- 
kaffees oder stellten wenigstens ihre Räume zur freien Verfügung. Daß 
nebenher in zahlreichen Kirchen und Sälen viele Versammlungen ab- 
gehalten wurden, in denen die auswärtigen oder ausländischen Delegierten 
sprachen, und daß die Zeitungen über die Verhandlungen täglich spalten- 
lange Berichte brachten, braucht kaum erwähnt zu werden. Dem deut- 
schen Delegierten, Prof. D. Julius Richter von der Universität Berlin, be- 
gegnete man allerseits mit ausgesuchter Höflichkeit und gab ihm immer 
wieder in kleinen und großen Versammlungen das Wort. Da in Buffalo 
und Umgegend an 200000 Deutsche und Nachkommen von deutschen ° 
Familien wohnen, wurden auch deren Pastoren und die deutschen Ge- 
meinden zu eigenen Versammlungen zusammengerufen, in denen aller- 
dings auch die Aussprache teilweise englisch erfolgen mußte. So war also 


vom I. Oktober 1924, schreibt zum Besuche von Prof. Julius Richter: 

„Professor Julius Richter ist von Anfang an einer der Führer der Deutschen 
Weltbundvereinigung gewesen. Er ist seit Jahren Professor für Missionswissen- 
schaft und Religionsgeschichte an der Universität Berlin. Er ist auch der Heraus- 
geber der „Allgemeinen Missionszeitschrift“. Seine dreibändige „Geschichte der 
evangelischen Missionen“ ist ein klassisches Werk geworden. Er ist auch stell- 
vertretender Vorsitzender des Edinburger Fortsetzungskomitees. Er spricht sehr 
fließend Englisch und ist einer der beredtesten Männer innerhalb der deutschen 
Kirchen.“ D.R. 
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der außere Verlauf des Kongresses nach allen Seiten glänzend und stellte 
an die Leistungs- und Aufnahmefähigkeit der Leiter und Teilnehmer hohe 
Anforderungen. | 
Aus dem reichen Inhalt versuchen wir nur, die vom deutschen Stand- 
punkt aus lehrreichsten Gegenstände herauszuheben. Die Kommissions- 
verhandlungen „on life and work“ hatten die Aufgabe, für den im August 
1925 in Stockholm bevorstehenden Weltkongreß die den Amerikanern 
aufgetragenen Berichte fertig zu stellen. Sie waren von sechs Kommis- 
sionen sorgfältig vorberaten und lagen im Probedruck vor. Sie stellen 
diese Fragen, wie christliche Erziehung, die Kirche und Gottes Weltplan, 
die Kirche und internationale Beziehungen, die Kirche und die wirtschaft- 
lichen und industriellen Probleme, die Kirche und die sozialen und mora- 
lischen Probleme, kooperative und föderative Bestrebungen der christ- 
lichen Gemeinschaften, hauptsächlich in das Licht der amerikanischen Er- 
fahrungen; sie bieten deshalb für das Studium der amerikanischen wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse wertvolles Material. Obgleich sie 
noch nicht in endgültiger Redaktion vorliegen, ist uns Deutschen eine An- 
zahl Abzüge für Studienzwecke unentgeltlich zur Verfügung gestellt; sie 
sind von D. Siegmund-Schultze zu beziehen. Begreiflicherweise konnten 
die vielstündigen Kommissionsberatungen am Text nicht sehr viel ändern. 
Der eigentliche Kongreß des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen bot außerordentlich viel Anregendes. Zunächst fiel uns Aus- 
läandern auf, mit welcher Energie sich die Amerikaner von der Vergangen- 
heit ab+ und der Zukunft zuwandten. Trotzdem in die Kongreßtage die 
in ganz Amerika, auch in Buffalo glänzend begangene Waffenstillstands- 
feier fiel, stand nicht die Erinnerung an den Krieg im Mittelpunkt; wenn 
etwa einmal die damalige erbitterte Kriegsstimmung gegen die Deutschen 
gestreift wurde, dann wurde sofort hinzugesetzt, das sei völlig vergangen 
und vergessen, und die Versammlung stimmte dem zu. Selbst das Dawes- 
Abkommen interessierte das große Publikum kaum mehr; nur im 
kleineren Kreise wurde man immer wieder danach gefragt, und zwar 
meist unter dem Gesichtspunkte, ob es trotz seiner offensichtlichen Un- 
durchführbarkeit Deutschland zur Zeit wesentlichen Nutzen bringe. Vier 
andere Fragen dagegen standen im Vordergrund und wurden vielfach mit 
hinreißender Beredsamkeit vertreten. Man muß aber unter dem Bann 
dieser amerikanischen Beredsamkeit gestanden haben, um ihren Zauber 
‘und ihre Kraft zu verstehen. Die erste und wichtigste Frage ist die 
Friedensfrage. Die Vereinigten Staaten sind ja in der überaus glücklichen 
Lage, daß für sie der Gedanke, von irgendeiner Macht angegriffen oder 
auch nur ernstlich bedroht zu werden, außer dem Bereiche liegt. Wenn 
trotzdem eine starke Partei die Ausdehnung der Rüstungen zu Lande und 
_ zur See vertritt und den 12. September sogar offiziös zu einer Probe- 
 mobilisation aller verfügbaren Kräfte hatte verwenden wollen, so haben 
_ die Kirche und die ihr nahestehenden Verbände in der Tat ein Verdienst, 
_ wenn sie den Friedensgedanken mit allen ihnen zu Gebote stehenden 
Mitteln vertreten. Wie soll die Kriegsgefahr in der modernen Welt über- 


_  wunden werden, wenn nicht wenigstens und vor allen Dingen die große 


= » ” ” ” ” 
_ Union unbedingt für den Frieden eintritt? | 
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Allerdings war man sich allseitig klar, daß die Kriegsgefahr nur über- 
wunden werden könne, wenn anerkannte internationale Maßnahmen zur 
Schlichtung der auftauchenden Streitigkeiten vorhanden sind. Als solche 
kommen zwei in Betracht: der Völkerbund und das internationale Schieds- 
gericht. Betreffs des Völkerbundes vertrat man mit verschiedener Ab- 
stufung den Standpunkt, daß er zumal durch die Vorgänge und Ver- 
handlungen dieses Jahres den Beweis seiner Leistungsfähigkeit erbracht 
habe; er könne das internationale Vertrauen nur erwerben und erhalten, 
wenn es außer allem Zweifel ‚stehe, daß er sich nicht als Machtmittel 
einiger Großmächte mißbrauchen lasse; daß wenig Aussicht auf den Ein- 
tritt der Vereinigten Staaten sei, wurde um so mehr bedauert, als diese 
doch eigentlich seine Urheber seien. Um so mehr drängte man geradezu 
stürmisch darauf, daß die Vereinigten Staaten baldmöglichst dem von 
ihnen selbst angeregten internationalen .Gerichtshofe beitreten müßten. 
Die gesamte kirchliche und christliche Öffentlichkeit einschließlich der 
Katholiken und Juden müsse für diesen Zweck mobilisiert werden. Eng 
mit dieser Frage hängt die Abrüstung zusammen, wie sie zur Zeit wieder 
durch das Genfer Protokoll aufgerollt ist. Der Weltbund hatte zur Ver- 
handlung dieser Frage vielleicht die beiden wirksamsten Redner, die über- 
haupt zur Verfügung stehen, aufgerufen: den Geschichtsprofessor Shot- 
well von der Columbia-Universität in New York, der in der Hauptsache 
das Genfer Protokoll ausgearbeitet hat, und den zur Zeit vielleicht be- 
kanntesten Geistlichen der Union, D. -Fosdick aus New York, ein Kind 
Buffalos, der von seinen Landsleuten mit jubelnder Freude begrüßt 
wurde. Sie forderten, daß entweder durch Unterzeichnung des Genfer 
Protokolles seitens der beteiligten Großmächte die für den Juni 1925 vor- 
gesehene Abrüstungskonferenz einberufen werde, oder es solle, falls das 
aus. irgend. einem Grunde nicht geschehe, Präsident Coolidge, wie er das 
ın. Aussicht gestellt habe, vonseiten der Vereinigten Staaten eine neue 
Abrüstungskonferenz nach Washington einladen. Falls die Genfer Kon- 
ferenz stattfinde, solle jedenfalls die Union auf ihr in angemessener Weise 


vertreten sein. Und es komme nicht nur auf die Beschränkung dieser 


sder jener einzelnen Wäffe an, sondern eine wirkliche allseitige Ent- 
waffnung gleich der Deutschlands und Dänemarks müsse erstrebt werden; 
und dazu sei eine Entwaffnung der Geister und Völker, eine Entgiftung 
‚der Kriegsatmosphäre unerläßlich. Wiederholt wurde auf. das Beispiel 
‚der 3000 englische Meilen langen Grenze zwischen der Union und Bri- 
tisch Nordamerika hingewiesen, die ein Jahrhundert lang durch keine 
Kanone und kein Fort geschützt gewesen sei. Daß eben jeder Gedanke 
‚einer Kriegsgefahr gefehlt habe, sei ihr wirksamster Schutz gewesen. 
Besonders ernst nahm man allerseits die überflüssige und unweise 
Brüskierung Japans durch das bekannte Einwanderungsverbot. Das sei 
‚doch schließlich nur der Übermutsakt eines seiner Macht allzu bewußten 
Volkes, das die schlimmsten Folgen haben könne. Denn -wenn es 
zum Kriege mit Japan komme, sei es sicher, daß dieses Land nicht nur bis 
an..die Zähne gerüstet: sei und von allen Kriegsmitteln, auch giftigen 
‚Gasen und der massenhaften Verbreitung von Krankheitskeimen skrupel- 
losen Gebrauch machen werde, sondern .es-werde auch auf dem ganzen 
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Erdenrund Bündnisse suchen und finden, und die Ausdehnung des Feuer- 
brandes sei, wie beim letzten Kriege, unabsehbar. Es war versöhnlich, 
daß an dem Kongreß ein offizieller Vertreter der japanischen Kirche teil- 
nahm, der beredt deren Dank und unabsehbare Dankesschuld für die nach 
dem Erdbeben vom 1. September 1923 und seit der Eröffnung Japans 
geleistete Hilfe aussprach. 

Ein merkwürdiger Zwischenfall brachte die Versammlung in höchste 
Empörung. Ein junger Student war aufgefordert, den Friedenswillen der 
Jugend Amerikas und der Welt zum Ausdruck zu bringen. Er entpuppte 
sich zu peinlicher Überraschung als ein extrem radikaler Agitator, der 
die Jugend zum Krieg gegen den Kapitalismus in jeder Form aufrief. 
Dabei gerierte er sich als Vertreter der Jugendbewegung in Amerika und 
Europa, offenbar ohne von ihr irgendwelche genaue Kunde zu haben. Der 
Zwischenfall schlug hohe Wellen, bis ernstere Fragen ihn in Vergessenheit 
brachten. 

Der Kongreß endete natürlich mit der Annahme einer langen Reihe 
von Entschließungen, von denen die wichtigsten angeführt werden mögen: 

Der Kongreß nimmt mit Befriedigung und Ermutigung Kenntnis 
davon, daß sowohl die Kirchen wie der Staat Schritte tun, um den Krieg 
außerhalb des Völkerrechts zu stellen (to outlaw war). Das Genfer Pro- 
tokoll, das den Angriffskrieg als ein Verbrechen brandmarkt, ist ein hoff- 
nungsvolles Zeichen, daß die Regierungen einen Weg zu finden suchen, 
um an Stelle des Krieges friedliche Mittel zur Beilegung internationaler 
Streitigkeiten zu setzen. Die Vereinigten Staaten werden dringend er- 
sucht, zu der Genfer Entwaffnungskonferenz im nächsten Jahre Delegierte 
zu senden. Außerdem wurde Präsident Coolidge ersucht, eine Kommis- 
sion von Männern und Frauen zu ernennen, die den internationalen 
Frieden fördern sollen. Die Annahme der japanischen Ausschlußakte 
wurde bedauert und der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß sie revidiert 
werden möge, mindestens in dem Umfang, daß die Japaner in dem pro- 
portionalen Umfang des neuen Einwanderungsgesetzes zugelassen werden. 
Es wurde ferner gewünscht, daß die im nächsten Frühjahre geplanten 
großen Marinemanöver anderswohin gelegt und die in Verbindung damit 
geplante Mobilisation verschoben werde, damit die bereits vorhandene 
. starke Erregung der Japaner nicht noch weiter gesteigert werde. Der 
- Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen erklärt sich .befriedigt 

über die in der Jugend wachsende Ungeduld betreffs des Kriegsgedankens 

und, obgleich er jede Äußerung ablehnt, welche die Liebe zum eigenen 


Vaterland in Zweifel stellt, begrüßt er den Eintritt der Jugend in die 


- Reihen derer, welche für eine krieglose Welt wirken. 

E- Allerlei interessante Episoden verdienen noch Erwähnung. Eine über- 
flüssige Zeitungspolemik veranlaßte einige heftige Ausfälle gegen den in- 
 Aransigenten Ku-Klux-Klan. Kein Wunder, daß einer der letzten Redner, 
ein Rabbi, erklärte, Amerika werde keinen Frieden haben, solange diese 
von Pastoren begünstigte und von einigen Denominationen unterstützte 
Organisation die Saat des Hasses säete. Der Ku-Klux-Klan tritt be- 
_ _ kanntlich für einen extremen Amerikanismus ein. Er richtet seine 
ve Gegnerschaft besonders gegen die Neger, die Katholiken und die Juden. 
er.“ 
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Ein Kaufmann im Süden brachte über seinem Laden ein Schild mit der 
Inschrift an: ‚Ich bin zweihundertprozentiger Amerikaner; ich hasse 
jedermann.“ Frau H. Bremer nahm in der Einwandererfrage einen 
extremen Standpunkt ein; ihr ist Amerikanismus allgemeines Menschen- 
tum, und es soll daher international sein. Demnach hält sie auch die Ver- 
waltungsbestimmungen betreffs der Kontrolle der Einwanderung auf 
Ellis Island für unverantwortlich und fordert ihre wesentliche Erleichte- 
rung. Ebenso hält sie die in dem neuen Einwanderungsgesetz zutage 
tretende peinliche "Unterscheidung von erwünschten und unerwünschten 
Völkern für unverantwortlich und möchte ihr Vaterland unbeschränkt 
bis zu der für das Jahr festgesetzten Zahlengrenze eröffnen. 

Auf das Ganze gesehen, waren die Konferenzen ganz amerikanisch: _ 
kein Rückblick, aber viel rosiger Ausblick, der nur durch den wieder- 
holten und sehr ernsten Hinweis auf drohende Kriegsgefahren in Europa 
und dem Stillen Ozean getrübt wurde; Beurteilung aller Fragen vom 
amerikanischen Standpunkt aus, ohne Kenntnis und viel Interesse für die 
ganz verschiedene Orientierung in Europa. Dabei muß man unumwunden 
anerkennen, daß es für die Sache des Weltfriedens ein sehr großer Fort- 
schritt sein würde, wenn in Amerika allem Militarismus breiter Volks- 
schichten zum Trotz der Friedensgedanke siegen würde. Deutsche Fragen 
wurden in den Verhandlungen sehr selten erwähnt, und irgendwelche Un- 
freundlichkeiten kamen dabei kaum vor. Deutschland lag offenbar den 
meisten‘Rednern sehr fern. Für Amerika wird wahrscheinlich der Kon- 
greß eine erhebliche Stärkung der Gedanken bedeuten, für welche der 
Weltbund einsteht. 
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Zivildienst. 
Von F. Siegmund-Schultze. 


;- Zivildienst? Was ist das? werden die meisten Menschen in Deutsch- 
land fragen, die das Wort hören. Und vielleicht werden sogar manche 
Leser dieser Zeitschrift sich bisher noch nichts Bestimmtes darunter 
gedacht haben, obwohl seit Jahren fast in jedem Heft sich irgendeine 
Notiz darüber befunden hat. Diejenigen, die dem Versöhnungsbund 
nahestehen, ebenso wie die, die in sozialpolitischen Fragen mit uns zu- 
sammenarbeiten, wissen, daß kaum eine andere „Erfindung“ uns während 
der letzten Jahre so stark beschäftigt hat wie diese. 

Schon vor dem Kriege haben wir die Frage erörtert, ob nicht für die, 
denen aus äußeren oder inneren Gründen der Heeresdienst nicht die mög- 
liche Form ihres Dienstes für den Staat sein konnte, andere Formen 
eines solchen Dienstes am Vaterland gefunden werden müßten. Be- 
stimmte Vorschläge, die in dieser Richtung gingen, wie Arbeitsdienst- 
jahr, Frauendienstjahr, Dienst an internationalen Aufgaben wurden in 
unseren Kreisen unter verschiedenen Gesichtspunkten verhandelt. Der 
Krieg brachte in Deutschland eine eigentümliche Erfüllung dieser Wün- 
sche: die Arbeitspflicht aller irgendwie tauglichen Männer. Bekanntlich 
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handelte es sich dabei nicht nur um Heeresdienst und Munitionsarbeit, 
sondern um jede für das Volkswohl wichtige Arbeit. Der Staat er- 
kannte ausdrücklich einen „Zivildienst“ als Alternative zum Militär- 
dienst an; er verpflichtete Tausende zum Dienst in ihrem Beruf oder in 
anderen Zivilberufen. Die Musterungskarte eines solchen Zivil- 
dienstpflichtigen lautete etwa: „Heimat, Beruf, Zivil.“ 

Uns schwebte freilich noch ein anderer Zivildienst vor: eine Mög- 
lichkeit, wie denen, die auf Grund ihrer religiösen Überzeugung oder aus 
anderen inneren Gründen Kriegsdienst nicht tun konnten, eine ihnen 
gemäße Form des Dienstes an der Allgemeinheit gefunden werden 
könnte, womöglich eine Form, in der Volks- und Menschheitsdienst nicht 
in Widerspruch zueinander treten ‘müßten, sondern identisch sein 
könnten. Die Arbeit für die Gefangenen, die Ausländerfürsorge und 
manche soziale Arbeiten sonst gaben uns erwünschte Gelegenheiten, Men- 
schen, die den Dienst am Volk tiefer faßten und womöglich eine das 
tausendfältige Unrecht des Krieges sühnende Tätigkeit suchten, in eine 
solche Arbeit des Dienstes an der Menschheit einzustellen. Nicht nur 
Deutsche fanden sich darin zusammen, sondern auch Staatsangehörige 
der mit Deutschland im Kriege befindlichen Staaten, die auf unseren Än- 
trag aus den Internierungslagern entlassen oder sonst für unsere Sache 
freigestellt wurden. Hier wurde der Zivildienst, wenn auch in ganz 
kleinen Anfängen, zu einem internationalen Zivildienst. : 
Nach dem Kriege hat uns die Frage, wie in den Ländern einer allge- 
meinen Wehrpflicht der Zivildienst als Alternativdienst und wie in’den 
entwaffneten Ländern ein Arbeitsdienst als allgemeiner Volksdienst, wie 
endlich, aus beiden hervorwachsend, ein internationaler Dienst ge- 
schaffen werden könnte, unablässig beschäftigt. In den Gesprächen, die 
ich damals mit Angehörigen von Ländern, mit allgemeiner Wehrpflicht 


hatte, habe ich mich hauptsächlich für den Grundsatz eingesetzt: wir 


müssen, um die Sache rein zu halten, in allen Anträgen und Gesetzen 
für einen Zivildienst den Grundsatz zur Anwendung bringen, daß der 
Zivildienst dem, der ihn tun will, schwerere Opfer auferlegt als der 
Militärdienst. Sowohl die Dauer eines solchen Dienstes müßte grund- 
sätzlich länger angesetzt werden als die Militärzeit, wie auch Möglich- 


keiten geschaffen werden müßten, in Kriegs- oder Friedenszeiten durch 
Dienst an den gefährdetsten Stellen, etwa im Seuchenlazarett oder -bei 


Explosionsgefahr, den Ernst der Überzeugung darzutun. Vor allem 
habe ich davor gewarnt, den Zivildienst zu einer Propagandasache 


_ herabzuwürdigen, wodurch von vornherein die Gewissensbedenken, die _ 


ernsten Motive, in den Hintergrund gedrängt worden wären. Das ist 
auch der Grund gewesen, weshalb wir von Veröffentlichungen ın dieser 


Sache bisher abgesehen haben. Der Kreis der Überzeugten muß von 
- innen heraus wachsen. Auch müssen in diesem inneren Kreise so viele 


3 Fragen geklärt werden, daß ein zu schnelles Hervortreten nur Schaden 
anrichten kann. Damit ist nicht gemeint, daß die Sache langsam voran- 


gehen sollte. Auch nicht, daß sie nur mit halber Energie vertreten 
- werden sollte. Im Gegenteil: ganzer Einsatz. Nur nicht äußere Mittel 
_ der Verbreitung. Es hat sich gezeigt, daß das Notwendige, d.h. zunächst 
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einmal die Erkämpfung der gesetzlichen Möglichkeiten eines Zivil- 
dienstes, von Erfolg gekrönt sein kann, auch wenn und gerade wenn das 
Eintreten dafür in einer stillen und ernsten Weise erfolgt. 

Der Zweck dieser Veröffentlichung ist nun der, auf die Fortschritte, 
die in der gesetzlichen Anerkennung des Zivildienstes in verschiedenen 
Ländern erzielt worden sind, hinzuweisen. Dabei sollen auch die MiB- 
erfolge und Schäden, die zutage getreten sind, offen dargelegt werden. 
Die Länder, die zuerst Zivildienstgesetze sich gegeben haben, sollen der 
Reihe nach aufmarschieren: hier zuerst die skandinavischen Länder. Im 
nächsten Heft der „Eiche“ soll eine Darstellung des niederländischen Ge- 
setzes und des in der Schweiz um ein solches Gesetz geführten Kampfes 
gegeben werden, zugleich mit einer Behandlung des Problems eines 
internationalen Zivildienstes. 


1; 
Dänemark. 


Dänemark hat den Ruhm, das erste Zivildienstgesetz gegeben zu 
haben: sein Gesetz wurde noch während des Krieges, nämlich am 
12. Dezember 1917, vom dänischen Unterhaus angenommen. Es besagte, 
daß Menschen, die aus Gewissensgründen sich jeder Art von Militär- 
dienst widersetzten, auf ihr diesbezügliches Gesuch hin vom Militärdienst 
befreit und dafür in einem „Zivildienst“ beschäftigt werden könnten. 
Zugleich wurde ein Dienst ohne Waffe für diejenigen vorgesehen, die 
nur Bedenken gegen einen Dienst mit der Waffe hätten. Entgegen der 
Tendenz und dem Inhalt des Gesetzes wurde jedoch diese letztere Mög- 
lichkeit bei der praktischen Durchführung so stark bevorzugt, daß 
darüber die Möglichkeiten eines Zivildienstes aufs Schwerste geschädigt 
wurden. Infolgedessen sind in Dänemark die Erfahrungen, die man mit 
dem Zivildienst seit dem Inkrafttreten des Gesetzes, d.h. seit dem 
1. Januar 1918, gemacht hat, nicht besonders günstig. Trotzdem wurde 
das Gesetz nach Ablauf von fünf Jahren bestimmungsgemäß erneuert. 
Hier der Wortlaut dieses Gesetzes vom 13. Dezember 1922 „bezüglich 
der Verwendung von Kriegsdienstverweigerern 
im Zivildienst“; 

Art. ı. Der Minister der nationalen Verteidigung kann Personen vom Mili- 
tärdienst befreien, deren Angaben darauf schließen lassen, daß ihr Gewissen ihnen 
Militärdienst jeglicher Art zu tun untersagt. Diese Personen müssen zum Zivil- 
dienst für den Staat herangezogen werden. 


Alle Verfügungen bezl. der Organisation dieses Dienstes werden vom Minister 
der nationalen Verteidigung nach Anhörung des Ministers des Inneren getroffen. 


Art. 2. Das Gesuch um Befreiung muß durch Vermittlung des Vorsitzenden an 
den Revisionsrat des Distrikts geschickt werden, in dem sich die betr. Person stellen 
muß. Dem Gesuch sind Aufschlüsse und notwendige Belege beizufügen, und es 
muß ı5 Tage vor der Ratssitzung vorliegen. Wenn die Angelegenheit nicht ver- 
schoben werden soll, macht der Rat dem Minister der nationalen Verteidigung 
betreffs der Überweisung zum Zivildienst einen Vorschlag, dem eine Darlegung 
der Gründe, sowie evtl. von Minderheiten vertretene Vorschläge beigefügt werden 
die sich innerhalb des Rats hätten bilden können, - 
‚ Die schon ausgehobenen Leute müssen ein schriftliches Gesuch an den Vor- 
sitzenden der zuständigen Revisionsinstanz richten. Dieser muß die betr. Person 
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zur nächsten Zusammenkunft des Rats einladen, die frühestens ı5 Tage nach dem 
Eingang des Gesuchs stattfinden soll. Das Gesuch muß gemäß den Vorschriften 
von Art. ı behandelt werden. Es kann nicht eingereicht werden, während sich die 
betr. Person im Armee- oder Marinedienst befindet. 

Der Minister des Inneren oder der Minister der nationalen Verteidigung kön- 
en der Überweisung zum Zivildienst der Prüfung des Revisionsrates unter- 

reiten. 

Art. 3- Wenn alle Sitzungen des Revisionsrates im Jahre beendet sind, ent- 
scheidet der Minister für nationale Verteidigung, welche Personen in den Zivil- 
dienst zu überführen sind. 

, Art. 4. Die in den Zivildienst versetzten Personen bleiben in den Aushebungs- 
listen eingeschrieben. Die Art der Unterkunft und Verpflegung, die Löhnung usw. 
werden entsprechend den für das Heer geltenden Bestimmungen festgesetzt. 

Die besagten Personen dürfen das Land nicht ohne Erlaubnis des Ministers 
der nationalen Verteidigung verlassen; es steht darauf eine Geldstrafe von 20—200 
Kr., in Kriegszeiten Gefängnisstrafe. 

Art. 5. Die Dauer des Zivildienstes wird auf 20 Monate festgesetzt, wenn 
dieser Dienst dem ersten Aufruf zum Militärdienst entspricht; auf 3 Monate 
bei den folgenden Einberufungen. 

Ein Aufruf zum Zivildienst wird nur in dem unter Art. 9. erwähnten Fall 
stattfinden. 

Der Arbeitsertrag fällt dem Staate zu. 

Art. 6. Die dem Zivildienst überwiesenen Personen sind weder der Recht- 
sprechung noch der Strafgerichtsbarkeit des Heeres unterstellt. 

Art. 7. Die im Zivildienst Beschäftigten, die sich als ungehorsam oder unzu- 
verlässig führen oder sich schlecht bei ihrer Arbeit betragen, können vom Befehls- 
haber ihrer Arbeitsstelle disziplinarischen Bestrafungen unterwörfen werden, wie 
Hausarrest, Mehrarbeit, Urlaubsentziehungen — nach den Bestimmungen, die der 
Minister der nationalen Verteidigung festsetzt. 

Die solchen Strafen Unterworfenen können den Minister der nationalen Ver- 
teidigung anrufen, dem über alle Fälle disziplinarischer Strafen zu berichten ist. 

Art. 8 Wenn in den Zivildienst überführte Personen sich weigern zu ar- 
beiten, oder wenn sie in irgendeiner Art sich eines schweren oder wiederholten 
Ungehorsams oder eines ernsten Vergehens während der Arbeit schuldig machen, 
dann werden sie einem polizeilichen Verhör unterworfen. 

Art. 9. Im Falle eines außerordentlichen Aufrufs des Heeres und der 
Marine kann der Minister der nationalen Verteidigung die in den Zivildienst über- 
führten Personen einberufen, um eine der Höchstdauer des während des Jahres 
- geleisteten Militärdienstes entsprechende Zeit zu arbeiten. Im ‚Falle einer außer- 
- ordentlichen Verlängerung des Militärdienstes kann der Minister für nationale 

Verteidigung eine entsprechende Verlängerung des Zivildienstes über die festge- 

setzten 20 Monate hinaus anordnen. 

Art. ı0. Personen, deren Gewissensbedenken sie nur daran hindern, ‚be- 
stimmte Pflichten des Militärdienstes zu erfüllen, können auf Wunsch zum Sanitäts- 
dienst oder zu militärischen Arbeiten herangezogen werden. 

Solche Gesuche werden gemäß den Vorschriften des Art. 2 behandelt. 

Art. ı1. Die zur Ausführung dieses Gesetzes notwendigen Ausgaben werden 
durch ein Finanzgesetz festgesetzt. z 

- Es wurde schon gesagt, daß die Erfahrungen, die man mit dem Ge- 
setz gemacht hat, nicht so günstig gewesen sind, wie die dänischen Be- 
_  fürworter eines Zivildienstes gehofft hatten. Es muß auch zugegeben 
_ werden, daß die Gründe für dies Versagen nicht nur bei den Militär- 
behörden lagen, in deren Hand die Durchführung des Gesetzes lag, 
sondern ebenso sehr in der Zusammensetzung der Bewerber. In den 
ersten vier Jahren der Geltung des Gesetzes, über die für die Bestimmung 
der Erneuerung des Gesetzes durch das Parlament ein Bericht gemacht 


wurde, d.h. vom 1. Januar 1918 bis zum 1. Januar 1922, kamen 270 
87 


Fälle von Militärdienstverweigerung zur. Untersuchung. Diejenigen, die 
den Militärdienst verweigerten, verweigerten aber zumeist auch den 
Zivildienst. Sie taten es aus anarchistischen Gründen, d.h. sie wollten 
dem Staat überhaupt keinen Dienst leisten. Gegenüber der Mehrheit der 
„revolutionären Sozialisten“ fiel die Minderheit derer, die sich dem 
Zivildienst überweisen ließen, nicht ins Gewicht. Sie war etwa ebenso 
groß wie die Zahl derer, die sich in den Sanitätsdienst oder andere mili- 
tärische Arbeiten überweisen ließen, d.h. etwa 30. Die Zahl der Zivil- 
diensttuenden hat sich übrigens im Laufe jener Jahre selbst noch ver- 
mindert. Bis zum Jahre 1920 waren zwei Baracken für dieselben in dem 
Forst, in dem die Arbeiten stattfanden, eingerichtet; im folgenden Jahre 
blieb jedoch nur die eine noch im Gebrauch; auch. diese hatte am 
1. Januar 1922 nur 6 Insassen. Die Ausgaben des Staates für den 
Zivildienst betrugen in den Jahren 1918 ünd 1919 67 000 Kr., 1919 und 
1920 nur noch 30000 Kr. Der Arbeitsertrag war nach dem amtlichen 
Bericht gering. 

Erschwerend für einen Erfolg des Gesetzes ist aber weiterhin die 
u.E. ungerechte Festsetzung der Zeitdauer des Zivildienstes in dem 
dänischen Gesetz. So sehr wir wünschen, daß die Zivildiensttuenden die 
Art ihrer Dienstleistung nicht als einen äußeren Vorteil gegenüber dem 
Militärdienst ansehen können, sondern im Gegenteil ein Opfer dafür 
bringen sollten, ist es nicht angängig, dies Opfer so schwer zu gestalten, 
daß dadurch das Leben des jungen Mannes völlig aus seiner Bahn ge- 
rissen wird. Gerade der junge Däne fühlt seine Verpflichtung, die heimat- 
liche Scholle zu bauen, sehr stark, ebenso auch die Verpflichtung 
. seiner eigenen Ausbildung in den Jahren zwischen 18 und 25. Da ist die 
Bestimmung des Gesetzes ($ 5), daß der Zivildienst — im Unterschied 
von dem bei einigen Waffengattungen. nur sechsmonatlichen 
Militärdienst — zwanzig Monate dauern soll, allerdings geeignet, 
die meisten vorwärtsstrebenden jungen Leute abzuschrecken. So hat 
eine Protestbewegung gegen den $ 5 eingesetzt, die eine Änderung der 
geltenden Bestimmungen schon anläßlich des neuen Militärgesetzes er- 
strebt. Der diesbezügliche Antrag des Christlichen Friedensbundes hat 
folgenden Wortlaut (vgl. Fredsvarden, 12. Jahrgang, 1924, Nr. 6): 

„Die Unterzeichneten erlauben sich ehrerbietigst, den Wehrminister 
zu ersuchen, daß der Wehrminister im Reichstag eine Änderung des 
Zivildienstes einbringen möge (Gesetz über die Verwendung der Dienst- 
pflichtigen für Zivildienst). Wir glauben, daß in zwei Punkten eine 
solche Änderung des neuen Militärgesetzes erforderlich ist: 1. Im 
ganzen ist der Militärdienst jetzt verkürzt worden, daher scheint es uns 
angemessen, daß auch der Zivildienst in entsprechender Weise verkürzt 
wird. 2. Wir würden es für richtig halten, daß ein Dienstpflichtiger, der 
aus Gewissensgründen keinen Militärdienst tun kann, wenn er zur Aus- 
hebungskommission kommt, erst für die Waffenart bestimmt wird, zu 
der er geführt werden würde, und daß dann seine Dienstzeit in der 
Zivilarbeit im Verhältnis dazu bestimmt wird.“ 

‚ Von den Aktionen kirchlicher Kreise, die im Verfolg dieses Antrages 
zustande gekommen sind, interessiert vielleicht am meisten die Umfrage, 
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die Pastor Ring, der Vorsitzende der dänischen Jugendvereine, in „Dansk 
Ungdom“, der Zeitschrift der christlichen Jugendvereine, bei den Vor- 
sitzenden der Ortsgruppen veranstaltet hat. Die Mehrheit stimmt seiner 
Auffassung zu, daß der $ 5 des Zivildienstgesetzes, der die Bestimmung 
der zwanzigmonatlichen Dienstdauer enthält, ein „ungerechtfertigter 
Strafparagraph“ sei. 

Endlich aber hat die geringe Zahl von 35 Militärdienstverweigerern, 
dıe seither als Zivilarbeiter eingezogen worden sind, nach der Meinung 
unserer dänischen Freunde ihre Gründe, wie schon erwähnt, auch in.der 
Handhabung des Gesetzes durch die militärischen Stellen; z. B. darin, daß 


die Kriegsdienstverweigerer zunächst von den Militärbehörden aufge- 


ferdert werden, Dienst ohne Waffe als militärische Arbeiter oder Sani- 
tätsgehilfen anzunehmen. _Auch werden Kriegsdienstverweigerer oft 
aus Gründen der Bequemlichkeit einfach als untauglich zurückgewiesen 
oder aber, selbst wenn sie als tauglich befunden wurden, dann nicht ein- 
- gezogen. Diese Haltung der militärischen Stellen hat wohl ihren Haupt- 
' grund in den lästigen Scherereien, die den Militärbüros aus der Be- 
schaffung des Zivildienstes entstehen. Die höheren Stellen scheinen dabei 
- nicht geringer beteiligt zu sein als die niederen, da der Zivildienst sich 
nach den angestellten Berechnungen nicht rentiert hat. Die von den 
Zivilarbeitern geleistete Arbeit in den Staatsforsten soll dem Staat mehr 
gekostet als genützt haben; jedenfalls haben die Ausgaben für die 
Organisation der Arbeit bisher die Einnahmen überschritten. Was 
übrigens bei einer beginnenden Organisation nicht verwunderlich ist! 
Und die Gegenfrage anregt: Was bringt der Militärdienst ein?! 
Bekanntlich stellen die Dänen jetzt diese Frage so grundsätzlich, wie 
sie in dieser Gegenfrage gestellt ist, indem sie über ein Gesetz für Ab- 
rüstung verhandeln. Der von der sozialistischen Regierung ausgearbei- 
tete Gesetzentwurf ist Anfang Oktober dem Parlament vorgelegt wor- 
- den. Am 27. November ist das Gesetz in erster Lesung im Unterhaus mit 
67 gegen 24 Stimmen angenommen worden. Voraussichtlich wird jedoch 
- das Gesetz vom Oberhaus abgelehnt werden; dieses aber kann ohne Ver- 
 fassungsänderung nicht vor vier Jahren aufgelöst werden. So ist mit 
einer Zurückstellung des Abrüstungsgesetzes auf mehrere Jakre zu 
rechnen. 


II. 
Schweden. 


£ - In den Jahren 1902 bis 1907 sollen 85 Dienstverweigerer von 
schwedischen Militärgerichten verurteilt worden sein; davon hatten 26. 
sich geweigert, Waffen zu tragen, während 59 jeden Militärdienst ver- 


weigert hatten. 


1920 angenommen, d. h. zu einer Zeit, als das erste sozialistische 
"Kabinett Branting am Ruder war und im Reichstag eine liberal- 
sozialistische Koalition die Mehrheit hatte. Das Gesetz hatte folgenden 
Wertlaut: : EN 
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Das schwedische Gesetz betr. Dienstverweigerer wurde am 21. Mai 


Art. ı. Die dem Militärdienst unterworfenen Personen, die Dienstverweigerer 
aus religiös begründeten Gewissensbedenken sind, sollen 


a) wenn ihnen ihr Gewissen untersagt, mit der Waffe zu dienen, ihren 
Militärdienst tun, ohne Waffen oder Munition zu tragen, s 

b) wenn ihnen ihr Gewissen jeden Militärdienst untersagt, diesen Dienst 
durch einen entsprechenden Zivildienst auf Rechnung des Staates ersetzen. 

Art. 2. Die Erlaubnis, den Dienst nach den in Art. ı erwähnten Be- 
dingungen zu tun, wird durch den Revisionsrat erteilt, nachdem der Dienstver- 
weigerer bei der Aushebung ein Gesuch eingereicht hat. 

Wenn jemand, der schon seinen Militärdienst angetreten hat, genügende Be- 
weise für seine Gewissensbedenken gibt, wie sie in Art. ı vorgesehen sind, so 
kann seine Sache einer Prüfung bei dem Revisionsrate unterbreitet werden. 

Art. 3. Personen, die nach den unter ra oder ıb erwähnten Bedingungen die 
Erlaubnis erhalten haben, ihren Dienst zu tun, müssen in Friedenszeiten Dienst 
tun von der Dauer des gewöhnlichen Militärdienstes zuzüglich einem Viertel im 
Falle ıa und einer Hälfte im Falle ıb. Unter gewöhnlichem Militärdienst ist der- 
jenige Waffendienst zu verstehen, dessen Dauer am längsten ist. 

Art. 4. Wenn erwiesen ist, daß die Genehmigung, in einer der unter 

Art. ı erwähnten Bedingungen Dienst zu tun, mit falschen Auskünften begründet 
wurde, muß die Genehmigung durch den Revisionsrat annulliert werden. 
Wenn jemand, der seinen Dienst als Nichtkombattant oder als Zivilarbeiter 
anfing, erklärt, er hege keine Bedenken mehr gegen die Vollendung des Dienstes 
in der gewöhnlichen Form, dann wird sein Fall von neuem der Prüfung durch den 
Revisionsrat unterzogen. 

Art. 5. Der König entscheidet, ob und in welchem Maße der schon betätigte 
Dienst den Personen angerechnet wird, die eine Änderung ihres Dienstes nach 
Art. 2, Absatz 2, erlangt haben. 

Art. 6. Die Anordnungen des Militärgesetzes bezüglich Unterhalt usw. der 
Armee-Soldaten, Schadenersatz bei im Dienst erlittenem Nachteil usw. werden in 
entsprechender Weise bei- den Personen angewandt, die Zivildienst tun. . 

‚Art. 7. Die zur Ausführung dieses Gesetzes notwendigen Anordnungen 
wird der König treffen. 

Dieses Gesetz tritt mit dem ı. Januar 1921 in Kraft und gilt bis zum 31. De- 
zember 1025. 


Der Ausdruck „religiöse Überzeugung“ wurde alsbald durch die zu- 
ständige parlamentarische Kommission dahin ausgelegt, daß damit die 
denkbar weiteste Begründung gemeint sei. Die Überzeugung brauche 
sich nicht auf christliche Glaubenssätze oder Dogmen anderer Kirchen 
zu gründen. Diese Ausdehnung des Gesetzes auf Dienstverweigerer aus 
„nur moralischen“ Gründen wurde von konservativer Seite aufs heftigste 
bekämpft. Doch fiel eine vorläufige Entscheidung in dem zuständigen 
parlamentarischen Ausschuß, in dem die Sozialdemokraten und Liberalen 
energisch für die ethischen Dienstverweigerer eintraten, zugunsten der 
Ausdehnung des Gesetzes auf diese, mit einer Mehrheit von 14 gegen 
9 Stimmen der Ausschußmitglieder. 

Die im Gesetz vorgesehene königliche Verordnung erfolgte unter dem 
25. September 1920. Danach muß der Dienstverweigerer seinem Gesuch 


um Befreiung folgende Unterlagen beifügen: 


a) eine diesbezügliche Erklärung des Geistlichen der Kirche, der der 
Betreffende angehört, oder eine Meinungsäußerung desselben, die dieser 
sich über die Bedenken des Dienstverweigerers gebildet hat, oder auch 
eine begründende Erklärung desselben, hier nicht zuständig zu sein; 

b) begründete Erklärungen, die von zwei anderen älteren Menschen 
auf Ehre und Gewissen abgegeben sind, wonach sie glauben, der Dienst- 
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verweigerer habe ernste und in einer religiösen Überzeugung begründete 
Gewissensbedenken; F 
c) der Dienstverweigerer kann beliebige weitere Belege beifügen, um 
sein Gesuch zu stützen. 
Die Entscheidung muß vom Revisionsrat gefällt und vom König ge- 
billigt werden. : 
Wieviele Männer haben in Schweden von dem Gesetz Gebrauch ge- 
macht? Nach einer vom Kriegsministerium im Januar 1924 veröffent- 
lichten Aufstellung sind 
1921 344 Waffenlose, 151 Zivildiensttuende, zusammen 495 
1922 259 Waffenlose, 152 Zivildiensttuende, zusammen 411 
1923 189 Waffenlose, 210 Zivildiensttuende, zusammen 399 
gezählt worden. 
Nach dieser Aufstellung sind die Zahlen im ganzen zurückgegangen; 
speziell die Zahlen derer, die zwar Militärdienst tun, aber keine Waffen 
- tragen; freilich zugunsten der Radikalen, die nur Zivildienst tun wollen. 
Die hohen Zahlen des ersten Jahres werden daraus erklärt, daß während 
der vorangehenden Jahre, d.h. während der Vorbereitung des Gesetzes, 
zahlreiche Bewerber zurückgestellt worden waren. Das soll z. T. auch 
noch für das zweite Jahr gelten. Man erklärt die Abnahme aber auch 
aus dem Nachlassen des allgemeinen Interesses für die Frage, das selbst- 
verständlich zur Zeit der öffentlichen Durchsprechung der Sache am 
stärksten gewesen war. Inwieweit die Art des Dienstes ohne Waffe 
bezw. des Zivildienstes, d.h. also die Art der Durchführung des Ge- 
setzes, auf die Vermehrung oder Verminderung der Bewerbungen ge- 
wirkt hat, ist schwer zu sagen; doch darf angenommen werden, daß die 
verhältnismäßig guten Berichte, die über die Arbeitsart und die Be- 
handlung der Zivildiensttuenden des Jahres 1921 im Verlauf des Jahres 
1922 bekannt geworden waren, im Jahre 1923 zu einer so erheblichen 
Steigerung der Zahl der Zivildiensttuenden (von 152 auf 210) geführt 
haben. Da die Zahl der Waffenlosen von 1922 zu 1923 um 70 abgenommen 
hat, während die der Zivildiensttuenden um fast 60 zugenommen hat, 
darf angenommen werden, daß es sich um solche handelt, die auf Grund 
der guten Nachrichten über die Durchführung des Zivildienstes sich zu 
dem letzteren entschlossen haben. Natürlich kann aber dieser Eintschluß 
auch ein bewußtes Eintreten für die Sache des Zivildienstes als 
solche sein. 
Was nun die Arbeit anlangt, die als Zivildienst getan wurde, so 


handelt es sich hauptsächlich um Waldrodungen und entsprechende - 


-  Bodenbewegungsarbeiten, übrigens durchweg in staatlichen Wäldern, 
aber auch um Arbeit in Kraftzentralen und anderen vom Staate einge- 
richteten Werken. 

| Die Dauer des waffenlosen Dienstes bei der Truppe beträgt nach dem 
Gesetz 25 % mehr als der Militärdienst selbst; im Durchschnitt waren es 
318 Tage, die die „Waffenlosen“ zu dienen hatten, gegenüber den 
durchschnittlich 250 Diensttagen der regulären Soldaten. Die Dauer des 
 Zivildienstes betrug durchschnittlich 382 Tage, d.h. 50% mehr als die 
Dauer des regulären Militärdienstes. Eine besondere Vergünstigung für 
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die 'Zivildiensttuenden war es, daß sie eventuell ihren Dienst in zwei 
Perioden leisten durften. Diese Festsetzung _ geschah zwar in erster 
Linie im Interesse der zu leistenden Arbeit, die ihrer Art nach besser im 
Sommer getan werden kann als im Winter. Aber auch der umgekehrte 
Fall, d.h. zwei Perioden Winterarbeit, etwa im Interesse eines Bauern, 
der nicht zwei Sommer verlieren will, wäre denkbar. 

Auch sonst kann man von einer loyalen Durchführung des Gesetzes 
und dementsprechend von guten Ergebnissen hören. Der Arbeitsertrag 
soll ebenso befriedigend gewesen sein wie die Führung der Leute. Von 
sonstigen Verwicklungen sei erwähnt der Protest einer Gewerkschaft 
gegen die Zulassung der Zivildiensttuenden in einer bestimmten Gegend, 
weil dort gerade Arbeitslosigkeit herrschte. Die Regierung hat zugesagt, 
die Zivildiensttuenden nur in solchen Gegenden zu beschäftigen, wo 
andere Arbeiter nicht zu haben sind. 

. Gegenwärtig wird trotz dieser guten Ergebnisse hart um das Gesetz 
gekämpft, das ja jetzt in die letzte Periode seiner fünfjährigen „Probe- 
zeit“ eintritt. Die militärischen Stellen verlangen im allgemeinen eine 
Zurückziehung des Gesetzes. Aber auch Erschwerungen mancher Art für 
Waffenlose und Zivildiensttuende werden vorgeschlagen, so z.B. eine 
weitere Verlängerung der Dienstzeit der letzteren. Die parlamentarische 
Entscheidung, die voraussichtlich erst Ende des Jahres 1925 fallen wird, 
ist von so vielen Umständen abhängig, daß sich eine sichere Vorhersage 
nicht machen läßt. Indessen besteht wohl eine große Wahrscheinlichkeit, 
daß das Gesetz mit gleicher Majorität angenommen werden wird 
wie 1920. 4% 

Auf der anderen Seite werden von den Freunden des Ziviidienstes 
gleichfalls Änderungen des Gesetzes vorgeschlagen, die von großer Be- 
deutung für die weitere Entwicklung der Sache sind. Der Bund für 
christliches Gemeinschaftsteben hat sich in seiner Tagung zu Beginn des 
Jahres 1924 ausschließlich mit der Frage des Militär- und Zivildienstes 
befaßt und Beschlüsse gefaßt, die sowohl in ihrer Bedeutung für die Ab- 
schaffung der allgemeinen Wehrpflicht in Schweden wie für die weitere 
Gestaltung des Zivildienstes nicht unterschätzt werden dürfen. Die 
Aktion dieses Bundes für die Zivildienstpflicht entspricht in ganz be- 
sonderem Maße meinen eigenen Anschauungen. Ich bringe daher die 
Schreiben des Bundes, die für die Entwicklung seiner Aktion am wich- 
tigsten sind, hier in deutscher Übersetzung zum Abdruck (übersetzt aus 
Kristet Samhällsliv, 4. Jahrgang 1924, Nr. 3/4, S. 6 ff.). 


Die an den König gerichtete Eingabe hat folgenden Wortlaut: 
An den König: | 


Die Leitung des Bundes für christliches Gemeinschaftsleben gestattet sich, 
Euerer Majestät ein von einer großen Anzahl von Bürgern gewünschtes Ziel 
untertänigst zu unterbreiten, das mit der Frage der militärischen Verteidigung des 
Landes in Zusammenhang steht: ? 

. Es ist offensichtlich, daß in der allgemeinen Auffassung vom Krieg eine der- 
artige Veränderung stattgefunden hat, daß die allgemeine Wehrpflicht nicht mehr 
von dem sittlichen Bewußtsein des Volkes getragen wird. Der Weltkrieg hat in 
fürchterlichster Weise das gegen alle sittliche Ordnung verstoßende Wesen des 


Krieges offenbart. Er hat die einzelnen gezwungen, sich klarzumachen, was 
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es für ihre eigene ethische Persönlichkeitsentwicklung bedeuten würde, wenn 
sie zur Teilnahme am Krieg gezwungen werden würden. Einer wachsenden Anzahl 
von ihnen ist es unmöglich geworden, die Augen vor der Tatsache zu verschließen, 
daß sie in einem solchen Falle ein Recht nicht anerkennen könnten, ihre Hand- 
lungsweise durch eine freie Prüfung, inwieweit das eigene Land für eine gerechte 
Sache kämpfe, bestimmen zu lassen. Sie haben sich sagen müssen, daß sie unter 
eine Disziplin gestellt werden, die ihnen auferlegen könnte, an solchen Kriegs- 
handlungen teilzunehmen, die ihr Gewissen durchaus mißbilligen muß. Es ist 
denkbar, daß ähnliche sittliche Bedenken gegen den Zwang zum Kriegsdienst auch 
bei Personen zu finden sind, deren Gewissen sie nicht nötigt, prinzipiell jedwede 
Form des Krieges oder jede Kriegshandlung zu verurteilen. 
. Es ist indessen nicht allein der Gedanke an die besondere Situation im Falle 
eines Krieges oder an bestimmte einzelne Handlungen, die bei solchen Gelegen- 
heiten aufgezwungen werden können, der immer mehr Bürger zwingt, von dem 
System Abstand zu nehmen, welches fortfährt, die Völker in Waffen gegeneinander 
zu stellen. Unter dem Einfluß der Erfahrungen des Weltkrieges und seiner Nach- 
wirkungen hat eine Veränderung in der Frage des Motives betreffend die Weige- 
rung, sich mit Krieg und Kriegsleistungen zu befassen, stattgefunden, und zwar 
2 dahingehend, daß diejenigen immer mehr werden, die mehr als aus Sorge um ihre 
eigene sittliche Persönlichkeit aus dem Verantwortungsgefühl für das Schicksal 
der ganzen Menschheit zu diesem Standpunkt getrieben werden. Sie fühlen sich 
verpflichtet, die stärksten Mittel anzuwenden, die ihnen zur. Verfügung stehen, 
um gegen ein System zu protestieren, das, wenn mit ihm nicht bald gebrochen 
wird, mit Sicherheit zu einer verheerenden Katastrophe . in gigantischen Dimen- 
sionen führt. ö 
Unter denen, die also durch ihr Gewissen gezwungen werden, eine abweisende 
Haltung dem Kriegsdienstzwang gegenüber einzunehmen, -befinden sich Leute der 
verschiedensten religiösen und politischen Anschauungen. Und es kann nicht ge- 
leugnet werden, daß zu diesen eine große Anzahl von Personen gehört, die sowohl 
intellektuell als auch ethisch als hochstehend bezeichnet werden können. Die 
Wirklichkeit widerlegt unerbittlich die nicht selten aufgestellte Behauptung, daß 
die Weigerer des Kriegsdienstes in großem Maße ethisch minderwertige Individuen 
seien. In der Tat leben wir in einer kritischen Zeit, in’ der viele alte Vorstel- 


lungen — auch ethische — einer Umwertung unterworfen sind, und immer mehr 


Menschen werden genötigt, von den Grundsätzen Abstand zu nehmen, die vorher 
von der Allgemeinheit als Normen für die Handlungen der Gemeinschaft gut- 
geheißen wurden. Es wäre für die Gemeinschaft nicht zuträglich, sich zu weigern, 
auf die einmal vor sich gehende Entwicklung Rücksicht nehmen zu wollen. Und 
" da, wie oben erwähnt, die einheitliche Anschauung, die früher die allgemeine 
Wehrpflicht ertrug und ihr eine gewisse Berechtigung zuerkannte, nicht länger zu 
finden ist, da also der sittliche Grund für die allgemeine Wehrpflicht untergraben 
ist, scheint es die tunumgängliche Folge zu sein, daß dieselbe sobald wie möglich 
abgeschafft wird. 
- . Gegen diejenigen, die sich durch ihr Gewissen verhindert fühlen, sich mit ihrem 
 Vaterlande in dessen Kriegsvorbereitungen solidarisch zu machen, ist oft die An- 
_  klage gerichtet worden, daß sie dem Schutze der Freiheit und Kultur ihres Vater- 
_ landes gleichgültig gegenüberstehen. Der Bund für christliches Gemeinschafts- 
leben erkühnt sich, für seinen Teil zu behaupten, daß er in seiner Stellungnahme 
zu dieser Sache vielmehr von dem tiefen Verantwortungsgefühl für die Zukunft 
und die Aufgaben unseres Volkes unter den Nationen geleitet worden ist. Der Bund 
ist vielmehr der Ansicht, daß auf der einen Seite die noch immer bei allen Völkern 
_ vorgenommenen Rüstungen nicht im entferntesten die Unabhängigkeit eines Volkes 
garantieren, sondern gerade im Gegenteil für alle Völker eine wachsende Bedrohung 
in sich tragen und alle Sicherheiten unmöglich machen, daß es auf der anderen 
Seite aber auch möglich ist, andere Wege zu finden, um einem Volke Garantien 
gegen Überfälle zu verschaffen und eine sichere Grundlage für die Zusammenarbeit 
zwischen den Völkern zu legen. Der Anfang zu einer zwischenstaatlichen Rechts- 
ordnung, die trotz allem nach dem Weltkriege ihren Tag anbrechen sah, kann 
nur festen Boden fassen und heranwachsen, wenn jedes Volk für sich ihm mit 
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Vertrauen begegnet. In gewisser Hinsicht aber kann das einzelne Volk unab- 
hängig von der Entwicklung zwischen sich und den übrigen Völkern, mit Auf- 
richtigkeit und gutem Willen Bande knüpfen, die einen sichereren Schutz als die 
stärksten Rüstungen in sich schließen. Abrüstung ist eine negative Maßnahme von 
geringem Wert, wenn sie nicht der Ausdruck einer Politik ist, die sich positiv auf 
Offenheit, Vertrauen und tatkräftiges Wohlwollen gegen die übrigen Völker ein- 
stellt. Die Handlungen hilfreicher Solidarität zwischen den einzelnen Völkern, die 
während der letzten Jahre zustande gekommen sind und an denen unser Volk 
Aufmerksamkeit erregend teilgenommen hat, sind zweifelsohne für die Neutrali- 
sierung der Mißtrauensatmosphäre, die nicht zuletzt nach dem Krieg über der 
Welt gelagert hat, von Bedeutung gewesen. Auf dem Wege, den wir durch solche 
Handlungen eingeschlagen haben, müssen wir entschlossen und zielbewußt fort- 
schreiten. Die Kraftquellen, die wir als Teilnehmer am Rüstungswettkampf aufbieten 
müßten, um dem nationalen Leben anderer Völker größtmöglichen Schaden zufügen 
zu können, sollten wir lieber gebrauchen, um soweit nur irgend möglich, anderen 
Völkern nützlich zu sein und ihnen besonders in Zeiten der Not und Heim- 
suchungen zu dienen. Dann werden wir für unsere nationale Freiheit eine Mauer 
des guten Willens bauen, die einen besseren Schutz als Drohungen und Furcht 
bedeuten wird. Wenn aber diese Verteidigungspolitik planmäßig und nach- 
drücklich betrieben werden soll, ist dazu eine ökonomische Verteidigungsbereit- 
schaft notwendig. Man muß darauf sehen, daß der Staat zu jeder Zeit genügende 
Mittel für solche Tätigkeit zur Verfügung hat, die Hilfe für in Not befindliche 
Völker und andere Handlungen, die die Solidarität der Völker untereinander 
fördern, in Aussicht nimmt — sei es, daß diese Tätigkeit direkt von unseren Staats- 
mächten betrieben werden soll oder durch irgendeine zwischenstaatliche Organi- 
sation. Die Mittel scheinen‘am besten dadurch aufgebracht zu werden, daß jedes 
Jahr ein bestimmter Betrag der Steuereinnahme einem besonderen Fonds zugeführt 
wird, um im Bedarfsfalle verwendet werden zu können. Man könnte sich denken, 
daß den Bürgern, die besondere Opfer für die internationale Hilfswirksamkeit 
bringen wollen, Gelegenheit gegeben wird, beim Bezahlen ihrer Kronensteuer eine 
prozentual berechnete Zusatzsteuer für diesen Zweck zu erstatten. 

Für die Zeit, während der noch der größte Teil unseres Volkes der Ansicht 
ist, daß die militärische Verteidigung beibehalten werden muß, und besonders, ehe 
die allgemeine Wehrpflicht abgeschafft wird, erscheint es notwendig, nicht nur das 
jetzt geltende Gesetz, das den Schutz der Gewissensfreiheit vorsieht, aufrecht zu 
erhalten, sondern es zu verbessern. Der Bund für: christliches Gemeinschaftsleben 
ist der Ansicht, daß das Recht, welches durch das Gesetz vom 2I. Mai 1920 dem- 
jenigen, der ernste, auf religiöser Überzeugung beruhende Ge- 
wissensbedenken gegen die gewöhnliche Wehrpflicht vorbringt, gestattet, statt 
dessen zivile Arbeit auszuführen, auf alle ausgedehnt werden muß, die sich auf 
ernste Gewissensbedenken berufen. Die Treue des einzelnen Bürgers zur Stimme 
des Gewissens ist der tiefe und feste Grund, auf welchem der Rechtsstaat aufge 
baut werden muß. Ein Staat, der die Gewissen verletzt, untergräbt seine eigene 
Sicherheit. Daß Garantien gegen den Mißbrauch eines Gesetzes, wie des in Rede 
stehenden, gegeben werden müssen, dürfte indessen kaum von jemand bestritten 
werden. Nicht allein das Ansehen des Staates, sondern das Recht der einzelnen 
Gewissen fordert solche. Der Bund für christliches Gemeinschaftsleben erlaubt 
sich vorzuschlagen, daß, wenn das Gesetz dahingehend erweitert wird. daß es für 
alle gilt, die sich auf ernste Gewissensbedenken berufen, es auch in Zukunft von 
dem, der das vom Gesetz gegebene Recht in Anspruch nehmen will, den Militär- 
dienst mit ziviler Arbeit zu vertauschen, fordert, daß er ein Zeugnis vom Pastor 
oder einer anderen Vertrauensperson der Gemeinde sowie zwei weiteren glaub- 
würdigen Männern vorlegt ; jener aber auch nach einem besonders vorgeschrie- 
. benen Formular in feierlicher und bindender Form eine persönliche Erklärung 
abgibt, ‚daß ihm sein Gewissen verbietet, am Krieg oder der Ausbildung zum 
Kriegsdienst teilzunehmen. Dem Bunde scheint es weiter wünschenswert. daß die 
Länge der Dienstzeit, die das Gesetz vom 21. Mai 1920 vorschreibt, beibehalten 
wird, nicht nur weil es einen Schutz gegen Simulanten enthält, sondern auch weil 
es den ‚gewissenhaften Wehrpflichtigen selbst Gelegenheit bietet, ein Opfer für das 
Vaterland zu bringen, welches auf alle Fälle aus wesentlichen Gesichtspunkten als 
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en für den militärischen Wehrpflichtdienst angesehen werden kann. 
as Recht der Abkürzung der Dienstzeit, welches nach dem Gesetz vom ı6. März 
1923 Euerer Majestät zusteht, sollte nach Ansicht des Bundes nur in besonders 
ne ugeı Fällen zur Anwendung kommen. Der Bund weiß sich in seiner Auf- 
assung betr. der Länge der zivilen Dienstzeit in Übereinstimmung mit den 
Wünschen vieler junger Leute, die von tiefstem Verantwortungsgefühl beseelt 
schon Gelegenheit gehabt haben, auf Grund des in Rede stehenden Gesetzes Zivil- 
arbeit zu leisten. 

In noch einer Hinsicht dürfte es nötig sein, das Gesetz, betreffend die zivile 
Arbeit für Wehrpflichtige, zu erweitern. Sicherlich gibt es keine kleine Anzahl 
von Leuten, die im Alter von 20 Jahren keine Bedenken gegen den Kriegsdienst 
haben, aber später durch tieferes Nachdenken gezwungen werden, von Krieg und 
Kriegsrüstungen Abstand zu nehmen und deren Gewissen sie zu Ungehorsam 
gegen die Anordnungen des Staates zwingen würde, wenn sie im Falle einer 
Mobilisierung zum Kriegsdienst einberufen würden. Es kann mit der eigenen 
Würde des Staates nicht zu vereinbaren sein, solche Leute als Verbrecher ins Ge- 
tängnis zu werfen. Der Bund für christliches Gemeinschaftsleben kann nicht um- 
hin, die Notwendigkeit hervorzuheben, daß auch diese Frage im Zusammenhang 
der Revision des Gesetzes vom 21. Mai 1920, die unumgänglich scheint, gelöst 
wird. Um vorzubeugen, daß infolge der Rücksichtnahme auch auf diese Kategorie 
Gewissensweigerer die Staatsmächte der Möglichkeit beraubt werden zu berechnen, 
welches Mannschaftsmaterial ihnen bei einer Mobilisierung zur Verfügung stände, 
müßte indessen, wenn eine derartige Gesetzesänderung zustande käme, festgesetzt 
werden, daß diejenigen, welche sich auf den in Rede stehenden Passus des Gesetzes 
berufen wollen, sich innerhalb einer vorgeschriebenen Frist bei der betr. Behörde 
zwecks Eintragung anzumelden hätten, wobei in angemessener Weise dieselben 
Garantien gegen den Mißbrauch des Gesetzes wie bei der Frage der gewöhnlichen 
Wehrpflicht zur Anwendung kommen müßten. 

Auf Grund dessen, was der Bund somit ausgeführt hat, gestattet er sich unter- 
tänigst, darum anzuhalten: 

daß Eure Majestät geruhen wolle, in Erwägung zu ziehen, auf welche Art die 
alte Wehrpflicht abgeschafft und durch eine solche Ordnung zur Verteidigung des 
Reiches ersetzt werden könnte, die in der oben angegebenen Weise sowohl dem 
vaterländischen Verantwortungsgefühl und der Opferwilligkeit derjenigen Bürger 
entspricht, welche der Überzeugung sind, daß die Sicherheit unseres Volkes nicht 
in militärischen Rüstungen liegt, sondern in dem Einsatz in den Dienst der Wahr- 
heit, des Rechtes und der Nächstenliebe, den wir als Volk leisten können, und die 
begehren, ihre Leistung für das Vaterland in voller Übereinstimmung mit dieser 
ihrer Überzeugung gestaltet zu bekommen; 

daß Eure Majestät geruhen wolle, erforderliche Maßnahmen zu treffen, damit 
- das Recht zur Ausführung ziviler Arbeiten an Stelle des Kriegsdienstes, das nach 

dem Gesetz vom 21. Mai 1920 dem Wehrpflichtigen gewährt wird, der schwer- 
wiegende, auf religiöser Überzeugung beruhende Gewissensbedenken gegen den 
“ Wehrpflichtdienst hegt, jedem Wehrpflichtigen zugestanden werden möchte, der in 
der oben angegebenen Weise beglaubigt, ernste Gewissensbedenken gegen den 
Kriegsdienst zu hegen; 
daß Eure Majestät geruhen wolle, erforderliche Maßnahmen zu treffen, daß 
bei Revision des Gesetzes vom 21. Mai 1920 die darin festgelegte Länge der 
Dienstzeit für Wehrpflichtige, die nicht in der gewöhnlichen Form ihre Wehr- 
pflicht ausüben, beibehalten wird und die im Gesetz vom 3. März 1923 gegebene 
Möglichkeit der Abkürzung der Dienstzeit nur in besonders dringenden Fällen 
zur Anwendung kommt; - . R 
sowie, daß Eure Majestät geruhen wolle zu prüfen, auf welche ‚Weise ein 
- ähnliches Recht, das nach dem Gesetz vom 21. Mai 1920 dem Webhrpflichtigen ge- 
_ geben wird, bei einer evtl. Mobilisierung auch dem gegeben -wird, der, nachdem 
er seine Wehrpflicht in der gewöhnlichen Art erfüllt hat, ernste Bedenken gegen 
den Kriegsdienst hegt. 


holm, d ı. März 1924 
en 3 für den Bund für christliches Gemeinschaftsleben: 


E Br: Natanael Beskow, theol. Dr. J. Lindskog, theol. Dr. 
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Ein zweites Schreiben wurde unter demselben Datum an den Vertei- 
digungsausschuß des Reichstages gerichtet. Eine Abschrift der Eingabe 
an den König wurde eingereicht. Der Ausschuß wird gebeten, die in 
dem Schreiben des Bundes aufgestellten Gesichtspunkte in Erwägung 
zu ziehen. 

Der Bund für christliches Gemeinschaftsleben hat erkannt, daß es 
von ungeheuerer Bedeutung für das richtige Zustandekommen der 
gemachten Vorschläge wäre, wenn die Kirche in vollem Maße sich mit 
diesen Vorschlägen identifizieren würde. Der Bund hat daher an die 
Geistlichen der schwedischen Landeskirche folgendes Schreiben gerichtet: 


“An die Geistlichkeit der schwedischen Kirche! 

In dem Gedanken, daß die Fragen, die das Verhältnis der Völker zueinander 
und die Maßnahmen für die Sicherheit des Reiches betreffen, in nicht geringem 
Maße von der Stellung beeinflußt werden dürften, die die schwedische Kirche und 
ihre Geistlichen zu denselben einnehmen, erkühnt sich der Bund für christliches 
Gemeinschaftsleben, an die Geistlichen der Kirche folgenden Appell zu richten: 

Es dürfte offensichtlich sein, daß wir in vielen Hinsichten vor einer neuen Zeit 
stehen. Die Ideale für das Zusammenleben der Menschen, die sich in Jesu Worten 
offenbaren und aus ihnen hervorleuchten, rufen nach Verwirklichung, und zwar 
auch da, wo es das Verhältnis der Völker untereinander gilt. Die Alternative ist 
für den tiefer Sehenden deutlich: Untergang (wenigstens der europäischen Zivili- 
sation) oder die Verwirklichung dieser Ideale durch die Tat. 

Ihrer sind immer mehr, die die Forderungen des Staates an unsere gesamte 
männliche Jugend, Zeit und Kraft der Vorbereitung zu kriegerischer Tüchtigkeit 
zu schenken, als eine unchristliche Forderung ansehen. Diese Förderung kann nicht 
ohne große Inkonsequenz von dem verfochten werden, der mit. dem Grundsatz ge- 
brochen hat, daß der Zweck die Mittel heiligt, und der’ daher einsehen muß, daß 
kein Ziel — sei es auch das höchste — das furchtbarste aller Mittel rechtfertigen 
kann, den Krieg mit seinem Massentöten ohne Unterschied und seinem unerhörten 
Zerstören auch sittlicher Werte. Die genannte Forderung widerspricht auch dem 
Gebote des Grundgesetzes, . daß der König niemandes Gewissen zwingen oder 
zwingen lassen darf. Ein Gebot, das sich sicherlich nicht auf unsere Gedanken und 
Gefühle bezieht — diese brauchen keinen Schutz von der Verfassung —, söndetn 
auf die Folgen dieser Gedanken und Gefühle für das Leben. £ = 

Es kann vor dem Zeugnis der Geschichte kaum bestritten werden, daß es die 
Kirche oft schwer gehabt hat, mit der Meinung zu brechen, die bei den Tonan- 
gebenden oder Machthabern vorherrschte oder die von einem Organ des Staates 
verfochten wurde, das der Kirche Unterstützung und 'Schutz gewährt hatte. Der 
erforderliche sittliche Mut und die Bereitwilligkeit zu opfern und zu leiden hat sich 
leider nicht immer gefunden. Die Pflicht der Kirche zu versuchen, Jesu Grund- 
sätze in Leben umzusetzen, ist indessen klar. Und ist nun ein stärkeres Licht als 
je zuvor darüber gefallen, daß die althergebrachte Art des. Staates, als letztes 
Mittel bei der Lösung strittiger Fragen sich auf die bewaffnete Gewalt zu ver- 
lassen, in schärfstem Gegensatz zu Jesu Geist und Lehre und überhaupt zu: aller 
tieferen und höheren Ethik steht, so ist es ihre Pflicht, darauf zu bestehen, daß die, 
welche dies eingesehen haben und danach handeln wollen, auch die Erlaubnis be- 
kommen, dies zu tun. 

Wir erkühnen uns, die Hoffnung auszusprechen, daß die Geistlichkeit der Kirche 
in ihrer einflußreichen Stellung mithelfen wird, die gesunde allgemeine Meinung 
zu schaffen, ohne die die beste Gesetzgebung der tragenden Basis entbehrt. und 
daß sie in größtmöglicher Weise ihre Unterstützung den Bestrebungen zukommen 
läßt, um auf dem Gebiet, von dem hier die Rede ist, die Reformen durchzuführen, 
die die Idee der Gewissensfreiheit fordert. Diese gehen in erster Linie darauf aus, 
daß alle, die wegen ernster Gewissensbedenken — begründet in religiösen Motiven 
oder nicht — vermeinen, den militärischen Dienst nicht ausüben zu können, das 
Recht bekommen sollen, diesen gegen „Zivildienst“ mit längerer Dienstzeit als der 
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. militärischen einzutauschen, aber von der Art, daß er als Symbol dastehen kann, 
nicht für Tod und Verödung, sondern für Leben und Erneuerung. Die Folge dieser 
Forderung ist aber zweifelsohne, daß die allgemeine Wehrpflicht ersetzt werden 
muß durch eine andere Ordnung für die Verteidigung des Reiches, die auch denen 

. vollen Raum gewährt, nach deren Glauben unsere Sicherheit weder in „Rossen noch 
Wagen“ liegt, sondern im „Namen des Herrn unseres Gottes“, in dem Einsatz in 
den Dienst der Wahrheit, des Rechtes und der Liebe, den unser Volk leisten kann, 
und die ihre Tat für die Verteidigung des Vaterlandes in voller Übereinstimmung 
mit ihrem Glauben gestaltet haben wollen. 2 


Der Bund für christliches Gemeinschaftsleben ist aber noch weiter 
gegangen und hat an die Schweizer Mitchristen ein Schreiben gerichtet, 
das wir derselben Quelle entnehmen: 


An die Mitglieder der Synoden für die evangelisch- ee 
Landeskirchen in der Schweiz! 


Geehrte und liebe Brüder! 


Die Unterzeichneten, die Leitung des schwedischen Bundes für christliches Ce= 
- meinschaftsleben, bitten euch, uns freundlich in einer Angelegenheit Gehör zu 
schenken, die von großer Bedeutung sowohl für das sittliche als auch religiöse 
_ Leben der einzelnen Völker wie das Verhältnis der Völker zueinander zu. ,sein 
scheint. 
Während der letzten Jahre hat die Schar der jungen Leute ständig an , "Zahl 
“ zugenommen, die sich in ihrem Gewissen stark beunruhigt fühlen durch die 
Forderung des Staates, daß sie zum Töten im Krieg vorbereitet werden sollen, um, 
sobald die Obrigkeit es befiehlt, mitzuhelfen, ihre Brüder aus anderen Ländern: zu 
morden. In mehreren Ländern haben die Volksvertretungen in Erkenntnis der Tat- 
sache, daß eine feste Rechtsordnung nur auf dem Gehorsam der einzelnen Bürger 
gegen die Stimme‘ des Gewissens aufgebaut werden kann, auf die Gewissensnot 
dieser jungen Leute Rücksicht genommen und Gesetze eingeführt, durch welche 
denjenigen, die durch ihr Gewissen verhindert werden, Kriegsdienste zu leisten, 
gestattet wird, statt dessen Zivilarbeit für den Staat auszuführen ohne ‚Ver- 
bindung mit der militärischen Organisation. Die Versuche mit dem Zivildienst 
statt Kriegsdienst, die in einigen Ländern gemacht worden sind, sind zweifelsohne 
verschieden ausgefallen, was einmal auf der Abfassung der Gesetze beruht und 
ferner auch auf der mehr oder minder loyalen Ausführung in der Praxis.. In 
unserem Lande sind die Erfahrungen im großen und ganzen gute. Nicht .nur...die 
jungen Arbeiter selbst, sondern auch die Arbeitführer sind im allgemeinen mit den 
Eindrücken dieser Arbeit zufrieden. 
Mit großer Freude haben wir vernommen, daß in der Schweiz eine ES Be- 
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wegung zustande gekommen ist, um auch in diesem Lande ein Gesetz für alter- 


nativen Zivildienst einzuführen, und daß diese Bewegung von christlichen Kreisen 
- unterstützt wird und auch von den Geistlichen in den evangelischen Landeskirchen. 
Es scheint von größter Bedeutung zu sein, daß die Kirchen im Kampf um Ge- 
rechtigkeit und Gewissensfreiheit nicht nur beiseite stehen und mit Sympathien 
zuseben, sondern wenn möglich vorangehen und eine klare Parole angeben, Sicher- 
lich macht die Anerkennung des Rechtes des Gewissens, die ein Gesetz betreffs. des 
 Zivildienstes in sich schließt, nur einen kleinen. Schritt zur Gerechtigkeit in natio- 
" nalem und internationalem Leben aus; es ist aber doch ein Schritt auf dem rechten 
Wege. Und daher begrüßen wir es mit größter Befriedigung, daß, wie wir hören, 
führende Männer in den evangelisch-reformierten Kirchen der Schweiz als Führer 
_ in der Bewegung für diese Reform stehen, und wir werden uns mit unseren 
Schweizer Brüdern freuen, wenn der Sieg gelungen ist. 


Stockholm, im Februar 1924. 
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III. 


Norwegen. 


Norwegen kann als das Land bezeichnet werden, das durch sein In- 
teresse für die Militärdienstverweigerung aus religiösen Gründen die 
Sache des Zivildienstes am besten vorbereitet hat. Das norwegische 
Zivildienstgesetz ist zwar erst 1922 zustande gekommen, dafür =ber in 
einer Form, die wesentliche Verbesserungen gegenüber den Gesetzen 
‚ler beiden anderen skandinavischen Länder aufweist. . Das Interesse 
der Bevölkerung war in besonderem Maße für das Gesetz vorbereitet. 

In den Jahren 1911 bis 1921, d.h. in den zehn Jahren vor Inkraft- 
treten des Gesetzes, hatten in Norwegen 776 Menschen aus religiösen 
Gründen den Kriegsdienst verweigert; 1919 waren es 146, 1920 sogar 
306. Die Verweigerer aus nichtreligiösen Gründen wurden nicht gezählt. 
Jene religiösen Kriegsdienstverweigerer wurden seit 1911, d.h. zehn 
Jahre, ehe das Zivildienstgesetz zustande kam, grundsätzlich vom Militär- 
dienst befreit. Das späte Zustandekommen des Gesetzes hat seinen 
Grund hauptsächlich darin gehabt, daß es neben jenen Kriegsdienstver- 
weigerern aus religiösen Gründen zahlreiche Weigerer aus anderen 
Gründen gab, die der politischen Mehrheit antipathisch sein mußten. 
Übrigens wollten die meisten Verweigerer aus nichtreligiösen Gründen 
dem Staat überhaupt keinen Dienst oder Gehorsam leisten. 

Das norwegische Gesetz für den Zivildienst wurde am 24. März 1922 
vom Parlament genehmigt und trat am 15. Juli 1922 in Kraft. Sein 
Wortlaut ist der folgende: 

Art. 1. Die Dienstverweigerer aus Gründen des Gewissens oder religiöser 
Überzeugung sind dem Staat zu einem Zivildienst für eine Zeitperiode verpflichtet, 
die der gewöhnlichen Militärdienstzeit bei der Infanterie zur Friedenszeit ent- 
spricht, zuzüglich der Hälfte dieser Zeit und abzüglich evtl. schon geleisteten 
Dienstes. Anstelle außerordentlichen Militärdienstes in Friedenszeit sind sie zu 
‚einem Zivildienst für eine Zeit gehalten, die der Dauer des außerordentlichen 
Dienstes ihrer eventuellen Militärverhältnisse entspricht. £ 

Im Kriegsfall müssen sie ihren Zivildienst für die Zeit tun, in der ihre even- 
tuelle militärische Einheit unter Waffen steht, zuzüglich einer weiteren Hälfte. 

Der König oder eine von ihm ermächtigte Person kann eine Abkürzung der 
Dienstzeit anordnen. no 

Art. 2. Der Zivildienst darf nicht in Verbindung mit militärischen Einrich- 
tungen oder Unternehmungen stehen und muß unter ziviler Aufsicht getan werden. 

Er kann nach den Anordnungen der zuständigen Stellen innerhalb einer oder 
mehrerer Zeitperioden ausgeführt werden, 

Der Arbeitsertrag fällt dem Staate zu. 

Art. 3. Während des Dienstes haben die zivildienstpflichtigen Personen An- 
spruch auf Unterhalt und Bekleidung, oder auf eine entsprechende Entschädigung, 
‚sowie auf Reise- und Tagegeld nach den für den militärdiensttuenden Soldaten 
festgesetzten Sätzen. 

Ihre Familien haben ein Anrecht auf dieselbe Entschädigung, wie sie für 
'Soldatenfamilien während der Militärdienstzeit festgesetzt ist. Z 

Art. 4. Personen, die sich auf ungesetzliche Weise dem Zivildienst entziehen, 
‚der ihnen nach dem Gesetz zukommt, oder die sich nachlässig zeigen oder während 
der Arbeit schlecht führen, können zu Zwangsarbeiten im Erziehungshaus be- 
stimmt werden, für eine der Dienstzeit entsprechende Zeitspanne. g 
Dr Hinsicht werden vom Unterrichtsministerium getroffen, | 
nachdem der Betreffende Gelegenheit gehabt hatte, sich vor Gericht zu erklären. $ 
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Diese Entscheidungen können einer Berufung nach den Regeln des Gesetzes über 
das Strafgerichtsverfahren unterworfen sein. Ohne Gerichtsentscheid hat die Be- 
rufung keine aufschiebende Wirkung. 


Falls notwendig, kann man zum Arrest und zur vorbeugenden Haft schreiten 
gemäß Art. 23 ff. des erwähnten Gesetzes. 


Personen, die nach diesem Gesetz in ein Erziehungshaus gebracht wurden, 
können ausnahmsweise bei Bewährung in Freiheit gesetzt werden. 

Die Zwangsarbeit kann unterbrochen werden, wenn die Gesundheit des Be- 
treffenden oder andere Umstände diesen Eingriff dringend machen. 

Die noch zu erfüllende Dienstzeit muß, wenn fällig, nachgeholt werden, sobald 
die Ursache der Unterbrechung nicht mehr besteht. 


Art.5. Die Zivildiensfpflichtigen, die sich nachlässig zeigen und während 
der Arbeit schlecht führen, können disziplinarisch bestraft werden. Dem Arbeits- 
leiter und seinen zivilen Vorgesetzten steht es zu, Disziplinarstrafen zu verhängen. 

Die Gesetzesbestimmungen über die militärische Disziplinar- und Polizeigewalt 
finden entsprechende Anwendung. 


Art. 6. Notwendige Einzelheiten in der Ausführung dieses Gesetzes ordnet 
der König an. 


Art. 7. -Dieses Gesetz tritt unmittelbar in Kraft. 

Wichtig ist, daß in diesem Gesetz von vornherein die Gewissens- 
bedenken überhaupt neben der religiösen Überzeugung stehen. Das er- 
leichtert das Verfahren bei der Prüfung der Anträge, insofern die zu- 
ständigen militärischen Stellen nicht das Fehlen kirchlicher Fürsprache 
gegen die Bewilligung ins Feld führen können. Der Dienstverweigerer 
kann, wie es in der Begründung des Gesetzentwurfs durch die Re- 
gierungskommission heißt, seiner Weigerung Zeugnisse beifügen, die den 
Beweis seiner Aufrichtigkeit zu erbringen geeignet sind. Das müssen 
aber nicht kirchliche Zeugnisse sein. In den Fällen, in denen der zu- 
ständige Pfarrer Zivildienstgegner ist, kann diese Bestimmung gleichfalls 
von Wichtigkeit sein. Ein gewisser Fortschritt des norwegischen Ver- 
fahrens liegt ferner darin, daß die Entscheidung nicht bei den mili- 
tärischen Stellen, sondern bei den Gerichten liegt. Die Sache geht von 
der militärischen Stelle aus, die den Antrag empfängt, mit den beige- 
fügten Gutachten derselben zur Prüfung an den Staatsanwalt. Wenn 
der Staatsanwalt findet, daß weitere Erhebungen notwendig sind, wird 
die Sache dem Gericht zur Entscheidung überwiesen. Im Falle des 
Revisionsantrags geht die Sache an den Oberstaatsanwalt, in einzelnen 
Fällen bis zum König. Hat der Staatsanwalt keine Bedenken, wird der 
Antragsteller ohne weiteres in den Zivildienst eingestellt. Dies geschieht 
gleichfalls, wenn der Antragsteller während des gerichtlichen Verfahrens 
sich in Untersuchungshaft befunden hat, auf Grund der dem Antrag zu- 
stimmenden Gerichtsentscheidung. Diesem Verfahren entsprechend 
untersteht auch die Durchführung des Gesetzes dem Justizminister, 

nicht dem Kriegsminister. 
In der Begründung des Gesetzes ist ausdrücklich festgestellt, daß 
der. Zivildienst in keiner Weise als Strafdienst angesehen werden 
darf, sondern weiter nichts ist als ein Ersatz für den Militärdienst. Die 
_ Auswahl der Arbeit des Zivildiensttuenden soll der Bildung und den 
Fähigkeiten des Antragstellers entsprechen. Aus praktischen ‚Gründen 
_ wird auch in Norwegen in erster Linie Boden- und Waldarbeit in den 

Staatsforsten ins Auge gefaßt, dazu Bau von Straßen und Eisenbahnen. 
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Die Länge der Dienstzeit beträgt 216 Tage (in zwei Arbeitsperioden 
von je 108 Tagen), entsprechend der Länge des Militärdienstes der In- 
fanterie von 144 Tagen. Be 

In Norwegen wird von dem Zivildienst sowohl infolge der günstigen 
Gesetzesbestimmungen, wie auch auf Grund des im Lande seit jeher be- 
stehenden Interesses für die Frage viel Gebrauch gemacht. Wie ‘schon 
gesagt wurde, hängt ja beides, Interesse der Bevölkerung und Ausfall 
der gesetzlichen Bestimmungen, eng zusammen. In den ersten beiden 
‘Jahren haben, soweit bekannt, 128 Kriegsdienstverweigerer den Zivil- 
dienst geleistet. Eine erste. Abteilung von 27 Mann arbeitete ihre 108 
"age in den Monaten Juli bis Oktober 1923 in einem staatlichen Forst, 
wo sie hauptsächlich damit beschäftigt war, Baumstämme abzufahren, 


Stümpfe zu roden und die Felder für den Anbau zu bereiten. Der Ar- 


beitsertrag wird als befriedigend bezeichnet. Im Frühling 1924 arbei- 
teten 30 Menschen auf demselben Versuchsfelde; in den Sommer-Herbst- 
monaten 45. Die Zivildiensttuenden selbst scheinen von ihren Er- 
fahrungen durchaus befriedigt zu sein. 


Die Befriedigung der Nächstbeteiligten auf beiden Seiten über. .die 


bisherigen Erfahrungen hindert nicht, daß eine Bewegung gegen die 
Ableistung des Zivildienstes in Norwegen im Entstehen begriffen ist. Es 
handelt sich um dieselben Richtungen, die bereits früher das Zustande- 
kommen eines Gesetzes verhindert hatten; d.h. um anarchistische Ten- 
denzen, die dem Staat jede Gefolgschaft verweigern. Kürzlich haben drei 
anarchistische Gruppen, nämlich die Sozialanarchisten, der Syndika- 
listische Bund und die Revolutionäre Jugend, einen Aufruf erlassen, dem 
Dienstpflichtgesetz nicht Folge zu leisten. Auf einer Versammlung, an 
der etwa tausend dienstpflichtige junge Männer teilnahmen, gelobten 
etwa 200, jeden Dienst zu verweigern. Übrigens wurden vierzehn von 
denen, die das Manifest hatten ausgehen lassen, unter Verfolgung gesetzt. 

Auf der anderen Seite wächst das Interesse für den Zivildienst auch 
weiterhin im Lande. In neuerer Zeit treten auch die religiösen Kreise 
noch stärker für Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst ein. Ver- 
schiedene Geistliche der Staatskirche haben sich öffentlich dafür ausge- 
sprochen. Pfarrer Edwin-Kristiania sagte kürzlich in einem dort .ge- 


haltenen Vortrag über Christentum und Krieg, nicht nur der Krieg, son- 


dern jeder Kriegsdienst sei mit dem Christentum unvereinbar; das Ge- 
wissen der einzelnen Christen müsse zu dieser Erkenntnis erwachen und 
das Volksgewissen aufrütteln. Das beste Mittel zur Befreiung der 
Völker vom Kriege sei die Kriegsdienstverweigerung. E 

 Zweifellos geht es in den skandinavischen Ländern in der Sache des 
Zivildienstes vorwärts. Rückschläge werden nicht ausbleiben. aber im 
ganzen ist ein Erfolg errungen, der sich nicht wieder aus Geschichte, 
Gesetzgebung und Erfahrung beseitigen läßt. Die übrigen Länder haben 
ein Vorbild erhalten, dem sie früher oder später folgen werden. Die- 
jenigen, die aus ihrem christlichen Gewissen heraus die Bewegung ein- 
geleitet haben, müssen sie auch weitertragen. 


Se 


a 


Die Arbeit — unsere Rettung.‘) 
Von Wenzel Holek. 


Die „Eiche“ brachte in ihrem Oktoberheft 1924 eine Entgegnung von 
der Gräfin Sierstorpff auf meinen Aufsatz in der Julil/Oktober-Nummer 
1923 unter der Aufschrift „Die Arbeit als Machtmittel gegen die Macht 
des Schwertes“. Die Verfasserin bekennt, daß mein Aufsatz sie sehr stark 
beschäftigt hätte, so daß sie sich gedrungen fühlte, eine Gelegenheit zu 
suchen, auf das, was ich geschrieben habe, näher einzugehen und manches 
davon zu ergänzen. Ich freue mich jedesmal, wenn jemand mir etwas 
widerlegt und mich eines Besseren belehrt, denn so nur kann man etwas 
lernen! 

„Es wird immer der Fehler wiederholt von allen, die sich mit der 
sozialen oder sozialpolitischen Frage befassen, daß die Mißstände, die 
nun leider einmal auf dieser Welt sind, einer bestimmten Klasse zum Vor- 

- wurf gemacht werden. Wenn wir keine Verständigung finden zwischen 
den verschiedenen Ständen, so bleibt unser Vaterland verloren“, sagt 
Gräfin Sierstorpff und fügt noch hinzu: „Das Erste und Wichtigste ist die 
richtige Lösung der sozialen Frage, denn davon hängt unser Heil oder 
Unheil ab.“ 

Gegen den zweiten Satz und gegen den Schluß des ersten Satzes läßt 
sich nichts sagen. Aber wessen Pflicht ist es, die soziale Frage so zu lösen, 
wie das Vaterlandsinteresse es erheischt? Ist es nicht in erster Linie die 
Pflicht der gebildeten Stände, das soziale Leben so zu bestimmen, daß die 
sozialen Verhältnisse so wenig wie nur möglich Anlaß geben, von einer 
sozialen Frage zu reden. So müßte es natürlich sein, wenn bei ihnen Bil- 
dung mehr bedeuten würde als ein Mittel zum Reichtumerwerb. So haben 
die gebildeten Stände bisher über Besitz verfügt, die Produktion und den 
Handel geleitet, die Staatsmacht innegehabt, waren über die Erziehung 
und Bildung des Volkes zu bestimmen bevorrechtet, haben über den 

Wohlstand der übrigen Volksgenossen zu entscheiden gehabt. Wenn sie 

-- ihre Pflicht tun, wen anders soll die Schuld treffen, daß es Volksschichten 

gibt, die in grenzenlosem materiellen und geistigen Elend verkommen? 


*) Anmerkung des Herausgebers. Das Gespräch zwischen Arbeitnehmer und 
 Arbeitgeberin findet hier seine Fortsetzung, zugleich seinen Schluß, da Gräfin 
Sierstorpff auf die Frage, ob sie sich alsbald in diesem Heft zu W. Holeks Ent- 
gegnung äußern wolle, schreibt: „Ich möchte auf eine Fortführung der Diskussion 
verzichten, da Herr Holek gerade über den Punkt, auf den mir alles ankommt, 


prinzipiell anders denkt als ich. Ich bin der Überzeugung, daß wir nur dadurch 


- weiterkommen, wenn Angehörige der verschiedenen Klassen sich auf gemeinsamem 
Boden als Menschen begegnen. Herr Holek fährt fort, die Menschen nur als 
 Klassenmitglieder anzusehen und der Klasse der Gebildeten, der Unternehmer, der 
- Reichen usw., die für ihn alle in eins zusammenfallen, seine Verurteilung entgegen- 
 zuhalten. Ich bin nicht der Meinung, daß durch solche Verurteilungen etwas ge- 
bessert wird. Die Betroffenen werden dadurch nicht bekehrt, und die Arbeiter er- 
“fahren dadurch nichts Neues. Ich glaube, daß es Gottes Wille ist, daß wir Christen 
wenigstens versuchen sollten, einander über alle Klassengegensätze hinweg zu 
lieben und zu verstehen, nicht aber zu richten und zu verurteilen. Sagt doch selbst 
Christus von sich, daß er nicht gekommen sei, die Welt zu richten, sondern sie zu 
_ retten. Ich glaube nicht, daß wir auf anderen Wegen mehr erreichen. Bertha 


23 Sierstorpff.“ 
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Soll und kann man diese Stände, die das Schicksal der übrigen so be- 
stimmen, mit den gefühlsmäßigen Argumenten freisprechen von jeder 
Schuld: „Weil wir Menschen nun so böse sind, muß es Gesetze geben, 
die uns das Sündigen etwas erschweren?“ 

Es nutzt auch nichts, sich auf einzelne Unternehmer zu berufen wie 
auf Friedrich Krupp, König Stumm usw., die mehr soziales Pflichtgefühl 
besessen haben als andere Unternehmer. Es ließen sich zu diesen beiden 
noch einige deutsche Unternehmer hinzuzählen. Was macht ein 
Hundertstel von sozialdenkenden Unternehmern aus gegen die übrige 
Unternehmerwelt! Kann man da sagen: „Sehet, diese sind gut, also ist 
alles gut!“ 

Anfang des 19. Jahrhunderts gab es in England einen Fabrikdirektor 
Robert Owen, der vorbildlich sozial wirkte und glaubte, daß er durch sein 
soziales Wirken die Unternehmerwelt überzeugen und anregen werde, 
ebenso zu handeln zum Segen des ganzen Volkes und des Vaterlandes. Er 
blieb ein Utopist. Denn die englischen Fabrikanten scherten sich wenig 
um seine sozialen Ideen. Sie beuteten nicht nur erwachsene Männer und 
Frauen durch niedrige Löhne und lange Arbeitszeit aus, sondern auch 
Kinder von fünf und sechs Jahren. 

Und wie sah es bei uns früher aus? Ich selbst habe als elfjähriger 
Knabe bei zwölfstündiger Arbeitszeit 60 Pfennig verdient. Das genügt! 

So müssen wir uns „mit den Menschen, wie sie nun einmal sind“, 
nicht wie sie sein sollen und wie wir sie wünschen, abfinden, 

Nun habe ich in meinem Aufsatze die Dinge und die Menschen eben so 
genommen, wie sie wirklich sind, so also wie die Gräfin Sierstorpff es für 
klug hält. Auch ich glaube ebenso wie sie an das Gute in den Menschen 
und daß das Menschengeschlecht fähig ist, gut zu werden. Dieses 
Besserwerden ist aber nur möglich unter besserwerdenden Lebensverhält- 
nissen, in die ich selbstverständlich die Erziehung, Bildung usw. ein- 
beziehe. 

Und doch nimmt dieser schöne und gute Glaube mir nicht den Blick, 
die Dinge und die Menschen so zu sehen und so zu nehmen, wie sie sind. 
So kam ich dazu, durch meinen Aufsatz das zu zeigen, was tatsächlich ist. 
Ich habe zeigen wollen, wie stark der Glaube an die Macht des Schwertes, 
der der Barbarenzeit eigen war, heute noch trotz allem Gerede von Kultur 
und Zivilisation vorhanden ist und wie er sich überall, wo die Men- 
schen miteinander zu tun haben, auswirkt, Unheil anstiftet, die Menschen 
von Sünde zu Sünde treibt, wie Mephistopheles Faust von einem Ver. 


brechen zum anderen geschleppt hat. Dann wollte ich aber auch zeigen, - 


wie die Produktion und die Konsumption auf Grund des Prinzips von 
Privatbesitz an Grund und Boden und der Produktionsmittel sich zu einem 
System entwickelte, in das der Mensch gestellt ist, und wie er darin wirkt, 
wenn das Böse, wenn die tierischen Instinkte das Gute und Edle in ihm 
überwiegen, wie es schließlich wirken muß, wenn ihn die von diesem 
Prinzip getriebenen Verhältnisse dazu treiben. ; 
Die gesellschaftliche Lebensorganisation ist zu allen Zeiten so be- 
schaffen gewesen und wird auch in Zukunft so beschaffen sein, wie eben 
die Menschen geistig und — sittlich eingestellt waren und sein werden. 
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„Na also“, wird mir Gräfin Sierstorpff antworten, „habe ich nicht 
recht, wenn ich sage, wir alle sind Menschen mit mehr Fehlern als 
Tugenden?“ 

‚Haben nicht — ich muß es wiederholen — gerade die Gebildeten die 
Pflicht, eine vernünftige geistige und sittliche Lebenseinstellung zu er- 
streben und zu verwirklichen! Betonen sie nicht immer wieder ihre Über- 
‚legenheit in der Bildung gegenüber den anderen Volksgliedern! Reden sie 
nicht fortwährend von ihrer Befähigung zur Führerschaft und zum Re- 
gieren! 

E Kann man auf so eine Bildung stolz sein, durch deren Verschulden 
Verhältnisse herbeigeführt worden sind, wo Tausende von Volksgenossen 
im schlimmsten materiellen, geistigen und sittlichen Elend schmachten, 
während andere ein üppiges Leben führen, wo Lüge, Betrug und allerlei 
andere Laster sich breit machen! 

Aber es ist das nicht nur der falsche Glaube an die Macht, nicht nur 
eine falsche geistige und sittliche Einstellung dieser Kreise, daß sie sich 
von diesem System widerstrebend tragen lassen und auch nicht nur das, 
daß sie sich trotz aller Bildung von den tierischen Instinkten nicht frei- 
machen können. Dazu kommt noch ein anderes. 

Die heutige menschliche Gesellschaft baut ihre Lebensorganisation auf 
das individualistische Prinzip auf. Ihre Verfassung ist in geistiger und 
materieller Beziehung individualistisch. Es ist das Verhältnis des freien 
Kräftespiels. In dem heutigen Staat besitzt die große Mehrzahl der 
Staatsbürger weder Grund und Boden, noch Produktionsmittel, noch 
Kapital. Mittellos zur Welt gekommen, müssen sie sehen, wie sie sich 
durch das Leben schlagen. Der Staat kümmert sich um sie nur insofern, 
als er sie durch Gesetze und Vorschriften an gewisse, im Interesse des 
Staates selbst liegende Pflichten bindet, wie: Respektierung der Straf- 
gesetze, besonders wegen Vergehens gegen das Privateigentum, Steuer- 
zahlung, Schulbesuch usw. Was sie arbeiten, bei wem sie arbeiten und 
unter welchen Bedingungen, wie die Arbeit ihnen bezahlt wird, ob sie ihre 
Familie davon ernähren können, wie sie leben während ihrer Arbeits- 
losigkeit, ob sie sich etwas zu ersparen imstande sind für den Fall der 
Arbeitsunfähigkeit, die heutzutage ganz unfreiwillig schon anfangs der 
fünfziger Jahre eintritt, weil manchen Unternehmern der Arbeiter mit 
vierzig Jahren zu alt ist, dies alles und auch noch das, wie sie ihr Leben 
enden, wenn sie alt geworden und nichts zu leben haben, ob sie verhungern 
oder ihrem Leben durch Selbstmord ein Ende machen, ist ihre Sache. Die 
Gesellschaft entlastet dann ihr Gewissen mit der einfachen Notiz: „aus 
Lebensüberdruß in den Tod gegangen.“ 

Dieses grauenhafte Gespenst schwebt jedem von uns vor den Augen, 
und je mittelloser der Mensch ist, um so erschreckender wirkt es. Auch 
der Besitzende entkommt oft nicht dieser Gefahr. Die Alters- und Inva- 
lidenrente, das Krankengeld sind Bezüge, „die zum Leben zu wenig sind 
und zum Sterben zu viel sind“. 

Diese Unsicherheit erzeugt in allen eine fieberhafte Angst, die zu einem 
erbitterten Kampfe einer gegen alle und alle gegen einen treiben, jeder 


rafft auf seine Art, wo er kann, was er kann und wieviel er kann. Alle 
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Mittel sind gut, die zum Erfolg führen. Wer glaubt, soviel gerafft zu 
haben, daß sein Lebensende gesichert scheint, den treibt dann die Sorge 
und Liebe, seine Nachkommen auch noch zu versorgen. 

Das ist der ungefähre Charakter der gegenwärtigen Gesellschaft. 

In diesem Getriebe und Gewühle werden die Worte Goethes, die er den 
Mephistopheles zu dem Herrn sprechen läßt, erst zur vollen Wahrheit: 
„Ein wenig besser würd’ er leben, Hätt’st du ihm nicht den Schein des 
Himmelslichts gegeben; Er nennt’s Vernunft und braucht’s allein, Nur 
tierischer als jedes Tier zu sein.“ 

Was wollte Goethe den Menschen damit sagen? 

Nicht mehr als dies: 

Die Vernunft, die Gott dem Menschen verlieh, befähigt ihn zur Er- 
fahrung und zur Voraussicht in die Zukunft. Und da liegt ihm die Ver- 
suchung so sehr nahe, nicht nur für den morgigen Tag, sondern sogar für 
seine Bedürfnisse nach dem Tode zu sorgen, so daß er da, wo er auf 
Widerstand stößt, zum Tier herabsinken kann. 

Das Tier bekam den Himmelsschein nicht, sorgt nicht so um sein 
Leben und ist, man kann sagen, glücklicher. Es kämpft nicht mit den 
Gliedern seiner Gattung um Landflächen, um einen größeren Teil davon 
für sich zu haben und um über seinesgleichen zu herrschen. 

Gräfin Sierstorpff wirft mir noch folgendes vor: „Das fortwährende 
Betonen des mörderischen Kapitalismus, der die armen Arbeiter nur aus- 
saugt und ausnutzt und der einzige Grund des Übels sein soll, hat unend- 
liches Unheil bei der großen Masse angerichtet.“ 

Das klingt beinahe so, als dürfte nicht der Übeltäter angeklagt werden, 
sondern der, der ihn anzeigt. 

Nun ist es mit dem Kapitalismus so, wie mit allen anderen körper- 
lichen Dingen, die unter dem Sonnenschein auch sind, daß er nämlich zwei 
Seiten hat, die Lichtseite und eine Schattenseite. Manche Menschen er- 
fahren die Lichtseite, andere wieder nur die Schattenseite, je nachdem, 
auf welche Seite sie von der Geburt und von dem Schicksal geworfen 
worden sind. 

Wer beide Seiten des Kapitalismus sehen und erfahren will, der muß 
von seiner Höhe herabsteigen und seine Wirkungen sogar noch unter der 
Lupe nationalökonomischer Erkenntnis erforschen. 

Gewiß hat das Kapital eine positive gute Seite; wer dies bestreiten 
wolite, der müßte volkswirtschaftlich blind sein. Das Kapital ist nichts 
anderes als akkumulierte, angesammelte Arbeit, aber nicht eines einzigen, 
sondern vieler Menschen, die eben an dem Produktionsprozeß be- 
teiligt sind. Diese Akkumulation, die sich fortwährend steigerte, steigerte 
nach allen Seiten hin auch Produktivkräfte im In- und Ausland und 
äußerte sich zugleich in fortwährend neuer Kapitalisierung, Vergrößerung 
alter Betriebe oder neuer Unternehmungen. - 
Kurz, die Akkumulation des Kapitals war zugleich die Akkumulation 
des Fortschrittes. Der Anstoß dazu ist die Konkurrenz gewesen, wie ich 
in dem Juli/Oktober-Heft 1923 gezeigt habe. 

‚ Die andere Seite des Kapitals ist die, daß an ihm ein Ausbeutungs- 
prinzip hängt. Das Wesen des Kapitals ist, sich fortwährend zu ver- 


54 


# 


mehren. Es zieht immerfort einen größeren Kreis von arbeitenden Men- 
schen an, um das aus der Arbeit schon gewonnene Kapital wieder in 
Mehrwert, Profit umzusetzen. Je größer der Profit, desto größer wird das 
Verlangen nach Verstärkung der Produktion des alten Betriebes oder Er- 
schließung neuer Produktionsmöglichkeiten. Der Mehrwert kann aber nur 
durch Ausbeutung der Arbeit vollbracht werden. 

Damit soll nicht gesagt sein, daß das Kapital in irgendeiner anderen 
Gesellschaftsform mit anderer Wirtschaft unnötig sei. Auch die so- 
zialistische Produktion und Wirtschaft, wie auch die kommunistische, 
werden das Kapital nicht entbehren können, wird nicht jedes produzierende 
Mitglied den vollen Ertrag seiner Arbeit fordern dürfen, weil auch da ein 
Reservefonds für die zuwartende Arbeit, sei es für die Vermehrung der 
Produktion oder für die Beschaffung von Verkehrsmitteln usw. gebraucht 
wird. Vor dem Kriege haben aber manche Betriebe nach Abzug der 
Gewinnanteile für die Beamten und für den Reservefonds bis 32 % Divi- 
denden ausgezahlt. Man verdiente also mehr, wenn man sein Geld in 
Aktien anlegte, als wenn man es in einer Bank unter 3 oder 4 % liegen 
ließ. So kann man also, wenn man Geld hat, von der Arbeit anderer 
Menschen leben. Das nennt die Volkswirtschaftslehre Ausbeutung! 

Wie der Mensch in diesem privatkapitalistischen Wirtschaftssystem 
wirkt und ihn der Besitz und Reichtum psychologisch beeinflussen, habe 
ich in meinem vorigen Aufsatze dargestellt. Natürlich werden nicht alle 
Kapitalisten gleichermaßen beeinflußt. Aber wehe den Arbeitern und An- 
gestellten, wenn ein egoistischer und herrschsüchtiger Mensch Unter- 
nehmer wird! ; 


Weiter heißt es: „Holek urteilt ganz richtig, wenn er sagt, daß die 


Reichen dieser Welt, sobald sie auf ihrem Höhepunkt angelangt waren, 
immer durch Genußsucht, Verschwendung und Sittenverderbnis und an 
der sich daraus ergebenden Zersetzung zugrunde gingen. Die Reich- 
tümer werden verpraßt, meist von solchen, die niemals gearbeitet haben, 
die Arbeit wurde oft zur Sklaverei. Verkehrt ist nur die Folgerung, dig 
großen Werke der Kunst und der Dichtung, alle Errungenschaften der 
Kultur als eine Abnahme der Produktionskraft zu verurteilen.“ 

Hier hat mich Gräfin Sierstorpff ganz gewiß mißverstanden. Die 
Kunst und Kultur an sich, wenn sie die symbolische Ausstrahlung einer 
innerlich gebundenen gemeindlichen, sagen wir, königlichen Gesinnung 


ist, verringert die Produktionskräfte nicht. Sie kann sie befruchten und 


noch mehr steigern, zum Wohle des Ganzen natürlich. 

Anders ist dem aber, wenn die Kunst und Kultur zu einer Klassen- 
kunst und Klassenkultur geworden ist, wenn die herrschende Klasse den 
alleinigen Besitz davon ergreift und wenn sie aus reiner Genußsucht die 


"anderen Volksschichten zwingt, zum Nachteil der eigenen Lebenshaltung 
die Kunst bis ins Maßlose zu treiben, wie es an dem Bau der ägyptischen 


Pyramiden am krassesten in die Augen springt. Fa 

Die ägyptischen Könige bildeten sich ein Bedürfnis auch nach ihrem 
Tode ein: wahrscheinlich sollten die Pyramiden zugleich ein Symbol 
ihrer Macht und ein ewiges Andenken an ihre Größe sein. Da aber der 
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Mensch nach seinem Ableben keine Bedürfnisse mehr hat, war diese ganze 
Arbeit nichts anderes als unproduktiv, ein Mißbrauch der Baukunst. Und 
so kann jede Kunst mißbraucht werden und ist auch zu allen Zeiten von 
den Herrschenden mißbraucht worden. 

Die Kunst in Händen einer herrschenden Kaste ist nur ein Schatz, den 
von der Ferne anzuschauen und zu bewundern dem gewöhnlichen Volke 
gestattet wird, aber die sein geistiges und seelisches Leben befruchtende 
Wirkung ist ihm versagt. SEN 

Gerade Ägypten zeigt uns am deutlichsten, wie der Mißbrauch mit der 
Kunst zur Verringerung der Produktionskräfte führen mußte. Während 
das Volk noch Mühe hatte, sich eine notdürftige Lebenshaltung zu er- 
arbeiten, wurde es von der herrschenden Kaste mit Gewalt gezwungen, 
für sie den erdenklichsten Luxus zu schaffen. Das Volk wurde maßlos 
geschunden unter Entbehrung, unter verkürzter Lebenshaltung; seine 
Produktivkraft sank, es verkam durch Überanstrengung und Not. Als 
dann die herrschende Kaste im Luxus und Müßiggange körperlich, geistig 
und sittlich: verfiel, ging alles zugrunde, Volk, Kunst und Kultur. 

So ging es auch den Griechen und Römern. So wird es auch uns 
gehen, wenn wir nicht zur Besinnung kommen und jede unproduktive 
Arbeit lassen. 


Bei der Besprechung des Begriffes Masse, kommt Gräfin Sierstorpff 
zu folgendem Schlußurteil, was Masse heißt: „Also die Masse ist der 
größte Teil der Menschen, der zu faul ist, zu denken, viel zu bequem, sich 
zu beherrschen, sich etwas auszudenken oder sich überhaupt besonders 
anzustrengen. Der bei weitem größte Teil der Menschen will geführt sein, 
welchen Ständen er auch angehöre usw.“ 

Ich muß sagen, daß ich ein so bestimmtes Urteil, was Masse ist, nicht 
wage, trotz meiner psychologischen Erfahrung in der Erziehung und 
Volksbildungsarbeit. Solange die gesellschaftlichen Verhältnisse so 
bestehen werden, wie sie heute sind, können wir kaum bestimmt sagen, 
wie der Mensch an sich ist und warum er so ist, wie er uns gerade erscheint. 

Schaut man die Menschen von der politischen Seite an, dann kann. man 
allerdings zu einem solchen Urteil kommen wie die Gräfin. Es ist nicht 
jedermanns Sache, mit politischen Geschäften sich abzugeben, selbst 
sclcher Menschen nicht, die in ihrem Beruf Persönlichkeiten sind, deren 
Leistungen ins künstlerische Können hineinragen. Jene aber, bei denen 
dies auch nicht zutrifft, die Durchschnittsmenschen sind, oder die, die 
unterm Durchschnitt stehen, wie diese Bezeichnungen landläufig sind, 
eignen sich alle für irgend einen Beruf, der ein gewisses Maß von Bildung, 
Kenntnissen und Können voraussetzt, je nach seiner Art. Sie alle füllen 
ırgendeinen Platz und tragen so bei zum Wohle des Ganzen. Da sind sie 
alle Persönlichkeiten, von verschiedenen Graden natürlich. = 

Wie ganz anders urteilt doch der konservative, aristokratisch denkende 
Prof. Paul de Lagarde: a 
3 „Jeder Mensch ist einzig in seiner Art, denn er ist das Resultat eines 
nie wieder vorkommenden Prozesses einziger Art: darum ist schlechthin 
jeder Mensch, der geboren wird, der Anlage nach eine Bereicherung seines 
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Geschlechts und seiner Nation, und darum gibt es für jeden Menschen nur 
eine Bildung, die ganz speziell auf ihn berechnet und deren Aufgabe sein 
muß, aus ihm das zu machen, was irgend aus ihm gemacht werden kann. 
So gefaßt, ist die Bildung eine fortwährende Bereicherung des geistigen 
Wohlstandes der Nation. Auf sie hat jeder ein Recht, der geboren wird: 
ein Volk im wahren Sinne des Wortes ist nur denkbar als die Gemeinschaft 
so gebildeter Menschen, deren jeder an seinem Platze zufrieden sein wird, 
weil er sein Leben darauf einrichtet, ihn auszufüllen, und weil er darum 
ihn liebt, eine Gemeinschaft von Menschen, welche nicht in Stände zer- 
fallen, weil sie gar nicht nach dem Materiale, mit dem sie arbeiten, und den 
äußerlichen Ergebnissen ihrer Tätigkeit, sondern nur nach der Treue be- 
urteilt werden, mit der sie an dem ihnen zuerteilten Stoffe das selbst 
werden, was sie werden können.“ 

Die Menschen mit solchen Augen zu sehen, befreit uns von der Über- 
hebung! 

„Der bei weitem größte Teil der Menschen will geführt sein.“ 

Wollen wir annehmen, daß dem wirklich so ist. Wer soll führen, wie 
soll der Führer sein und welche Verantwortung hat er? Darüber sagt 
de Lagarde folgendes: 

„Die Regierung soll königlich sein in ihrer Gesinnung. Sie soll dem 
Volke die Hindernisse aus dem Wege räumen in seiner Entwicklung. ‚Die 
weiteren Bedingungen dazu sind Treue, Liebe, Ehrlichkeit und Gerechtig- 
keitssinn.“ 

Gilt nicht dasselbe auch für die Führer? Wo, in welchem Lager sind 
solche zu finden? 


Sehr befremdend wirkte auf mich das, was die Gräfin über den Müssig- 
gang der Arbeiterjugend sagt: „Der Müssiggang, der von Geburt Reichen 
und Wohlhabenden, die das Glück hatten, daß ein Vater oder Bruder durch 
eigene Arbeit ihre Zukunft sicherstellten, so daß sie selbst keinen Finger 
zu rühren brauchen, ist, so empörend es auf alle Gesunden und Einsichts- 
vollen wirkt und so verderblich es für sie selbst ist, nicht so gefährlich, wie 
wenn die große Menge das Arbeiten verlernt. Denn der ersteren sind nicht 
so viele. Aber die Menge, besonders die Jugend, die seit der Revolution 
glaubt faulenzen zu können, bedeutet die schwerste Gefahr für das 


. Ganze.“ 
Sicher liegt darin eine große Gefahr. Aber entscheidend ist die Frage, 


ob die arbeitslosen Jugendlichen und Erwachsenen nur deshalb feiern, 


weil sie arbeitsscheu geworden wären. Daß es geborene Arbeitsscheue 
gibt, ist wahr, davon gibt es aber nur eine ganz kleine Zahl. Die große 


- Mehrzahl feiert, weil sie muß. 


In Berlin mache ich andere Erfahrungen als die Gräfin in ihrem Wohn- 
orte. Täglich kommen so und so viele zu mir und fragen, ob ich eine Be- 
schäftigung für sie weiß. Sieht man sich diese Erscheinung vom volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte an, so erkennt man bald, daß auch diese Er- 
scheinung eine Begleiterscheinung des privatkapitalistischen Produktions- 
und Wirtschaftsprozesses ist. Eine arbeitslose Reservearmee gab es schon 
immer, seitdem es eben eine moderne Industrie gibt, sie ist nach dem 
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Kriege nur bedeutend größer geworden. Die europäischen Völker sind 
durch den Weltkrieg, der doch nur die letzte Konsequenz der kapitalisti- 
schen Konkurrenz gewesen ist, verarmt, weil sie in den kriegerischen 
Rüstungen und dann im Kriege selbst, wie geschätzt wird, rund fünfzehn - 
hundert Milliarden Mark in unproduktiver Arbeit verschwendet haben. 
Die Konsumption ist infolge der geschwächten Kaufkraft bei allen Völ- 
kern zurückgegangen, die Produktion kam ins Stocken, die Industrie ist 
außerstande, so viele Arbeitskräfte wie früher zu beschäftigen, und die 
Folge davon ist die, daß Millionen von Menschen ohne Arbeit sind. 

Wer hat die Rüstungen und den Krieg gewollt? Wer trägt die Schuld 
an der Arbeitslosigkeit? Die arbeitslosen Arbeiter oder diejenigen, die 
sich das Recht anmaßten, die verantwortlichen Leiter und Führer zu sein?! 

Also mit so leichter Handbewegung und mit ein wenig Herzens- 
bitterkeit ist für solche höchst verwickelten Fragen kein Verständnis zu 
gewinnen. Da muß man schon tiefer graben, wenn man sich nicht mit 
Würmern begnügen will. 

Nun will ich gerecht sein und die Arbeiter nicht ganz freisprechen von 
der Schuld an dem Kriege. Sie brauchten ihn nicht mitzumachen, so wıe 
die Ouäker ihn nicht mitmachten. Doch die gepanzerte Faust des Mili- 
tarismus stellte sie vor die Wahl, entweder zu Hause oder draußen im 
Schützengraben sich erschießen zu lassen. 


Und nun zu dem großen Manne Henry Ford. Auch ich habe vor diesem 
Manne Hochachtung. Er ist ein Mann, der zweifellos etwas versteht, 
etwas kann und etwas Seltenes leistet. Vor ihm erscheinen uns die euro- 
päischen Fabrikanten wie armselige Stümper. Sie sind immer noch rück- 
ständig genug, an ihrer althergebrachten Methode festzuhalten, die Pro- 
duktivkräfte und somit auch die Produktivität zu steigern bei möglichst 
‚niedriger Bezahlung. 

Nun zeigt ihnen Henry Ford gerade das Gegenteil. Der Ford, «der doch 
immer Fleisch von ihrem Fleisch und ‚Blut von ihrem Blut ist! Also Hut 
ab vor diesem Manne, dem Unsentimentalen, dem Berechner, dem großen 
‚Organisator und dem weitsichtigen Geist! 

Doch uns dürfte mehr als diese Seite Fords, so beachtenswert sie 
:auch ist, interessieren, nämlich der Entwicklungsweg, auf dem sich der von 
ihm organisierte Produktionsprozeß abspielt, wohin und nach welchem 
Endziel dieser Weg führt. 

Was heute schon an Fords Werk ganz deutlich erkennbar ist, ist das, 
‚daß es in dem heutigen Produktionsprozeß die höchste Produktionsstufe 
‚darstellt, die sogar immer noch auf eine weitere Steigerung Aussicht hat. 

Die Steigerung der Produktivkräfte des einen Produktionsgebietes 
zuft aber nach dem Prinzip von der Gleichwertigkeit (Äquivalenz) der 
Produktivkräfte eine Steigerung der Produktivkräfte auf allen übrigen 
Produktionsgebieten, sei es im eigenen Lande oder Auslande hervor, bis 
die Produktionskräfte, oder besser gesagt, die Produktionsleistung aus- 
:geglichen ist. Die natürliche Folge dieses gegenseitigen Antriebes in der 
Erhöhung der Produktivität ist dann die Erhöhung der Lebenshaltung des 
‚Volkes. ah a 
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Diese Tatsache erkennt man schon nicht nur bei Fords Angestellten, 
sondern, wie die Berichte lauten, bei dem ganzen amerikanischen Volke. 

An der Ford’schen Produktionsstufe erkennen wir noch weiter, wie 
der modernste Kapitalist Ford schließlich nur zum Leiter des Produktions- 
Prozesses und nur zum Verwalter des Kapitals wird, wenn sein einsichtiges 
Bestreben dahin geht, den Konsumenten mit qualitativer und möglichst 
billiger Ware zu dienen und seinen Angestellten ein möglichst hohes Ein- 
kommen zu gewähren. Das ist doch der richtige Sinn und Zweck der Pro- 


- duktion und der Wirtschaft. 


So wird der Kapitalist Ford ein Verwalter des Kapitals zum Besten 
der Allgemeinheit. Daß auch er von dem jährlich erzielten Reinertrage 
der Arbeit Reserven in Abzug zu bringen hat, um den Betrieb, wenn 
nötig, zu vergrößern, ist ganz selbstverständlich. Das wird man in der 
sozialisierten Produktion auch tun müssen. 

Bei Ford ist, kann man sagen, das schon verwirklicht, was die So- 
zialisten wollen, aber noch unter dem Kennzeichen „Privatkapital“. 

Welches Ende dieser Prozeß erreichen wird, läßt sich heute noch 
schwer sagen. Jedenfalls ist die Ford’sche Methode eine bessere als die 


russische unter dem Spitznamen Kommunismus. 


Zum Schluß will ich feierlich erklären, daß ich mit Gräfin Sierstorpff 
in dem Punkte ganz übereinstimme, wo sie sagt: „Ich glaube ferner, daß 
jeder von uns die Pflicht hat, so viel wie möglich zu diesem Fortschritt 
beizutragen, indem er jede Selbstverleugnung. übt, die sich ihm naht, und 
jede Gelegenheit benützt, um von innen heraus besser zu werden. Es ist 
kein noch so geringer Versuch umsonst, das können wir jederzeit an uns 
selbst beobachten.“ 


Auch ich meine, daß die Verhältnisse, wenn sie besser würden, allein 


die Menschen nicht gut machen können. Der Mensch muß sich auch Mühe 
geben, besser zu werden. Wenn aber die Gebildeten und Führenden aus 
der sogenannten bürgerlichen Gesellschaft mit ihrem ungesunden Geist 


_ die große Masse angesteckt haben, die nicht mehr soviel Kraft besitzt, sich 
- selbst zu bessern, dann ist es doppelte Pflicht der Gebildeten, sich selbst 
zu bekehren, sonst dürfen sie nicht das Recht für sich in Anspruch nehmen, 
 Gebildete und Führer zu sein. n ; ; 
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Mitteilungen des Weltbundes 
für Freundschaftsarbeit 
der Kirchen. 


Regionaltagung 


der Balkanvertreter des 
Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit‘ der Kirchen 


zu Sınaila 


In den Tagen vom 22: und 23. Sep- 
tember 1924 hatten sich in den freund- 
lichst zur Verfügung gestellten schönen 
Räumen des inmitten einer herrlichen 
Landschaft gelegenen Klosters zu 
Sinaia führende Männer des Weltbundes 
für Freundschaftsarbeit der Kirchen aus 
Rumänien, Bulgarien, Jugoslavien, 
Griechenland und Albanien, sowie ein 
Vertreter des Patriarchen zu Konstan- 
tinopel zu freundschaftlicher Aussprache 
über wichtige Fragen zusammengefun- 
den. Die Beratungen, an denen auch die 
Herren Sir Willoughby H. Dickinson, 
Rev. Henry A. Atkinson, Rev. Alexan- 
der Ramsay als Abgesandte des Inter- 
nationalen Komitees sowie Pfarrer 
Dr. Neander als Vertreter des Erz- 
bischofs Söderblom von Schweden teil- 
nahmen, behandelten einerseits die 
Frage der orthodoxen Minoritäten in 
den Balkanländern, andererseits grup- 
pierten sie sich um das Thema:. „Was 
kann die orthodoxe Kirche für die Er- 
haltung des Friedens auf dem Balkan 
tun?“ Den Vorsitz führte Archimandrit 
Scriban-Bukarest. Die Verhandlungen 
förderten so viel bemerkenswertes Ma- 
terial zu Tage, daß es sich wohl lohnt, 
ihren wesentlichen Inhalt im folgenden 
kurz darzustellen: 

Zur Minoritätenfrage führte 
Dr. Ramsay einleitend aus, daß er ge- 
legentlich seiner zahlreichen Reisen in 
den Balkanländern fast durchwegs große 
Unzufriedenheit bei den Minoritäten 
vorgefunden habe. Im türkischen Reiche 
z.B. werde auf den orthodoxen Patri- 
archen von den Behörden ein beständiger 
Druck ausgeübt, durch den seine Hand- 
lungsfreiheit fast völlig behindert sei. 
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Eine etwas erträglichere Behandlung 
werde den orthodoxen Minoritäten 
Bulgarien zu’ Teil, wo der Bischof Ni- 
cola von Ochrida eine Reihe günstiger 
Maßnahmen durchgesetzt habe. Dr. 
Ramsay sprach die Bitte aus, die ‘be- 
stehenden Klagen mit aller Offenheit 
auszusprechen, da nur auf diese Weise 
der Weg zur Lösung dieser wichtigen 
Frage gefunden werden könne. Im Zu- 
sammenhang hiermit wurde durch Rev. 
Atkinson auf das furchtbare Los der 
zahlreichen Expulsierten aus Bulgarien 
und aus der Türkei hingewiesen. 

In den nun folgenden Verhandlungen 
wurde zunächst das von den Herren 
Ramsay und Atkinson Gesagte durch die 
bulgarischen Vertreter mit zahlreichen 
Einzelheiten illustriert. Danach haben 
insbesondere die bulgarischen Minori- 
täten in den. benachbarten Ländern viel 
zu leiden. So besäßen z. B. die Bulgaren 
in der rumänischen Dobrudscha keine 
Schulen, auch seien sie in ihrem Besitz- 
stand durch die Agrarreform und durch 
sonstige Maßnahmen schwer geschädigt. 
Während dort früher Grund und Boden 
Eigentum der Bauern war, sei seit der 
Eroberung durch die Rumänen das Be- 
sitzrecht ein höchst unsicheres geworden, 
indem man den Begriff des Obereigen- 
tums des Staates, der in der türkischen 
Zeit eine Rolle gespielt habe, zu Un- 
gunsten der bulgarischen Bevölkerung 
anwende. Die Behörden verlangen von 
der Bevölkerung den dokumentarischen 
Nachweis des Besitzrechtes; da aber die 
Dokumente im Kriege verloren ge- 
gangen sind und jetzt gar nicht mehr 
beschafft werden können, so entstehen 
dadurch für die Eigentümer die größten 
Schwierigkeiten. Noch schlimmer 
das Los der Expulsierten, die aus den 
Nachbarländern vertrieben, meist aller 
Habe entblößt nach Bulgarien zurück- 
kehrten, wo sie die ohnehin große Ver- 
bitterung über 
recht noch vermehren. Auch das Ban- 
denunwesen sei z. T. nur Ausfluß dieser 


unhaltbaren Verhältnisse, die dringend 
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die Kriegsfolgen erst. 
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einer Abhilfe bedürften. Den bulga- 
rischen Klagen gegenüber hoben die 
Jugoslaven hervor, daß die Austreibung 
von Bulgaren aus dem serbischen Maze- 
donien eben eine Folge des bulgarischen 
Bandenunwesens und des allgemeinen 
Mißtrauens sei, das unter den Balkan- 
völkern herrsche. Die Rumänen wieder 
betonten, daß auch die rumänischen 
Minoritäten in Jugoslavien, Bulgarien, 
Griechenland und Albanien manchen 
Anlaß zur Klage hätten und daß die 
etwa bestehenden Mißstände in Ru- 
mänien, über die die Bulgaren klagen, 
2.T. nur eben Repressalien seien, die 
angesichts der Lage der eignen Lands- 
leute in den Nachbarländern notwendig 
oder jedenfalls durchaus erklärlich 
wären. Im übrigen bestritten sie die 
Richtigkeit der bulgarischen Angaben 
und suchten sie durch statistische An- 
gaben zu widerlegen. 

Man wird zugestehen müssen, daß 
diese Besprechungen trotz der zahl- 
reichen heiklen Punkte, die sie zu Tage 
förderten, in durchaus freundlichem 
Geiste gehalten waren. Dennoch konnte 
sich der unbeteiligte Zuhörer des Ein- 
druckes nicht erwehren, daß letzten 
Endes in diesen Fragen doch kaum 
etwas zu erreichen sei, wenn es nicht ge- 
lingt, durch gegenseitige Vereinbarungen 
der Staaten untereinander endlich ein- 
mal eine Regelung der schwebenden 
Probleme herbeizuführen. Es scheint 
weniger wirkliche Unduldsamkeit als 
vielmehr die Angst vor hochverräteri- 
schen, staatsgefährdenden Umtrieben 
der jeweiligen Andersnationalen zu sein, 
die zu den gegen die einzelnen Minori- 
täten gerichteten Maßnahmen der ver- 
schiedenen Staaten führen. Man glaubt, 
allen Sonderbestrebungen die Wurzel 
abgraben zu können, wenn den so- 
senannten „Fremden“ die Möglichkeit 
entzogen wird, in der Schule ihre eigene 
Muttersprache zu erlernen, in Kirche 
und Volksleben, in wissenschaftlichen 
und geselligen Vereinen der Väter Art 
und Glauben zu pflegen. Und doch hat 
sich diese Annahme als völlig irrig er- 
wiesen. Ein Volk, das sich nicht auf- 
geben will, wird durch Bedrückungen 


in seinem Widerstande nur gestärkt, es 
wird unzufrieden gemacht und kann 
gerade durch diese verkehrten Maß- 
nahmen leicht feindlich gestimmt und zu 
revolutionären Machenschaften gedrängt 
werden. Gibt man ihm aber, worauf es 
nach göttlichem und menschlichem 
Recht Anspruch erheben kann, so wird 
es den Wunsch nach einer Änderung 
seiner staatlichen und sozialen Lage gar 
nicht aufkommen lassen, vielmehr selbst 
für die Erhaltung der Verhältnisse, in 
denen es lebt und sich wohlfühlt, mit 
allen Kräften eintreten. Es gehört wirk- 
lich nicht allzu viel psychologischer 
Scharfblick dazu, dies zu erkennen, und 
es ist als sehr erfreuliche Tatsache ztı 
begrüßen, daß in den Kreisen des Welt- 
bundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen diese Erkenntnis allgemein ver- 
breitet ist. Das Problem ist, sie wirk- 
lich in die breiten Massen zu tragen 
und die verantwortlichen Staatsmänner 
im Sinne solch weitherziger Anschau- 
ungen zu beeinflussen. Dem Friedens- 
gedanken wäre der denkbar beste Dienst 
erwiesen, wenn es gelingen würde, die 
bestehenden Unzuträglichkeiten durch 
feste und klare Abmachungen zwischen 
den beteiligten Staaten zu beseitigen, 
durch die die Minoritätenfragen im 
Sinne christlicher Liebe und freund- 
schaftlicher Reciprozität gelöst werden. 
Was in den Friedensverträgen bisher 
bestimmt wurde, ist teils unzulänglich, 
teils nicht von allen Staaten akzeptiert 
und wird fast von keinem der Balkan- 
länder voll durchgeführt. 

In diesem Sinne darf es als ein posi- 
tiver Gewinn der Tagung gebucht wer- 
den, wenn in der Resolution, in die die 
Verhandlungen zu Sinaia ausmündeten, 
ausdrücklich den im Vorjahre zu Neu- 
satz (Jugoslavien) gefaßten Beschlüssen 
zugestimmt wurde und die Notwendig- 
keit einer Kooperation der einzelnen 
Landesausschüsse in dieser Frage be- 
tont wurde. Allerdings muß dem hinzu- 
gefügt werden, daß die Ausschüsse eben 
darin ihre Aufgabe erblicken müßten, 
auch auf die verantwortlichen Stellen in 
dem oben angedeuteten Sinne einzu- 
wirken und jedenfalls alle Unzuträglich- 
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keiten ihnen bekannt zu machen und 
mit der ganzen Wucht ihres Ansehens 
mit Wort und Tat für eine gerechte Be- 
handlung der Minoritäten und für die 
Freiheit des religiösen und nationalen 
Gewissens einzutreten. Würde das 
regelmäßig und mit aufrichtigem, über- 
zeugungstreuem Freimut getan werden, 
so würde die Wirkung auf die Dauer 
gewiß nicht ausbleiben können. Nicht 
auf die Theorie und auf wohlklingende 
Resolutionen allein kommt es an, son- 
dern es gilt, den Weg zur praktischen 
Einflußnahme zu finden. Eine einzige 
positive Hilfe in einem einzigen wich- 
tigen Falle bedeutet mehr als die 
schönsten Worte. 

Fast noch größeres Interesse als die 
soeben kurz geschilderte Minoritäten- 
frage darf das zweite Thema der Kon- 
ferenz beanspruchen: „Was kann 
die orthodoxe Kirche für 
die Erhaltung des Friedens 
audferdema Balkan tun. ber 
Staatssekretär im rumänischen Kultus- 
ministerium Prof. Dr. Ispir führte dazu 
in seinem Referat etwa folgendes aus: 
Trotz der Friedensverträge liegt der 
wirkliche Geist des Friedens noch sehr 
im Argen. Die Atmosphäre ist noch 
immer voll Unfrieden und Kampf. Dem 


. müsse entgegengetreten werden. Früher 
habe es geheißen: 


Si vis pacem, para 
bellum. Statt dessen soll der Wahl- 
spruch gewählt werden: „Si vis pacem, 
para pacem.“ Es tun sich darin zwei 
völlig verschiedene Ideale oder zum 
mindesten zwei verschiedene Arbeits- 
methoden kund. Vor 1914 war die Idee 
des Kampfes maßgebend: Der Kampf 
ums Dasein bei Individuen, Mensch- 
heitsklassen, Nationen. Es sei Zeit, daß 
an Stelle solcher Gedanken die Idee der 
Solidarität und Kooperation trete. Man 
habe geglaubt, der Krieg werde die 
Menschheit moralischer machen. Das 
ist zweifellos nicht der Fall gewesen, 
und überall habe sich die Überzeugung 
durchgesetzt, daß die Opfer, die ein 
Krieg fordert, im Vergleich zu seinen 
Errungenschaften zu groß seien. — Wer 
vom Segen des Friedens überzeugt ist, 
der muß dafür wirken, daß der Geist des 


62 


Friedens unter den Menschen gefördert 
werde. Eine wirkliche Vereinigung aller 
Staaten in Europa sei zwar nicht mög- 
lich, wohl aber eine Föderation in 
freundschaftlichem Geiste. Der Welt- 
bund für Freundschaftsarbeit der “Kir- 
chen arbeite in dieser Richtung. Es ist 


unser aller Pflicht, uns zur reinen Höhe 


des christlichen Friedensideals zw er- 
heben und so mitzuwirken, daß die Welt 
besser werde. Gegenwärtig herrscht 
überall Streit, wie das auch die Dis- 
kussion über die -Minoritätenfrage ge- 
zeigt hat. Die Völker haben eben den 
Friedensgedanken noch nicht erfaßt. 
Der Gedanke der internationalen 
Schiedsgerichte konnte noch nicht allge- 
mein verwirklicht werden, die Entwaff- 
nung der Völker ist noch nicht Tatsache 
geworden. Selbst dem Völkerbund sind 
noch nicht alle Staaten beigetreten. 
Während die einen für den Frieden 
wirken, fabrizieren andere erstickende 
Gase, Kanonen, Kriegsflugzeuge und an- 
dere Mordwaffen. Die einen fordern die 
Aufrechterhaltung ‘der Friedensverträge, 
während die anderen auf deren Ab- 
änderung drängen. — Was kann nun 
dem gegenüber die Kirche, insbeson- 
dere die orthodoxe Kirche der Balkan- 
länder tun? — Sie wird vorwiegend 
auf sittlich religiösem Gebiete wirken 
müssen. Indem sie den Glauben an 
Jesus und seine Lehre verbreitet, ar- 
beitet sie gleichzeitig für die Hebung 
des Friedensgeistes.. — Im einzelnen 
sind _ besonders folgende Punkte zu 
beachten: 
1. Die orthodoxe Kirche äls die 
vorherrschende auf dem Balkan muß 
eine christliche öffentliche Meinung zu 


schaffen suchen, einen immer festeren 


Kontakt zwischen christlicher Lehre und 
Gegenwartsleben herstellen und so das 
Volk für die Friedensidee erziehen. 

“2. Sie muß darauf drängen, : daß 
Jesu Gedanken auch auf das soziale 
Leben immer mehr übertragen und hier 
realisiert werden. 


3. Gegenüber den zerstörenden Ten- 


denzen des Bolschewismus soll sie den 


Gedanken der sozialen Solidarität ver- 
treten. 


e| 


# 


4- Durch eine gesteigerte Missions- 
tätigkeit müssen die Herzen der Bal- 
kanbewohner gewonnen werden. In 
den Herzen der Balkanbewohner liegt 
die Zukunft des Balkans. Sehr viel 
wäre gewonnen, wenn die orthodoxe 
Kirche ein wirkliches Patriarchat be- 
säße. Das jetzige sei leider wirkungs- 
los. Es dürfte nicht ausschließlich dem 
Hellenismus angehören, sondern solle 
gewissermaßen die Vertretung aller 
orthodoxen Völker darstellen. Außer- 
dem müßte die Begründung eines theo- 
logischen Institutes angestrebt werden, 
in welchem all diese Probleme studiert 
werden tınd ihre allmähliche Lösung in 
christlichem Geiste gesucht werden solle. 
Dies seien wohl die sichersten Mittel, 
um den Friedensgedanken wirklich vor- 
wärts zu bringen. 

In der.nun folgenden Diskussion trat 

“ sehr bald gerade die von dem Refe- 
renten zuletzt berührte Frage des ortho- 
doxen Patriarchates in den Vorder- 
grund. Es handelt sich hier um das 
brennendste Problem „der heutigen ortho- 
doxen Kirche. Besonders die rumä- 
nischen und bulgarischen Vertreter 
(unter letzten vor allem Herr Prof. 
Tzankoff-Sofia) wiesen immer wieder 
auf die äußerst ungünstige Lage der 
orthodoxen Kirche hin. Die russische 
Kirche ist durch den Bolschewismus 
vorläufig aktionsunfähig gemacht. Aber 
auch die übrigen orthodoxen Landes- 

 kirchen, die einst durch das Patriarchat 
geeinigt waren und im Patriarchat doch 

- einen gewissen Schutz besaßen, seien in 

- einzelne autokephale Kirchen zerfallen, 

und trotz der Einheit der Lehre und 

Sitte und gewisser gemeinsamer Ein- 

richtungen fehle eine feste Organisation 
und eine tatsächliche, einheitliche Zu- 
sammenarbeit. Die orthodoxen Ver- 

“ treter der einzelnen Kirchen hätten über- 
haupt erst durch die Zusammenkünfte 

des Freundschaftsbundes der Kirchen 
in Genf, Kopenhagen usw. Gelegenheit 
gefunden, miteinander in engere Be- 

-  rührung zu treten, wofür den okziden- 

- _talischen Kirchen wärmster Dank ge- 

= bühre. Eine Zusammenarbeit der ortho- 

r 


 doxen Kirche könnte am besten durch 


ein übernationales Patriarchat geschaffen 
werden, dem freilich wesentlich größere 
Machtvollkommenheiten zugestanden 
werden müßten, als wie sie das heutige 
Patriarchat besitze. Auch die Schaffung 


eines allgemeinen orthodoxen Lehr- 


institutes sei ins Auge zu fassen. 


Demgegenüber wurde von griechischer 
Seite (Prof. Dyobuniotis) immer wieder 


hervorgehoben, daß es keinesfalls an- 
gehe, das bisherige System der ortho- 


doxen Kirche zu ändern. Die ortho- 
doxen Kirchen seien nun einmal frei 
und selbständig, und der Patriarch 
müsse eben der Bischof einer Kirche 
sein, und als solcher könne er nur als 
primus inter pares gelten und dürfe den 
übrigen Bischöfen nicht übergeordnet 
werden. Die orthodoxe Kirche sei de- 
mokratisch und würde eine Art päpst- 
lichen Regiments nicht vertragen. Das 
Haupt der orthodoxen Gesamtkirche 
könne nur Christus sein, und deshalb sei 
eine Vereinigung der orthodoxen Kir- 
chen in der Person des Patriarchen un- 
zulässig, nur eine synodale Leitung der- 
selben ‚möglich. 

Eine Einigung in dieser Frage konnte 
trotz des vermittelnden Vorschlages- des 
Bischofs Poisij von Bulgarien, wonach 
eine ständige, durch den Patriarchen als 
primus inter pares geleitete Synode die 
orthodoxe Gesamtkirche regieren solle, 
nicht erzielt werden. So mußte denn die 
zusammenfassende Resolution recht all- 
gemein gehalten werden. Sie wurde in 
folgendem Wortlaute einstimmig ‚ange- 
nommen: 


„Die am 22. und 23. September 1924 


in Sinaia versammelten Teilnehmer an 
der Tagung beschließen in der Über- 
zeugung von der Notwendigkeit eines 
stärker einigenden Bandes unter den 
orthodoxen Kirchen, die einzelnen 
Landesvertretungen zu ersuchen, auf die 
Frage bezügliche Tatsachen zu sammeln 
und Denkschriften auszuarbeiten, um es 
der nächsten Tagung zu ermöglichen, zu 
einer Entscheidung über die Mittel und 
Wege zu gelangen, welche die ortho- 
doxen Kirchen anwenden können, den 
Frieden unter den Völkern zu fördern.“ 
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Die Tagung fand ihren Ausklang in 
der Einladung, die die Herren Atkinson 
und Dr. Neander an alle orthodoxen 
Kirchen zur Teilnahme an der Kon- 
ferenz für Praktisches Christentum 
richteten, die im August 1925 in Stock- 
holm stattfinden wird. Dr. Neander 
stellte dabei mit herzlicher Freude fest, 
daß die Kluft, die früher zwischen der 
orthodoxen und protestantischen Kirche 
bestanden habe, jetzt durch eine wunder- 
bare mystische Einheit überbrückt sei. 
Wir wissen, — so führte er aus — daß 
wir alle Glieder desselben Körpers sind. 
Es gibt im letzten Grunde nur eine 
Kirche mit vielen Gliedern, wie es nur 
eine Sonne mit vielen Strahlen gibt. 
Daß die römisch-katholische Kirche sich 
vorläufig noch zurückhält, ist bedauer- 
lich, aber es ist zu hoffen, daß ihre Ver- 
treter — wenn auch inoffiziell — teil- 
nehmen werden. Um so größer ist die 
-Freude,. daß die altehrwürdige Kirche 
des Orients, diese Kirche der Märtyrer 
und großen Kirchenlehrer, bereit ist, die 
geistige Einheit zur Tat werden zu 
lassen. 

Tatsächlich darf als ein Hauptgewinn 
dieser Konferenzen gebucht werden, daß 
hierdurch Vertretern verschiedenster 
Kirchengemeinschaften immer wieder 
Gelegenheit geboten wird, miteinander 
in Fühlung zu treten und sich in ge- 
meinsamer Aussprache auf die großen 
allgemein christlichen Aufgaben zu be- 
sinnen, die der Menschheit über alle 
nationalen und konfessionellen Schran- 
ken hinaus gestellt sind. In diesem 
Sinne bedeutet auch die Konferenz von 
Sinaia einen neuen Fortschritt in der 
Tätigkeit des Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen. 


Rudolf Honigberger. 


* 


Resolution von Sinaia 
betr. Minoritäten. 


„Die Aufmerksamkeit dieser Kon- 
ferenz ist auf die Frage der Minoritäten 
in den Balkanländern hingelenkt wor- 
den; sie gibt daher ihrem Empfinden 
Ausdruck, daß diese Frage für den 


“ 


Frieden und die Beruhigung dieser 
Länder von ernster Bedeutung ist. Sie 
bekräftigt ihre Zustimmung zu der Re- 
solution betr. die Minoritäten, die im 
Juli 1923 auf der Konferenz in Novi- 
sad angenommen und vom Management 
Committee des Weltbundes bestätigt 
worden ist; sie bittet die Landes- 
vereinigungen, die auf dieser Konferenz 
vertreten sind, d. h. Rumänien, Jugo- 
slavien, Bulgarien, Albanien, Griechen- 
land und die Türkei dringend, dieser 
Frage ständig ernste Aufmerksamkeit 
zu schenken, um Zufriedenheit und Sta- 
bilität in allen diesen Ländern zu för- 
dern; sie bittet sie besonders dringend, 
durch Korrespondenz und gemeinsame 
Arbeit in enge Beziehungen zu einander 


zu treten.“ 
* 


Die Landesvereinigung Polen des 
Weltbundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen tagte in der Reformationswoche 
zu Stanislau in Verbindung mit 
dem 28. Jahresfest der Stanislauer An- 
stalten des bekannten Pfarrers Dr. 
Zöckler. Den deutschen Festgottesdienst 
hielt Generalsuperintendent D. Blau, den 


polnischen Generalsuperintendent Bur- 
sche. 

* 
Aus einem Briefe von Professor 


Wilfred Monod an D. Siegmund- 
Schultze zur Stuttgarter Tagung, vom 
15. September 1924: 

„Zu dieser Zeit des Jahres sind die 
Mitglieder des Französischen National- 
komitees des Weltbundes verstreut, und 
Ihre herzliche Einladung kommt zu 
spät, als daß wir eine offizielle Ver- 
tretung für Ihre Jahresversammlung 
bilden könnten. Unser Generalsekretär, 
Pastor Jezequel, kommt von Genf zu- 
rück und reist nach London. Ich weiß 
nicht, ob es ihm möglich sein wird, sich 
nach Stuttgart zu. begeben. Ich selbst 
kann leider nicht fortgehen. - 

Trotzdem möchte ich Ihnen für Ihren 
brüderlichen. Brief danken. Sie wissen, 
wie meine Seele nach der. Schaffung 
einer wirklichen Christenheit ver- 
langt. Das „Christentum“ genügt uns 


Z_ 


nicht mehr; wir bedürfen einer Christen- 
heit, die sich um den Christus der Evan- 


gelien schart, einer Christenheit, deren 
Herz nicht mehr der Begriff der 
Kirche, sondern die Schau des 


Reiches Gottes ist. 

Bitte übermitteln Sie der Stutt- 
garter Versammlung meine christlichen 
Wünsche und die unseres französischen 
Komitees, und seien Sie meiner Hingabe 
an den Dienst dessen, der die Seligprei- 
sungen gesprochen hat, brüderlich ver- 
sichert. Wilfred Monod. 


“ 


Schreiben der Deutschen 
Weltbundvereinigung.an den 
Erzbischof Germano:s. 


21. Oktober 1924. 
Sr. Gnaden 


dem Metropoliten von Thyateira 
Herrn Erzbischof Germanos. 


Hochverehrter Herr Erzbischof! 


Im Namen der Mitgliederversammlung 
der Deutschen Weltbundvereinigung, die 
am 24. September in Stuttgart zu- 
sammengetreten ist, habe ich Ihnen 
einen herzlichen Gruß christlicher Sym- 
pathie auszusprechen. Wir haben aus 
Ihrem Briefe, mit dem Sie unsere 
Jahresversammlung grüßten, mit tief- 
stem Schmerz ersehen, in wie starkem 
Maße Sie auch persönlich von den Lei- 


den getroffen worden sind, die nun schon 


z 


+ 


seit Jahren in so furchtbarer Weise über 
die orientalische Christenheit dahingehen. 


_ Es war das Bestreben der christlichen 


Kreise Deutschlands, die sich im Welt- 
bund zusammenfinden, sich über die 
Lage der orientalischen Christen näher 
zu unterrichten und zu fragen, was die 
Deutsche Weltbundvereinigung und der 
- Weltbund für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen überhaupt tun könnten, um diese 


Leiden zu lindern. Es ist uns ein Be- 
4  dürfnis, Sie zu bitten, uns hierüber so 


E 
bald wie möglich N äheres zu berichten. 


‘Im Namen der Deutschen Weltbund- 


= vereinigung lade ich Sie herzlich ein, uns 
EL, 
in Deutschland in geschlossenem Kreise 


oder in öffentlicher Versammlung — je 
niach dem, 


wie es Ihnen lieber sein 


würde — Ratschläge in der bezeichneten 
Richtung zu geben. 
Die Mitgliederversammlung der Deut- 


schen Weltbundvereinigung hat mich 
aber zugleich beauftragt, Ihnen, hoch- 
verehrter Herr Erzbischof, die Bitte 


auszusprechen, auch dem Oekumenischen 
Patriarchat die Gefühle unserer herz- 
lichen Sympathie aussprechen zu wollen. 
Wir deutschen Christen empfinden auf- 
grund der Beziehungen zwischen der 
Türkei und Deutschland, die während 
des Krieges bestanden haben, und auf- 
grund der Schicksalsge neinschaft, die 
die besiegten Völker in ihren Leiden und 
Entbehrungen seit dem Kriege erfahren 
haben, die Not der orientalischen Chri- 
sten besonders schwer und tief. Wenn 
wir auch wissen, wieviel mehr Ver- 
folgungsnot über die orientalische als 


über die europäische Christenheit ge- 


kommen ist, so haben wir doch durch 
das Erleben des Hungers und der bitter- 


sten Not in unserem Land Ähnliches er- 


lebt und Leiden besser verstehen gelernt 
als viele andere Völker. Das hat wohl 
dazu beigetragen, daß die deutschen 
Christen die Gemeinschaft des Glau- 
bens mit den orientalischen Christen 
stärker empfinden als zuvor. Alles, was 
geschehen könnte, um diese Glaubens- 
gemeinschaft zu einer Arbeitsgemein- 
schaft auszubauen, möchten wir gern tun. 
Diesem Zweck sollte auch das Referat 
über die Einheitsbestrebungen der Kir- 
chen dienen, um das wir Sie als Ver- 
treter des Oekumenischen Patriarchats 
für die Stuttgarter Tagung gebeten 
hatten. Wir hoffen, daß die von uns er- 
strebte Arbeitsgemeinschaft praktischen 
Christentums, die in Stuttgart von allen 
Teilnehmern bejaht wurde, gerade in 
diesem Jahre der Vorbereitung auf die 
Stockholmer Konferenz weitere Fort- 
schritte macht. 

In Ehrerbietung und christlicher Ge- 
meinschaft grüßt im Namen der Deut- 
schen Vereinigung des Weltbundes 


Ihr sehr ergebener 
gez.: F, Siegmund-Schultze. 


Schriftführer des Weltbundes für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen. 
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Wir machen darauf aufmerksam, daß 
die Vorträge der Stuttgarter 
Jahresversammlung der Deut- 
schen Vereinigung des Welt- 
bundes in einem Sonderheft 
der „Eiche“ erschienen sind. Es ist bei 
dem Verlag Christian Kaiser 
in München zum Preise von 
2.— Mk. zu beziehen. 


” 


Aus anderen Bewegungen zur 
Einheit der Kirchen. 


Allgemeine Konferenz der 
Kirche Christi für 
Praktisches Christentum. 


1925 ist das Jahr der ersten all- 
gemeinen Konferenz der evangelischen 
Christenheit, der sich die orientalischen 
Kirchen zugesellen werden. Man 
braucht kein Enthusiast der Ökumeni- 
cität, noch weniger ein Prophet zu sein, 
um die kirchengeschichtliche Bedeutung 
dieses Ereignisses hoch einzuschätzen. 
Spätere Generationen werden sich wun- 
dern, daß der zeitgenössische Protestan- 
tismus sich der Bedeutung des Er- 
eignisses nicht stärker bewußt geworden 
ist. 

Wie an dieser Stelle schon wiederholt 
ausgeführt worden ist, besteht vor 
allem die Gefahr, daß der deutsche Pro- 
testantismus ungenügend vorbereitet in 
diese wichtige Konferenz hineingeht. 
Das läßt sich übrigens jetzt nicht mehr 
wesentlich ändern; denn in einem halben 
Jahr läßt sich nicht nachholen, was in 
vielen Jahren versäumt ist. Auf eine 
dem Zwecke entsprechende Behandlung 
der zur Diskussion stehenden Fragen ist 
die deutsche Christenheit nicht gerüstet, 
geschweige denn auf eine Auseinander- 
setzung mit den Anschauungen der 
fremdländischen ‚„Protestantismen“, 

Hiermit soll kein Vorwurf gegen 
irgendeine Stelle ausgesprochen sein. 
Der Hauptfehler, die Hauptfehler liegen 
bei unserer gesamten deutschprotestan- 
tischen Entwicklung während der 
letzten Jahrzehnte. Weder sind unsere 
Kirchen während des letzten Jahr- 
hunderts genügend eingedrungen in die 
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sittlich-sozialen Fragen, noch haben sie 
die Gemeinschaft der Heiligen innerhalb 
der Gesamtchristenheit genügend be- 
wahrt. Das rächt sich jetzt und ist nicht 
mit einem schnellen Entschluß abzu- 
stellen. Tatsache ist vielmehr, daß ein 
weises Kirchenregiment sich hüten muß, 
die Fragen, die in Stockholm zur Dis- 
kussion stehen, in die öffentliche De- 
batte des deutschen Kirchenvolkes zu 
werfen. Tatsache ist deshalb, daß die 
innere Vorbereitung der deutschen Be- 
teiligung an der Stockholmer Konferenz 
nicht wie in anderen Ländern vor breiter 
Öffentlichkeit, sondern in dem amtlichen 
Verkehr offizieller Stellen mit einzelnen 
Theologen erfolg. Während in Eng- 
land, Amerika und Frankreich große 
Konferenzen, über die wir in unseren 
Heften berichtet haben, die Anschau- 
ungen des gesamten Christenvolkes 
dieser Länder zu eindrucksvollen Ar- 
beiten, gemeinsamen Grundsätzen und 
Kundgebungen zusammentragen, er- 
fährt in Deutschland die Öffentlichkeit 


von irgendwelchen Rüstungen auf 
Stockholm nichts. Wenn sie damit be- 
faßt würde, so sagt man wohl rıit 


Recht, würde sie sich so in die Haare 
geraten, daß von einer nutzbringenden 
Vorbereitung nicht mehr die Rede sein 
könnte. 

Hin und wieder gelangen Anregungen 
an den Herausgeber dieser Zeitschrift, 
manchmal in seiner Eigenschaft als 
Schriftführer des Weltbundes, er bezw. 
die Deutsche Weltbundvereinigung 
sollte sich doch dieser Frage annehmen. 
Aber abgesehen davon, daß es jetzt zu 


einer ernsthaften Vorbereitung in wei- 


terem Kreise zu spät ist, und abgesehen 
davon, daß jene Unstimmigkeiten inner- 
halb des deutschen Protestantismus be- 
stehen, ist es selbstverständlich nicht 
die Aufgabe der Deutschen Weltbund- 
vereinigung oder gar eines einzelnen, die 


deutschen Kirchen in dieser Aktion zu- 
Die gesamte Ver- 


sammenzuschließen. 
antwortung für die deutsche Teilnahme 
an der Stockholmer Konferenz liegt bei 
dem Deutschen Evangelischen Kirchen- 
ausschuß, der bekanntlich die „über- 
nationale‘ Vertretung der 


deutschen 


Fe 


1 


‘ 


Kirchen zu seinen Aufgaben zählt. Seit 
dem Sommer 1922 hat der Kirchenaus- 
schuß auch die Vertretung der deutsch- 
protestantischen Interessen hinsichtlich 
der Konferenz übernommen, so daß das 
Mandat, das wir bis dahin hatten, mit 
jenem Zeitpunkt erloschen ist. Wegen 
zahlreicher Anfragen, die wir erhalten, 
sei hier nochmals festgestellt, daß die 
Bestimmung über alle inneren und 
äußeren Fragen der deutschen Vertre- 
tung auf dieser Konferenz ausschließlich 
beim Deutschen Evangelischen Kirchen- 
ausschuß liegt. Bitten um Entsendung 
nach Stockholm können wir nicht ein- 
mal weitergeben, da wir zu Anträgen 
und Befürwortungen kein Recht haben, 
sondern können die Betreffenden nur 
an das Kirchenbundesamt selbst ver- 
weisen. Übrigens sind in der Dezember- 
sitzung des DEKA die deutschen Dele- 
gierten bereits bestimmt worden, so daß 
unseres Wissens diesbezügliche Be- 
werbungen kaum noch Erfolg haben 
dürften. Was aber die deutschen Re- 
ferate über die eigentlichen Programm- 
punkte der Konferenz bezw. die deut- 
sche Stellungnahme dazu betrifft, so 
liegt auch. hierfür die Verantwortung 
allein bei dem DEKA, der unseres 
Wissens diese Fragen aufs Sorgsamste 
vorbereitet hat, freilich ohne daß 
weitere Kreise oder auch nur die Mit- 
glieder des vorbereitenden Komitees der 
Konferenz daran betealigt gewesen 


‘ wären. Aber hier handelt es sich eben 


darum, daß eine vor breiteren Schichten 


. des Kirchenvolkes aufzunehmende Be- 


- bei dem 


Be 


dings nicht ausfüllen lassen. 


handlung der Fragen den maßgebenden 
Instanzen nicht möglich erschien. 
Angesichts dieser Konstellation wird 
es richtig verstanden werden, daß es sich 
im Folgenden mitgeteilten 
Plane um ein Unternehmen handelt, das 
mit jenen Fragen zwar in Beziehung 


steht, aber in keiner Weise versucht, 


Lücken auszufüllen, die sich schlechter- 
Es liegt 
uns bei diesem Plane einer‘ Konferenz 
über die auch in Stockholm zu behan- 
delnden sozialethischen Fragen nicht an 


einem großen Kreis, geschweige an der 
Gesamtheit der deutschen Kirchen, son- 


dern vielmehr an der Durchführung der 
Aufgaben eines kleineren Kreises, der 
nur auf ganz persönlichem Wege in etwas 
weitere Kreise hineinwirken möchte. 
Die Soziale Arbeitsgemeinschaft be- 
reitet eine Zusammenkunft ihrer Mit- 
arbeiter und einiger Freunde ihrer 
Sache, vor allem einiger Führer der 
Jugend, vor, auf der die sozial-ethischen 
Fragen, die uns in unserer Arbeit täg- 
lich beschäftigen, durchgesprochen 
werden sollen. Das eigentliche Ziel ist, 
den Kreisen, mit denen wir in unserer 
sozialen Arbeit täglich Berührung 
haben, klarere Wegweisung zu geben, 
als wir das bisher getan haben. Vor 
dem Kriege standen wir mit vielen An- 
schauungen auf dem Gebiete sozialer 
und internationaler Ethik allein, An- 
schauungen, die während der letzten 
Jahre bis zu einem gewissen Grade zu 
einem Gemeingut der neuen Jugend ge- 
worden sind. Diese Grundsätze ge- 
meinsam etwas klarer herauszu- 
arbeiten, ist das Ziel unserer Konferenz. 
Da es sich aber naturgemäß um die- 
selben oder ähnliche Fragen handelt, 
die im Mittelpunkt der Stockholmer 
Beratungen stehen werden, so wird die 
Zusammenkunft der Mitarbeiter und 
Freunde der Sozialen Arbeitsgemein- 
schaft für diesen kleinen Kreis zugleich 
eine Vorbereitung auf Stockholm sein. 
Diejenigen, die sich für diese Vor- 
bereitung interessieren, mögen es 
unserer Geschäftsstelle mitteilen. 


Die Allgemeine Evange- 
lisch-Lutherische Kärchen- 
zeitung hat die evangelischen Chri- 
sten Deutschlands seit Luthardts Zeiten 
mit manchen seltsamen Seitensprüngen 
überrascht. Jetzt aber bietet sie den 
Christen der ganzen Welt ein besonders 
peinliches Schauspiel durch einen der 
Komik nicht entbehrenden Versuch der 
Inszenierung eines Zweikampfes der Erz- 
bischöfe, der an die guten alten Zeiten 
von Nicäa oder Ephesus erinnert. Gerade 
sammelt sich die evangelische Christen- 
heit zu ihrer ersten großen gemeinsamen 
Tagung, da wurmet es den Nur-Luthe- 
raner Laible, daß das Corpus Evangeli- 
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corum seine Einheit stärker empfindet. 
Und da er sieht, daß sich die so ver- 
schiedenartigen Christen des Erdrunds 
immer mehr auf ihres Herrn Willen zur 
Einigkeit besinnen, macht er einen mög- 
lichst in die Augen fallenden Störungs- 
versuch. Ein finnischer Erzbischof muß 
herhalten, um Bresche in die. evange- 
lische Mauer zu legen. Er wirft mit 
theatralischer Geste dem Erzbischof von 
Uppsala den Fehdehandschuh hin, den 
dieser — nicht aufnehmen wird. Die 
Sache ist wirklich zu ernst, um Schau- 
kämpfe aufzuführen. 

Erzbischof Gustav Johansson von 
Äbo in Finnland erklärt über die Stock- 
holmer Konferenz*): „Das Programm 
der Weltkonferenz verletzt viele 
wichtige Grundsätze des Christentums“ 
(A. a. O. S. 821).“ Die sozialen, wirt- 
schaftlichen und politischen Verhält- 
nisse, mit denen sich die Weltkonferenz 
befassen will, „gehören zum Gebiete 
des Staates, und die Kirche Christi 
kann nicht ihre Pflege übernehmen, 
denn dadurch würde sie ihrem Herrn 
untreu und eine ungeheure Verant- 
wortung auf sich nehmen“ (S. 821). 
„Es ist ein prinzipieller Mißgriff, wenn 
man wähnt, mit menschlichen Kräften 
die Mächte der Finsternis in dieser 
Weltzeit zu ‘überwinden. Jeder nüch- 
terne Beobachter der Weltlage versteht 
dies sehr wohl.“ (S. 821.) Wo die Auf- 
gabe der „Erbauung des Leibes Christi“ 
fehlt, „da hat eine allgemeine christliche 
Weltkonferenz keine Berechtigung. Man 
ruft dadurch nur Verwirrung hervor 
und lockt tausende von Arbeitern auf 
dem Gebiete des Geistes auf falsche 
Bahnen ein“ (S. 821). „Es ist verkehrt, 
wenn man wähnt, die Menschen dadurch 
bessern zu können, daß man äußere 
Verhältnisse verändert“ (S. 822). „Über- 
haupt beschäftigt man sich in unserer 
Zeit viel mit dem, was Gott allein be- 
sorgen kann, aber versäumt das, was 
wir Menschen zu tun hätten“ (S. 822). 
Die Motivierung der Weltkonferenz 


*). Vgl. . Allgemeine . Evangelisch- 
Lutherische Kirchenzeitung, 57. Jahr- 
gang, Nr; 51, S. 821 ff. 
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zeigt, daß ihre Einberufung ein Miß- 
griff ist; denn die Liebe, die dort als 


Motiv angegeben wird, wird nach 
Christi Wort nicht größer, sondern 
immer geringer in der Welt. Eine Er- 


forschung des Willens Jesu ist nicht 
notwendig: „Christi Gesinnung und 
Wille ist klar in den Evangelien aus- 
gesprochen. Seit bald 2000 Jahren weiß 
jeder fromme Laie, was Christus in 
dieser Hinsicht denkt und will. Es ist 
nicht leicht zu begreifen, warum diese 
Weltkonferenz zusammengerufen wird, 
„um ein- neues Verständnis der Ge- 
sinnung Jesu zu finden“ (S.823). „In 
die Politik mischt er sich nie, und er 
sag, daß wir nicht hier Schätze 
sammeln sollen und daß das Staats- 
wesen der Christen im Himmel ist. Das 
wesentlich Christliche kann deshalb 
nicht unmittelbar in die sozialen Ver- 
hältnisse eingeführt werden. Hier ist 
ein prinzipieller Mißgriff des Pro- 
grammes“ (S. 823). „Es ist nicht wohl 
bedacht, die christlichen Kirchen auf 
eine Weltkonferenz mit solchen Auf- 
gaben zur Schau hinzustellen‘“ (S. 823). 
„Meine Pflicht ist, meinen förmlichen 
Widerspruch einzulegen gegen das Ein- 
berufen dieser christlichen -Weltkon- 
ferenz, welche wichtige Grundsätze des 
Christentums verletzt und sein Wesen 
mißkennt‘“ (S. 824). 

Ich habe diese Äußerungen des 
finnischen Erzbischofs zusammengestellt, 
um ein Bild seiner Einwände zu geben. 
In seinen Sätzen mischen sich Grund- 
wahrheiten des Christentums mit ty- 
pischen Sätzen eines unwiedergeborenen 
Staatskirchen-Luthertums. Es ist nicht 
meine Aufgabe, sie hier zu widerlegen. 
Es erschien mir nur wichtig, diesen An- 
griff auf die Weltkonferenz denen be- 
kannt zu machen, die sich für dieselbe 
interessieren. Meine Vorwürfe richten 
sich auch nicht gegen den ehrwürdigen 
Erzbischof der finnischen Kirche, der 
aus der kirchlichen Tradition heraus, in 
der er lebt, jene Einwände gegen ein 


soziales Christentum erheben muß — 


obwohl er seinem erzbischöflichen 
Kollegen: wohl etwas mehr Christentum 
und etwas weniger „Wahn“ und „Ver- 


‘ 


wirrung“ hätte zutraueh können! Mein 
Vorwurf richtet sich vielmehr gegen die 
unerhört unfreundliche, unkluge und 
unverantwortliche Art, in der hier eine 
ausländische Stimme, die uns Deutsche 
gar nichts angeht, dazu benutzt wird, 
um gegen die Stockholmer Konferenz 
Stimmung zu machen. Es lag nicht der 
geringste Grund vor, den Angriff von 
Äbo auf Uppsala in Leipzig vorzutragen. 
Wie oft hat Laible seine Bedenken gegen 
unsere Beschäftigung mit internatio- 
nalen Fragen geltend gemacht. Aller- 
dings, wenn man internationale Fragen 
so taktlos anfaßt, wie er es tut, dann 
ist es bedenklich! ‘Dann ist eine Be- 
schäftigung mit solchen Fragen eine 
Schädigung der Kirche Christi! Zu- 
gleich eine unerhörte Bloßstellung des 
deutschen Luthertums! 

Wenn wir ähnliche Taktlosigkeiten 
von deutscher Seite auf dem Konzil 
selbst erleben müßten, dann aller- 
dings sollte man von Deutschland aus 
absagen. Vor allem sei hier dringend 
davor gewarnt, auf der Stockholmer 
Konferenz die Schlagworte des Partei- 
kampfes anzuführen, die der Artikel der 
Allgemeinen Evangelisch-Lutherischen 
Kirchenzeitung als Schlußeffekt gegen 
die ökumenischen Bestrebungen bringt: 

„Der Rationalismus behauptet, daß 
Christus von unten ist, Josephs und 
Marias Sohn, und kennt nicht die 
>. Sünde und bedarf deswegen nicht der 
“ - Weltversöhnung, glaubt auch nicht an 
die "Auferstehung. So ist auch sein 
Christentum nur von dieser Welt. Diese 
-  rationalistischa Strömung hat eine 
große Verbreitung auch bei christlich 
sein Wollenden gewonnen, obwohl sie 
das Wesen des Christentums vernichten 
will. Er will mit menschlicher Kraft 
die sozialen, wirtschaftlichen und po- 

litischen Verhältnisse erneuern, und er 
_ wird wohl gerne an der allgemeinen 
- Weltkonferenz mitarbeiten, aber die 
Gläubigen unter den Christenvölkern 
werden mit Schmerzen ansehen, wie die 
Verwirrung in der christlichen Welt- 
anschauung immer größer wird.“ 

— “Wenn man jetzt in Deutschland ver- 
sucht, diese Gegensätze in die Stock- 


holmer Konferenz hineinzutragen, dann 
allerdings wird die Verwirrung in der 
Christenheit immer größer. Steht denn 
Johannes ı7 nicht im Evangelium 
dieser Leute? 

F. Siegmund-Schultze. 


x 


Der Kongreß des „Sozialen 
Christentums“ (Christianisme 
Social) in Marseille vom 
30. Oktober bis 2. November 

1924. - 

Die Föderation des Sozialen Christen- 
tums (Federation du Christianisme So- 
cial), welche die protestantische Vereini- 
gung für soziales Studium und soziale 
Tat (Association protestante pour l’etude 
et l’action sociale), den Sozialen Dienst 
von „Foi et Vie“, die Freiwilligen des 
Sozialen Dienstes (Volontaires du Ser- 
vice Social), die Föderation der fran- 
zösischen Bruderschaften (Federation des 
Fraternites frangaises) umfaßt, hat ihren 
zweijährlichen Kongreß am 30. und 31. 
Oktober und 1. und 2. November. in 
Marseille gehalten. 

Die- protestantische Vereinigung zum 
Studium sozialer Fragen, die . damals 
allein existierte, hatte schon im Jahre 
1891 einen Kongreß in Marseille gehal- 
ten. Mehrere derjenigen, die jenem Kon- 
greß beiwohnten, besonders die Herren 
Charles Gide und Elie Gounelle, haben 
sich auch auf dem Kongreß von 1924 ein- 
gefunden. 

Das Programm dieses Kongresses war 
derart zusammengestellt worden, daß der 


Kongreß als Vorbereitung für die große 


Konferenz dienen konnte, die im kom- 
menden Jahre in Stockholm_ stattfinden 
soll. Alle Fragen, die behandelt wurden, 


drehten sich um die Krisis im beruflichen 


Verantwortungsgefühl bei den Indu- 
striellen und den Kaufleuten, bei den 
Professoren, den Ärzten, den Arbeitern, 
den Pastoren. Aus diesen verschiedenen 
Fragen haben sich außerordentlich in- 
teressante und gut dokumentierte Be- 
richte ergeben. } 

Die berufliche Verant- 
wortung der Kaufleute und 
Industriellen wurde von Herrn 
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Viel, Dr. jur. und Advokat in 
Lille, behandelt. Im Gegensatz zu den 
Erwartungen, dieman hegen konnte, war 
Herr Viel sehr optimistisch; er glaubte, 
daß — von einigen wenigen Ausnahmen 
abgesehen — ein hohes berufliches Ver- 
antwortlichkeitsgefühl bei den Industri- 
ellen und Kaufleuten vorhanden ist; 
Betrug ist in der Geschäftswelt selten, 
die Verpflichtungen, die man eingegan- 
gen ist, werden gehalten. Herr Viel 
legte Gewicht auf die sozialen Verbesse- 
rungen, die man der Initiative der großen 
Arbeitgeber verdankt; er zeigte, wie die 
letzteren sich mit dem Schicksal ihrer 
Arbeiter zu befassen wissen, und ließ 
die sehr zahlreichen sozialen Werke an 
uns vorüberziehen, die den Zweck haben, 
das materielle Los der arbeitenden Klas- 
sen zu verbessern. 

Herr Dr. Cambessede&s hatte 
übernommen, die Verantwortung 
des Arztes zu behandeln. Er tat 
es in sehr ernster Weise, und man hörte 
seinen Vortrag mit lebhaftem Interesse. 
Der Arzt, sagte er, kennt nicht nur den 
gesundheitlichen Zustand seines Patien- 
ten, sondern auch seine soziale Lage. 
Der Arzt teilt sehr oft die Sorgen seiner 
Patienten, besonders, wenn er weiß, daß 
die Dienste, die er ihnen erweist, er- 
höhte Kosten mit sich bringen müssen. 
Hier liegen die quälenden sozialen Sor- 
gen des Arztes. Die Verantwortung des 
Arztes ist eine delikate Sache, Herr 
Cambessedes bemerkt, daß das Verant- 
wortlichkeitsgefühl im Berufe der Me- 
diziner gesunken ist; es gibt zu viele 
unter ihnen, die sich gehen lassen und 
die Krankheit sowie die Leichtgläubig- 
keit der Kranken ausbeuten, aber trotz- 
dem darf man nicht verallgemeinern. 

Das ärztliche WVerantwortlichkeits- 
gefühl wird auch von einer anderen 
Seite her gefährdet: der Arzt kann 
sich verleiten lassen, gewisse Vorteile, 
z. Be mit dem Apotheker, dem Chi- 
rurgen, dem Orthopäden zu teilen, die 
ihm Provision zahlen; diese Provisionen 
sind ungesetzlich und infolgedessen 
vom sittlichen Gesichtspunkt aus uner- 
laubt. Den Aufgaben des Arztes müßte 
mehr Beachtung geschenkt werden; man 
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sollte den Unterschied bekämpfen, der 
zwischen dem Arzt und dem Chirurgen 
gemacht wird. Die Rolle des behan- 
delnden Arztes ist immer wichtig, manch- 
mal sehr viel wichtiger als die des Chi- 
rurgen, der sich darauf beschränkt, eine 
Operation gefahrlos auszuführen. Für 
den Arzt ist eine gleiche Kenntnis er- 
forderlich, ja sogar eine, die derjenigen 
des Chirurgen überlegen ist; das Pu- 
blikum müßte daher aufgefordert wer- 
den, nicht, wie es gewöhnlich geschieht, 
einen so ungerechtfertigten Unterschied 
zwischen der Person des Chirurgen und 
der des Arztes zu machen. 

Herr Cambessedes zeigt beredt, wel- 
chen Anteil der Arzt am sozialen Fort- 
schritt haben kann. 

Herr Juteau, ein Industrieller, 
sprach von der Achtung vor der 
Arbeit in den Arbeiterklas- 
sen. Er wies zuerst auf die Viel- 
fältigkeit des Problems hin und fragte 
sich, ob die Achtung vor der Hand- 
arbeit und das berufliche Verantwor- 
tungsgefühl sich verringert haben. 
Seine Erfahrungen haben ihn dazu ge- 
führt, festzustellen, daß eine Verringe- 
rung der Arbeitsleistung nicht eingetre- 
ten ist, daß aber die Arbeitsfreudigkeit 
Arbeiters nachgelassen habe. Fr 
glaubt, daß diese Sachlage zurückzu- 
führen ist: 

1. auf das schlechte Beispiel einiger 
Arbeitgeber, die in einem unverschämten 
Luxus leben; 

2. auf den Alkoholismus, der in einem 
gegebenen Augenblick 
schien, der aber neue Fortschritte ge- 


‚ macht hat; 


3. auf den Geisteszustand der Arbei- 
ter, die — besonders die jungen Ar- 
beiter — durch den Krieg sehr demora- 
lisiert worden sind. Der Krieg hat 
einen beklagenswerten Geist des Indiffe- 
rentismus in ihnen entwickelt; 


4. auf den Maschinenbetrieb und Tay- 


lorismus. Die zusammenhangslose Ar- 
beit zerstört die Persönlichkeit des Ar- 
beiters, sie tötet seine Schaffenslust und 


seinen schöpferischen Instinkt. Die 
Handarbeiter verschwinden, um den 
Fabrikarbeitern Platz zu machen. Der 


zurückzugehen 


e| 
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Maschinenbetrieb unterdrückt — wenig- 
stens beinahe — das Lehrlingswesen 
dergestalt, daß die Kinder, welche in 
die Fabrik gehen, nur Handlanger 
sind und ihren Beruf nicht wahrhaft 
lieben können. Die Elementarschule 
trägt ihren Teil Verantwortung hieran, 
weil sie bei dem Kinde nur den Ge- 
schmack an intellektueller Arbeit weckt 
und es nicht genügend für seinen Beruf 
als Arbeiter vorbereitet. 

Eine 5. Ursache, die Herr Juteau an- 
gab, ist: die zu schnelle Bereicherung, 
zu der wir beitragen und die die guten 
Handwerker entmutigt. 


Die 6. Ursache, welche der Redner an- 
gibt, ist die Entlohnung. Die Entlohnung 
ist ein Regiment, dem der Arbeiter sich 
unterwirf. Er muß den Lohn anneh- 
men, der ihm auferlegt wird, er wird 
nicht hinzugezogen, wenn die Direktoren 
der Fabriken die Festsetzung seines 
Lohnes beraten. Je schneller ein Arbei- 
ter seine Arbeit verrichtet, um so ge- 
ringer wird er bezahlt; so kommt der 
Arbeiter dazu, seine Arbeit freiwillig zu 
beschränken. 

Der Redner erwähnt noch eine 7. Ur- 
sache: Der große Mangel an Hand- 
arbeitern. Die besten Arbeiter sind im 
Kriege getötet worden, und die Fabri- 
kanten sind gezwungen, gleichgültig 
wen anzunehmen, so daß schlechte Ar- 
beit getan wird. 

8. Das schlechte Gewissen des Arbeit- 


7 gebers. Der Betrug, den der Arbeit- 


geber hinsichtlich der Qualität oder der 
Quantität organisiert, muß den Arbeiter 
zur Sabotage treiben. 


9. Das Achtstundengesetz. Aber in 
diesem Punkte sind die Meinungen 
geteilt. 

10. Das Vorurteil der sauberen Hände. 
Dies ist ein vorzüglich bürgerliches Vor- 
urteil, das aber die Arbeiterklasse er- 
obert hat; die groben Arbeiten werden 
verachtet; die Arbeiter selbst unterschei- 
den sich voneinander, je nach der größe- 
ren oder geringeren Feinheit ihrer Arbeit. 

Nachdem der Redner so die Ursachen 
vor Augen geführt hatte, welche den 
Rückgang der Berufsverantwortung bei 


den Arbeitern erklären, prüft er die Heil- 
mittel, die vorgeschlagen werden könnten: 
I. Die Ehrenrettung der Handarbeit. 
Er fordert, daß das alte „Meisterstück“ 
wieder eingeführt werde; die Hand- 
werkskunst ist die Zuflucht des unab- 
hängigen Handarbeiters; in einigen In- 
dustrien hat sie sich erhalten. Die Schule 
müßte die Handarbeit höher bewerten. 


2. Schaffung und Vermehrung der. 


Lehrfreistellen; 

3. Recht auf Ferien; 

4. Sozialversicherungen; 

5. Normale Wohnungen. Man muß 
dem Arbeiter Freude am Leben geben 
und damit Liebe zur Arbeit. Da, wo der 
Arbeiter sich geachtet sieht, geht er mit 
Liebe an sein Geschäft. Der gute Arbeit- 
geber macht den guten Arbeiter. Der 
Arbeiter muß wie ein Mensch behandelt 
werden, nicht wie ein Automat. Er muß 
herangezogen werden, um einen Teil in 
der Organisation seiner Arbeit mitzu- 
übernehmen. Die Zusammenarbeit von 
Arbeitgeber und Arbeiter muß entwickelt 
werden. Die Gewerkschaften haben 
nicht die Wirkung ausgeübt, die man von 
ihnen erwartet hat, sie haben nicht ver- 
standen, die Arbeit zu Ehren zu bringen. 

All dem liegt die sittliche Frage zu- 
grunde; es handelt sich also darum, eine 
sittliche Reform zu erwirken, aber hier- 
zu muß das Beispiel von oben kommen. 
Es gibt nur eine einzige Aristokratie, die 
der Sittlichkeit und der Tugend. 

Herr Professor Gustave Mo- 
nod sprach von der Verantwor- 
tung im höheren Unterricht. 
Er beginnt mit ihrer Definition. 

Verantwortung, sagt er, ist die genaue 
Befolgung aller Berufspflichten. ‘Was die 
Lehrer betrifft, so sind zwei Probleme 
zu prüfen: die Aufrichtigkeit im Unter- 


richten und die Funktion des Lehrers 


im höheren Unterricht. 

Was den ersten Punkt betrifft, so be- 
merkt der Redner, daß der höhere Unter- 
richt nicht gestatte, daß der Lehrer 
seinen persönlichen Gedanken gemäß 
unterrichtet; daraus ergibt sich für ihn 
ein Zustand der inneren Unwahrhaftig- 
keit. Zum Beispiel muß der Lehrer der 
Philosophie sogar unterrichten, was er 
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nicht weiß, und Schlüsse ziehen, die über 
sein persönliches Wissen hinausgehen. 
Der Lehrer kann diesem Unbehagen nur 
entgehen, wenn er sich ins Gedächtnis 
zurückruft; daß er nur Sachwalter ist. 
Seine Aufgabe ist nicht, die Wissen- 
schaft auszubreiten, sondern den Schü- 
lern geistige Gewohnheiten zu geben, sie 
verstehen lehren. Der Lehrer soll nicht 
seine persönliche Sicherheit mitteilen; 
er muß sich also selbst verleugnen; der 
Pädagoge muß den Sieg über den 
Wissenschaftler davontragen. 


Was die Funktion des Lehrers be- 
trifft, so zeigt der Redner, daß der. Leh- 
rer nicht das Recht hat, politische oder 
religiöse Gedanken zu unterrichten, hier 
heißt es glauben zu lehren und nicht viel- 
mehr verstehen zu lehren, zeigen, wie 
sich ein Glaube bildet und nicht sein 
Glaube; zeigen, wie sich Werturteile bil- 
den. Der persönliche Glaube ist nur ein 
Zeugnis; Aufrichtigkeit und Neutralität 
finden sich hier vereint. 


Damit der Unterricht wirksam sei, 
muß Zusammenarbeit zwischen dem 
Lehrer und dem Schüler bestehen.. 


Herr Gustave Monod beglückwünscht 
sich nicht zu der gegenwärtigen Geistes- 
haltung der jungen Leute. Der Krieg hat 
ihnen sein Siegel aufgedrückt, sagt er; 
die jungen Leute haben die Freude an 
der Idee verloren, sie denken nur an das 
praktische Interesse. Es ist unbedingt 
notwendig, ihnen eine andere Orien- 
tierung zu geben, aber ist dies Sache 
des Lehrers? Der Lehrer diskutiert 
eine ganze Reihe. von Fragen: welches 
ist die soziale Funktion des höheren Un- 
terrichts, was ist Kultur? Muß man sich 
nicht mit der Elite allein befassen, oder 
den Unterricht dem Fassungsvermögen 
der Masse anpassen? Genügt es, den In- 
tellekt zu wecken? Muß der Lehrer 
sich mit der Erziehung abgeben? 


Die Universität überläßt diese Sorge in 
der Tat der Familiee Zwischen Er- 
ziehen und Lehren wird getrennt; 
wenn die Universität indessen Interne 
aufnimmt, wird ihr das Problem der Er- 
ziehung auferlegt. Herr Gustave Monod 
behandelt alle diese Punkte auf außer- 
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ordentlich sorgfältige Weise. Er kommt 
zu folgenden Schlüssen: 
A. Einfache Pflichten: 
1. sich auszubilden, 
2. seinen Unterricht vorzubereiten, 
3. die Arbeiten zu korrigieren. 


B. Allgemeine Pflichten: 
zwei Haltungen: die intellektuali- 
stische Haltung ist zu eng; die ganze 
menschliche Persönlichkeit tritt in Wirk- 
samkeit. 
ı. Zusammenschluß der Eltern der 
Schüler zur Erziehung der 
Eltern, 
2. Erhöhung der \ehrergehäkter 
3. Universitätsreformen, 
4. Zusammenarbeit der Eltern mit 
der Universität, 
5. Unterdrückung des Internats. 

Kurz, schließt der Redner, der Leh- 
rer empfindet ein unbestimmbares Un- 
behagen. Er arbeitet allein im Unbe- 
kannten für zweifelhafte Ziele; es ist 
zweifellos Aufgabe eines Arbeiters an 
Seelen, im Unsichtbaren zu arbeiten, 
aber es ist eine undankbare Aufgabe, bei 
der man kaum Befriedigung im Berufe 
findet. Indessen, bekennt Herr Gustave 
Monod, ist nach seiner persönlichen Er- 
fahrung der Lehrerberuf noch .der 
schönste Beruf. 

Unter den Teilnehmern des ee 
waren viele Pfarrer. Sie wurden beson- 
ders gepackt durch den schönen: und 
lichtvollen Vortrag von Professor 
Wilfred Monod über die Ver- 
antwortung im Berufe des 
Pfarrers. - 

Der Pfarrer ist ein Schüler Jesu 
Christi, so führte der Redner zuerst aus, 
von Gott berufen und durch die Kirche 
für das Reich Gottes ausgesondert. Der 
sich verantwortlich fühlende Pfarrer ist 
also derjenige, der seinem Ideal die 
Treue hält, die Treue in der Religion, 
die Treue in der Gemeinde, die Treue 
in der Mission. Der Redner behandelte 
das ganze Leben des Pfarrers in seinen 
verschiedenen Tätigkeitsgebieten. Seine 
Arbeit ist eine wertvolle Quelle, auf die 
man in Ruhe zurückkommen muß, um 
ihren ganzen Reichtum zu werten; man 
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wird hier, stark zusammengedrängt, die 
tiefe Erfahrung eines Professors der 
Pastoraltheologie finden. 

„Außer den verschiedenen grundlegen- 
den Vorträgen, die wir soeben zu kurz 
und zu unvollkommen analysiert haben, 
hörten die Teilnehmer drei sehr interes- 
sante Berichte: den ersten von Herrn 
Präsident E. Chastand über die 
Bewegung der französischen 
Bruderschaften, einen zweiten 
von Pastor Jean Bianquis über 
den Weltbund für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen 
und einen dritten von Pastor J&eze- 
quel über die Weltkonferenz 
für Praktisches Christen- 
tum und den Kongreß von 
Stockholm. 

Jean Bianquis hatte sich die 
Aufgabe gestellt, die Einwände zu be- 
kämpfen, die man gegenüber dem Welt- 
bund für Freundschaftsarbeit der Kir- 
chen noch immer hat. Er zeigte, daß 

“die Christen die Pflicht haben, an der 
Aufrichtung des Friedens zu arbeiten, 
und daß sie sich nicht Einhalt gebieten 
lassen dürfen durch die Vorurteile, 
denen die Erfüllung dieser Pflicht noch 
immer begegnet. 

Herr Jezequel setzte auseinander, 
was die Konferenz für Praktisches 
Christentum ist, wie sie entstanden ist 
und welches Ziel sie verfolgt. Er 
unterstrich die große Bedeutung der 
Konferenz, die im kommenden Jahre in 
Stockholm zusammentreten wird. 

+ Schließlich müssen wir kurz auf die 

- Vorträge des Abends eingehen. Unter 

dem Vorsitz des Senators Philip hielt 
Pastor Elie Gounelle den ersten 
Vortrag über die Ehrlichkeit 
unserer privaten und öffent- 
_ lichen Sitten. Er war ein kräftiger 
und beredter Protest gegen die Schäden 
der gegenwärtigen Gesellschaft; Gebur- 
tenrückgang, Prostitution, Reglementie- 
_ rung; und Herr Gounelle zeigte, welches 
- die Aufgabe der Erzieher und der Kir- 


chen in dem Kampfe gegen die sozialen 


- Übel ist. 
- Den zweiten Vortrag hielt Herr 
_ Charles Gide, der seine Zuhörer 


“Rolle, die - die 


über _ die Genossenschaftsbe- 
wegung in Rußland unterhielt. 
Er sprach aus Sachkenntnis, da er Ende 
des letzten Jahres eine Reise in das Land 
der Sowiets gemacht hat. Der Redner 
hat sich gehütet, die Sowiets zu rechtfer- 
tigen, er ist unparteiischer Richter ge- 
blieben und hat sich nur vom wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt aus mit der Sache 
befaßt. 

Er stellte fest, daß in Rußland: die 
größte genossenschaftliche Organisation 
der Welt besteht; sie umfaßt mehr als 
ıo Millionen Familien. Die russische 
Genossenschaftsbewegung hat sich mit 
verschiedenen Fragen: befaßt, zum Bei- 
spiel mit der Wohnungsfrage; .. alle 
Häuser sind kommunalisiert worden, 
jeder hat seinen ihm streng zugemesse- 
nen Platz. Auf dem Lande hat sich die 
Genossenschaftsbewegung mit dem Bau 
beschäftigt. Jeder Arbeiter, der 'sich 


selbst sein Haus gebaut hat, ist frei von 


seiten der Sowiets. Die Genossenschafts- 
bewegung hat großen Einfluß auf den 
Ackerbau ausgeübt. Der ganze Boden 
ist nationalisiertt worden, aber die 
Bauern besitzen soviel an Boden, als 
sie bebauen können, und laufen nicht 
Gefahr, des Besitzes beraubt zu werden, 
solange sie ihn bebauen. Daß jedoch das 
Land weder gekauft, noch verkauft wer- 
den kann, hat viel Unzufriedenheit er- 
regt; 
katastrophale Folgen mit sich gebracht. 
Die Genossenschaftsbewegung hat in ge- 
wissem Maße diese Katastrophe be- 
mäntelt. 

Es gibt 60 bis 70 000 landwirtschaft- 
liche Vereinigungen für das europäische 
und asiatische Rußland. Sie stellen sich 
die Aufgabe, den Bauer sein Handwerk 


als Landwirt zu lehren und ihn in jeder _ 


Weise zu begünstigen. i 

In kommerzieller Beziehung ist die 
Genossenschaftsbe- 
geringer. Die 


wegung spielt, nicht 


Sowiets haben den Handel vollständig, 


unterdrücken wollen; es ist ihnen nicht 
gelungen, und sie haben den Genossen- 
schaften das Recht zugestehen müssen, 
sich damit zu befassen. Sie verleihen 
ihnen sogar sehr große Vergünstigungen. 
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Die industriellen Genossenschaften sind 
nicht so vollständig entwickelt. Lenin, 
sagt Herr Gide, erwartete das Heil von 
der Genossenschaftsbewegung, aber er 
hat einen besonderen Begriff von der 
Genossenschaftsbewegung. Er glaubt, 
daß die Revolution ihr vorangehen 
müsse, eine Revolution, die reinen Tisch 
macht mit allen Institutionen der Ver- 
gangenheit. Die Genossenschaftsbe- 
wegung ist für Lenin wesentlich pro- 
letarisch. 

Diesem Leninschen Begriff setzt Herr 
Gide den Begriff der Schule von Nimes 
gegenüber, die eine wirkliche Zusam- 
menarbeit zwischen allen Elementen der 
Gesellschaften darstellt. 

Zum Schluß gibt Herr Gide dem Aus- 
druck, was die internationale Zusam- 
menarbeit sein sollte, welche die neue 
Gesellschaft verwirklicht, in der die Ge- 
‚rechtigkeit wohnt; ihre Fahne sollte 
wie die des Völkerbundes die sieben 
Farben des Prismas vereinen. 

In dem russischen Chaos ist die Ge- 
nossenschaftsbewegung ein Licht der 
Hoffnung, nach der Sintflut der Regen- 
bogen. 

Zum Schluß hielt Herr Professor Th. 
Ruyssen, Generalsekretär der Inter- 
nationalen WVölkerbundliga, einen be- 
wegenden Vortrag über den Völker- 
bund. Er hält ihn für das wahre 
Mittel, um die Sicherheit zwischen den 
Völkern zu garantieren. Herr Ruyssen 
legte die alte traditionelle Politik 
dar, der zufolge jeder Staat für seine 
Verteidigung nur auf sich selbst 
zählen kann; daher das Überbieten 
an Rüstungen. Dieser Politik stellte 
er die Friedenspolitik des Völker- 
bundes gegenüber und zeigte, was dieser 
auf diesem Gebiet schon getan hat. Er 
analysiert die gesamte Tätigkeit des 
Völkerbundes seit seiner Entstehung. 
Er stützte seine Darlegung eingehend 
durch Dokumente. Er läßt es sich beson- 
ders angelegen sein, die so verwickelte 
Frage des Angreifers zu erklären, und 
zeigt, bei welcher Erklärung man schließ- 
lich angelangt ist. Angreifer wird der- 
jenige sein, der das Schiedsgericht abge- 
lehnt hat. Er untersucht auch die Frage 
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der alleinigen Zuständigkeit der Völker 
in ihren inneren Fragen. 

Herr Ruyssen hat den Ernst dieser 
Frage gezeigt und gesagt, warum. der 
Japaner sich gegen die Art gewendet hat, 
mit welcher der Völkerbund sie anschnei- 
den wollte. 

Die Erklärungen, die er gab, haben 
seinen sehr interessierten Zuhörern be- 
wiesen, wieviel an Weg noch zurückge- 
legt werden muß, bis der Völkerbund in 
Wahrheit das Mittel geworden ist, den 
Völkern die Sicherheit zu garantieren. 
Augenblicklich ist er noch eine prekäre 
Finrichtung, die mit unzureichenden 
Mitteln ausgestattet ist; er kann sich 
nicht aufzwingen, er kann nur an die 
Aufrichtigkeit der Nationen appellieren. 
Er wird daher erst an dem Tage stark 
sein, an dem ein energisches und un- 
beugsames öffentliches Gewissen ihn voll 
unterstützt. 

Zum Schluß appelliert Herr Ruyssen 
an alle, dieses öffentliche Gewissen zu 
schaffen. 

Wir maßen uns nicht an, einen voll- 
ständigen Begriff dessen gegeben zu 
haben, was der Kongreß in Wirklichkeit 
erforscht und erarbeitet hat, aber wir 
hoffen gezeigt zu haben, welches Inter- 
esse er geboten hat. Der Protestantismus 
von Marseille hat ihn mit der größten 
Herzlichkeit aufgenommen. Der Kongreß 
schloß mit einem Abendmahlsgottesdienst 
im Tempel der Rue Grignan, der durch 
eine machtvolle Predigt von Pastor Jean 
Bianquis eingeleitet wurde. 

Jules Jezequel. 


* 


Weltkonferenz für Glaube 
und Kirchenverfassung. 

Die Einigungsbewegung für 
Glaube und Kirchenverfas- 
sung (World Conference on Faith and 
Order) hat seit dem Tode ihres Ge- 
neralsekretärs K. H. Gardiner große An- 
strengungen gemacht, den Verlust an 
Arbeitskraft und Vertrauen, den das 
Ausscheiden dieser großen Seele der 
Einigung bedeuten konnte, durch um so 
intensivere Arbeit auszugleichen. Ralph 
Waldo Brown, der allen Teilnehmern 
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der Genfer Konferenz in unauslösch- 
licher Erinnerung ist als dienstfertiger, 
verantwortungsbereiter und freundlicher 
Helfer aller, hat die Leitung des Sekre- 
tariats übernommen; die Adresse ist, 
wie schon früher mitgeteilt, The Secre- 
tariat, P. O. Box 226, Boston, Mass., 
U.S.A. Der Vorsitzende des Fort- 
setzungskomitees, Bischof Charles H. 
Brent, hat inzwischen England und 
andere europäische Länder besucht, um 
mit den Führern der Einigungsbewegung 
dort über die Fragen des Vorgehens in 
nächster Zeit ztı beraten. Über die Er- 
gebnisse seiner Reise werden wir im 
Aprilheft berichten. Vorläufig sei nur 
mitgeteilt, daß zwei wichtige Beschlüsse 
gefaßt worden sind: erstens ist die 
nächste Sitzung des Fortsetzungsaus- 
schusses auf August 1925, d. h. auf die 
Zeit der Stockholmer Konferenz, fest- 
gesetzt worden, so daß die zahlreichen 
Mitglieder dieser Konferenz, die zu- 
gleich Mitarbeiter von Faith and Order 
sind, daran teilnehmen können. Zweitens 
ist die geplante Weltkonferenz, die zeit- 
weilig für 1927 in Aussicht genommen 
war, noch wieder hinausgeschoben wor- 
den. 

Die Hinausschiebung dieser seinerzeit 
mit soviel Ungeduld erwarteten Kon- 
ferenz ist sicherlich ein weiser Schritt. 
Wir haben hier oft ausgesprochen, daß 
der Versuch einer Einigung der Kirchen 
in Glaube und Verfassung notwendig ein 


3 weiter Weg ist. Während die Einigung 


über Fragen des praktischen Christen- 
tums durch den Augenblick gefordert 


' wird und tatsächlich in weitgehendem 


Maße im Werke ist, ist eine Einigung 
in Glaubens- und Verfassungsfragen 
zwar auch im Gange, aber gerade erst 
in das Stadium der größten Schwierig- 
keiten und Widerstände gerückt. Zumal 
die Durchberatung der Fragebogen, die 
das Subjects ‘Committee der Welt- 
_ konferenz für Glaube und Kirchenver- 
 fassung organisiert, zeig, in wie 
starkem Maße gerade hierbei erst die 
Gegensätze heraustreten, die überwun- 
den werden sollen. Und dabei sind in 
der Fragestellung durchaus noch nicht 
alle Anschauungen und Richtungen be- 


rücksichtigt, die in den verschiedenen 
Kirchen eine Rolle spielen. Bisher ist 
die Basis der Bewegung noch immer die 
anglikanische. Und innerhalb des Angli- 
kanismus wiederum haben bisher ge- 
wisse hochkirchliche Tendenzen der 
Einigung die Führung. Das ist hier 
durchaus nicht als Vorwurf gemeint; im 
Gegenteil, es dient der Herausstellung 
der Tatsache, daß in jenen Kreisen das 
Interesse für die Finheit der Kirche am 
stärksten ist. Auch muß anerkannt 
werden, daß das Sekretariat der Be- 
wegung durchaus bemüht ist, zu Gar- 
diners Zeiten sowohl wie jetzt, alle Rich- 
tungen und Möglichkeiten zur Geltung 
zu bringen. Die Frage ist nur die: wie 
lassen sich die Kirchen, denen bisher 
noch der Sinn für diese ökumenischen 
Fragen fehlte, in dieselben hineinziehen? 
Ein Beweis dafür, wie stark die Welt- 
konferenz darum bemüht ist, alle Kir- 
chen mit gleichen Rechten in die Be- 
wegung hineinzuziehen, ist die Liste der 
Mitglieder des Fortsetzungsausschusses 
bezw. der bisher eingesetzten Kommis- 
sionen vom November 1924, die vom 
Sekretariat zu beziehen ist. Die Ver- 
öffentlichungen der Konferenz gehen 
jetzt 20000 Menschen zu, die ihr In- 
teresse für die Bewegung ausgesprochen 
haben. Die persönlichen Beiträge für die 
Fortführung des Werkes kamen im 
Etats-Jahre 1924 von beinahe 500 Men- 
schen aus 33 Ländern und betrugen fast 
10000 Dollar. Ebenso sandten 28 von 
den 80 Kirchen, die irgendwie der Be- 
wegung angehören, ihre Beiträge, die 
gleichfalls die Höhe von fast 10000 
Dollar erreichten. Empfangsstelle für 
Gaben ist The United States Trust 
Company, 45 Wall Street, New York, 
for the World Conference Committee. 
Von sonstigen Ereignissen sei nur hin- 
gewiesen auf die wichtige Aussprache, 
die kürzlich in Amerika zwischen den 
Kommissionsmitgliedern der Anglika- 
nischen Kirche und denen .der Presby- 
terianischen Kirche der Vereinigten 
Staaten stattgefunden hat und wesent- 
liche Fortschritte in der Klärung der 
beiderseitigen Standpunkte gebracht hat. 
Eine ähnliche Aussprache zwischen 
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Episcopalisten und Methodisten ist in 
Aussicht genommen. Eine Parallele da- 
zu ist die Aussprache gewesen, die wir 
in Deutschland am 23. September 
auf der Stuttgarter Weltbundtagung ge- 


Der gemeinsame Glaube der Mitglie- 
der läßt sich etwa in folgenden Sätzen 
aussprechen, ohne daß damit eine er- 
schöpfende oder gar dogmatische 'For- 
mulierung gegeben sein soll: ; 


habt haben. Man versäume nicht, die Wir glauben an die Einheit (des 
hochinteressanten Ausführungen von Lebens und können deshalb nicht an- 
Bischof Nuelsen nachzulesen, die in erkennen, daß im Leben ‘der Staaten 


unserem Berichtheft*) erschienen sind. 
In demselben findet sich auch ein wich- 
tiger Vortrag von Professor Lang über 
Faith and Order. 

F. Siegmund-Schultze. 


* 


Aus dem Versöhnungsbund. 


oder irgendwelcher Gruppen andere 
Grundsätze Geltung haben dürfen als im 
Leben der einzelnen. 

Die Lebensgrundsätze, die 
allein dem einzelnen und der Gemein- 
schaft zur Entfaltung ihres besten We- 
sens verhelfen, sind im Neuen Testa- 
ment klar und scharf ausgesprochen und 
von Jesus gelebt. In ihm und in seiner 
Botschaft von der Gottesherrschaft auf 


; Der N Ber veröffentlicht Erden sehen wir das Programm für die 
% Eee Sir ee ne Rettung der Welt, in seiner Verwirk- 
en BE no BELLE undge- jichung also die beste Realpolitik. 


Im Internationalen Versöh- 
nungsbund haben sich Männer und 
Frauen zusammengefunden, die an die 
Bruderschaft aller Menschen. glauben 
und sie untereinander und gegenüber 
ihren Mitmenschen immer besser zu ver- 

wirklichen trachten. Die Unmöglichkeit, 
zum Brudermord des Weltkrieges Ja zu 
sagen, unter der viele Menschen aller 
Länder während der Kriegsjahre - bis 
zum -Äußersten litten, körperlich und 
seelisch, hat den Anstoß zur Entstehung 
des Versöhnungsbundes gegeben. Heute 
hat er Gruppen oder einzelne Freunde 
in Ägypten, Argentinien, Belgien, Bul- 
garien, Canada, China, Dänemark, 
Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Holland, 
Indien, Italien, Irland, Japan, Jugo- 
slavien, Lettland, Neu-Seeland, Nor- 
wegen, Österreich, Rumänien, Rußland, 
‚Schweden, Schweiz, Süd-Afrika, Tsche- 
choslowakei, Türkei, Ungarn und in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. 


Velo. S206 DIR. 

**) Dies Mitteilungsblatt erscheint in 
deutscher, französischer und englischer 
Sprache. Im deutschen Druck kann es 
von W. Nestler, Leipzig-Gohlis, Ulanen- 
straße 13, bezogen werden. 
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Praktisch bedeutet diese WVerwirk- 
lichung eine völlige Umänderung 
unserer Gesinnung, und damit auch all 
unserer Lebensverhältnisse, eine Revo- 
lution im Geistigen, die im Materiellen 
sichtbar wird. Diese Revolution bringt 
die rechte Entfaltung der tiefsten Wirk- 
lichkeit der Welt und Gottes zugleich. 

Durch die Kraft der Liebe und 
des guten Willens suchen wir die Selbst- 
sucht niederzuringen, die Schranken auf- 
richtet zwischen den Menschen, Klassen, 
Völkern, Rassen und Religionen. Unser 
Programm ist Bindung im Tiefsten und 
damit zugleich Befreiung von "allen 
äußerlichen Fesseln. 

Wir treten für Gerechtigkeit 
in allen Lebensverhältnissen ein, sind 
aber gewillt, sie von uns selbst zuerst zu 
fordern und von unseren Volksgenossen. 

Wir verwerfen die Gewaltan- 
wendung im inneren und äußeren 
Leben der Staaten und sehen den Weg 
zur gewaltlosen Welt in materieller und 
geistiger Entwaffnung, die wir zuerst an 
uns selbst vornehmen wollen. 

Wir glauben an einen Völkerbund 
und halten es für die Pflicht der Völker, 
aus dem bestehenden einen solchen zu 
schaffen, der im solidarischen Gewissen 
der Völker seinen Halt und seine Kraft 
habe. =: 
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Wir wissen, daß der Weg zu unserem 
Ziel ein Weg des Dienens und 
Opferns ist. 


* 


Die deutsch-französisch- 
belgische Konferenz 
in Boitsfort 


27. bis 30. Dezember 


Es lag in der Vorbereitung dieser 
Konferenz manch Verhängnis und Ver- 
säumnis, die keine großen Hoffnungen 
auf diese Tage setzen ließen. Die 
Zweifel, ob es wirklich im Ratschluß 
Gottes liege, daß Frankreich und 
Deutschland zum Frieden und zur Ver- 
söhnung kommen, tauchen immer wieder 
neu auf in den Geschehnissen der großen 
Politik, wie auch in dem Verhältnis der 
für. die Versöhnung arbeitenden Kreise, 
so daß es oft schwer ist, gegen solchen 
Unglauben anzukämpfen. 

Zwischen Paris und Berlin wär gerade 
ein Brief über die Konferenz gewechselt 
worden, -und zwischen : Brüssel und 
Berlin stand es so, daß es acht Tage vor 
Beginn der Konferenz noch nicht ein- 
mal feststand, ob die Brüsseler Re- 
gierung die Einreise der Deutschen ge- 
nehmigen würde. Wenn sich schon bei 
dieser Ungewißheit deutsche Konferenz- 
teilnehmer für die Zeit unmittelbar nach 
Weihnachten schlecht finden ließen, so 

© war für die deutschen Freunde, die dann 
noch in zwölfter Stunde absagen: mußten, 
kein Ersatz mehr zu finden, so daß nur 
8 statt ı5 Deutsche in Brüssel zur Stelle 
waren: Fritze-Köln, Gottschalk-Tü- 
-  bingen, Hoffmann-Breslau, Pause-Berlin 
und Stöhr-Berlin. Auch die belgische 
Delegation zeigte zuweilen große Lük- 
_ ken. Um so erfreulicher war, daß die 
= Franzosen zahlreich und mit frischen 
Kräften erschienen waren, die für die 
3 Arbeit des Versöhnungsbundes in Frank- 
reich das Beste erhoffen lassen, _ 
Von ihnen ging auch in der Haupt- 
sache das Streben aus, das zu sehr auf 
_ äußere Friedensprobleme aufgebaute 
- Programm zu - verinnerlichen. Schon 
_ nach dem ersten Referat über den 
Völkerbund, das in technisch-organi- 
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satorischen Linien verlief, stellte ein 
Nordfranzose die Frage nach der Seele 
des Völkerbundes in den Mittelpunkt. 
Dies blieb auch in der Folgezeit das 
Problem: Sollen wir unsere Arbeit hin- 
sichtlich der Völkerfamilie auf das See- 
lisch-sittlich-geistige beschränken, oder 
sollen wir daneben zur Verwirklichung 
dieses Ideals auch die Regierungsgewalt 
nicht verschmähen? Die Regierungszeit 
MacDonalds schien für die letztere Lö- 
sung zu sprechen. Andererseits wird sich 
auch angesichts einer sozialistischen Re- 
gierung die Entscheidung nicht ver- 
meiden lassen, ob wir mit Cäsar oder 
mit Christus hoffen. Wir müssen die 
Früchte reifen lassen am Baum des 
Geistes, nicht an dem des Völkerbundes. 
Wirksamer als alle Organisation — das 
stellte Demulier fest — ist das Gebet für 
den Feind, das Deutsche und Franzosen 
am ersten Sonntag eines jeden Monats 
vereinen sollte. Die Basis des Völker- 
bundes und des Staatenzusammen- 
schlusses ist zumeist das Schwert; dar- 
um müssen wir uns bemühen, einen 
anderen Geist hineinzutragen. 

Immerhin trat man für Weiterentwick- 
lung der WVölkerbundorganisation ein; 
die. englische Regierung wurde von der 
Konferenz um Ratifizierung des Genfer 
Protokolls gebeten. Angesichts der 
Gefahr eines Rückfalls in den Skeptizis- 
mus eines nationalistischen Militaris- 
mus, der Europa und der Welt droht, 
wenn durch Englands Ablehnung das 
Genfer Protokoll zu Fall gebracht würde, 
bat man die englischen Regierungs- 
männer, aus christlichem Gewissen und 
nicht aus kurzsichtigen nationalen Er- 
wägungen heraus zu handeln. 

An einem Abend beschäftigte uns vor- 
wiegend die Presse, soweit sie für den _- 
Friedensgedanken eintritt. Eine Zu- 
sammenstellung solcher Zeitschriften und 
Bücher der drei Länder wird als das Re- 
sultat dieser Aussprache versandt wer- 
den. Bemerkenswert war die große Zahl 
flämischer Blätter, die einen unbedingten 
Pazifismus vertreten. Aus der Aus- 
sprache über die Jugend sei erwähnt, daß 
in Frankreich (ähnlich wie in Deutsch- 
land) die der. Landesreligion, dem Ka- 
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tholizismus, zugetane Jugend nationa- 
listisch aufwächst, während die weltliche 
Schule friedensfreundlicher ist. Sehr 
empfand man das Fehlen eines Friedens- 
und Völkerbundskatechismus. 

Zum Montag Abend wurde als Thema 
mehr persönlicher Art die Frage auf- 
geworfen: Wie wurde ich Pazifist? Es 
war mehr als interessant zu hören, 
welche besonderen Wege zur Berich- 
tigung der nationalen Erziehung ge- 
führt hatten. Es waren seltsame Füh- 
rungen in der Kriegszeit, der Schmerz 
über die konfessionelle Zerrissenheit 
Deutschlands, der Abgrund der Haß- 
predigten gegen den Feind, die Erkennt- 
nis unserer nationalen Schuld, Lektüre 
Tolstois, Jugendbewegung, Bekannt- 
schaft mit Quäkern und Menschen, die 
Frieden um sich verbreiteten, und das 
Gewissen, das für den Feind eintreten, 
ja sogar beten mußte; das alles waren 
Anlässe, die ein Umsinnen in einem 
Menschen zur Folge hatten. Einem 
Nordfranzosen wurde die sehnlichst er- 
wartete nationale Freiheit zur großen 
Enttäuschung, als er sah, wie dieses so- 
genannte hohe und heilige Gut in wüsten 
Orgien und Ausschweifungen seinen Ein- 
zug hielt. Weiter kam in diesen Be- 
kenntnissen zum Ausdruck, wie der 
Christus des Neuen Testaments in An- 
sehung des Erreichten zur Bescheidenheit 
treibt und wie wenig wir in seinem 
Lichte Menschen sind, die Frieden schaf- 
fen — pacifici. 

Am anderen Tage wurde die Kriegs- 
dienstverweigerung erörtert. ‘ Besonders 
brennend lastet dies Problem auf Frank- 
reich, das in seinen 100000 Fahnen- 
flüchtigen etwa 3000 Kriegsdienstver- 
weigerer aus Gewissensgründen haben 
‚mag. International ist eine Hilfsorgani- 
sation für diese Kriegsdienstverweigerer 
ins Leben zu rufen. Für den Zivildienst 
schlug ein Belgier eine internationale 
Leitung vor, die die Dienstverweigerer 
im Kriegsfalle auf neutralem Boden einer 
Menschheitsaufgabe zuführt. Deutscher- 
seits wurde gewünscht, gegen die stehen- 
den Heere ständig eine Gewissenspropa- 
ganda durchzuführen; denfi auch im 
Frieden steht das ‘Heer dem Reich 
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Gottes entgegen. Statt der stehenden 
Heere empfahl ein Belgier als not- 
wendige Zwischenlösung die Organi- 
sation einer Weltpolizei. 

Die Wege, die die deutsch-französische 
Versöhnungsarbeit in der nächsten Zeit 
einzuschlagen hat, erörterte man am 
Schlußabend: Korrespondenz, Studien- 
möglichkeit für Ausländer und die Not- 
wendigkeit eines französischen „Ge- 
sandten‘ beim Berliner Versöhnungs- 
bund. Am 22. Februar wird in Straßburg 
eine zweitägige 
Studentenkonferenz stattfinden, zu der 
acht Süddeutsche reisen werden. Die 
schon in Bad Boll verabredete deutsch- 


französische Studentenwanderung durch. 


Süddeutschland soll am 17. Juli 1925 in 
Tübingen ihren Ausgangspunkt nehmen 
und dann zwei bis drei Wochen dauern. 

Am Sonntag, den 28. Dezember 1924, 
fand im. Zentrum Brüssels im Palais 
Mondial eine öffentliche Kundgebung 
statt, bei der Belgier, Franzosen und 
Deutsche sprachen. Der Weltpalast, den 
Otlet mit viel Fleiß, aufgebaut-hatte — 
bestehend aus Museum, Bibliothek und 
einer riesenhaften Kartothek, die alle 
erschienenen Bücher zu umfassen sucht —, 
ist jetzt gerade durch die Schikanen der 
belgischen Regierung äußerst gefährdet. 
So war die Kundgebung an diesem 
Platze gleichsam ein Bekenntnis zu 
diesem der Menschheit geweihten Werke. 
Nach dem Auftreten deutscher Separa- 
tisten war es das erste Mal, daß Deut- 
sche in Brüssel öffentlich sprachen. Die 
feinen Ausführungen der beiden katho- 
lischen Priester Hoffmann und Demulier 
verfehlten ihre Wirkung nicht. Als der 
Deutsche davon sprach, daß Christi 
Sittengesetze auch im Völker- und Wirt- 
schaftsleben Geltung haben müßten und 
daß sich die Kriegsschuld nicht auf eine 
Nation abladen ließe, da erhob sich ein 
stürmischer Protest: ‚So spricht wohl 
ein Sozialist, aber kein Katholik.“ Erst 


nach fünf Minen kam die Vessmnz 


lung wieder zur Ruhe. 


Der Zusammenklang katholischer und 
protestantischer Art, der mit dem Stre-. 


ben nach deutsch-französischer Ver- 


‚söhnung Hand in Hand ging, wird viele 


deutsch-französische. 
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in dem Streit der Konfessionen jetzt 
einen höheren Standpunkt einnehmen 
lassen, als es gemeinhin geschieht. Den 
Weg der Liebe zu gehen in dieser 
deutsch-französisch-protestantisch-katho- 
lischen Zerrissenheit, dem gab Prof. 
Hoffmann in der Schlußandacht der 
Konferenz ergreifenden Ausdruck. Der 
französische Abbe Demulier hatte schon 
vorher gelegentlich empfohlen, daß auch 
die Konfessionen füreinander beten 
sollten. 

So unbefriedigend auch der Ertrag der 
Konferenz war, was die Klärung der 
Probleme und die Verabredung tech- 
nischer Zusammenarbeit anbetrift — 
das war von den drei Delegationen zu 
wenig vorbereitet worden—, so war doch 
der hier verwirklichte Einklang eine 
große Ermutigung für die kommende 
Arbeit. Uns Deutschen zeigte er, wie 
jenseits der Westgrenze der gleiche 
Kampf für den Frieden geführt wird und 
wie man mutig die Botschaft von der 
Versöhnung weiter verkündigt. In Paris 
verschaffen sich Studenten unmittelbare 
Fühlung mit den Arbeitern; auf offnen 
Plätzen fangen sie an zu singen und 
haben dann für ihre Worte einen Zu- 
hörerkreis.. Im Glauben an eine Ver- 
söhnung der Völker — und wer hätte hier 
nicht auch mit Unglauben zu ringen? 
— kämpft man drüben den gleichen 
der Welt so aussichtslos erscheinenden 
Kampf. Zu wissen, daß drüben Men- 

- schen in der gleichen Arbeit zittern und 
beten, das macht uns Boitsfort wertvoll. 
- Schon am ersten Abend erklärte mir 
ein französischer Freund: „Wir müssen 
auf dieser Konferenz zum Tiefsten zu- 
rückkehren; sonst hat sie für uns keinen 
Wert. Wir haben die gleichen Dome 
* und den gleichen Christus und sind doch 
als Christen in zwei Gruppen ausein- 
“ andergerissen. Wenn man an die ent- 
gegengesetzten Anschauungen denkt, die 
- Deutschland und Frankreich trennen, 
‘dann erfüllt es einen mit einer wahren 
Seelenangst. Darum laßt uns darum 
2 ringen, daß sich unser Verhältnis ver- 
tief!“ 
€ Vier Tage durften wir in diesem Rin- 
“ gen angesichts der seelischen Verwir- 


rung unserer Völker stehen. Nicht an 
den materiellen Äußerlichkeiten der Na- 
tionen, sondern an der herrschenden 
inneren Not orientierte sich die dort ge- 


fundene Gemeinschaft. Und das läßt uns‘ 


getrost in die Zukunft blicken. 
Hermann Stöhr. 


* 


Marburger Versöhnungs- 
bundgruppe. 


Im Sommersemester 1924 haben wir 


zunächst einige Vorträge und Aus- 


sprachen mitanregen können. Prof. 


Leonhard Ragaz, der auf unseren Vor- 


schlag für den nicht gekommenen Fr. 
W. Foerster von der Theologenschaft 
zu einem Vortrag in einer Thema-Reihe 
über Barth und Gogarten eingeladen 
war, verschob sein Kommen aufs Win- 
tersemester. Dagegen sprach Prof. 
Paul Natorp, auf unsere Bitte der 
Theologenschaft zur Kant-Jubelfeier 
einen ein wenig verspäteten Vortrag zu- 
sagend, über Kants Schrift „Zum 
ewigen Frieden“. Er mußte freilich in 
gründlicher, gewissenhafter Genauigkeit 
das geschichtlich-erfahrungsmäßige Un- 
erfülltbleiben der Kantischen Aufstel- 
lungen nachweisen und schloß mit dem 
tiefen persönlichen Bekenntnis zu dem 
Frieden, der über aller Vernunft ist. 


Vor einem studentischen Kreise redete 
Heinrich Becker (Berlin) — der 
englische Freund Frank Bradbeco, der: 


mitkommen sollte, wurde leider krank — 
über „Quäkertum und Friedensfrage“. 
„Sich ansprechen lassen von den Din- 
gen“, statt über sie entscheidungslos zu 
grübeln und zu problematisieren, das 
war sein Leitwort und seine Mahnung, 
geschult an Herrmannscher Theologie. 
Durch die regelmäßige Zusendung der 
„Mitteilungen für die Freunde des 
Quäkertums in Deutschland“ behalten 
wir die Fühlung mit dem deutschen 
Quäkertum, wie wir. auch an der Kon- 
ferenz der deutschen Freunde und der 
deutschen Freunde der Freunde im nahen 
Cassel-Wilhelmshöhe Berlrelunss wu 
teilnehmen konnten. 

Von uns gebeten, entwickelte Prof. 
Rudolf Otto zusammen mit Pri- 
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vatdozent Dr. Hauer (Tübingen) und 
Lie. Adolf Allwohn (Kirtorf) in 
großem akademischen Kreise die Ge- 
danken seines „Religiösen Menschheits- 


bundes“. Nicht eine aufklärerische 
Universalreligion unter Abschleifung 
der _charakteristischen Sondertypen, 
sondern interreligißse Arbeitsgemein- 


schaft zur Versittlichung des Volks- und 
Völkerlebens ist gemeint. In intimen, 
eigenartigen Beispielen und lebendigen 
eigenen Erfahrungen schilderte Otto, 
wie da, wo der Religiöse auf den Reli- 
ziösen noch so anderen Bekenntnisses 
trifft, gleich und unmittelbar ein reli- 
ziöses Verwandtschaftsgefühl auf- 
springt. Zugleich liegt in allen Reli- 
gionen ein starkes ähnliches Verant- 
wortungs- und _Verpflichtungsgefühl 
gegenüber der Sünde in der Welt. Der 
R.M.B. ist nicht so sehr nach ver- 
nünftigen praktischen Zielen gebildeter, 
äußerlicher Zweckverband als wie „sun- 
.der-warumb“-Verband: Inneres treibt 
gestalthaft nach außen. Die nächsten 
Aufgaben sind, den persönlichen Kon- 
takt so. Fühlender herbeizuführen. Dar- 
nach wird dann die praktische Mitarbeit 
an den großen sozialen Weltnöten ihr 
Recht haben müssen vor der Gemein- 
schaft des Willens. Von Buddhisten Ja- 
pans bis her zu Protestanten, Katholiken 
und Rabbinern geht die Bewegung vor- 
erst still im WVerborgenen. Während 
Otto die praktischen Aufgaben nicht aus 
den Augen verlor, betonte Hauer vor 
‚allem die religiöse Gemeinschaft als das 
Eigentliche und Wichtige. Allwohn er- 
‚gänzte aus dem geschichtlichen Erwach- 
‚sen des Bundes, an dem er als leitender 
Sekretär Anteil hatte. ın der Aus- 
sprache wurde zugunsten des R.M.B. 
geäußert, daß nicht das Christentum 
seinem sozial verelendeten Europa, son- 
‚dern die ganze Menschheit großen ein- 
‚heitlichen Weltübeln verpflichtet gegen- 
überstehe, an deren Fortschaffung nur 
sie gemeinsam energisch arbeiten könne. 
‚Zudem wurde gegen den Namen des 
Versöhnungsbundes geltend gemacht, 
daß es sich nicht um Versöhnung und 
Frieden um jeden Preis, sondern um 
"Versittlichung und Recht als Ziel und 


‚So 


RE 
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Panier handeln könne. Für den Ver- 
söhnungsbund hieß es dagegen: Noch 
sei Europa selbst vor allem das Auf- 
gabenfeld der Arbeit und „Christus“ für 
diese Arbeit ein konkreterer, vollerer 
Grund und Trieb. Der Name „Ver- 
söhnungs“-Bund ist ein (freilich nach 


einer sentimentalen Temperatur und 
einem sachlichen Kurzschluß hin mißB- 
verständliches) Zeichen, in dem die 


nüchterne, kältere und zunächst profane 
Idee des Rechts erhoben wird zu dem 
vollkommeneren, wärmeren, gesinnungs- 
mäßigen und religiös-enthusiastischen 
Ideal, daß alles geschehe in Bruderliebe. 
So habe im Geschichtsbereich Europas 
und im historischen Augenblick der 
christliche Versöhnungsbund, für die 
weitere Ausschau in die weltgeschicht- 
liche Zukünft der R.M.B., beide ihr be- 
gründetes Recht und ihre Notwendigkeit 
für gleiche Aufgaben und oft gemein- 
same Arbeit, klang es zum Schlusse aus. 

Später besuchte uns auf seiner deut- 
schen Vortragsfahrt unser Dr. Wat- 
kins: aus: London vom. Generalsekre- 
tariat der „Fellowship“, mit dem wir zu- 
gleich Oliver Dryer erwartet hatten. Er 
sprach in kleinem Kreise über den „In- 
ternationalen. Versöhnungsbund“. — Er- 
schwerend wirkte, daß sein Englisch ver- 
dolmetscht werden mußte. Klar wurde 
uns bei dem angenehmen, warmen. Vor- 
trag, hier an dem originalen Landsmann 
mehr als an dem Konvertiten H. Becker, 
daß die problemlose, naive Lösung .der 
darin vielleicht ja glücklicheren Angel- 
sachsen unserer nachdenklichen deut- 
schen Art nicht entspricht, daß wir erst 
auf Umwegen, Ab- und Irrwegen oft 
des Durchdenkens zu hoffentlich den- 
selben Zielen kommen müssen. — 

Nach der Reihe dieser Vorträge kehr- 
ten wir mehr auf den Weg der regel- 
mäßigen Zusammenkünfte im lockeren 
studentischen Kreise zurück, besprachen 
Briefe, von den französischen Freunden 
unseres Rundbriefs gesandte Zeitungen 
(Humanite, 
konnten selber einige Broschüren denen 


drüben schicken und eine Zahl franzö- 
sischer- und deutscher Anschriften zur 
persönlichen Korrespondenz auch an 


Temps, . Quotidien) usw., - 


‘ 


Fernstehende vermitteln, wie auch Ar- 
tikel an Zeitschriften, und konnten 
_ unsere Zeitschriften (Eiche usw.) an 
öffentlichen: Orten zur Verfügung stellen. 
Unser Rundbrief passierte, aus der 
Schweiz gereist kommend, Marburg und 
fährt, noch durch einige deutsche Orte, 
nach Frankreich hinein, mit einem Ruck- 
sack teils schwerfälliger Probleme, die 
den praktischen und behenderen Freun- 
den in Straßburg und Paris vielleicht 
eine Nuß sein werden, zugleich aber 
doch ein getreuliches und echtes, unser 
gegenseitiges Kennenlernen förderndes 
Spiegelbild unseres deutschen Wesens. 
Werner Petersmann. 
* 
<= Von Theologie-Studenten der 
Universitäten Bonn, Greifswald, 
- Jena und Tübingen kam folgende 
Kundgebung, die aus Kreisen des 
Versöhnungsbundes ausgegangen ist: 
„Wir bedauern es aufs tiefste, daß 
evangelische Pfarrer und Theologie- 
professoren durch Unterstützung oder 
Förderung nationalistischer Kund- 
gebungen (Deutscher Tage, Stahlhelm- 
- tagungen, Fahnenweihen und dergl.) zur 
Schürung des Klassen-, Rassen- und 
Völkerhasses beitragen. 
Wir stehen im Falle der Not treu zu 
unserem Volke, lehnen es aber ab, uns 
_ für einen Revanchekrieg ‚begeistern zu 
lassen. 

Wir halten es für eine Pflicht der 
christlichen Kirchen Deutschlands, das 
_ eigene Volk zu einer immer erneuten 
 Selbstbesinnung und Gewissenserfor- 
schung anzuhalten. 

4 Eine Kirche, die sich auf das hohe Roß 
5: nationaler Selbstgerechtigkeit setzt, 
trägt zur Verstockung und damit zum 
Verderben des eigenen Volkes bei. 
Wir lehnen alle Versuche, eine deutsch- 
_ gläubige Kirche zu schaffen, entschieden 
er und bekennen uns mit ganzem Herzen 
en der übernationalen Botschaft Christi 
‘vom Kommen des Gottesreiches. 
‚In der opferbereiten Nachfolge Christi 
ehen wir unsere uns von Gott gewiesene 
Aufgabe, der wir uns mit ganzer Hin- 
abe widmen wollen.“ 


Welcher Geist noch zuweilen in der 
deutschen Studentenschaft weht, 
zeigt folgender Vorfall. Unser Greifs- 
walder Versöhnungsbundsmitglied Ott- 
heinrich Burchard, stud. theol., hatte am 
4. August 1924 auf einer Friedenskund- 
gebung der Arbeiterschaft, auf der ein 
Franzose eine Rede hielt, einen unpo- 
litischen Prolog gesprochen. Dieses Auf- 
treten zusammen mit einem Franzosen 
genügte, um den Theologiestudenten 
wegen solcher vaterlandslosen Gesinnung 
aus der mensa academica auszuschließen. 


* 

Mit ı6 Kirchenmännern veröffentlicht 
Pastor Fresenius in Essenheim 
(Mainz) folgenden Aufruf an die 
deutschen Christen: 

„Wir wenden uns mit einem Appell an 
alle, die mit Ernst Christen sein wollen, 
sich darauf zu besinnen, daß das unver- 
fälschte Evangelium des Neuen Testa- 
ments unvereinbar ist mit nationaler 
Selbstverherrlichung, daß es den Zu- 
sammenschluß der Völkerwelt zur Men- 
schengemeinschaft fordert und daß es 
jede Art von Krieg unbedingt verwirft. 
Christen aller Länder, vereinigt euch.“ 

* 


Die Friedensritter. 


Auf Grund erfreulicher Erfahrungen 
bei der Besetzung des Ruhrgebiets von 
christlich-brüderlicher Gemeinschaft mit 
deutscher Jugend hat ein französischer 
Offizier eine „Vereinigung der evange- 
lischen Jugend aller Nationen“, genannt 
„die Friedensritter‘, gegründet, deren 
Aufgabe es ist, alle die in straffer Or- 
ganisation zusammenzuschließen, die sich 
zur Liebe ihres Heilands und ihrer Näch- 


sten sowie ihres Vaterlandes verpflich- - 


ten bei gleichzeitiger energischer Arbeit 
an der Lösung der wirtschaftlichen und 
politischen Probleme. Dabei soll jeder 
ausgesprochen politische Zweck ausge- 
schlossen sein. Durch internationalen 
Briefwechsel und Austausch von For- 
schungsergebnissen soll gegenseitiges 
Verständnis gefördert werden. Alle be- 
kennen sich zum Glauben an die Macht 
der Liebe unter Ablehnung jeder Gewalt 


und. damit selbstverständlich auch des 
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Krieges. — Vom „ Versöhnungsbund“ 
unterscheidet sich die Vereinigung der 
„Friedensritter“ vor allem durch ihre 
ordensmäßige Organisation mit allen 
möglichen Verpflichtungen und die stark 
pietistische Färbung ihrer Religiosität. 


* 


Die Jahreskonferenz des bri- 
tischen Versöhnungsbundes 
fand vom 2. bis 9. September 1924 in 
Caerleon statt. Etwa 90 Mitglieder 
waren zugegen. Das Ziel war, religiös- 
weltanschaulich eine sichere intellek- 
tuelle Begründung für den Friedensweg 
des Lebens zu umreißen. Unter den 
Rednern waren der College-Rektor John 
Oman, Dr. C. I. Cadoux, William E. 
Wilson, Prof. I. E. Davey und andere 
führende Männer des Versöhnungs- 
bundes wie Oliver Dryer, der General- 
sekretär des Internationalen Versöh- 
nungsbundes, und Percy W. Bartlett, der 
Generalsekretär der britischen Bewegung. 
Die gegenwärtigen religiösen Strö- 
mungen, Modernismus, Ethizismus usw., 
wurden kurz besprochen. Hauptsächlich 
erörterte man das Ideal des Lebens, das 
Wesen der religiösen Autorität, den frie- 
denschaffenden (pazifistischen) Charakter 
Gottes, Menschenwege zum Frlangen 
geistiger Hilfe, das Verhältnis des Ver- 
söhnungsbundes zur Kirche und schließ- 
lich die Arbeit, die der Versöhnungsbund 
in Großbritannien und auf dem weiteren 
Arbeitsfeld des europäischen Kontinents 
hat. Ein Konferenzbericht wäre jedoch 
unvollständig, wenn man nicht den Geist 
der Bruderschaft und Einheit erwähnte, 
der die Grundstimmung bildete und die 
ganze Zusammenkunft durchdrang. Viele, 
die zum ersten Mal eine Konferenz des 
Versöhnungsbundes besuchten, erhielten 
von der offnen Art, in der die grund- 
legendsten Fragen des religiösen Glau- 
bens und Arbeitens in einem Geiste 
freundschaftlicher Kritik behandelt wur- 
den, einen tiefen Eindruck. Ganz ver- 
schiedene Meinungen konnten frei er- 
örtert werden, ohne die zugrunde lie- 
gende Harmonie zu stören. 

Zwischen den Reden ‚und dem Bei- 
sammensein zu Aussprache und Andacht 
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gab es Gelegenheiten zur Erholung, die 
von den Konferenzmitgliedern begeistert 
begrüßt wurden. Mit großem Bedauern 
trennte man sich schließlich von einander 
in dem Gefühl, eine volle Woche An- 
regung und wahre Bruderschaft erlebt 
zu haben. 
Margaret Glaisyer. 


* 


Die „Reconciliation“ bringt im 
Oktoberheft 1924 einen Bericht 
über diese Konferenz in Caerleon von 
G. Porteeus. Das Novemberheft 
enthält die auf dieser Konferenz ge- 
haltenen Reden unter dem Gesamttitel 
„Religion und die Not von heute‘. 


* 


Vor 1914 gab .es in Irland keine 
Friedensvereine. Der Versöhnungsbund 
wurde 1915 gegründet, 1916 wurde eine 
Gruppe der Internationalen Frauenliga 
für Frieden und Freiheit ins Leben ge- 
rufen. Während des Bürgerkrieges 
schickten beide Vereine zusammen Ab- 
gesandte an beide Parteien und forderten 
sie dringend auf, den Frieden durch Ver- 
handlungen anzustreben. Sie versuchten, 
der Verherrlichung des Militarismus in 
den Schulen entgegenzuwirken, und 
sammelten beträchtliche Geldmittel für 
das Hilfswerk in Rußland und Deutsch- 
land. 

Ein Völkerbundverein ist dies Jahr auf 
einer Tagung, wo M. Ruyssen sehr an- 
regend sprach, gegründet worden. Bis 
jetzt ist wenig über den Völkerbund ın 
Irland bekannt gewesen. 

* 


Der Versöhnungsbund in 
Frankreich. 


Oliver Dryer und Halvard Lange 
haben eine vierwöchentliche Reise durch 
Frankreich gemacht. Sie besuchten im 
Norden die Industriestädte Boulogne, 
Lille, Roubaix, Henin-Lietard, Sin-le- 
Noble, Bruay, WValenciennes und St. 


Quentin. Im Elsaß besuchten sie Straß- 
Dann 


burg, Mühlhausen und Kolmar. 
reisten sie südwärts nach Lyon und 
verbrachten zuletzt mehr als eine Woche 
in Paris. Sie trafen mit Gruppen 
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von Protestanten, Katholiken, Syndi- 
kalisten, Anarchisten und Studenten zu- 
sammen. In nähere Fühlung traten sie 
vor allem mit Protestanten. Fast überall 
fanden lange und lebhafte Aussprachen 
statt, in deren Mittelpunkt meistens die 
Frage der Militärdienstverweigerung 
stand. Man zeigte sehr oft Verständnis 
für die Haltung des Versöhnungsbundes 
und befand sich mit ihm in geistiger 
Übereinstimmung. Man wird aber sehr 
geduldig daran arbeiten müssen, Men- 
schen zu gewinnen und ihre moralische 
Überzeugung und seelische Kraft zu ver- 
tiefen, ehe dort eine große geschlossene 
Bewegung sein wird. Gegenwärtig gibt 
es drei organisierte Gruppen des Ver- 
söhnungsbundes: in Paris, Lille und 
Straßburg. Eine große Anzahl von 
einzelnen Menschen sind jetzt durch das 
Internationale Nachrichtenblatt mit der 
Bewegung in Berührung gekommen, und 
in verschiedenen Städten werden freie 
Gruppen junger Menschen von Mit- 
gliedern der Bewegung geleitet. 
* 


Die Pariser Gruppe hat sich fol- 
gendermaßen organisiert: ‚Präsident: M. 
Faivret; Vizepräsident: Madame Kap- 
penburg; Sekretär: A. Trocme; Kas- 
sierer: Mile. Pottecher-Arnould; Propa- 
ganda: M. Grillot de Givry; Studen- 
tische Kreise: M. Cooreman; Franzö- 
sisch-deutsche Beziehungen: G. Bronner. 

# Die Adresse des Sekretariats ist: 
- 20 Avenue Viktoria, Paris 1. Man be- 
schloß, folgende Druckschriften heraus- 
zugeben: eine klare Darlegung der re- 
ligiösen Grundlage der Bewegung, eine 
Propagandaschrift über Prinzipien und 
Arbeitsplan der drei Gruppen in Frank- 
reich. M. de Givry wurde mit der Auf- 
gabe betraut, die Gründung neuer Grup- 

_ pen zu versuchen. 
7 Die Straßburger Gruppe (Ad- 
"  resse: 5 Rue Saltzmann, Strasbourg) ist 
infolge des Besuches von Oliver Dryer 
"und Halvard Lange im November neu 
_ aufgelebtt und hat ihre Mitgliederzahl 
vergrößert. Sie veranstaltet gemeinsam 
_ mit der Gruppe „Die junge Republik“ 
studentische Zusammenkünfte mitThemen 
wie: die Psychologie der Nationen, Krieg 


und Christentum, Erziehung zum Frie- 
den u. a. Sie plant auch, folgende prak= 
tische Arbeiten auszuführen: 

ı. Ein Treffen in Straßburg Ende Ja- 
nuar 1925 von zehn deutschen Studenten 
und zehn atıs dem inneren Frankreich. 

2. Ein Treffen im Februar, das von M. 
Rambaud vorbereitet wird, der die Be- 
wegung für die ‚„Französisch-deutsche 
Evangelische Einheit“ im Rheinland ins 
Leben gerufen hat. 

3. Die Aufstellung einer Liste (mit 
kurzen Inhaltsangaben) der besten Bü- 
cher über „Helden des Friedens“. 

4. Die Herausgabe eines Kalenders mit 
Zitaten im Geiste des Versöhnungs- 
bundes. 

* 

Die „Junge Republik“ hatte Sonntag, 
den 30. November eine Zusammenkunft, 
um die Pariser Gruppe zu organisieren: 
Unter den Rednern befanden sich: Mare 
Sangnier, George Hoog, Gabriel Schnei- 
der, Freville, Gabriel Germain und Mau- 
rice Lacroix. Es wurde betont, wie 
dringend nötig junge Menschen seien, 
um künftige Neugestaltungen durch Auf- 
rüttelung des Weltgewissens zuwege zu 
bringen, und wie wichtig es sei, sowohl 
die gefühlsmäßige als auch die intellek- 
tuelle Zustimmung von einzelnen zu ge- 
winnen. Man diskutierte viel über die 
beste Art Propaganda unter Arbeitern, 
Studenten und Schulkindern. 

* 


Antikriegstag 
am 2I. September 1924 
in Belgien. 


Die belgische Arbeiterpartei veran- 
staltete in ganz Belgien gewaltige Frie- 
denskundgebungen. In Brüssel nahmen 
mehr als 20000 Demonstranten an dem 
Umzug teil. Er bewegte sich durch die 
Hauptverkehrsstraßen und umfaßte alle 
politischen Gruppen der „Linken“, die 


“ Syndikalisten, Freidenker, die Jung-So- 


zialisten-Garde, Frauen und Kinder. 
Dem Zug voran wurde ein Banner mit 
der Inschrift getragen: „Das Proletariat 
aller Länder erklärt heute: Haß dem 
Kriege!“ Die Kinder trugen eine Fahne 
mit der erschütternden Inschrift: „Der 
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Krieg mordet unsere Väter und unsere 
Brüder, und-unsere Mütter läßt er des 
Hungers sterben.““ Der Demonstration 
folgte eine große Versammlung, in der 
Isabelle Blume eine aufrüttelnde Rede 
hielt, die mit großem Beifall aufge- 
nommen wurde. In Lüttich nahm die 
Bevölkerung mit Sympathie den Umzug 
auf, an dem alle sozialistischen Organi- 
sationen teilnahmen. Der Vorbeimarsch 
des Zuges dauerte fast eine Stunde und 
bestand aus ungefähr 20000 Menschen, 
darunter besondere Gruppen von Kriegs- 
teilnehmern. In der darauf folgenden 
Versammlung sprach u. a. Lucie Dejar- 
din. In Gent waren es etwa 10000 De- 
monstranten. Die Kriegsteilnehmer ließen 
ihre Fahne von einem römisch-katho- 
lischen Priester segnen. Die Flagge 
stellte auf rotem. Hintergrunde einen 
Soldaten dar, der sein Gewehr zerbricht. 
Ähnliche Kundgebungen fanden in Na- 
mur, Huy, Courtrai, Tournai und Alost 
statt. 


* 


Eine pazifistische Monats- 
schrift, ,„De Zaaier“ (Der Säer) 
wird vn Ward Hermans für die 
Flamen Belgiens herausgegeben. 
Ihre Zwecke sind folgende: 

- a) in der Geheim-Diplomatie den wirk- 
lichen Grund des Krieges nachzu- 
weisen; 

b) Propaganda zu machen für den Ge- 
danken der Verweigerung des Mi- 
litärdienstes aus Gewissensbedenken 
(Ablehnung oder Zivildienstjahr); 

e) den christlichen Geist zu verbreiten, 
der allein den Frieden erhalten 
kann. 

* 


In Innsbruckse Steer sand 
Wels wurden im Herbst 1924 durch 
B. Hoysted, die das österreichische 
Sekretariat des Versöhnungsbundes ver- 
sieht, Friedensversammlungen abge- 
halten, während Wien von Pitter aus 
Prag und Wenzel Holek aus Berlin- 
Ost besucht wurde. 


* 


Tschechoslowakei. 

Die Hoffnungen, die die tätige Teil- 
nahme Dr. Beneschs am Völkerbund ge- 
weckt hat, sind dadurch stark herabge- 
drückt worden, daß dem Lande der Plan 
einer -Verstärkung der militärischen 
Kräfte vorgelegt wurde. Wenn das ge- 
plante Heeresgesetz, das nach Schweizer 
Muster die ganze männliche Bevölkerung 
einberuft, zur Durchführung käme, so 
bedeutete das eine wesentliche Ver- 
größerung des Heeres. In einigen Landes- 
teilen sind sogar obligatorische Schieß- 
übungen in den höheren Schulen ge- 
fordert worden. 

Die in Prag eingerichtete „Zentralstelle 
für Friedensarbeit in Mittel- und Süd- 
europa“ hat nun ihre Arbeit mit H. 
Tutsch als Sekretär begonnen. Es wird 
die Bildung von Diskussionszirkeln ge- 
plant und .die Veranstaltung einer Reihe 
öffentlicher Vortragsabende und _ inter- 
nationaler Musikabende Es sind Be- 
mühungen im Gange, in den Städten 
und Dörfern, wo deutsche und tsche- 
chische Bevölkerung gemischt ist, 
gegenseitiges Verstehen und praktische 
Zusammenarbeit zu erzielen. Eine pa- 
zifistische Zeitschrift „Verbrüderung“ 
wird jetzt von Przemisl Pitter heraus- 
gegeben. Doch die Zensur streicht ihm 
die radikalen Stellen und ruft dadurch 
Erinnerungen wach an die Beschrän- 
kungen öffentlicher Meinungsäußerung 
in den kriegführenden Ländern. 

* 


Der bulgarische Zweig des Ver- 
söhnungsbundes wurde im Juni 1924 in 
Sofia gegründet und ist ein Ergebnis von 
Oliver Dryers Besuch im Frühling. Der 
Sekretär ist M. Glückmann, Asparuh- 


straße 35, Sofia. Im September wurde. 


durch die Bemühungen Bulgakoffs, der 
einst Tolstois Sekretär war, eine Be- 
wegung ins Leben gerufen, die alle fort- 
schrittlichen religiösen und kulturellen 
Elemente zu einer gemeinsamen Reform- 
arbeit vereinigt. Die Übel, die bekämpft 
werden sollen, sind Krieg, Trunksucht, 
Unzucht, ungerechte ökonomische und 
soziale Verhältnisse, Bestechlichkeit in 
Amtsstellungen usw. Die Geschäftsstelle 
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ist in der „Gladstone Press“, rue Glad- 


stone 52, Sofia, wo die kulturelle 
Wochenschrift „Polet“ (Streben), eine 
Mönatsschrift für Kindergarten, das 


evangelische Blatt „Zornitza“ u.a. ver- 
öffentlicht werden. 


* 


Die folgende Botschaft ist von einer 
Gruppe Freier Christen in der Ukraine 
ausgegangen: 

„Wir Bauern und Landwirte der De- 
partements Poltava und Kharkov in der 
Ukraine, die wir viele Meilen fern von 
einander wohnen, aber in der Gesinnung 
der Bruderschaft geeint sind, verfolgen 
mit starker Anteilnahme die immer 
größer werdende Sehnsucht nach Be- 
seitigung des Krieges, welche die ganze 
Welt ergreift, trotz der fieberhaften Rü- 
stungen einzelner Nationen. Warme 
Grüße senden wir unseren Freunden in 
den verschiedenen Ländern, die von dem 
Wunsch beseelt sind, ein Reich der 
Bruderschaft zu errichten und der wahn- 
sinnigen gegenseitigen Vernichtung ihrer 
friedfertigen Brüder ein Ende zu machen. 
Wir halten das Gesetz der Liebe für das 
oberste Gesetz, das unser Leben regiert, 
und erklären deshalb, daß wir unter 
keinerlei Umständen an einem Krieg 
teilnehmen werden, weder direkt noch 
indirekt, weder an einem Krieg zwischen 
Völkern, noch einem solchen zwischen 


Klassen, weder an einem Angriffskrieg, 
‘ noch einem Verteidigungskrieg, und daß 


wir den Militärdienst in unserem Lande 


verweigern werden, da er eine Vor- 


bereitung für den Krieg ist. Einige von 
uns haben viele Jahre im Gefängnis ge- 
sessen, weil sie sich geweigert hatten, 
am Weltkrieg teilzunehmen.“ 
Die Botschaft endet mit einem Auf- 


ruf, alle Kriegsteilnahme zu verweigern, 


der sozialen und wirtschaftlichen Unge- 


rechtigkeit ein Ende zu bereiten und 


enge Verbindung mit Pazifisten aller 


Länder aufrecht zu erhalten. 


* 


Die „World Tomorrow“ widmet 


_ ihr Septemberheft 1924 der Er- 
 ziehungsfrage. Kirchliche Erziehung und 


Selbstdisziplin der Kinder wird ausführ- 
lich behandelt. 

Ein offener Brief der „World Tomor- 
row“ an den Kriegsminister Weeks ist 
besonders zu erwähnen. Letzterer hatte 
für den 12. September 1924 einen Mo- 
bilisationstag für die Vereinigten Staaten 
angeordnet. In dem Briefe heißt es: 

„Bitte, zählen Sie uns nicht mit! Wir 
werden am 12. September keinen Gänse- 
marsch mitmachen. Wir sind mit all dem 
für immer fertig. 

Zehn Jahre sind vergangen, seit Men- 
schen, die da meinten, daß militärische 
Stärke Frieden brächte, die dunkelsten 
Kapitel in der Menschengeschichte schrie- 
ben. Wenn irgend etwas erfahrungs- 
gemäß gelernt werden kann, so steht das 
Eine unverkennbar fest, Rüstungen ... . 
können niemals einer Welt Sicherheit 
geben, deren Freundschaft in Haß und 
Furcht verkehrt worden ist... 

Wir wissen, der Kampf um den Frie- 
den wird langwierig und schwer sein; 
der Krieg ist so sehr durch alte wirt- 
schaftliche und seelische Gewohnheiten 
gefestigt, daß er nicht schnell ausgerottet 
werden kann, Eine dieser Aufgaben darf 
jedoch wie keine vernachlässigt werden, 
das ist, jene Menschen aus dem öffent- 
lichen Leben zu entfernen, die ihren 
Glauben auf den Militarismus setzen.“ 

Das Oktoberheft 1924 ist der 
Regierungsstadt Washington als einem: 
moralischen Problem gewidmet. Der 
erste Aufsatz zeigt, wie die politische 
Korruption seit Bestehen der Vereinigten 
Staaten eine amerikanische Einrichtung 
gewesen ist. Ein anderer Artikel kriti- 
siert das Leben der Regierungskreise in 
der Landeshauptstadt in seiner Bestech- 
lichkeit, Eitelkeit, Geld- und Titelsucht. 


Bemerkenswert ist die Beilage dieses 


Heftes. Hier werden einen Monat vor 
den Wahlen alle pölitischen Parteien, 
acht an der Zahl, gekennzeichnet. Die 
Geschichte einer jeden Partei wird kurz 
umrissen. Das Parteiprogramm wird 
nach der. Kritik anderer Parteien, Eigen- 
lob und. nach grundsätzlichen Dar- 
legungen prozentual zergliedert; aus dem 
Grundsätzlichem werden: wiederum All- 
gemeinheiten und Zweideutigkeiten be- 
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sonders nach Prozentsätzen berechnet. 
Ausführlich wird das Wirtschaftspro- 
gramm nach der Stellung zum Staats- 
eigentum, zu den Arbeitern, Monopolen, 
zur Korruption usw. erläutert. Unter der 
Gesamtüberschrift „Internationale Be- 
ziehungen“ wird nach der Stellung der 
einzelnen Parteien zum Imperialismus, 
zur Einwanderung und zu den Fremden 
gefragt, nach der Stellung zur inter- 
nationalen Organisation (Friedensver- 
trag und Völkerbund), zur Ächtung des 
Krieges, zur Militärdienstpflicht, zur Ab- 
rüstung und nach der Stellung dazu, ob 
man bei Kriegsgefahr eine Volksab- 
stimmung zulassen will. 

Des weiteren folgen Bemerkungen dar- 
über, wieweit bei den einzelnen Parteien 
die bürgerlichen Freiheiten gewährleistet 
sind, wie man zur Landwirtschaft, zur 
Erziehung, zum Alkoholverbot und zur 
Wahlreform steht. Den Schluß der 
Parteicharakteristik bildet eine Beschrei- 
bung des Lebens und der politischen 
Laufbahn des Präsidentschaftskandidaten. 

Das Novemberheft 1924 ist 
Latein-Amerika gewidmet. In unerbitt- 
licher nationaler Selbstkritik wird die 
kapitalistische Durchdringung, der wirt- 
schaftliche Imperialismus der Vereinigten 
Staaten gegenüber ihren südlichen Nach- 
barn gekennzeichnet. Der ‚„Yanqui‘“ in 
Mexiko wird in seinem lediglich auf 
Gelderwerb eingestellten Sinn als 150% 
Amerikaner bezeichnet. 

Mit Gandhi beschäftigt sich das 
Dezemberheft 1924 der „World 
Tomorrow“. John Haynes Holmes gibt 
zunächst einen Überblick über den Werde- 
gang dieses indischen Volkshelden. Mit 
dem Kampf für die Rechte seiner unter- 
drückten Volksgenossen in Südafrika 
nahm 1893 die politische Tätigkeit Gan- 
dhis ihren Anfang. Seit 1914 lebt er in 
Indien der Befreiing seines Volkes. Er 
ist ein geistiger Führer seines Volkes. 
Seine Person hinterläßt keinen beson- 
deren Eindruck, auch als Redner ist er 
durch physische Schwäche gehemmt. 
Sein Einfluß ist der einer Seele, deren 
völlige Reinheit und Hingabe an den 
göttlichen Willen die große Wirkungs- 
kraft entfaltet. 
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Der Seele Gandhis widmet E. Stan- 
ley Jones seine Ausführungen. Bei 
Gandhi vermischt sich Askese und Dienst. 
Hindu- und Christenzüge finden sich bei 
ihm. In seiner Art zu denken und zu 
handeln offenbart sich eine starke Macht. 
So veranschaulicht sein persönliches 
Leben das Kreuz, dessen Bedeutung viele 
Hindus nach den Lehren der Missionare 
nicht verstanden. Das Reich Gottes in 
Indien aufzurichten, ist sein Ziel. 

Kezmie weist auf seine heutige Arbeit 
hin. Obwohl Gandhi durch Krankheit und 
Gefängnis geschwächt ist, sucht er zur 
Zeit die Riesenaufgabe zu bewältigen, 
sein Volk, das vor allem in Hindus und 
Mohammedaner auseinander klafft, zu 
einen. Die Sünden seines Volkes zu 
sühnen, nahm er das Gelübde auf sich, 21 
Tage zu fasten. Und diesem Gelübde 
blieb er treu, als er von vielen Seiten ge- 
beten wurde, seine Gesundheit nieht zu 
gefährden. _Ein Bewußtsein der Pflicht 
und Verantwortung pflanzte er so in sein 
Volk. Der Geist der Duldsamkeit anderem 
Glauben und anderer Gesinnung gegen- 
über nahm in Indien zu. Für den näch- 
sten indischen Nationalkongreß ist 
Gandhi bereits zum Vorsitzenden ge- 
wählt worden. Heute ist sein Einfluß 
größer als je. 

Was Gandhi gegen Ende seiner 
Fastenzeit niederschrieb, gibt einen Ein- 
blick in seine Religiosität. „Heute ist 
der 20. Tag meines Büßens und Betens. 
Aus der Welt des Friedens werde ich 
sogleich eintreten in die Welt des Kamp- 
fes. Je mehr ich daran denke, um so 
hilfloser fühle ich mich. So viele Men- 
schen erwarten von mir, daß ich die po- 
litischen Parteien zusammenbringe. Ich 
weiß, daß ich nichts tun kann. Nur Gott 
kann alles tun. © Gott, mache mich zu 
einem geschickten Werkzeug und ge- 
brauche mich nach Deinem Willen.“ 

Auf die Frage, wie man das Christen- 
tum in Indien heimisch machen könne, 
erwiderte Gandhi: „Vier Dinge würden 
das ermöglichen. 1. Ich würde raten, daß 
all ihr Christen, Missionare und die 
anderen, mehr so wie Jesus Christus zu 
leben anfangen solltet. 2. Ich würde 
raten, daß ihr eure Religion betätigt, ohne 
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sie zu verfälschen oder zu verwässern, 
3. daß ihr die Liebe in den Mittelpunkt 
eures Lebens stellt, denn Liebe ist das 
Zentrale im Christentum. 4. Ihr solltet 
die nicht christlichen Religionen liebe- 
voller studieren, das Gute in ihnen her- 
auszufinden, um euch mit mehr Zu- 
neigung dem Volke nähern zu können.“ 
* 


Die Jahreskonferenz des 
amerikanischen Versöhnungs- 
bundes fand vom 18.—22. September 
1924 in Manhasset, Seaside Park, N.J. 
statt. Die Verhandlungsgegenstände 
waren Imperialismus und Bruderschaft. 
Der Rat des Versöhnungsbundes läßt 
einen Vortrag von Scott Nearing, der die 
praktische Anwendung der Versöhnungs- 
grundsätze auf den Wahlkampf für die 
Präsidentschaft skizziert, drucken und 
empfiehlt seine Anregungen zur Diskus- 
sion. Z. B. soll von den Vereinigten 
Staaten eine Konferenz aller Nationen 
einberufen werden zur Abschaffung des 
Heeres, der Flotte und der Luftstreit- 
kräfte, der Militärpflicht und alles dessen, 
was sonst Zum Militärwesen gehört. Eine 
ähnliche Konferenz solle die Abschaffung 
aller Ein- und Ausfuhrzölle des Paß- 
zwangs und anderer Schranken behan- 
deln, die den freien Verkehr zwischen den 
Völkern verhindern. Das Volk und die 
Regierung der Vereinigten Staaten soll 
die Verwendung der militärischen Kräfte 
des Landes zum Schutz von ins Ausland 
gegebenen Darlehen und Kapitalsanlagen 
amerikanischer Bürger verweigern. Und 
in besonderer Berücksichtigung der 
amerikanischen Verhältnisse soll mit er- 
neutem Nachdruck betont werden, daß 
durch Farbe, Rasse und Religion in 
keinerlei Weise die Menschenrechte ein- 
geschränkt werden dürfen. Das ameri- 
kanische Volk solle seine Vertrauens- 


würdigkeit dadurch beweisen, daß es 
folgende Sicherheiten gäbe: 
1. Die Regierung der Vereinigten 


_ Staaten läßt jedes Flotten- und Rüstungs- 


er 


_ programm beiseite, solange die Verhand- 
E lungen über die Abschaffung des Militärs 
schweben. 
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2. Anstelle der Monroedoktrin tritt eine 


fi freie Vereinigung der Republiken. 


3. Die Flotte wird von Haiti, Santo 
Domingo und von allen anderen aus- 
ländischen Territorien zurückgezogen, die 
jetzt noch von den militärischen Kräften 
der Vereinigten Staaten besetzt sind. 

4. Sofortige und bedingungslose Unab- 
hängigkeit wird den Philippinen gewährt. 

5. Alle Schulden europäischer Staaten 
an die Regierung der V,. St. werden 
annulliert. 


* 


In Indien geht es mit dem inter- 
nationalen Versöhnungsbund vorwärts. 
Gegenwärtig bestehen in Madras, Bom- 
bay, Agra und Vellore Ortsgruppen. Vor 
kurzem haben in Calcutta einige Hindus, 
Mohammedaner und Christen sich da- 
zu entschlossen, eine Gruppe zu bilden. 
Die Gruppen sind wirklich interreligiöse 
Bruderschaften; sie bemühen sich fest- 
zustellen, ob ihre Glieder genug Gemein- 
sames haben, das Grundlage sein kann für 
eine Gemeinschaft im gegenseitigen Ge- 
dankenaustausch. Von den Problemen, 
die einige dieser Gruppen beschäftigen, 
erwähnen wir folgende: Die indische 
Frage in Süd- und Ostafrika; Brah- 
minische Sitten und Gebräuche Die 
Gruppe in Bombay veranstaltete während 
des Sommers einen Studienkreis über 
Arbeiterfragen, in dem folgende Themen 
behandelt wurden: Das Entstehen der 
Arbeiterfrage, die internationale Organi- 
sation der Arbeit, Abwanderung in- 
discher Arbeitskräfte ins Ausland und 
Auswanderungsprobleme. Eine regel- 
mäßige Form nimmt das Bruderschafts- 
leben in den Versammlungen am Wochen- 
ende an. In ihnen übt man sich in der 
Gemeinschaft des Schweigens und ge- 
winnt dadurch eine Atmosphäre guten 
Willens, die die Besprechung der 
brennenden Fragen möglich macht, die 
Indien gegenwärtig zerreißen. („Das 
Wesentliche‘, schreibt ein Korrespon- 
dent, „ist, daß man seine Religion nicht 
mit dem Hut an der Tür läßt, sondern 
sie mit hineinnimmt“.) Die Gruppe in 
Madras veröffentlicht ein kleines eigenes 
Blatt, Herausgeber A. A. Paul, Scaibac, 
Miller Road Kilpauk, Madras. 


* 
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Aus verwandten Bewegungen. 


Bezirkskonferenz der 
Freunde des Quäkertums 
in Berlin. 


Am ıı. und ı2. Oktober 1924 fand in 
Berlin eine Tagung der ostdeutschen 
Freunde des Quäkertums statt, die von 
Freunden aus Berlin, Breslau, Dresden, 
Glauchau, Guben, Hamburg, Königstein, 
Magdeburg, Riesa-Gröba, Rostock und 
Stettin besucht war. Um den einzelnen 
Teilnehmern zunächst Gelegenheit zu 
näherem Kennenlernen und gegenseitiger 
Fühlungnahme zu geben, fanden sich 
die Freunde am Nachmittag des ersten 
Tages in den Räumen der Berliner 
Quäkerzentrale zu einem Tee zusammen, 
was wesentlich dazu beitrug, das Ge- 
fühl der Gemeinschaft zu stärken. Bald 
war auch eine rege persönliche Fühlung- 
nahme vorhanden, die eine Tagung neben 
den Vorträgen und sonstigen Anre- 
gungen immer besonders wertvoll 
macht; wirkt doch das gegenseitige Er- 
fühlen und Erkennen, die iniere Berüh- 
rung von Mensch zu Mensch oft stärker 
und befruchtender als der beste Vortrag. 

Am Abend fanden in der Aula des 
französischen Gymnasiums, Reichstags- 
ufer 6, zwei öffentliche Vorträge statt, 
die gut besucht waren. Zuerst sprach 
Dr. Hans Simons über den europäischen 
Frieden. Der Vortragende wies zunächst 
darauf hin, daß sich die Ansicht über 
den Krieg geändert habe. Früher wurde 
er als ein Zustand außerhalb des Rechtes 
betrachtet: „Die Waffen sind das letzte 
Argument der Könige“; jetzt versuchen 
die Menschen ihn in die. moralische 
Rechtsordnung einzufügen, und da sie 
ihn als Schuld zu empfinden beginnen, 
irgendwie zu rechtfertigen. Nach dem 
Weltkriege hielten die Sieger es daher 
für notwendig, die Kriegsschuldfrage zu 
ordnen und ihre eigene Rechtfertigung 
zu dokumentieren. Gegenüber der frühe- 
ren Auffassung sei es ein unbedingter 
Fortschritt, daß jetzt in der Welt schon 
ein Unterschied gemacht werde zwischen 
einem gerechten und einem ungerechten 
Kriege, wie dies in der Völkerbund- 
satzung seinen Ausdruck gefunden hat. 
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Ein Staat darf danach erst zu den 
Waffen greifen, wenn bestimmte Ver- 
suche, Frieden zu erlangen, gescheitert 
sind und wenn sein Recht auf Anwen- 
dung von Gewalt anerkannt ist. Das 
Genfer Protokoll geht sogar so weit, daß 
der Krieg überhaupt nicht mehr zu 
rechtfertigen sei, außer als ein Krieg der 
Gesamtheit gegen einen einzelnen, den 
Rechtsbrecher, oder eines einzelnen, der 
im Auftrage der Gesamtheit gegen diesen 
einzelnen einschreitet. Jeder Angriffs- 
krieg wird als ein Verbrechen bezeichnet. 
Bei all diesem Fortschritt dürfen sich 
aber gerade die pazifistischen‘ Kreise 
nicht den Mängeln verschließen, die die 
jetzt erreichte Ordnung der Dinge auf- 
weist. Der Hauptmangel des Völker- 
bundes bestehe darin, daß er eine unvoll- 
kommene und ungerechte Machtvertei- 
lung ordnet und schützt. Die Völker- 
bundssatzung nebst Schiedsgericht bei 
Streitigkeiten und Genfer Protokoll 
stellen z. T. doch den Versuch dar, einen 
Zustand zu befestigen, der sich erst 
durch den Krieg herausgebildet hat. 
Vor dem Weltkriege gab es kleine: und 
große, aber gleichberechtigte Staaten, 
heute aber gibt es Machtstaaten auf der 
einen Seite, und kleine Staaten, die von 
diesen abhängig sind, auf der anderen 
Seite. Der steten Gefahr, die den Macht- 
staaten durch die anderen erwächst, ver- 
suchen sie dadurch zu begegnen, daß sie 
jedem Versuch der kleinen Staaten, sich 
einen Teil ihres Rechts zu verschaffen, 
durch eine möglichst sorgfältige Frie- 
densordnung vorbeugen. Dies sei die ge- 
fährlichste Seite des Völkerbundes in 
seiner jetzigen Form. Er läßt vorerst 
keinen Weg frei zu einer besseren, höhe- 
ren Ordnung als der bestehenden. Es 
sei jetzt die große Gefahr vorhanden, 
daß auch der, welcher sein ewiges Recht 
sucht, welches bisher vielleicht 
nicht seine Verwirklichung gefunden hat, 
zum Angreifer gestempelt wird. Wenn 
also z.B. die Inder ihr Selbstbestim- 
mungsrecht fordern, wenn in einer spä- 
teren Zeit einmal die „Völker minderen 
Wertes“, die „Farbigen“, eine Betätigung 
ihres eigenen Rechts verlangen, so sind 
sie Angreifer. 


noch 


Mit dem Sachverstän- 
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ob diese Wahrheiten, 
 Quäkertum einen- Ausdruck geschaffen 
- haben, 
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digen-Gutachten werden bestehende 
Machtverhältnisse ausgenützt, um dem 
einen zu geben, was die anderen schaffen 
müssen, und um die internationale Vor- 
herrschaft von ein paar Staaten zu 
sichern. — Was bleibe zu tun? Hinein 
in den Völkerbund und versuchen, in- 
wieweit man ihn ändern kann! Wenn 
die Kräfte im Gleichgewicht sind, kann 
auch der Sechsundfünfzigste etwas atıs- 
richten. Das sittliche Bekenntnis eines 
einzelnen gegenüber einer Menge kann 
ausschlaggebend sein für die Verwirk- 
lichung eines höheren Ideals. Es ist aber 
notwendig, daß die öffentliche Meinung 
unabhängig wird von der Presse und der 
jetzt bestehenden Machtverteilung. Die 
Menschen müssen glauben lernen an eine 
Welt, in der man sich gegenseitig vergibt, 
in der ein moralisches Recht herrscht, sie 
müssen lernen, sich nur von dem Gött- 
lichen leiten zu lassen, das in ihnen ist. 

An diesen wertvollen Vortrag schloß 
sich nach kurzer Pause der andere von 
Heinrich Becker an über „Aufgaben und 
Ziele des Quäkertums in Deutschland“: 

Freund Becker zeichnete uns zu- 
nächst das Lebensbild von George Fox 
in den markantesten Zügen und wies auf 
die drei großen Erkenntnisse von Fox 
hin, die diesem aus innerem Erleben neu 
aufgegangen waren: Man muß die 
Wahrheit selbst suchen, man kann die 
Wahrheit in sich selbst finden, und diese 
Wahrheit ist die Liebe. Wenn wir vom 
Quäkertum in Deutschland sprechen, so 
komme es darauf an, daß wir erkennen, 
die sich im 


auch die zentralen Wahrheiten 
unseres Lebens sind. Die Quäker kamen 
zu uns in einer Zeit, wo wir am Wende- 


punkt der Geschichte standen, und halfen 


Tausenden, ohne danach zu fragen, wel- 


cher Gesinnung diese Menschen waren. 
Sie brachten uns die praktische Botschaft 
von Fox, daß die sittlichen Kräfte ins 
. öffentliche Leben hineingetragen werden 


_ müssen. Wir müssen uns‘ von den 
alten Illusionen freimachen, denn ge- 


Ende: mit der Religion verbinden sich 
‚die 


Täuschungen. 
son- 


verhängnisvollsten 
Religion sei nichts Gedankliches, 


dern Gewißheit, innere Erfahrung. Da- 
nach müssen wir streben, daß unser 
Glaube die innere Seite der Verwirk- 
lichung und diese die äußere Seite der 
inneren Erfahrung sei. 

Am Vormittag des nächsten Tages 
sammelten wir uns zu einer stillen An- 
dacht, die uns zu tiefem gemeinsamen 
Erleben führte. Am Nachmittag sprach 
Gerhard Hildebrand zu uns über ‘die 
Fragen der Lebensreform. Er ging da- 
von aus, daß die Entwicklung der 
Lebensverhältnisse die Menschen in den 
Kulturstaaten immer mehr abgeführt 
habe vom Wege zum Reiche Gottes, 
von der Harmonie mit Natur und Un- 
endlichkeit. Die ganze Organisation 
unseres heutigen Wirtschaftslebens führe 
dazu, daß der Erwerbstrieb immer mehr 
übersteigert werde. Dabei entstehe nicht 
nur die Hast und Hetze nach immer 
größerer quantitativer und qualitativer 
Leistung, sondern es bilde sich auch die 
Notwendigkeit ' „heraus“, überflüssige 
Dinge zu produzieren und auf den Markt 
zu bringen. Zwei Drittel unserer ge- 
samten Produktion sei nicht darauf ge- 
richtet, verständige Bedürfnisse zu be- 
friedigen, sondern neue Bedürfnisse zu 
schaffen. Diese gefährliche Entwicklung 
habe die Menschen fühlen lassen, daß 
unsere Kultur krank ist und sozialer Re- 
form bedarf. Hierbei müssen wir aber 
in erster Linie bedenken, daß die Neu- 
gestaltung der Lebenshaltung der sicht- 
bare Ausdruck einer inneren Gesinnung 
sein muß. Wir sollten daher unser Emp- 
finden verfeinern und eine völlige Har- 
monie des inneren und äußeren Lebens 
erstreben.. Wir müssen unser Urteil 
schärfen für das, was das Leben er- 
leichttert und der Mensch wirklich 
braucht, um sich wohl zu fühlen, und 
das, was überflüssig und schädlich ist. 
Ein solcher Lebensstil stellt uns mehr 
zufrieden als die Erwerbssucht und Ge- 
nußgier, die sich Zivilisation : nennt. 
Dies haben auch frühzeitig die Quäker 
erkannt; ihre Lebenshaltung war daher 
einfach und naturgemäß. Nach dieser 
Richtung sind auch aus unserer Zeit 
heraus zahlreiche Bestrebungen im Wer- 
den: die Abstinenz, der Vegetarismus, 
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die Naturheilkunde, die Kleiderreform. 
Alle diese dürfen sich aber nicht nur auf 
das AÄußerliche beschränken, sondern 
müssen — wie beim Quäkertum— von 
dem getragen werden, was das eigent- 
lich Schöpferische ist: von dem reli- 
ziösen Leben. 

Hieran schloß sich eine sehr lebhafte 
Aussprache, die zeigte, wie stark die 
Fragen der äußeren Lebenshaltung und 
der damit verknüpften sozialen Reform 
die einzelnen beschäftigte, insbesondere 
wurde nach einer Lösung gesucht, die 
zu einer Besserung der unzureichenden 
Lebensverhältnisse des Proletariats 
führen könnte. Nach kurzer Pause 
folgte der Vortrag von Arthur Wegner 
über Fragen der Strafrechts- und Straf- 
vollzugsreform. 

Der Vortragende wies zunächst dar- 
auf hin, daß die Menschen in den Ge- 
fängnissen sehr verschiedener Art sind. 
Vielfach sind es solche, die eigentlich 
nicht dahin gehören, die nur durch die 
heutigen sozialen Zustände dahin ge- 
kommen sind. Dann gibt es Gefangene, 
die nicht wortkarg und verschlossen 
sind, die einen mit einem Schwall von 
Bekenntnissen überschütten. Diese 
Menschen sind am meisten gefährdet, 
sie sind vielfach Psychopathen. Weniger 
häufig trifft man verschlossene Men- 
schen, und doch sind sie es gerade, bei 
denen wir am ehesten hoffen dürfen, 
etwas. zu erreichen. Seitdem der pro- 
gressive Strafvollzug eingeführt worden 
ist, können die Menschen von „draußen“ 
viel mehr für Strafgefangene tun. Wir 
können Schutzaufsichten übernehmen 
und die vom Gesetz geforderten FEr- 
mittelungen machen; damit eng ver- 
bunden ist die Schaffung einer Organi- 
sation für entlassene Gefangene. Sodann 
käme in Frage, sich für eine bessere 
Auswahl und Ausbildung der Gefäng- 
nisbeamten einzusetzen. Die Abschaf- 
fung des Zuchthauses und der Ehren- 
strafen müsse gefordert werden, denn 
die Menschen sollen nicht das Gefühl 
erhalten, daß hier etwas gesühnt werde, 
sondern daß sie hier eine Zeitlang blei- 
ben müssen, bis sie innerlich genug ge- 
festigt sind. Diese Zeit habe aber nichts 
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Entehrendes für sie. Es müsse eine At- 
mosphäre der Gemeinschaft und Kame- 
radschaft geschaffen werden; Belohnung 
könne darin bestehen, daß diejenigen, 
die sich in der Gemeinschaft als zuver- 
lässig erwiesen haben, allmählich Ver- 
trauensstellungen bekommen. Die Mittel 
der Verbrechensbekämpfung sind noch 
recht primitiv. Das Interesse der Öffent- 
lichkeit an diesen Dingen geht nicht 
über die Lust an Sensationellem hinaus. 
Nur wenn man sich ernsthaft um diese 
Dinge kümmert, . wie es Pflicht eines 
jeden Gemeinschaftsmenschen sein müßte, 
können wir hoffen, eine Besserung darin 
zu erzielen. Es darf nicht sein, daß, wie 
es jetzt geschehen ist, eine neue Straf- 
prozeßordnung herauskommt, ohne daß 
die Öffentlichkeit darum weiß. Wir 
dürfen uns nicht vor diesen Dingen zu- 
rückziehen, sondern müssen praktisch 
und nüchtern daran mithelfen. 

Auch hieran schloß sich eine recht 
rege Diskussion, in der besonders die 
Ausführungen der Freunde aus Glau- 
chau und Breslau tiefen Eindruck mach- 
ten. Im ersteren Falle handelte es sich 
um die Zerstörung einer Fürsorgearbeit 
durch das Dazwischentreten der staat- 
lichen Organe, im letzteren Falle um die 
menschenfreundlichen Bemühungen eines 
Freundes, der während des Krieges als 
Gefängnisbeamter tätig war und hierbei 
in .tief innerliche Beziehungen zu den 
Strafgefangenen treten konnte, aber 
dann ebenfalls durch das Eingreifen der 
Behörde seine Tätigkeit zum Bedauern 
seines unmittelbaren Vorgesetzten auf- 
geben mußte. 

Die Tagung klang aus mit einer ge- 
meinsamen Besinnung auf die zentralen 
Lebenskräfte, die auch im Quäkertum 
einen Ausdruck gefunden haben. Als 
Leitmotiv diente uns die Frage: Was ist 
uns Jesus?, worüber der Erstatter dieses 
Berichts einleitende Worte sprach. Die 
sich daran anschließende Aussprache 
zeigte uns klar, wie Jesus aus einer 
wunderbaren Kraft lebte und diese Kraft 
das Leben ist. Dieses Leben in seinen 
Quellen aufzusuchen und uns ihm ganz 
zu erschließen, muß unser Bestreben sein. 
Dann wird sich in uns der lebendige 


‘ 


Christus offenbaren mit 
staltenden Kraft. 


seiner tmge- 
K. Käske. 


* 


Eine Kundgebung der jungen 
Quäker*) 

„Eine Gruppe junger Quäker, ver- 
sammelt als Teil der Generalkonferenz 
der Quäker in Ocean City, N.]J., sendet 
einen herzlichen Gruß den Jugendlichen 
aller Länder. — Auch ihr, wir wissen 
es, steht vor Problemen, die euch nieder- 
zudrücken scheinen. Das Rassen- und 
Klassen-Vorurteil, die Gier, die Furcht, 
das Mißtrauen unter den einzelnen Na- 
tionen, beunruhigt uns außerordentlich. 
Wir suchen zusammen nach Licht. — 
Die Gedanken und der Wille zum Leben 
kennen keine geographischen Grenzen. 
Der Geist unserer Jugend reicht durch 
die Weite zu euch, um denselben Geist 
in euch zu treffen. Wir bejammern den 
Plan eines Probemobilmachungstages 
für den 12. September in unserm Lande; 
mögen ihn andere Völker als Drohung 
gegen den Weltfrieden ansehen. Aber 
trotz dieser scheinbaren Hindernisse, die 
hervorgerufen werden durch Behörden 
oder durch den alten Kriegsgeist, setzen 
wir unser Vertrauen auf die höchste 
Lebenskraft und stemmen uns gegen die 
Mitwirkung. Wir wissen, daß viele von 


_ euch sich demselben Ziele zugewandt 


haben und vertrauen auf euch. — Wir 
senden euch diese Botschaft, auf daß 
euer Vertrauen auf uns gestärkt werden 
möge und ein tieferes Band innerhalb 


“unserer Bruderschaft uns alle leite“ 


& lings-Dörfer 
 Refugee Village Cooperative Association), 


Rachel Conrad Jones, 
J. Howard Marshall. 


* 


Mazedonien. 


Genossenschaft der Flücht- 
Saloniki (The 


per Adr. American Farm School, ist die 


23 


*) Die Adresse des Büros ist: Young 


E Friends’ Committee for Peace, 154 North 


ı5th Street, Philadelphia, Pa., U.S.A. 


Organisation, durch welche die Gesell- 
schaft der Freunde im nahen Osten Hilfe 
bringt. Es ist eine Gesellschaft von 
nicht-konfessionellen und nicht-poli- 
tischen Mitgliedern, Die meisten sind 
Griechen, wenige Engländer und Ameri- 
kaner. Ihre Ziele sind: 


1. Malaria und andere Krankheiten in 
den Dörfern zu bekämpfen und für 
Reinlichkeit und Gesundheit zu sor- 
gen; 

. jedem Dorf zu reinem und aus- 
reichendem Wasser zu verhelfen; 

3. bedürftigen Dörfern Saatgut zu 

leihen; 

4. die Dorfschulen in jeder Weise zu 
unterstützen; 

5. den Siedlern bei dem Einkauf von 
Saatgut, Kleidern und Lebensmit- 
teln zu helfen; 

6. den Geist der Brüderlichkeit und 
Gemeinschaft in den Dörfern zu 
stärken. 


Die R.V.C.A. hat Ausgabestellen auf 
dem Gelände der Amerikanischen Farmer- 
Schule und in sechs Dörfern von Chal- 
cidice..- Sie beschäftigt drei Ärzte und 
vier Assistenten, welche 46 Dörfer 
wöchentlich besuchen. Die Mitglieder 
zahlen den Ärzten nur kleine Honorare 
und erhalten die Medizinen zum Selbst- 
kostenpreis. Die Dörfer bebauen Ge- 
meindefelder, aus deren Erträgen die 
Kosten der Medizinen gedeckt werden. 
Die R.V.C.A. hat in den letzten zwei 
Jahren für 400000 Drachmen (32 000 
Gold-Mark) Saatgut an neu ange- 
kommene Flüchtlinge ausgeliehen und 
hat in den Dörfern von Chalcidice große 
Mengen von Kleidern, Lebensmitteln und 
Milch verteilt. Sie arbeitet in enger Ge- 
meinschaft mit dem Völkerbund und den 
Ministerien für Kolonisation und Hy- 
giene. In gewissen Grenzen ist auch fi- 
nanzielle Unterstützung gegeben worden, 
aber die R. V.C. A. bezweckt, sobald wie 
möglich selbsterhaltend zu werden. Wenn 
die Bauern nur verständige Gemein- 
schaftsarbeit leisten, kann sie ihnen dazu 
verhelfen, aus Chalcidice einen blühenden 
Garten in Griechenland zu schaffen. 


D 
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Die Kolpiner Landwirt- 
schaftsschule nebst moder- 
nem Waisenhaus ist von der 
englisch-amerikanischen Quäkermission 
ungefähr ı8 Meilen südlich Brest-Litowsk 
errichtet worden. In einem Betrieb von 
2000 Acker bestellbaren Landes und 100 
Acker Wald werden 34 Kriegswaisen in 
Land- und Hauswirtschaft ausgebildet. 
Einige der Kinder sind jahrelang als 
Flüchtlinge mit ihren Familien umher- 
gezogen, haben ihre Eltern verloren und 
haben allein oder als Beschützer. ihrer 
noch jüngeren Geschwister versucht, den 
Weg nach ihrer zerstörten Heimat zu- 
rückzufinden. . Die Lebensgeschichten 
dieser Knaben und Mädchen, die sie 
selbst niedergeschrieben haben, sprechen 
beredter als irgendein offizieller Bericht 
von der Verwüstung und dem Elend, das 
der Krieg verursacht. Die Kinder sind 
wie die meisten polnischen Bauern Eigen- 
tümer von Landparzellen. Man beab- 
sichtigt, die Kinder nach ihrer Aus- 
bildung auf ihrem eigenen Land anzu- 
siedeln, indem man ihnen zum Anfang 
mit: Saatgetreide und Kapital aushilft. 
Geld wird benötigt. Näheres durch 
Friends C. I. S., Devonshire House, 136 
Bishopsgate, London E. C. 2. 


* 


Freizeit des Evangelischen 

Preßverbandes über Fragen 

evangelischer Volksbildung 
in Hermannsburg 
(26.—29. Oktober 1924). 


Es waren nur zur Hälfte offizielle 
Vertreter des Preßverbandes, im übrigen 
die Referenten und ein paar Leute aus 
der Volkshochschule, die in der Her- 
mannsburger Volkshochschule zusammen- 
kamen, um über die Fragen evange- 


lischer Volksbildung nachzudenken. So’ 


verschieden die Themen waren und die 
Menschen, die darüber sprachen, so war 
doch die tiefe Gemeinsamkeit in letzten 
Zielsetzungen da, die sich langsam unter 
den :Menschen guten Willens anbahnt. 
Sie wird nicht gesucht, diese Gemein- 
samkeit, sie ist einfach da oder nicht da. 
Das Verbindende in Hermannsburg war 
der religiöse Radikalismus, mit dem man 
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an die Dinge heranging, jener Radikalis- 
mus, der der Feind des Kulturprotestan- 
tismus ist. Zu Ergebnissen kam man 
nicht, nicht einmal zu Resolutienen. Für 
die Radikalen unter den Teilnehmern ist 
Hermannsburg ein Losungswort. 

H. Pflug. 


* 


Das Hermannsburger Volks- 
hochschulwerk ist im Aufblühen 
begriffen. Die Zahl der eingehenden 
Teilnehmermeldungen war so groß, daß 
zwei weitere Kurse in Springe und 
Rotenburg (Lutherstift) eingerichtet 
werden mußten. Die Cadenberger Volks- 
hochschule wird ihren Sitz in Steinberg 
haben, Alle Unterabteilungen sollen 
ihren Abschluß in einem Oberkursus in 
Hermannsburg finden, wo die bisherige 
Unterstufe jedoch nach wie vor be- 
stehen bleibt. 

* 


Schulheim Habertshof. 


Das Schulheim Habertshof ist ein 
Glied der Siedlung Habertshof bei 
Schlüchtern. Die Siedlung wurde vor 
5% Jahren aus der deutschen Jugend- 
bewegung heraus geschaffen und steht 
in gemeinschaftlichem (sozialistischen) 
Betrieb auf evangelischer Grundlage. 

Das Schulheim gibt im Sinne moder- 
ner Volkshochschulen jungen Männern 
Gelegenheit zur geistigen Ausbildung. 
Geistige Ausbildung bedeutet nicht 
vielerlei Wissenskram, sondern die: Be- 
sinnung auf die Grundkräfte 'mensch- 
lichen Lebens und die Erfassung eigener 
Bestimmung im Lichte der Ewigkeit. In 
schlichtem, lebensnahem Unterricht will 


die Schule Verständnis für den Sinn 


alles Menschenlebens wecken und Weg- 
weiser zu Christus hin sein. 
Nicht durch verstandesmäßigen Un- 


terricht allein will die Schule arbeiten, 
sondern eine wahrhaftige Lebensschule 


sein. Das ist ja der Sinn der Volks- 
hochschulheime gegenüber dem 


- städtischen Volkshochschulwesen. _ Der 
Teilnehmer eines Kurses tritt für ein. 


Vierteljahr nicht nur in die Hausge- 


meinschaft, sondern zugleich ein Stück 


f 


weit ın die Siedlungsgemeinde ein. Mit 
dieser verbindet ihn vor allem die prak- 

‚tische Arbeit, die er täglich vier Stun- 
den lang leistet. Diese Arbeit darf nicht 
im Sinne von Spiel und Sport getan 
werden, sondern bedeutet ein Einsetzen 
der vollen Kraft für das Werk. Sie ist 
keine Lohnarbeit, die erst durch die Be- 
zahlung mit der Person des Arbeitenden 
innerlich verbunden ist, sondern es sei 
Werk, das um seiner eigenen Notwen- 
digkeit willen gern getan wird. 

Im Heim waltet Familiengeist: neben 
das Denken des Unterrichtes trete das 
Gemüt. Spielabende und gemeinsame 
Wanderungen werden veranstaltet. Eine 

“ Hausandacht verbindet Sonntags die 
“ Glieder des Hauses und der Siedlung 
regelmäßig. Die tiefste Verbindung, die 
— gesucht wird, ist die Verbindung von 
Menschen, die sich im selben Zeichen 
Christi zur Gemeinde gerufen wissen. 

Der nächste Kurs beginnt am 2. März 
und dauert bis zum 30. Mai 1925. An- 
meldungen mit Angabe von Alter und 
Beruf sind sofort zu richten an Emil 

- Blum, Schulheim Habertshof, Elm bei 
Schlüchtern. 
Programm des Frühjahrskurses 
2. März bis 30. Mai 1925. 


Kurse. 
Gerhard Meyer: Das mo- 
—_ derne Wirtschaftsleben. 
 Wirtschaftsgeschichte — Landwirt- 


schaft — Industrie und Handel — Öko- 
- nomische Probleme — Sozialpolitische 
Probleme — Kulturelle Bedeutung des 
gegenwärtigen Systems — Kritiker des 
Systems — Möglichkeiten zur Weiter- 
bildung und Überwindung der heutigen 
Wirtschaft — Die Bedeutung des mo- 
dernen Kapitalismus im Gesamtschick- 
'sal der abendländischen Menschheit. 
Emil Blum: Einführung ins 
Christentum. 

Das Gewissen — Offenbarung in Je- 
‘sus Christus — Die Überwindung des 
‚Gesetzes — Der Bußruf und die Ver- 
kündigung vom Reich Gottes — Mam- 
on — Richtet nicht! — Gemeinschaft 
nd Gemeinschaften im Lichte des 
‚vangeliums — Religion und Kirche — 


Schwert und Kreuz — Der Kreuzestod 
Jesu — Die Gemeinde. 

Der Kursus wird durch einen Be- 
gleitkurs ergänzt, der durch Bilder 
aus dem religiösen Leben“ der Vergan- 
genheit den Hauptkurs veranschaulichen 
hilft. 

Franziskus — Luther und Reforma- 
tion — Bauernkrieg — Quäker — Kierke- 
gaard — Blumhardt, Vater und Sohn — 
Die religiös-soziale Bewegung — Das 
christliche Moment der deutschen Ju- 
gendbewegung. 

Heinrich Schultheis: 
Wahrheit und Irrtum in 
dernen Zeitströmungen, 

Naturalismus — Moralismus — Indi- 
vidualismus — Sozialismus — Ästheti- 
zismus — Nationalismus — Anthropo- 
sophie. 

Im Laufe des Monats April wird ein 
Gastkurs für die Dauer von zwei 
Wochen stattfinden, der durch Spiel 
und Vortrag in den Geist bedeutender 
Meistermusik einführen wird. 

Übliche Tageseinteilung. 

7-9 Uhr: Stille Lektüre nach An- 
leitung zur Vorbereitung und Verar- 
beitung der Kurse. 

%10—%12 Uhr: 
sprechung. 

2—%7 Uhr: Praktische 
Haus, Garten ünd Feld. 


mo- 


Vortrag und Be- 


Arbeit in 


Kosten. 


Das Kursgeld beträgt für das Viertel- 
jahr 50o Mark. Im Bedarfsfalle wird 
auf Antrag das Schulgeld auf 30 Mark 
ermäßigt. Die Summe ist bei Beginn 
des Kurses zu entrichten. 

Die Teilnehmer erhalten volle (veget.) 
Kost mitsamt den Zwischenmahlzeiten. 
Die Leibwäshe wird gewaschen und ge- 
flikt. Für sonstige Auslagen (Brief- 
marken, Ärztekosten und dergleichen) 
haben die Besucher des Heimes selbst 
aufzukommen. 


Mitzubringen sind sämtliche 
Decken, Hausschuhe, solide Arbeits- 
schuhe, ein Arbeitsanzug. Die Leib- 


wäsche muß mit vollem Namen gekenn- 
zeichnet sein. Der Anmeldung ist ein 
ärztliches Zeugnis beizulegen.E. Blum, 
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Die Internationale Volks- 
hochschule in Helsingör, 
Dänemark, begann ihr Wintersemester 


am 3. November 1924. Außer Vorlesungen 
über Geschichte, Soziologie, Literatur 
und neuere Sprachen usw. findet ein 
Kursus über gemeinwirtschaftliche Be- 
strebungen statt, wobei gleichzeitig die 
Methoden dänischer Landwirtschaft 
praktisch erprobt werden. Die Volks- 
hochschule ist aufgebaut auf einer Guts- 
wirtschaft, an deren Arbeiten sich jeder 
Student zwei oder drei Stunden täglich 
beteiligt. Die Schule strebt danach, die 
Grundsätze des Christentums auf das 
persönliche, soziale und internationale 
Leben anzuwenden. Während des 
Sommersemesters befanden sich unter 
den Lehrern drei Mitglieder des 
Versöhnungsbundes: Frau Svelmoe- 
Thomsen, W. H. Marwick und Fred 
Meshford. Von den Studenten des letzten 
Sommersemesters kamen 52 von Eng- 
land, Deutschland, Schweden und Nor- 
wegen. Die Schranken von Klassen 
und Nationalitäten fielen in einer At- 
mosphäre brüderlicher Gesinnung, und 
eine Lebenskultur wurde offenbar, die 


mehr auf Weckung schöpferischer 
Kräfte hinzielt als auf Stärkung der 
Aufnahmefähigkeiten. 

* 


Sechste Tagung der Gesell- 
schaft für freie Philosophie 
ins Diaenischardt: 


Die diesjährige Tagung der Gesell- 
schaft für freie Philosophie fand vom 
14.—19. September in Darmstadt statt 
und begann mit einem Begrüßungsabend 
im Hotel zur Traube in Gegenwart des 
Ehrenvorsitzenden, des Großherzogs von 
Hessen, und seiner Gemahlin. Am fol- 
genden Morgen eröffnete der Vorsitzende, 
Graf Hardenberg, die Tagung und 
bewillkommnete mit warmen Worten 
die überaus zahlreich erschienenen Mit- 
glieder und Freunde. Er berichtete von 
der dauernden Zunahme der Mitglieder- 
zahl (jetzt über 1100), was ein Zeichen 
sei für das stetige Wachsen des In- 
teresses an der „Schule der Weisheit“, 
und von dem regen Lebensaustausch 
zwischen den „Geistig Verbundenen“. 
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Nach ihm begann Graf Hermann 
Keyserling die Reihe der Vorträge. 
Er betonte wiederum die Gleichberech- 
tigung eines jeden Standpunktes, sofern 
er aus persönlichstem Wesen und Er- 
leben stammt, und sofern er klar und 
rein dargestellt wird. Ein Sich-Selbst- 
Darstellen fordert er von jedem der 
Vortragenden. Selbst ganz von Musik 
erfüllt und durch die Musik sein Bestes, 
sein Wesen, viel mehr wie in Worten 
offenbarend, spricht er wiederum von 
einem Orchester, dessen Einzelstimmen 
klar und rein erklingen sollen und in 
ihrer Eigenart erklingen müssen, damit 
das Ganze vollendet dargestellt werde: 
Einklang im Zusammenklang. — Das 
Grundthema ist diesesmal „Werden 
und Vergehen“. Die Ehrfurcht vor 
dem Sosein des anderen sollte die 
Grundbedingung aller Lebenskunst 
und der Weisheit letzter Schluß sein. 
Musik ist Sinnbild des Lebens. Beider 
Wesen ist ein Werden und Vergehen in 
der Zeit — ein Auf und Ab — ein 
Wiederanklingen: Die Harmonien wir- 
ken lediglich durch die vorangehenden 
Dissonanzen, und das Vollkommene ist 
schön durch die Lösung von Konflikten. 
Das Gesetz des Kontrapunktes besteht 
auch im Leben, sowohl im Leben des 
einzelnen wie in dem der Völker. Der 
Kontrapunkt ist der Tod, ohne ihn gibt 
es kein Leben. Unser Leben ist wie ein 
einzelner Ton — es gilt dessen tieferen 
Sinn zu erfassen, um durch den Tod aus 
der Zeitlichkeit in die Ewigkeit zu ge- 
langen. Es gilt vom Sinne her zu 
leben, die tiefere Einstellung zu ge- 
winnen und uns zum Höchsten aufzu- 
schwingen. Ist ein Sinn da? Welcher 
ist dann sein Inhalt? — 

Professor Hans Driesch sprach 
am Nachmittag vom Standpunkt des 
Biologen. Sein Vortrag „Organische 
Entwicklung“ war vollendet nach 
Form und Inhalt, und es war ein Ge- 
nuß, ihm zu folgen. Er sprach von einem 
System der Zellengesamtheit, deren jede 
dasselbe kann und die alle in Harmonie 
arbeiten. Nicht von den Teilen aus wird 
geschaffen, es geht vom Ganzen aus. 
Experimente am Seeigelei und am 
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Froschei beweisen, wie jede Zelle die 
Fähigkeit hat, aus sich heraus einen 
ganzen Organismus entstehen zu lassen. 
Die Ontogenie (Embryologie), die Ge- 
schichte des Einzelwesens, und die Phy- 
logenie, die Stammesgeschichte, haben 
nichts Maschinelles. Dieses Verwerfen 
des Materialistischen und Mechanisti- 
schen von einem so bedeutenden Ver- 
treter der exakten Wissenschaft gab dem 
Vortrag eine ganz starke Note. Die 
Probleme von Einheit, Vielheit, Frei- 
heit, — von Unsterblichkeit — wurden 
leise und mit großem Geschick gestreift, 
denn wer vermag solche zu ergründen? 

Graf Keyserlings Vortrag „Ge- 
schichte als Tragödie“ war 
ungemein stark — bedeutend durch seine 
Kraft und die Durchführung seines 
Standpunktes bis in die äußersten Kon- 
sequenzen. Alles in der Geschichte ist 
tragisch, es geht auf Erden alles 
schlecht aus, und das Böse triumphiert 
über das Gute. Die Menschen werden 
immer schlechter — die Völker gehen zu 
Grunde. Der geschichtslose Mensch und 
das Volk ohne Bedeutung mögen es sich 
wohl gehen lassen, der geschichtliche 
Mensch, der Held, endet immer tra- 
gisch nach einem Leben voll Leid und 
Schmerz, ebenso wie die bedeutenden 
Völker. Deutschland ist ein Heldenvolk, 
dieses beweist seine Tragik. Wir Men- 
schen bejahen das Leid, wir wollen 
leiden, wir wollen das Tragische 
auf dem Theater wie im Leben. — 

Der Psychoanalytiker Dr. Hansvon 
Hattingberg sprach über das Thema 
„Tod und Leben“. Es war wohl 
sein eigenes Leben, das er schilderte. 
Die Triebe seien das alles Beherrschende 
unseres seelisch-geistigen Lebens. Alles 
Große entstehe durch die Schöpferkraft 
unseres Trieblebens. Er schilderte auch 


die Blindheit unserer Triebe und machte 
Vergleiche zwischen den Instinkten bei 
den Tieren und denen im Menschen. 
Das Unterbewußtsein, das Es, vom Ich 
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_ so wenig verstanden, mit dem Ich in 
Widerspruch stehend, muß ergründet, 
muß in Einklang mit dem Ich gebracht 


z 


= werden. Das Ich hat Angst vor dem Es, 


das es nicht versteht, das ihm dunkel 


ist. Der Mensch muß lernen, immer be- 
wußter zu leben, er muß versuchen, das 
Problem zu lösen zwischen Bewußtem 
und Unbewußtem, zwischen Tun und 
Leiden, zwischen Aktivem und Passi- 
vem. Das Denken zerreißt die Gemein- 
schaft zwischen den beiden Polen — aus 
dem innern Widerstreit zwischen beiden 
erwächst das Bewußtsein des Selbst. 
Durch emsiges Suchen nach Freiheit 
entsteht der innere Einklang des Men- 
schen mit sich selbst. — 

Samısara und Nirwana.“ 
Paul Dahlke, der Buddhist, — 
hager und fast körperlos, ganz Geist, 
mit transzendenten Augen, begann: „Ich 
weiß nicht, welche Worte ich finden und 
wie lange ich zu Ihnen reden werde, es 
wird alles atıs der Stunde geboren wer- 
den.“ In diesem Rhythmus fuhr er fort 
zu sprechen, aus der Tiefe seiner Seele 
heraus — aus ganz eigenem Erleben, 
ganz aus dem Augenblick — so sprach 
er einfach, ohne alle rhetorische Kunst 
oder Form — vom Leiden, von der Ent- 
stehung des Leidens, vonder Aufhebung 
des Leidens, und vom Weg zur Aufhe- 
bung des Leidens. Das Aufheben des 
Leidens: nur durch Auslöschen, nur 
durch Aufhören des Lebenswillens, des 
Lebens. Samsara, die Welt des Scheins 
— Nirwana, die‘Welt des Seins. Die 
letztere nur erreichbar durch Aufhebung 
alles dessen, was wir hier wahrnehmen 
und sind. Dahlke ist Vertreter des älte- 
sten, südlichen, des Hinayanabuddhismus, 
in seiner strengsten, vollständig vernei- 
nenden Form. Tief ergriffen lauschten 
alle diesem ganz großen, aus der Tiefe 
der Seele und des Erlebens geborenen 
Bekenntnisse. Auf meine Bemerkung 
zu ihm nach dem Vortrag: „Es ist da 
ein Letztes, Gleiches, dem wir alle zu- 
streben‘, schüttelte er nur den Kopf und 
sagte: „Es gibt da kein Gemeinsames 
zwischen uns, denn Sie bejahen, und ich 
verneine.‘ — 

Und nun sprach Otto Baeck, der 
Oberrabbiner, über „Tod und Wie- 
dergeburt‘“ In vollendeter Form 
redete eine eindrucksvolle Persönlich- 
keit von den letzten Dingen: „Vergehen 
und Werden — Tod und Wiedergeburt“. 
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Es gibt kein Sterben, dem nicht eine 
Geburt folgte. So schon im Leben auf 
dieser Erde. Das Kind wird geboren: 
wenn es stirbt, ersteht der Jüngling, 
auch er stirbt, und der gereifte Mann 
kommt in die Erscheinung. Dieser 
macht wiederum dem Greise Platz. Sein 
Tod ist der größe Sabbath des Lebens — 
ein Ausruhen nach vollbrachtem Lebens- 
werk. In diesem Sabbath wird der 
Mensch : wiedergeboren, — im Ganzen. 
Vorher war es nur Stückwerk. Wer 
wirklich gelebt hat, wird wiedergeboren 
werden — nicht aber, wer ohne Sittlich- 
keit nur existiert hat. Der Mensch, der 
Ursprung hat, wird nie sterben, nur der 
Philister, der Mensch ohne Ursprung, 
der Gegensatz zum Frommen, muß ver- 
gehen. In der Sabbathruhe der letzten 
Cäsur, im Tod, wird die Ruhe gesam- 
melt, die not tut, um in der Ewigkeit 
leben zu können. Der Sterbende sollte 
die Lebenden grüßen mit den Worten: 
„Gehet hin zum Frieden, das Leben ist 
noch kein Ganzes.“ Zum Sterbenden 
sollten die Lebenden sprechen: „Gehe 
bin im Frieden, in die Ganzheit des 
Lebens.‘ Die Sünde ist das Zerstörende, 
Vernichtende, das, was den Ursprung 
des Menschen verleugnet. Wird aber der 
Ursprung wiedergefunden, so gibt es 
eine sittliche Wiedergeburt. Eine Um- 
kehr, eine Rückkehr zum Ursprung, zum 
Gebot ist immer möglich. "Um im Tod 
wiedergeboren zu werden, muß der 
Mensch gelebt haben, d.h. er muß 
sich seines Ursprungs bewußt gewesen 
sein. Der Mensch schafft sich seine 
Wiedergeburt selbst. Was hier für den 
einzelnen gilt, gilt auch für die Völker. 
Ein Volk hat die gleichen Cäsuren wie 
der Mensch. Es gibt Völker, die nur 
existieren, die werden vergehen, 
und es gibt solche, die leben, die ihr 
Gebot zu erfüllen suchen, ihren Weg vor 
sich sehen und ihn gehen, die werden 
weiter leben immer von Neuem durch 
Tod und Wiedergeburt hindurch. „Ehe 
ein Volk stirbt, müssen seine Götter ge- 
storben sein“, heißt es im Talmud. 
Götter werden immer geboren und 
sterben. Nur Gott stirbt. nie Wenn 
ein Mensch — ein ganzes Volk — Gott 
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angehört, kann es nicht sterben, dann 
muß es immer wieder geboren werden. 
Wer Gott besitzt, zu dem spricht Er, den 
führt Er, für den sorgt Er. Im Ewigen 
wird Alles wiedergeboren. Er- 
schüttert lauschten die Versammelten 
diesem Großen; vielen wurde das Ge- 
hörte zum Erlebnis. 
„Auferstehung“. Arsseniew, 
der Russe, hatte das letzte Wort zu den 
Einzelproblemen. Er war sich der 
Schwierigkeit seiner Aufgabe bewußt: 
„von Anstoß _Erregendem“, wissen- 
schaftlich nicht Nachweisbarem vor 
dieser Zuhörerschaft zu sprechen. Was 
er sagte, war innerstes Erleben und kam 
aus der Tiefe seiner Seele. Auferste- 
hung! In seiner Kirche, der griechisch- 
katholischen, ist Ostern das größte, das 
heiligste Fest. Der Kultus feiert seine 
höchsten Triumphe in der Mitternachts- 
messe zum Östersonntag. Christus war 
gestorben und wurde begraben, dann ist 
er: auferstanden. Er aufersteht immer 
von Neuem, und so wird. der Mensch 
auferstehen. — Er bleibt nicht im Tode 
— er wird leben wie Christus, der die 
Bande des Todes zerrissen hat. Jn- 
belnd und glaubensfreudig bejahte der 
bedeutende Religionsphilosoph, der - so 
gütige und fromme Russe, der Emigrant, 
der seine Heimat verloren, das Leben. 
Christus ist wahrhaftig auferstanden, 


— 


und so werden auch wir auferstehen! — ° 


Graf Keyserlings Schlußvortrag, die 
Zusammenfassung des 
vorangegangenen Tage, war eine groß- 
artige Bejahung. Jeder einzelne der 
Vortragenden hatte seinen bestimmten 
Standpunkt, seine Betrachtung, das Er- 


gebnis seiner Forschung, seine Über- 
zeugung — jeder auf seine besondere’ 
Art — vollendet zum Ausdruck ge- 


bracht. Esgilt hier, dieEhrfurcht walten 
zu lassen, das Einigende im Verschie- 


denen zu erkennen. Werden und Ver- 


gehen — eins aus dem anderen, eins nach 
dem anderen und durch das andere. Ju- 
belnd, groß und ergreifend klang der 
wundervolle Vortrag aus in den Worten: 
„Wenn Sie mich fragen, wie ich mich 


Gesagten der 


zu den letzten Dingen stelle, so kann ich 


nur antworten: „Ich weiß nicht, wie es 
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sein wird, aber ich glaube festan 
die Unsterblichkeit!“ — 

Die diesjährige Tagung wurde zum 
tiefen Erlebnis für jeden, der ohne Vor- 
urteil- sich ernst und aufgeschlossen von 
der großen Bewegung tragen ließ, der 
Fühlung suchte und fand mit den Men- 
schen, die sich in regem Gedankenaus- 
tausch zwischen und nach den Vorträgen 
zusammenfanden. Die Vorträge waren 
m.E. nicht das Wesentlichste, es war 
der in diesen Tagen dort herrschende 
Geist, der alle Teilnehmer erfüllte, die 
sich dem hingaben, was ihnen geboten 
wurde. Werden und Vergehen — Ver- 
gehen und Werden. Wir alle gehören 
einem wunderbaren Ganzen an, jeder 
von uns ist ein Teil, der unlöslich mit 
dem Ganzen verbunden ist. Klein und 
doch groß, unscheinbar und doch wich- 
tig. Jeder auf seinem Platz und in 
seinem Wirkungskreis.. Ich wünsche 


. jedem denkenden, strebenden, kämpfen- 


den: Menschen ein solches Erleben, eine 
solche "Stärkung seiner Persönlichkeit. 
Wir Teilnehmer an der diesjährigen 
Tagung haben denen zu danken, die uns 
so viel ermöglicht haben. — 
Bertha Sierstorpff. 
Ei 


E.D. Morel 7. 


Die „Times“ vom 14. November 1924 
schreiben über ihren großen Gegner: 

„Mr. E. D. Morel, Parlamentsmitglied 
der Arbeiterpartei für Dundee, Schrift- 
führer und Mitbegründer der „Union of 
Democratic Control“ und Herausgeber 
der „Foreign Affairs“, ist Mittwoch, den 
ı2. November 1924, abends in Bovey 
Tracey, Devonshire, im Alter von 51 
Jahren gestorben. Seit dem letzten 
Wahlkampf in Dundee hatte er sich in 
Wales aufgehalten, und die Ruhe dort 
schien ihm gut getan zu haben. Am 
Mittwoch abend aber machte er mit 
‚seiner Frau einen Spaziergang, wurde 
von einem Ohnmachtsanfall ergriffen und 
starb unmittelbar danach. Er hatte seit 
einiger Zeit an einer Herzaffektion ge- 
litten. 

Edmund Dene Morel wurde am 
10. Juli 1873 geboren. Einem Buch über 


ihn und sein Werk von Mr. F. Seymour 
Cocks zufolge, das im Jahre 1920 er- 
schien, wurde er George Edmund ge- 
tauft und war der Sohn von Edmund 
Morel de Ville, einem Beamten im 
französischen Finanzministerium. Dieser 
starb an einer Krankheit, die er sich im 
Französisch-Preußischen Kriege zuzog. 
Seine Mutter war Emmeline de Horne 
und stammte aus einer Quäkerfamilie, 
die sich in ÖOstangeln niedergelassen 
hatte. Sie sandte den Knaben in eine 
Privatschule in Eastbourne und dann 
nach Bedford Modern School. Nach 
einigen Erfahrungen in einer Pariser 
Bank erhielt er eine Sekretärstelle in 
dem WLiverpooler Geschäft von Elder 
Dempster u. Co. Hier gewann er In- 
teresse an West-Afrika und begann eine 
Periode journalistischer Tätigkeit, die 
ungefähr zehn Jahre dauerte, von 1893 
bis 1903. Der Bequemlichkeit halber 
kürzte er seinen Namen in Morel und 
ließ sich 1896 naturalisieren. Seine 
Hauptarbeit leistete er für die „Daily 
Chronicle“, in welcher er eine -Ver- 
schwörung zur Ermordung von Herrn 
Clemenceauı und anderen hervorragenden 
Verteidigern von Dreyfus aufdeckte. 
1903 gründete Morel die -„African 
Mail“ zur Verteidigung namentlich der 
Eingeborenen-Rechte und gab sie bis 
1915 heraus. Er gab auch das offizielle 
Organ der Congo-Reform-Association 
heraus, die er im Jahre 1904 nach Er- 
scheinen des berühmten Casement-Be- 
richtes gegründet hatte. Er spielte eine 
führende Rolle in dem langen Feldzug 
gegen die Greuel, die nach jenem Be- 
richt an den Eingeborenen begangen 
worden sind, und in diese Periode ge- 
hören verschiedene seiner Bücher wie 
„Red Rubber“ und „König Leopolds 


- Herrschaft in Afrika“. In der Erhaltung 


der Eingeborenen-Rechte im Lande lag 
seiner Ansicht nach der Schlüssel für das 
ganze Problem. ıgıı wurde er Mitglied 
des Departemental Committee, das er- 
nannt war, um über die Systeme des 
Landbesitzes. zu berichten, die in den 
Britisch-Afrikanischen Protektoraten vor- 
herrschten. Im selben Jahre wurde ihm 
öffentlich von einem einflußreichen Ko» 
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“mitee ein Scheck von 4000 Guineen über- 


reicht „für seine Bemühungen in der 
Sache der Menschlichkeit“, denen eine 
kräftige Reform der Kongo-Verwaltung 
gefolgt war. 

Die Geheim-Diplomatie war der 
nächste Gegenstand der Angriffe Morels, 
und im Jahre 1912 veröffentlichte er das 
Buch „Marokko in der Diplomatie“, in 
welchem er für ein ernsthaftes Ver- 
ständnis der Lage Deutschlands plä- 
dierte. In jenem Jahre wurde er als 
liberaler Kandidat für Birkenhead be- 
stimmt, aber am 4. August 1914 sandte 
er der Partei eine kräftige Anklage 
gegen Edward Greys Politik. Mit Mr. 
Ramsay MacDonald, Charles Trevelyan, 
Arthur Ponsonby und Norman Angell 
half er, die Union of Democratic Control 
zu gründen, deren Schriftführer er 
wurde. Er verkündete die Lehre, daß die 
Verantwortung für den Krieg nicht 
allein bei Deutschland liege, sondern 
„verteilt“ wäre, und daß das Heilmittel 
in. 'der Demokratie und der internatio- 
nalen Zusammenarbeit läge. Natürlich 
wurde er bei allen Klassen außerordent- 
lich unpopulär und wurde weithin ange- 
klagt, erst in der Kongo-Bewegung und 
im Marokko-Problem von Deutschland 
übertölpelt und dann Deutschlands be- 
wußtes Werkzeug zu sein. Seine Haltung 
gegenüber dem Kriege rief z. B. einen 
starken Protest der National-Union der 
Eisenbahner hervor. I9I7 wurde er unter 
dem Landesverteidigungsgesetz ange- 


‚klagt, eine Dame verleitet zu haben, 


ohne Erlaubnis eine seiner Schriften 
nach der Schweiz gebracht zu haben. 
Morel behauptete, nicht gewußt zu 
haben, daß Romain Rolland, für den die 
Schrift bestimmt war, in der Schweiz 
lebte. Er wurde zu sechs Monaten Ge- 
fängnis verurteilt. Im März 1918 schloß 
er sich der Internationalen Arbeiterpartei 
an, und im Jahre 1922 wurde er zum 
ersten Male für Dundee ins Parlament 
geschickt. 

Letzten Januar wurde bekannt, daß 
einige ‘der Hauptmitglieder der neuen 
Arbeiterregierung, einschl. Mr. MacDo- 
nald, Mr. Snowden, Lord Parmoor und 
Mr. Henderson, . Mr.. Morel in einer 
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lobenden Denkschrift für den Nobelpreis 
für trieden vorgeschlagen hatten. Ein 
Leitartikel in den „Times“ gab der 
allgemeinen Überraschung Ausdruck, die 
durch diese Tat hervorgerufen: worden 
war, und bemerkte, daß „Mr.. Morel 
einer jener Pazifisten zu sein scheine, die 
den Frieden verstören und als ewige 
Unruhestifter auftreten“. Man wird sich 
auch erinnern, daß Mr. Morel einer der 
kleinen Gruppe von Extremisten war, die 
vergangenen August eine so plötzliche 
und Aufsehen erregende Abänderung in 
den Verhandlungen mit der Sowjet-De- 
legation bewirkte und die Unterzeich- 
nung der Verträge herbeiführte. Über 
diese Vorgänge schrieb Mr. Morel einen 
eingehenden Bericht in der Glasgower 
Zeitung „Forward“ vom 23. August.“*) 


* 


Aus der Friedensbewegung. 
Der 23. Weltfriedenskongreß. 


Der Internationale Verband der Frie- 
densgesellschaften in Bern hatte seinen 
diesjährigen Kongreß nach Berlin einbe- 
rufen. Das Deutsche Friedenskartell und 
hierin vor allem die Deutsche Friedens- 
gesellschaft hatte die Vorbereitung über- 
nommen. Da man sich keinesfalls mit 
einem halben Erfolg bei diesem Kongreß 
begnügen wollte, war man nicht ohne 
Bedenken an die Vorbereitung für einen 
Berliner Kongreß herangetreten. War 
doch fast für die gleiche Zeit eine inter- 
nationale Friedenskonferenz durch Marc 
Sangnier nach London berufen worden, 
die für die Friedensfreunde der Welt eine 
große Anziehungskraft haben mußte. 
Für und Wider wurden sorgsam abge- 
wogen, bis man sich schließlich inner- 
halb des Friedenskartells für den Ber- 
liner Kongreß entschied, zumal hier der 
Boden durch eine internationale Ge- 
schichtstagung vorbereitet war, die der 
Bund entschiedener Schulreformer für 
die voraufgehende Zeit geplant hatte. 


*) Wir machen aufmerksam auf die 
Dezember-Nummer der „Foreign Af- 
fairs“, Vol. VI., Nr. 6 1924, die dem An- 
denken Morels gewidmet ist. D.R. 
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Der Verlauf der Tagung sollte den Ent- 
schluß in vollem Maße rechtfertigen. 

Am Abend des 2. Oktober 1924 trat der 
Kongreß zusammen und bestimmte vor 
allem die Besetzung der Kommissionen, 
die die vorbereitende Arbeit zu tun 
hatten, für Behandlung 


a) der Aktualitäten, 

b) der Rechts- und Völkerbundfragen, 

c) der Abrüstung, 

d) der Wirtschafts- und sozialen Fra- 
gen, 

e) der Erziehungsfragen und 

f) der Propaganda. 


In der Besetzung der Kommissionen 
war ein deutsches Übergewicht von vorn- 
herein dadurch vermieden worden, daß 
man den deutschen Kongreßteilnehmern 
ebenso wie den anderen Nationen nur 
drei zur Diskussion berechtigte Stimmen 
gewährte. So konnte man sich hier zu 
einem wahrhaft internationalen Stand- 
punkt durchringen. 

Das lebhafteste Interesse hatte die Ab- 
rüstungskommission für sich. Hier 
ließen sich auch die verschiedenen pazi- 
fistischen Strömungen am besten er- 


kennen. Für die französischen Dele- 


gierten blieb ein juristisch-rationaler 
Pazifismus typisch. Nicht „aimez“, 
helft, damit man euch 
wieder hilft, charakterisierte ein Fran- 
zose seinen Pazifismus. Die englische 
„sentimentale‘‘ Art hätte man schon in 


Frankreich überwunden, — Demgegen- 


über war für den englischen Pazifismus 
zumeist das Sittlich-Religiöse Angel- 
punkt seines Friedenswillens.. Diese 
Grundlage befähigte ihn mehr als die 


‘französische Vernunft zu weiterdrängen- 


den Resolutionen und damit zur Füh- 
rung. An seine Seite traten dann auch 


4 die Hauptvertreter des deutschen Pazi- 
- fismus, die in ihrem Idealismus zur Ent- 


-  schiedenheit in der Bekundung der Frie- 
_  densziele 
ihrer inneren Struktur der religionslosen 
“_ und skeptischen Art der Franzosen näher 
standen. 
- höchstes nicht. Ist das wirklich richtig? 
“ Darf man einen Menschen, der aus Feig- 
_ heit, sein Leben zu verlieren, am Kriege 


strebten, wenn sie auch in 


„Das Leben ist der Güter 


nicht teilnehmen will, verurteilen?“ 
Diese Frage konnte ein Deutscher adi> 
kaler Richtung aufwerfen. 

Den Vollsitzungen der Kongreßteil- 
nehmer ging am Sonntag, den 5. Ok= 
tober, eine feierliche Eröffnungssitzung 
im Reichstag und ein gesellschaftlicher 
Empfangsabend voraus: Die Eröffnungs- 
feier war als eine pazifistische Trauer- 
feier für die in den letzten Jahren ge= 
storbenen Pazifisten gedacht. Der bel- 
gische Senator La Fontaine führte den 
Vorsitz. Seine einleitenden Worte 
widmete er vor allem dem Völkerbund. 
Mit Abrüstungsplänen müßte man seine 
Arbeit fördern; eine europäische Zoll- 
union sei notwendig. Visionär zeichnete 
er den Völkerbund von 1930, der nach 
zehnjährigem Bestehen in einem Palast, 
umgeben von Nebenpalästen der ver- 
schiedenen Nationen, tagt. Der ganze 
Gebäudekomplex befindet sich dann in 
einer exterritorialen Hauptstadt ohne 
Schutz und ohne Kasernen als an einer 


Stätte der Vorherrschaft: des: Geistes 


über die Gewalt. 

Der 83 jährige Präsident der Rn 
sischen Liga für Menschenrechte ge- 
dachte der Männer Karl Liebknecht, 
Hugo Haase, Erzberger, Rathenau und 
besonders Jaures. Wie sich 1914 die 
Parteien in jedem Volke zusammen- 
schlossen, so mögen heute die Völker 
einen heiligen Bund zum Schutze der 
Menschheit gegen den Krieg bilden. Die 
Engländerin Mrs. Pethick-Lawrence ge- 
dachte der 6000 Kriegsdienstverweigerer, 
die, geführt durch die englischen Quäker, 
trotz aller Gefängnisstrafen ihr Bekennt- 
nis gegen den Krieg aufrecht erhielten. 
Die Aufgabe der Frauen ist es, Leben zu 
geben und nicht zu nehmen. Es gilt, den 
Krieg aus der Welt zu jagen und den 
Reichtum Gottes auf die Erde zu 
bringen. . 

Von einem wahren Beifallssturm 
wurde der gerade erschienene Nansen 
begrüßt, der mit wenig Worten dankte: 
Die Zukunft Europas, die sich durch die 
neuesten Fortschritte des Völkerbundes 
erhellt, ist letztlich durch die Menschen- 
liebe bestimmt. 

. Der frühere Präsident des Röichätages 
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Paul Löbe vervollständigte die Liste der 
verdienstvollen Toten: Schon sieht man 
die Strahlen des Friedens. Die Saat geht 
auf, die Wahrheit marschiert, hinein in 
den Völkerbund! 

Im Mittelpunkt des ersten Verhand- 
lungstages stand ein Bericht Nansens 
über die bisherige Tätigkeit des Völker- 
bundes. In aller Schlichtheit sprach er 
von der Heimführung der Kriegsge- 
fangenen, von Hygienemaßnahmen und 
von der Zusammenarbeit der Intellek- 
tuellen. Er nannte mehrere durch den 
Völkerbund verhinderte Kriege: Jugo- 
slavien— Albanien, zwischen denen der 
Krieg schon begonnen hatte, Schweden 
— Finnland und Italien—Griechenland 
(Korfukonflikt). Die wirtschaftliche 
Rettung Österreichs ist dem Völkerbund 
zu danken. Eine wirtschaftliche Anleihe 
für die ı% Millionen griechischer 
Flüchtlinge ist durch den Völkerbund 
vermittelt worden. In der Abrüstung 
und der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit hat die neueste Tagung große 
Fortschritte gebracht. Mit dem Wunsche, 
daß Deutschland im Völkerbund hoffent- 
lich nicht mehr lange fehle, schloß 
Nansen seine klaren Ausführungen. 

Nach einer kurzen Diskussion wurden 

die Resolutionen der Aktualitätenkom- 
mission vorgebracht. Eine von ihnen 
empfiehlt, den Balkankonflikten weiter 
größte Aufmerksamkeit zu schenken; 
eine andere will die Rechtsgrundsätze 
auch in dem chinesischen Konflikt zur 
Anwendung gebracht wissen. Für 
die deutsch-französische Verständigung 
wurde ein gemeinsames Arbeiten beider 
Völker innerhalb des Völkerbundes ge- 
wünscht. Zur Freisetzung der politischen 
Gefangenen gelangte eine Resolution zur 
Annahme. Einmütig war man in der 
Kommission der Meinung: „Die Frie- 
densgesellschaften sollen es als ihre 
Pflicht ansehen, auch im Inneren der 
Staaten jeder Aufhetzung zu Gewalt- 
tätigkeiten und zum Bürgerkrieg ent- 
gegenzutreten.“ 
‚-Am Dienstag gab Prof. Oestreich 
einen Bericht über die voraufgegangene 
Schulreformer-Tagung. 

Über die Abrüstung sprach Dr. Hans 
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Wehberg: Der Völkerbund hat jetzt 
jeden Angriffskrieg verurteilt. Jetzt hat 
man sich mit der Abrüstung zu befassen. 
Radikal abzurüsten, ist leichter durch- 
zuführen als bloße Rüstungsvermin- 
derung. Dies entspricht auch mehr der 
Gerechtigkeit, der Gleichheit unter den 
Staaten und der Aufrichtigkeit des 
Friedenswillen. Die beste Bekämpfung 
einer deutschen Gefahr besteht in einer 
Politik der Versöhnung und Abrüstung. 
Lediglich Polizeitruppen lassen sich 
rechtfertigen. Statt um Kanonen zu feil- 
schen, wetteifere man in der vollen Ab- 
rüstung. Nach Wehberg trat der fran- 
zösische General Verraux gleichfalls für 


vollständige Abrüstung statt Redu- 
zierung der Rüstungen ein. Auch der 
Generalstreik gilt ihm als ein gutes 


Mittel. Nicht eine Völkerbundsarmee, 
sondern überall sind vereinigte Staaten 
ohne Heere zu schaffen. 

In ähnlichem Sinne äußerte sich 
als erster Diskussionsredner General 
v. Schönaich, wenn er auch als unan- 
genehmen Übergang eine Völkerbunds- 
armee für notwendig hielt. Die tech- 
nische Ausbildung einer solchen Truppe 
erfordere heute weit weniger Zeit. Aber 
über die Kommandosprache und über 
Einheitswaffen einer solchen Exekutions- 
macht des Völkerbundes hätte man sich 
rechtzeitig zu einigen. Kriegsmaterial 
dürfe nicht mehr privat, sondern nur mit 
Genehmigung des Völkerbundes herge- 
stellt werden. Das Wichtigste jedoch 
bleibe bei allem, erst einmal die Köpfe 
abzurüsten. Nach ihm trat Hiller für 
unbedingte Kriegsdienstverweigerung 
ein. Auch der Engländer Gillet trat hier- 
für ein und begründete solche Haltung 
mit dem Christenglauben: Gott lebt im 
Menschen, und darum darf man nicht 
töten. Der Franzose Sorel machte gegen 
cine Völkerbundsarmee geltend, daß sie 
auch Unschuldige mittreffen würde. Ein 
allgemeines Gesetz stützt sich besser auf 
allgemeine Achtung als auf Gewalt. 

Schon am vorhergehenden Tage hatte 
man der Dringlichkeit halber ein ein- 
stimmig beschlossenes Telegramm an die 
dänische Regierung geschickt, worin 
man sie zu ihrem Vorhaben, in Däne- 
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mark die vollständige Abrüstung durch- 
zuführen, beglückwünscht. Nach der all- 
gemeinen Diskussion folgte nun die 
Vorlage der Thesen und Resolutionen, 
die von der Abrüstungskommission vor- 
bereitet waren. Die These: „Für die 
Lösung der Abrüstungsfrage ist von 
großer Bedeutung die gleichzeitige Lö- 
sung der Sicherheitsfrage“ wurde nur 
mit schwacher Mehrheit angenommen, 
weil für viele die Wahrheit in der um- 
gekehrten Formulierung lag. Als Ziel 
wurde die Abschaffung aller nationalen 
Armeen formuliert. Einstimmig wurde 
gefordert, daß sämtliche Friedensorgani- 
sationen gegen die allgemeine Wehr- 
pflicht Stellung nehmen. In einer anderen 
Resolution wurde dem Völkerbund der 
Erlaß eines Toleranzediktes für Kriegs- 
dienstverweigerer empfohlen. Einstim- 
mig war bereits in der Kommission der 
Wunsch ausgesprochen worden, den 
alternativen Zivildienst in Schweden, 
Norwegen, Dänemark, Holland und 
Rußland allgemein und nicht nur be- 
stimmten Konfessionen zu gewähren. 
Schließlich wurde eine Resolution, die 
den Verteidigungs- und Sanktionskrieg 
ebenso wie den Angriffskrieg ächtet, mit 
überwältigender Mehrheit gegen etwa 
zehn Stimmen angenommen, nachdem 
Quidde vergeblich versucht hatte, der 
Resolution dadurch die Schärfe zu 
nehmen, daß das Wort „Verteidigungs- 
krieg“ zugunsten einer Formulierung, 


die „jeden“ Krieg verdammt, ersetzt 


würde. 

Im Mittelpunkt des letzten Tages 
standen die klaren Ausführungen von 
Coudenhove-Kalergi über die Vereinig- 
ten Staaten von Europa. Er trat für ein 
solches Paneuropa als einer notwendigen 
Ergänzung des Völkerbundes ein. 

Auch der Völkerbund selbst benötige, 
um die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Rußland organisch aufnehmen zu 


- können, einer Umorganisierung, einer 


Gliederung nach den politischen Konti- 


_ nenten, nach fünf Staatengruppen. Dies 
sind: ı. Die Staaten des britischen Welt- 
 reichs, 2. die Staaten Ostasiens, 3. die 


Sowjet-Staaten, 4. Panamerika und 
5. Paneuropa. Nur Ostasien und Pan- 
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europa sind hiervon noch nicht organi- 
siert. Was der WVölkerbund schlecht 
leisten kann, das muß sich Paneuropa 
geben: Minderheitenschutz, Garantie- 
pakt und Freihandel. Eine Demokrati- 
sierung, ein Völkerparlament ist auch 
nur in Paneuropa möglich, im Völker- 
bund brächte dies eine Mehrheit In- 
diens und Chinas. Während in Asien der 
status quo Unterdrückung bedeutet, 
ist er für Paneuropa das Gegebene. Dies 
zeigt, wie in den verschiedenen Staaten- 
gruppen bestimmte Aufgaben einer be- 
sonderen Lösung harren. Prof. Schük- 
king als Gegenreferent sprach für den 
Völkerbund und machte gegen Pan- 
europa geltend, daß Panamerikaner schon 
Genf zu verlassen drohen und daß man 
nicht China wehrlos Japan ausliefern 
könnte. Ein Paneuropa wäre Frank- 
reichs Herrschaft ausgeliefert. Die Aus-. 
sprache unterstrich den auch schon von 
Coudenhove-Kalergi gemachten Vorbe- 
halt, England als das Land der besten 
Europäer und Pazifisten in Paneuropa 
nicht auszuschließen. Für Dr. Hans 
Simons war Paneuropa zu wenig see- 
lisch geformt, ein neues europäisches Be- 
wußtsein müsse man schaffen. Von ihm 
wurden auch die Beschlüsse der Völker- 
bundkommissionen vorgelegt, die u. a. 
den Plan eines Paneuropa innerhalb des 
Völkerbundes empfehlen, gegen den bei 
der Abstimmung sich nur etwa vier 
Stimmen erklärten. Ein über die Thesen 
hinausgehender Vorschlag, der dem 
Völkerbund satzungsgemäß jede Exe- 
kutivgewalt nehmen soll, wurde bei 
einem Stimmenverhältnis von etwa 2:3 
abgelehnt. 

Die Tagung war nicht frei von Ent- 
gleisungen. So wurde einmal die Schuld- 
frage recht unglücklich aufgerollt. Der 
Demokrat Gothein hatte mit seinen 
wenig beweiskräftigen Anschuldigungen 
gegen Polen nicht den Kongreß hinter 


“sich. — MacDonald, Charles Trevelyan, 


General Hamilton, Ponsonby, Angell, 
Henderson, Keynes und Morel hatten 
aus England Grüße gesandt und aus 
Frankreich Marc Sangnier, Romain Rol- 
land, Painleve, Renaudel und der fran- 
zösische Kriegsminister von 1914 Mes- 
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simy. Es bleibt angesichts dieser Grüße 
verständlich, aber. doch eine Entgleisung, 
wenn die Konferenz wegen des Aus- 
bleibens eines Willkommensgrußes der 
deutschen. Regierung an diese ein Pro- 
testtelegramm stürmisch forderte. Glück- 
licherweise dachte man in der. zustän- 
digen Kommission ruhiger darüber und 
lehnte es ab. 

Es war erfreulich zu sehen, mit wel- 
cher Entschiedenheit die Plenarsitzung 
den radikalen Friedensforderungen zu- 
stimmte, .weit entschiedener als in den 
Kommissionen, in die man wohl häufiger 
representative Menschen als die wahren 
Triebkräfte der Friedenssache hineinge- 
wählt hatte. Erstaunlich war es auch zü 
sehen, wie dies Vorwärtsdrängen alte 
Friedenskämpfer wie Quidde und v. Ger- 
lach bei den Abstimmungen mitunter in 
eine erschreckliche Minorität brachte. — 
Daß sich selbst ein verdienter General, 
v. Schönaich, für Kriegsdienstverwei- 
gerung und für Ächtung des Vertei- 
digungskrieges aussprechen konnte, muß 
auch vielen Außenstekenden zu denken 
geben. — Man kann nur wünschen, daß 


die auf dem 23. Weltfriedenskongreß 


herrschende Unbedingtheit und Radikali- 
tät. von mehr Menschen betätigt wird, 


die die Friedenssache nicht nur als ein’ 


politisches Programm erfassen, sondern 
nach der Kraft suchen, auch ihr persön- 
liches Leben ganz darnach gestalten zu 
lassen. Hermann Stöhr. 


* 
-Antikriegsdemonstrationen. 


Am Antikriegstag wurden in Eng- 
land, Schottland und Wales 
+13 Versammlungen und Demonstra- 
tionen vom 19. bis 21. September 1924 
abgehalten. In verschiedenen wichtigen 
Städten wie London, Cambridge, Bir- 
mingham, Coventry, Southampton, 
Southend-on-Sea usw. sprachen franzö- 
sische und deutsche Redner gemeinsam 
gegen den Krieg von den britischen 
Organisiert waren die 
Demonstrationen vom Gewerkschafts- 
kongreß zusammen mit dem „National- 
rat für Verhütung der Kriege“. In diesem 


sind die meisten britischen pazifistischen- 
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Gesellschaften 
Durch: Regierungskreise fanden die. De- 
monstrationen tätige Unterstützung. 
Mr. C. P. Trevelyan, Präsident des 
Handelsministeriums, sprach - bei der 
Londoner Versammlung zusammen mit 
Marc Sangnier aus Frankreich, mit Prof. 
Quidde aus Deutschland und einigen 
führenden britischen Pazifisten. Der 
„Daily Herald“, das Organ der Arbeiter- 
partei, gab: eine besondere: Nie-wieder- 
Kriegs-Nummer heraus, von der 45 000 
Exemplare verkauft wurden und die Ar- 
tikel von Ramsay MacDonald, Branting, 
Anatole France, Leon Jouhaux, von dem 
dänischen Abrüstungsminister Ras- 
mussen und anderen führenden Pazifisten 
der Arbeiterbewegung enthielt. 


Die Interalliierte .Vereini- 
gung von früheren Front- 
kämpfern (Federation Interalliee des 
Anciens Combattants) hielt ihre Ver- 
sammlung vom 15.—17. September 1924 


in London ab. Es waren. Vertreter von 


neun. Nationen anwesend. In der Er- 
öffnungsrede sagte der Präsident, daß die 
F.1.D.A.C. einem zweifachen Zweck 
diene: Sie wolle den Opfern des Krieges 
helfen und den Frieden fördern. Die bri- 
tische Abteilung beantragte, daß man an 
die Organisationen der früheren Front- 


kämpfer der ehemaligen Feinde heran- 
treten solle, um mit ihnen gemeinsam an 


der Förderung des Friedens zu arbeiten, 
und man nahm eine Botschaft der Frie- 
densvereinigung der früheren deutschen 
Frontkämpfer entgegen, die der F.I.D. 
A.C. „eine brüderliche Hand entgegen- 
streckte“; es wurde aber kein entschei- 
dender Entschluß gefaßt. Man beschloß, 


. zusammengeschiossen. _ 


eine Hilfsabteilung von Frauen zu grün- 
den. In einer Begrüßungsansprache sagte 


der Kriegsminister Stephen Walsh, daß 


er weit davon entfernt sei zu glauben, die 
Erfahrungen des letzten Krieges hätten 


die Menschen kriegerischer gemacht als 


früher, er glaube „durch die erschütternde 
Tragödie der letzten vier Kriegsjahre, in 


welchen die Völker zur Hölle nieder- 


gefahren seien, wäre es den früheren 
Kämpfern und den Nationen, denen sie 
entstammten,* viel tiefer bewußt gewor-' 


“ heranzuziehen. 


f 


den, daß alle Menschen eine große Ein- 
heit bilden“. 


Am 21. September 1924 wurden in der 
Schweiz zum ersten Male gewaltige 
Antikriegsdemonstrationen in einer gro- 
ßen Anzahl von Städten und Dörfern 
gleichzeitig veranstaltet. Da die Anre- 
gung vom Internationalen Gewerkschafts- 
bund ausging, wurden die Kundgebungen 
hauptsächlich von Arbeitern organisiert 
und erhielten an verschiedenen Teilen 
etwas parteipolitischen Charakter. In den 
meisten Fällen waren sie allerdings allge- 
meinerer Art, da die Arbeiterorgani- 
sationen ihr Möglichstes getan hatten, die 
bürgerlichen Kreise und die Kirchen mit 
Einige Angehörige der 
„Rechten“ gingen bereitwillig darauf ein, 
aber die Mehrzahl hielt sich in bewußter 
Gegnerschaft fern. Wo sich Kommu- 
nisten aktiv beteiligten, arbeiteten sie 
mit aller Kraft darauf hin, die Demon- 
strationen zu sprengen; und in Basel 
hatten sie damit vollen Erfolg, einen teil- 
weisen auch in Zürich. In Bern lauschten 
10000 bis 15000 Menschen begeistert 
einer Ansprache von Karl v. Greyerz, die 
er im Berner Dialekt hielt und in der er 
vollständige Abrüstung forderte In 
Genf nahmen 2000 bis 3000 Personen an 
einem Umzug durch die Stadt und an 


_ einer Versammlung teil, in der u.a. Leon- 


hard Ragaz sprach. Die Kundgebung in 
La Chaud de Fonds war die umfas- 
sendste, da die meisten Kirchen beschlos- 
sen hatten, daran teilzunehmen. Man 
muß leider feststellen, daß einige von 


_ ihren Vertretern, obwohl sie die Anti- 


kriegskundgebung unterstützten, aus- 
drücklich erklärten, sie wollten damit 
nicht kundtun, daß sie sich der Beibe- 


haltung und der Weiterentwicklung des 


ungefährlichen, vollständig auf Defensive 
eingestellten Heeres widersetzten, wie es 
das schweizerische sei. Einige Versamm- 
lungen empfahlen, von nun ab den Mili- 
tärdienst zu verweigern. In den meisten 
würde eine Glückwunschadresse an die 


4 dänische Regierung beschlossen, in der 


sie wegen ihrer Haltung begeistert be- 
grüßt wurde und in der der Wunsch aus- 


2 gesprochen wurde, daß die Schweiz dem 


Beispiel bald folgen möge. Wenn das 
dänische Volk die Hoffnungen erkennen 
würde, die man jetzt auf es setzt, und die 
Ehre, die man ihm zuerkennen würde, 
wenn es den Abrüstungsantrag seiner 
Regierung annähme, dann würde es nicht 
länger zögern. 

Die Versammlungen haben auch ge- 
zeigt, daß Herriots und MacDonalds An- 
strengungen nach einer Seite hin von Er- 
folg gekrönt sind: Die Arbeiterschaft 
und die sonstigen sozialistischen Kreise 
haben ihre Haltung dem Völkerbund ge- 
genüber wesentlich geändert. Ihre ehe- 
malige Feindschaft ist fast vollständig 
verschwunden. Im Hinblick hierauf ist 
die Tatsache um so furchtbarer, daß das 
mittlere Bürgertum und die Bauern voll- 
ständig militaristisch sind. Sie ver- 
suchen, sich selbst einzureden, daß die 
nationale Sicherheit den Fortbestand des 
Heeres notwendig macht, während es 
doch tatsächlich nur aufrecht erhalten 
wird, um die irdische Liebe der Schweizer 
für die Uniform und militärisches Leben 
zu befriedigen. In demselben Augenblick 
als Präsident Motta eine eindringliche 
Ansprache zugunsten der Annahme des 
Genfer Protokolls hielt, das einen großen 
Schritt vorwärts zum Schiedsgericht und 
zur Abrüstung verbürgt, brachte der 
Bundesrat in Bern, dem dieser selbe Herr 
Motta als Mitglied angehört, einen Ge- 
setzesantrag auf Erhöhungen der Rü- 
stungen und des militärischen Budgets 
zur Abstimmung, und es gelang ihm, die 
Bundesversammlung dafür zu gewinnen. 
Die Zahl der jährlichen Rekruten soll 
von I9 000 auf 25 000 erhöht werden, zu- 
mal da ja in der Schweiz ein jeder Soldat 
sein möchte, wie geäußert wurde. Da- 
gegen sind lebhafte Proteste laut ge- 
worden. Pfarrer Liechtenhan von Basel 
hat durch die Vermittlung - der 
„Schweizerischen Centralstelle für Frie- 
densarbeit“ ein Schreiben an alle Schwei- 
zer Geistlichen gesandt, mit der Auffor- 
derung, dieser Schmach mit aller Kraft 


entgegenzutreten. 
%* 


Die Internationale Frauen- 


liga für Friede und Freiheit, 
deren Vorsitzende Jane Addams ist, und 
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unter deren Mitgliedern sich Frauen von 
Bildung und Einfluß aus einigen zwanzig 
Staaten befinden, hat auf ihrem inter- 
nationalen Kongreß in Washington, Mai 
1924, einen neuen Überblick über das 
Arbeitsgebiet der Liga gegeben und ein 
Manifest erlassen, worin die Liga für 
voliständige Entwaffnung und für eine 
völlige Neuordnung des wirtschaftlichen 
Lebens eintritt. 

Die Liga hat in Washington folgende 
Leitsätze für ihre Arbeit angenommen: 

Die W.I.L.P.F. ist bestrebt, Frau- 
en aus allen Ländern zusammenzu- 
führen, welche sich jedem Kriege und 
jeder Kriegsvorbereitung widersetzen, 
mag es sich um einen Defensiv- oder 
Offensivkrieg, einen Krieg zwischen 
Nationen oder einen Bürgerkrieg han- 
deln. Sie weiß sich verbunden in der 

“ Arbeit für: 

ı. vollständige und allgemeine Ent- 
waffnung zu Wasser, zu Land und in 
der Luft, in der Abschaffung von 
Hungerblockaden und in der Entwei- 
hung der Wissenschaft zu Zwecken 
der Zerstörung; 


2. eine Weltorganisation zum 
Zwecke sozialer, politischer und wirt- 
schaftlicher Zusammenarbeit: 

3. soziale, wirtschaftliche und poli- 
tische Gleichberechtigung ohne Unter- 

. schied von Geschlecht, Rasse und Be- 
kenntnis; 

4. Sittliche Abrüstung durch Erzie- 
hung im Geiste der Menschheitseinheit 
und zur Errichtung sozialer Gerechtig- 
keit. 

Das Manifest ist länger, aber wir 
geben hier nur die Stellen über die inter- 
nationale politische Organisation wieder. 


* 


Der Völkerbund hat in seiner 5. Ver- 
sammlung folgende „Gründsätze 
für Kinderwohlfahrt“ ange- 
nommen, welche von der „Internationalen 
Vereinigung der Kinderhilfe“ (Save the 
Children Fund International Union) auf- 
gestellt worden sind und. die Grundlage 
für das Hilfswerk dieser Vereinigung 
bisher gebildet haben. 
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1. Dem Kinde müssen die notwendigen 


Mittel für seine normale körperliche und 
geistige Entwicklung gegeben werden. 
2. Das hungernde Kind muß gespeist 


werden; das kranke Kind muß gepflegt’ 


werden; 


dem zurückgebliebenen Kinde 


muß vorwärts geholfen werden; das ge- 


fallene Kind muß wieder auf den rechten 
Weg gebracht werden; dem heimätlosen 


und elternlosen Kind muß Obdach und 
Hilfe gewährt werden. 


3. Das Kind muß das erste sein, dem’ 


in Zeiten der Not Hilfe zuteil wird. 
4. Das Kind muß fähig gemacht wer- 
deri, seinen Lebensunterhalt zu verdienen, 


und es muß gegen jede Art von Ausbett- 


tung geschützt werden. 

5. Das Kind muß aufwachsen in dem 
Bewußtsein, daß es seine Gaben in den 
Dienst seiner Brüder und Schwestern zu 
stellen hat. 

Die Union hat in 34 Ländern Arbeits- 
ausschüsse und richtet Weaisenhäuser, 
Heimstätten, Kleinkinderkliniken, Stellen 


für freie ärztliche Behandlung und Ab- 


gabe von Arzeneien, Sanatorien, Nähr- 
küchen usw. ein. Nahrung, Kleidung, 
Decken, Seife, Kohle, Lebertran und 


andere notwendige Dinge en ver-' 


teilt. 


Adresse: Save the Children Fund 


International Union, 4 rue Massot, Genf. 


* 


Der Vierte Internationale 
Katholische Friedenskongreß, 
den die internationale katholische :Liga 
„IKF“ veranstaltet hatte, fand vom 13. 
bis 20. August 1924 in Lugano (Schweiz) 
statt. Anwesend waren 250 Katholiken, 
Priester und Laien, von 20 Ländern, die 
etwa 40 katholische Friedensorganisa- 
tionen vertraten. Der Bischof von Lu- 
gano präsidierte bei der Eröffnungs- 
sitzung, dann führte Dr. Waiz, Bischof 
von Tirol und Voralberg, den Vorsitz. 
Zustimmungsbotschaften von 


trafen ein. Eine Botschaft, die ‘dem 
Kongreß den Segen des Papstes ' ver- 
mittelte, wurde in der Eröffnungssitzung 


Kardi- 
nälen und Bischöfen aus sieben Ländern’ 


verlesen. — Der Kongreß hatte sich zwei‘ 


Aufgaben gestellt: Die geistigen und in- 


# 


tellektuellen Grundlagen der katholischen 
Friedensarbeit zu stärken und zu ver- 
tiefen, und praktische Fragen der Me- 
thode und Organisation zu lösen. Italie- 
nische und französische Redner führten 
aus, daß die katholische Lehre von der 
allgemeinen Menschenliebe der anti- 
christlichen Lehre des Nationalismus 
widerstreite. Die Bedeutung kirchlicher 
und religiöser Gebräuche für die Ver- 
tiefung der Quellen geistiger Kraft 
wurde betont und dafür der französisch- 
deutsche Eucharistische Sonntag ange- 
führt, an dem in beiden Ländern gleich- 
zeitig jeden Monat ein Friedens-Abend- 
mahl gefeiert wird. Andere Fragen, die 
behandelt wurden, waren: Die Grenzen 
der Staatsgewalt; Katholische Mit- 
arbeit am WVölkerbund; Internationale 
Gesetzgebung; Erziehung in Schule und 
Heimat; die Errichtung einer katho- 
“ lischen Presse-Stelle, Esperanto, usw. 


* 


Der 4. Internationale Demc- 
kratische Kongreß war von Marc 
Sangnier Zum 17. September 1024 nach 
- London einberufen worden. „La Jeune 
Republique‘ gibt am 26 .September 1924 
einen ausführlichen Bericht. Etwa 100 
Franzosen, 40 Deutsche und 30 Auslän- 
der anderer Nationalität konnten sich 
_ einer herzlichen Gastfreundschaft der 
“ Engländer erfreuen. Diese Gäste verei- 
_  nigten sich mit 350 Engländern in der 
E Central Hall Westminster zu Arbeits- 
und Kommissionssitzungen. In politi- 
2 scher, wirtschaftlicher und _sittlicher 
* Hinsicht wurde die Friedensfrage unter- 
| sucht. Zur internationalen Politik spra- 
chen der Leiter der Cölnischen Volks- 
E 


zeitung, Dr. Stocky, und der frühere 

Reichstagsabgeordnete W. Heile. Der 
* Kongreß erklärte sich für Zulassung 
Deutschlands zum Völkerbund mit Rats- 
sitz. Die Verantwortung am Kriege 
ließe sich nicht mit. Gewalt jemandem 
- zur Last legen; die Archive aller Länder 
müßten geöffnet werden. Die Räumung 
des Ruhrgebiets solle früher als zum 
vorgesehenen Termin erfolgen. In den 
wirtschaftlichen Beratungen ging man 


von der Notwendigkeit aus, daß die Pro- 
duktion anzuregen und die Lage der Ar- 
beiter zu verbessern sei. Am Achtstun- 
dentag ist festzuhalten trotz der Schwie- 
rigkeiten, die durch die starke finanzielle 
Belastung Deutschlands seiner Durch- 
führung entgegenstehen. In der Sitzung 
über die sittliche Seite des Friedens-: 
problems, die Oliver Dryer leitete, unter-. 
suchte der Straßburger Professor Ge- 
mahling die geistigen Bedingungen für 
eine Völkerverständigung. Das Friedens- 
werk des Vatikans wurde von einem Te- 
suiten gewürdigt. Internationale Hilfs- 
maßnahmen gegen Hungersnot, Dürre, 
Überschwemmungen, Erdbeben usw. 
sollten durch eine dem Völkerbund an- 
gegliederte Versicherungsgemeitischaft 
ermöglicht werden. 

Von einer öffentlichen Kundgebung, 
die dem auf einen religiösen Grundton’ 
gestimmten Kongreß folgte, sei ein Wort 
Marc Sangniers zitiert: „Unser Ziel ist, 
uns einander zu verstehen, kennenzu- 
lernen und zu lieben.“ 


* 


Die junge Republik. Die Be- 
wegung von Marc Sangnier, die ja zu- 
gleich katholisch und fortschrittlich ist, 
befindet sich jetzt zwischen den beiden 
Feuern der katholischen Reaktion, die in 
Opposition zur Regierung Herriot steht, 
und der anti-kirchlichen Radikalen und 
Sozialisten. Die „Junge Republik“ be- 
schloß auf einem großen Kongreß von 
Vertretern aus allen Teilen Frankreichs, 
der am ı. bis 2. November stattfand, in 
die kürzlich gebildeten „Katholischen 
Gruppen zur Verteidigung der Religion“ 
nur unter der Bedingung einzutreten, daß 
diese ihre spezielle religiöse Aufgabe er- 
füllen und sich nicht allgemeinen poli- 
tischen Zielen zuwenden würden, und der 
Kongreß beschloß gleichzeitig engste Zu- 
sammenarbeit mit den Linksparteien im 
Interesse des sozialen und internationalen 
Fortschritts. 
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Vom deutschen evangelischen 
Kirchentum. 


Aus dem kirchlichen 
Leben Deutschlands 1924. 
Nach den furchtbaren Verhältnissen, 

die infolge der völligen Entwertung des 
deutschen Geldes eingetreten waren und 
eine kaum noch zu _ertragende Unsicher- 
heit des Lebens verursachten, brachte 
die Einführung einer festen 
Währung, der Rentenmark, trotz 
der fortdauernden Besetzung des Ruhr- 
gebietes durch die Franzosen, trotz einer 
immer schwieriger werdenden Geschäfts- 
lage und einer dadurch veranlaßten 
wachsenden Spannung zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern, in kurzer 
Zeit einen Umschwung und eine 
Beruhigung, die man kaum für mög- 
lich gehalten hätte. 

Auch die deutschen evange- 
lischen, Landeskirchen, unter 
denen manche durch die sozialistischen 
Landesregierungen wie in Sachsen, 
Braunschweig und Thüringen, geradezu 
in ihrer Existenz bedroht waren, da der 
Pfarrerstand durch eine kirchenfeind- 
liche Gesetzgebung fast brotlos wurde, 
empfanden dankbar diesen Umschwung. 
Freilich die Gehälter der Staatsbeamten 
und der Geistlichen konnten anfangs 
nur auf 45% der Friedenszeit gestellt 
werden und erfuhren auch in der Folge 
nur eine Erhöhung um etwa 15%, ein 
Zeichen für die allgemein eirgetretene 
Verarmung. Aber man konnte doch 
überhaupt wieder disponieren. Wie auf 
den meisten Gebieten zeigte sich daher 
auch im kirchlichen Leben des 
Jahres 1924 ein erfreulicher 
Aufschwung. Man darf wohl hof- 
fen, daß der Tiefpunkt überschritten ist, 
so überaus schwierig auch der Aufstieg 
sich gestalten wird. 

Diese Wendung ist um so bemerkens- 
werter, als die Unsicherheit der 
politischen Verhältnisse fort- 
dauert. Zweimal mußte im Lauf eines 
Jahres das deutsche Volk zu einer 
Reichstagswahl schreiten. Beachtens- 
wett für die Stellung des 
Reichstags vom 8 Mai zu 
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kirchlichen Fragen ist ;seine 
konfessionelle Zusammen- 
setzung. Von den 472 Abgeordneten 
+05 katholisch, 


waren 216 evangelisch, 
3 Juden, ı Altkatholik und 140 „reli- 
gionslos“ (zumeist die Kommunisten), 


eine betrübend große Zahl! Der Reichs- 
präsident ist Dissident, der Reichs- 
kanzler Katholik, wie schon wiederholt 
in den letzten Jahren. Dieser letzten 
Tatsache, sowie der Erkenntnis, daß das 
Staatsleben ohne Pflege des religiösen 
Lebens der Staatsbürger nicht bestehen 
kann, ist es zu danken, daß die Kirchen, 
die katholische wie die evangelische, 
trotz des Artikels 137 der Reichsver- 


fassung: „Es besteht keine Staatskirche‘, 


eine wachsende Beachtung fanden. Die 
Bevölkerung kann ohne die caritativen 
Arbeiten der Kirchen nicht bestehen. 
Der Staat handelte daher im eigensten 
Interesse, als er durch ein besonderes 
Gesetz den Vereinen und Anstalten bis 
zum I. April 1924 außerordentliche Bei- 
hilfen gewährte. 


Auf einem wichtigen Gebiete hat das 


Jahr 1924 sogar eine bedeutsame Ent- 
wicklung zum Abschluß gebracht. Nach- 
dem die Kirchen Süddeutschlands schon 
ihre neuen Kirchenverfassungen 
stande gebracht hatten, wurden in Preu- 
ßen vom Landtag durch Staatsge- 


zu 


setz. vom - 8,-Apr1l= 7024 =dı1e 
Kirchenverfassungen der 
evangelischen Kirche der 
altpreußischen Union, der 


evangelisch-lutherischen und reformier- 
ten Landeskirche Hannovers, der evan- 
gelisch-lutherischen Landeskirche Schles- 
wig-Holsteins, Hessen-Nassaus und in 
Frankfurt a.M. anerkannt. Vor der Re- 
volution war in den 28 deutschen evan- 
gelischen Landeskirchen der Landesherr, 
in Preußen also der König, Inhaber der 
kirchlichen Gesetzgebungsgewalt oder 
des 


Den Landesherren war in der Refor- 


mationszeit das Notbistum zugefallen,. 


da die Kirche noch keine Selbstverwal- 
tung ausüben konnte. 
stürzte mit den Herrscherhäusern auch 
das Notbistum. Die Kirchengewalt hätte 
daher sofort an die Kirche zurückfallen 


landesherrlichen Kirchenregiments. 


” 


Die Revolution 


{ 


* herbeizuführen, 


# 


können, die längst eine Synodalverfas- 
sung hatte. Der preußische Landtag be- 
stimmte aber, daß bis zum Erlaß der 
künftigen Verfassung die kirchlichen 
Rechte des Königs auf drei evangelische 
Minister übergehen sollten. Die obersten 
Symoden beschlossen darauf Wahlgesetze 
für  verfassungsgebende Kirchenver- 
sammlungen. Diese haben vom Sep- 
tember 1922 bis März 1923 ihre Ver- 
fasungen fertiggestellt, deren staatliche 
Anerkennung nunmehr erfolgte. Die Kir- 
chen haben dadurch eine weitgehende 
Selbständigkeit erlangt. Die Landes- 
kirchen, die einen starken staatskirch- 
lichen Charakter trugen, sind dadurch 
zu ireien Volkskirchen geworden. Diese 
haben inzwischen z. T. bereits ihre neuen 
Synoden gewählt und sich :selbst ihr 
Kirchenregiment gesetzt, dessen oberster 
Leiter in verschiedenen Kirchen den 
Titel „Bischof“ führt. 

Es ist-ein namentlich im Ausland noch 
nicht genug gewürdigtes Zeichen für die 
Kraft - des deutschen Protestantismus, 
daß es ihm inmitten der großen Umwäl- 
zungen auf staatlichem und wirtschaft- 
lichem Gebiete und mitten im Neubau 
der Verfassungen der einzelnen Landes- 
kirchen gelang, im Deutschen 
Evangelischen Kirchenbund 
eine organische Zusammenfassung zu 
gewinnen. Der Kirchenbund hat den 
Zweck, zur Wahrung und- Vertretung 
der Interessen der deutschen evangeli- 
schen. Landeskirchen einen engen und 
dauernden Zusammenschluß derselben 
das Gesamtbewußtsein 
des deutschen Protestantismus zu pflegen 
und für "die religiös-sittliche Weltan- 
schauung der deutschen Reformation die 
zusammengefaßten Kräfte der Reforma- 
tionskirchen einzusetzen — dies alles 
unter Vorbehalt der vollen Selbständig- 
keit der verbündeten Kirchen in Be- 
kenntnis, Verfassung und Verwaltung. 
Nach einer Vorkonferenz in Cassel 1919 
und den Vorkirchentagen in Dresden 


e 1919 und Stuttgart 1921 wurde am Him- 


melfahrtstage 1923 in der Schloßkirche 


_ zu Wittenberg über den Gräbern Lu- 


thers und Melanchthons der Kirchen- 


- Bund gegründet und damit ein seit Jahr- 


‘„Der evangelische 


hunderten erstrebtes, Ziel erreicht. So 
konnte der erste verfassungsmäßige 
Deutsche Evangelische Kir- 
chentag in Bethel-Bielefeld 
vom 14. bis 17. Juni 1924 gehalten wer- 
den. Seine von großer Einmütigkeit ge- 
tragenen Verhandlungen an der Wir- 
kungsstätte von „Vater Bodelschwingh“ 
zeigten, daß der neue Bund keine tote 
Organisation, sondern ein lebendiger Or- 
ganismus ist. 

Das bedeutsamste in Bethel angenom- 
mene Kirchengesetz betraf neben den 
nötigen Ordnungen für den Ausbau des 
Bundes (Kirchenausschuß mit dem zur 
Verfügung des Präsidenten - stehenden 
Kirchenbundesamt) sowie dem Zutritt 
der Brüdergemeine als erster Freikirche 
den Anschluß deutscher evan- 
gelischer Kirchengemein- 
schaften, Gemeinden und 
Geistlichen außerhalb Deutsch- 
lands an den Kirchenbund. 
Schon in Dresden war einmütig zum 
Ausdruck gekommen, daß gerade wegen 
des nolitischen Zusammenbruches 
Deutschlands die kirchliche Auslands- 
arbeit um so intensiver gestaltet werden 
müsse. Hatte die preußische Landes- 


kirche z.B. durch die Aufrechterhaltung” 


ihrer Beziehungen mit der Ev. Kirche 
Danzigs und den Gemeinden im Memel- 
land, die man vergewaltigen will, den 
Grundsatz betont: „Staatsgrenzen sind 
nicht Kirchengrenzen“, so will der Kir- 
chenbund den evangelischen Deutschen 


in aller Welt den kirchlichen Rückhalt 


geben. 

Dieser Lebenswille des Kirchenbundes 
zeigte sich in Bethel aber besonders 
darin, daß er nach den Vorträgen von 
Professor D. Titius-Berlin über „Evan- 
gelisches Ehe- und Familienleben und 
seine Bedeutung in der Gegenwart‘ und 
von Prälat D. Schoell-Stuttgart über 
Berufsgedanke und 
das Arbeitsleben der Gegenwart“ eine 
„Soziale Botschaft an das 
deutsche evangelische Volk“ 
erließ. Der Kirchenbund nimmt in der- 
selben Stellung zu den Fragen des Ehe- 
und Familienlebens, der Kindererzie- 
hung und Jugendbewegung, 
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gesamten öffentlichen Verhältnisse, ins- 
besondere zu den immer schärfer wer- 
denden sozialen Gegensätzen. Erfreu- 
licherweise findet die Botschaft in den 
Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber eine starke Beachtung. Sie ist ein 
Programm, dessen Durchführung lange 
Arbeit kosten wird. 

Der Kirchenbund hat sofort den An- 
fang zur Ausführung dieses Programms 
gemacht. Er nahm eine deutliche Er- 
klärung zur Aufrechterhaltung 
der Sonntagsruhe in der Ei- 
senindustrie an, die sogleich im 
Reichstag verhandelt wurde und nicht 
wirkungslos verhallt ist. Zur Durch- 
führung des in Stuttgart aufge- 
stellten Schulprogramms ist der 
Kirchenausschuß unermüdlich tätig ge- 
wesen, auch wenn es noch nicht zum Er- 
laß eines Reichsschulgesetzes kam. 
Ebenso hat er dauernd de Wahrung 
der kirchlichen Rechte fi- 
nanzieller Art gegenüber 
Reiche bei der Neuordnung der Verhält- 
nisse zwischen Kirche und Staat mit Er- 
folg vertreten. Er hat es mit Freuden 
begrüßt, daß das Reichsgericht 
die von der sächsischen Staatsregierung 
erfolgte Zwangspensionierung 
des‘ Konsistorialpräsidenten D. Dr. 
Böhme und des Landesbischofs D. 
Ihmels aufhob, da das staatliche 
Altersgrenzengesetz für die Kirche keine 
Gültigkeit habe; eine wichtige Aner- 
kennung der Freiheit und Selbständig- 
keit der Kirche. Ein weiteres bemer- 
kenswertes Zeichen der kirchlichen Be- 
einflussung der Öffentlichkeit waren die 
Aufforderungen des Kirchenausschusses, 
bei den Reichstagswahlen für die evan- 
gelische Schule einzutreten, und ein zu- 
meist erfolgreicher Appell an die Partei- 
leitungen, in der Karwoche sowie am 
Bußtag und Totensonntag den Burg- 
frieden zu wahren. 

Dieser Lebenswille des evangelischen 
Deutschland trat auch in der Arbeit 
der großen freien Vereine 
zutage, die seit 19I6 in der „Konfe- 
renz Deutscher Evangelischer Arbeits- 
organisationen“ einen Zweckverband 
bilden. Die größte dieser Körperschaften 
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dem’ 


ist der Centralverband der In- 
neren Mission, dessen Glieder 
nach Zeiten schwersten Ringens sich 
jetzt wieder kraftvoll zu entfalten. be-. 
ginnen. Die Innere Mission kann ihren 
Dienst in Tausenden von Anstalten mit 
etwa 400000 Plätzen. und in 3 80o:. Kin- 
derheimen mit 165 000 Plätzen fort- 
setzen. Ein besonders hoffnungsvolles 
Leben entfaltet sich in den Verbänden 
für die männliche und weibliche Jugend 
mit 1500000 Mitgliedern. Für Kranke 
und Sieche stehen weiterhin ı 900 Häu- 
ser mit 106 000 Betten bereit. Sie nimmt 
sich: mit erneutem Eifer der Alten, der 
Gefährdeten und der wandernden Bevöl- 
kerung an. Besonders aber will sie durch 
verstärkte Betätigung der Volksmission 
und Apologetik den Menschen einen tie- 
fen Eindruck von der Kraft des Geistes 
und der Liebe Jesu ühermitteln. Es sind 
z.Z. etwa 3000 Diakonen, 36 000 Diako- 
nissen und Schwestern, sowie 8000 an- 
dere Berufsarbeiter und Berufsarbeite- 
rinnen tätig. Hervorgehoben zu werden 
verdient die kraftvolle Betätigung der 
Vereinigung Deutscher Ev. Frauenver- 
bände mit 2 Millionen Mitgliedern, die 
am 24. November 1924 in Königsberg 
den II. Deutschen Ev. Frauentag. hielt. 
Die „Konferenz theologischer Berufs-. 
arbeiter der Inneren Mission‘ tagte vor 
Pfingsten in Freudenstadt. Die Novem- 
berkonferenz in Berlin brachte einen 
Vortrag von _Stadtmissionsinspektor 
Dr. Schreiner-Hamburg über die 
„Stellung der Kirche zur völkischen 
Frage“, der noch viel Beachtung finden 
wird. 

Der älteste, das ganze Deutschland 
umfassende Verein der Gustav- 


‚Adolf-Stiftung, der 1913 für die 


evangelische Diasporra 1,9 Millionen 
Goldmark verwenden konnte, war 1923 
bettelarm geworden. Er konnte im Sep- 
tember in Braunschweig wieder eine 
öffentliche Hauptversammlung halten. 
Nun durfte der Vorsitzende D. Rend- 
torff dankbar bekennen, daß Gott aus 
sechs Trübsalen errettet und in der sie- 
benten behütet. Neues Leben ist. er- 
wacht. Dasselbe gilt auch von dem 
Ev. Bund zur Wahrung pro- 


hart 
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testantischer Interessen, de- 
sen Leitung im März Domprediger D. 
Doöehring-Berlin übernahm und 
dessen 28. Generalversammlung zu 
München am 29. August unter dem Leit- 
wort stand: „Des evangelischen Glau- 
bens Herrlichkeit“. Der Bund übernahm 
die Leitung des Internationalen Ver- 
bandes zur Verteidigung des Protestan- 
tismus, der, auf holländische Anregung 
in Haarlem gegründet, jetzt Zweige in 
Holland, Deutschland, Schweden, 
Schweiz, Tschechoslowakei, Österreich, 
Rumänien, Jugoslavien, Italien und Bra- 
silien hat. 
Für die unter der Not erstarkenden 
Kräfte des deutschen Protestantismus 
5 ist die schnelle Entwicklung zweier 
jüngerer Bestrebungen bezeichnend. Zur 
Wahrung der Rechte der schwer bedroh- 
ten evangelischen Schule hat sich der 

— Reichsverband evangeli- 
= scher. Eltern- und Volks- 

bünde gebildet, der in 4627 Eltern- 

bünden über 2 Millionen Mitglieder zählt. 

In den Städten, den einzelnen Ländern 
und im Reich zeigt sich sein wachsender 
- Einfluß gegenüber dem Radikalismus. 
Sein Organ, die „Schulfrage“, ist ein 
unentbehrliches Mittel im Schulkampf 
geworden. Um bei dem Bankerott der 
materialistischen Weltanschauung dem 
Volke die richtige geistige Nahrung zu 
bieten, hat sich ein Evangelischer 
Volksbildungsausschuß in 
- Berlin gebildet. Dieser hat schon 14 
“ Landesausschüsse gegründet und eine 
wertvolle Verbindung zwischen den ver- 
schiedenen evangelischen Volkshoch- 
schulen hergestellt, unter denen nament- 
lich die Schule in Hermannsburg ge- 
nannt werden muß. Sein Organ ist der 
„Eckart“, das seinen Blick auf die ge- 
samte Geisteskultur richtet und die Be- 
strebungen einer „Evangelischen Buch- 
gemeinschaft‘ fördert. 

‚Hauptträger dieser beiden letzten Be- 
strebungen ist der Evangelische 
Preßverband für Deutsch- 
tand, der mit dem gesamten deut- 
schen Schrifttum schwerste Zeiten 
durchgemacht hat, aber jetzt mit der 

Gemeinde- und Sonntagsblatt-Presse 


Sein 
Hinderer 

1924 unter dem 
Evangelische 
eine „Kirchliche 


einer neuen Blüte entgegengeht. 
verdienstvoller Direktor 
gibt seit ı. Januar 
Titel „Das 
Deutschland“ 
Rundschau für das Gesamtgebiet des 
Deutschen Evangelischen Kirchen- 
bundes“ heraus, die schon 20000 Leser 
zählt. Der seit dem Sommer erschei- 
nende „Bilderbote für das 
evangelische Haus“ hates gar 
schon auf 400000 Bezieher gebracht. 
Film und Radio werden in den Öffent- 
lichkeitsdienst der Kirche gestellt. Der 
„Lag“, eine im In- und Ausland weit 
verbreitete Berliner Großzeitung, bringt 
jetzt eine Wochenbeilage für „Kirche, 
Schule, Heimat und Haus“. Seit dem 
1. Dezember erscheint die vonD.Doeh- 
ring und Heinrich Rippler her- 
ausgegebene „Neue Tägliche 
Rundschau“, die völlig unabhängig 
von Parteien und Konzernen nur deutsch 
und evangelisch sein will. Daneben be- 
stehen die alten evangelisch geleiteten 
Zeitungen „Reichsbote‘, „Aufwärts“ u.a. 
fort. 

Erfreulich ist auch die Tatsache, daß 
man den gesteigerten Schwierigkeiten 
der sozialen Frage durch eine Zu- 
sammenfassung der Kräfte zu begegnen 
sucht. In der aus dem Kriege heim- 
kehrenden Jugend zeigte sich ein starkes 
soziales Pflichtbewußtsein, das sich ver- 
schiedenartig betätigte und als seine Or- 
gane „Die Zeitenwende‘“ und ‚Das neue 
Werk, der Christ im Volksstaat‘“ schuf. 
Der neu gegründete Soziale Ausschuß 
der Konferenz der Arbeitsorganisationen 
erstrebt eine Verbindung zwischen diesen 
Kreisen der Jungen, namentlich den Re- 
ligiös-Sozialen (Pastor Dehn-Berlin) und 
den religiösen Sozialisten, mit den alten. 
Organisationen, dem Evangelisch-Sozia- 
len Kongreß, der vom 10. bis 12. Juni in 
Reutlingen eine Tagung hielt, und dem 
Kirchlich-Sozialen Bund, deren Führer 
Pastor Herz-Leipzig und D. Mumm- 
Berlin ‚schon gemeinsam vorgehen. Be- 
achtenswert war auch die Tatsache, daß 
auf der von 250 Teilnehmern besuchten 
„Theologischen Woche der Berliner 
Theologischen Fakultät“ zwei soziale 
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’Themata behandelt wurden: „Kirche und 
moderner radikaler Sozialismus“ (Pro- 
fessor D. Mahling) und „Die sozialen 
Gegenwartsaufgaben der Großstadt und 
die evangelische Kirche“ (General-Super- 
intendent D. Burghart). Zum Kampf 
gegen Schund und Schmutz 
haben sich in der „Volksgemeinschaft 
für gute Sitte“ große evangelische Ver- 
eine mit katholischen, israelitischen und 
neutralen Verbänden verbunden. 

Die evangelische Christen- 
heit Deutschlands bedarf allerdings 
einer Vertiefung und Sammlung, denn 
sie wird von feindlichen Mäch- 
ten mehr denn je bedroht. Der Krieg 
hat namentlich auf dem Gebiete der Sitt- 
lichkeit Volksschäden geoffenbart, 
auf welche Einsichtige schon lange mit 
Ernst hingewiesen hatten. Die Moral 
der wenigen Kriegsgewinnler, die völlige 
Verarmung des Mittelstandes, die herbe 
Enttäuschung, die der zur politischen 
Macht gelangte Sozialismus bei den dau- 
ernden wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
und bei der Unsicherheit der inneren 
und äußeren politischen Lage dem Volke 
gebracht hat, verursachten viel Unruhe 
und Unzufriedenheit, viel Ratlosigkeit 
und Verzagtheit. Die katholische 
Kirche dagegen hat, gestützt auf ihre 
internationalen Beziehungen und auf die 
die Politik des Reiches in steigendem 
Maße beherrschende Zentrumspartei, 
eine immer stärker werdende Stellung, 
ja hält die Zeit für eine Gegenrefor- 
mation für gekommen. Am 10. Februar 
ist zum ersten Male im katholischen 
Deutschland ein Papstfest gefeiert wor- 
den, das der volkstümlichen Stärkung 
des Papstgedankens dient. Neben die 
Nuntiatur in München ist eine zweite in 
Berlin getreten, das jetzt auch Bischofs- 
sitz geworden ist. Das alte Bistum 
Meißen ist wieder besetzt, andere sollen 
folgen. Die Zahl der Ordenspersonen ist 
von 72536 im Jahre 1919 auf 83890 im 
Jahre 1923 gestiegen, entsprechend die 
Zahl der Klosterniederlassungen. Für 
die Bekehrung der Protestanten ist für 
Deutschland mit Zustimmung der Bi- 
schöfe und des Papstes der Winfried- 
bund gegründet, dessen Bestrebungen 
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der von Wien ausgehende Eucharistische 
Völkerbund unterstützt. 

Indessen diese schädlichen moralischen 
Wirkungen des Krieges sowie die starke 
Offensive der römisch-katholischen Kir- 
che sind Erscheinungen, die nicht nur in 
Deutschland, sondern in der ganzen Welt 
zutage treten. Wenn sie sich hier, in 
dem Herzland Europas und in der Hei- 
mat der Reformation, besonders bemerk- 
bar machen, so haben sie auch dazu 


dienen müssen, das Verständnis 
für die Bedeutung der 
Freundschaftsarbeit der 


Kirchen zu fördern. 
der World Conference on Faith and Or- 
der nach Genf hatte der Deutsche Evan- 
gelische Kirchenausschuß 1920 bei aller 
grundsätzlichen Bereitschaft zu inter- 
nationaler Arbeit abgelehnt. Schon 1922 


Die Einladung 


aber sagte der Kirchenausschuß seine 


Beteiligung an der Universal Conference 
of the Church of Christ on Life and 
Work zu und hat sich 1924 intensiv an 
der Vorarbeit für die große Stockholmer 
Konferenz 1925 beteiligt. 
tende Persönlichkeiten des Weltbundes 
für Freundschaftsarbeit der Kirchen, Sir 
Willoughby Dickinson und Dr. Ramsay, 
hatten beim Kirchentag in Bielefeld “mit 
dessen Präsidenten D. Wilhelm Frei- 
herrn von Pechmann, den Präsidenten 
der preußischen und bayrischen Kirchen, 


Einige dei- 


D. Moeller und D. Veit, sowie anderen 


kirchlichen Führern eine Zusammen- 
kunft. Die Jahrestagung des deutschen 


Zweiges des Weltbundes in Stuttgart 


vom 22. bis 24. September war: vom 
Kirchenausschuß offiziell beschickt. Die 
dortigen Verhandlungen über die Stel- 
lung der Landeskirchen und Freikirchen 
zu den Einheitsbestrebungen der Kirchen 
(Prälat D. Schoell und Bischof D. Nuel- 
sen), sowie über die Prüfung der Kriegs- 


schuldfrage durch die Kirchen (Reichs- 
gerichtspräsident Dr. Simons und Staats-- 


präsident a.D. Dr. Hieber) nahmen, wie 


D. Th. Kaftan in der „Allg. Ev.-Luth. 


Kirchenzeitung“ urteilt, 


„einen fast | 


glänzenden Verlauf“ und werden sich 


weithin auswirken. e 
Die Wurzeln vieler kirchlicher Schä- 


den in Deutschland lagen, nach dem tref- 


Te 


‘ 


 fenden Urteil D. Adolf Stöckers, 
der mit Prophetenblick das herannahende 
Unheil schaute und vergeblich zur Um- 
' kehr aufrief, in dem Staatskirchentum, 
in dessen Fesseln die Kirche sich der 
Welt gegenüber nicht als eine göttliche 
Stiftung frei betätigen konnte Die 
neue Reichsverfassung bestimmt in Ar- 
tikel 137: „Es besteht keine Staats- 
kirche.“ Die deutschen evange- 
lischen Kirchen haben ihre 
Freiheit erlangt, sich selbst 
ihre Verfassung gegeben und miteinander 
_ einen Bund geschlossen. Und wenn D. 
- Stöcker einst klagen mußte: „Der Pro- 
testantismus hat die Wahrheit, aber 
keine Kirche, um 'sie der Welt gegen- 
über zu behaupten“, die deutschen evan- 
gelischen Kirchen haben jetzt ihre Auf- 
gabe erkannt: unter Wahrung 
ihrer Selbständigkeit in Bekenntnis, Ver- 
74 fassung und Verwaltung die zusammen- 
 _ gefaßten Kräfte der deutschen Refor- 
_ mationskirchen einzusetzen für den 


z Dienst am deutschen Volke wie an den 
Völkern der‘ Welt. ee 

9 A.W. Schreiber 

2 * 


— Aus dem religiösen Leben 
- anderer Länder. 


Holland. 


3 Wenn wir in ein -paar Worten das 
- Charakteristische des religiösen Lebens 
 Hollands im Jahre 1924 zusammenfassen 
- wollen, können wir drei Worte nennen: 
-—- Jugendarbeit, Missionsin- 
> teresse und Friedensbewe- 
gung. 

— Was die Jugendarbeit anbetrifft, 
so hat die Zahl der Jugendgottesdienste 
in mehreren Städten des Landes bedeu- 
_ tend zugenommen. Ich spreche zuerst 
" von den Jugendgottesdiensten, nicht, 
_ weil die andere Jugendarbeit, wie sie 
z.B. in Amsterdam unter Führung von 
"Dr. J. Eykman betrieben wird, von ge- 
_ ringen Werte wäre, was durchaus nicht 
der Fall ist, sondern weil die Zunahme 
_ der Jugendgottesdienste in den Zentren 
- des kulturellen Lebens ein unzweideuti- 
ges Zeichen erhöhten religiösen Lebens 


ist. Es wird bei uns wohl sein wie in 
vielen anderen Ländern, daß sehr viele 
von diesen jungen Leuten, die nach dem 
Evangelium fragen, von Familien her- 
kommen, die sich mit Religion wenig 
oder überhaupt nicht beschäftigen. Hat 
der alte Liberalismus bis jetzt noch von 
der Frömmigkeit der Vorfahren gelebt, 
dem jüngeren Geschlecht hat er nichts 
zu geben. Jetzt steht die Jugend an ver- 
siegten Quellen und ausgetrockneten 
Flüssen und dürstet nach frischem Was- 
ser. Und das Eigentümliche ist, daß sie 
nicht ein Evangelium will, das mit einer 
monistischen‘ Weltanschauung in Ein- 
klang gebracht worden ist, im Gegenteil 
durch seinen schroffen Dualismus, durch 
den absoluten Gegensatz von Sünde und 
Gnade, durch das Wunder der Erlösung 
Gottes in Christo übt das Evangelium 
seinen größten Einfluß. Männer wie 
Barth, Brunner, Gogarten, Thurneysen, 
Schriftsteller wie Dostojewskij machen 
großen Eindruck. 

Es ist freilich nicht zu leugnen, daß 
auf der anderen Seite der Hang nach 
Genuß und Sinnlichkeit erschreckend 
zunimmt, und allenthalben Symptome 
sittlicher Entartung und Verirrung des 
sittlichen Urteils sich offenbaren, 'die 
mit Recht uns für die Zukunft be- 
sorgt machen. Dessenungeachtet bleibt 
die Erneuerung des religiösen Lebens 
bei einem Teil der Jugend ein erfreu- 
liches Zeichen, dessen Bedeutung nicht 
unterschätzt werden darf. Die Schwie- 
rigkeit besteht aber darin, daß wir noch 
nicht wissen, wie die Arbeit an der Ju- 
gend in feste Bahnen geleitet werden soll. 
Der jüngstverstorbene 4ojährige Rotter- 
dammer Pfarrer Dr. H. T. Oberman 
hatte jeden ersten Sonntag des Monats 
in der Zuider-Kirche 2700 bis 3000 junge 
Menschen um sich versammelt. Von 
mehreren größeren und kleineren Ort- 
schaften kamen sie zu ihm. Jetzt ist er 
heimgegangen, und man weiß eigentlich 
nicht, wie seine Arbeit fortgesetzt wer- 
den soll; denn kirchlich ist diese nicht 
organisiert. Und das Schlimmste ist, 
wenn die Jugendarbeit kirchlich organi- 
siert wird, kommt siein das Fahrwasser 
kirchlicher Strömungen und Interessen 
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und verliert dadurch ihre Anziehungs- 
kraft auf die Jugend. Denn unsere Ju- 
gend will nicht mit allen diesen Zänke- 
reien zu tun haben, sie will keine dog- 
matisch genau abgegrenzte Predigt. Sie 
will das frische, lebendige Evangelium 
‚des Heilandes, sie will nicht an kirchlich 
festgestellte Gesangbücher gebunden sein, 
sie will immer neue Lieder singen, die 
aussprechen, was im Herzen unserer Zeit 
lebt. Darin liegt allerdings eine gewisse 
‘Gefahr, aber wo liegt diese nicht, wenn 
das religiöse Leben sich neue Bahnen 
bricht? Die Kirche ist immer und zumal 
ın Holland sehr konservativ orientiert. 
Sie betrachtet sich als die Hüterin der 
Orthodoxie, verliert aber dadurch ihren 
Griff auf die jüngeren Menschen. Nicht 
nur in den Dörfern, sondern auch in den 
Großstädten wie Amsterdam, Rotterdam, 
Haag, Utrecht feiert sie ihre Triumphe. 
Die konfessionelle Strömung nimmt zu. 
Die Reaktion gegen die durch den 
"Weltkrieg gebrachte Enttäuschung hat 
sich vieler bemächtigt zum Schaden 
‚des religiösen Lebens. Es ist ein er- 
{reuliches Zeichen, daß die Zahl theo- 
logischer Studenten an den hollän- 
‚.dischen Universitäten im Wachstum be- 
griffen ist, man hat aber die größte 
Mühe, die jungen Studenten, von denen 
viele aus Pfarrerfamilien kommen, aus 
der Orthodoxie des 17. Jahrhunderts, 
woran sie festgerostet sind, loszuschrau- 
ben, was nur mit viel Liebe und Pietät 
und Vorsicht geschehen kann. Es gibt 
natürlich viele Pfarrer und Professoren, 
welche dieses Unternehmen mit großem 
Bedauern sehen und darin Anlaß finden, 
für eine „freie“ theologische Fakultät 
einzutreten, weil sie in den Staatsuni- 
versitäten eine große Gefahr für die freie 
Entwicklung der Theologie sehen. Die 
Niederländische Reformierte Kirche hat 
an jeder Staatsuniversität neben den 
theologischen Staatsprofessoren zwei 
außerordentliche kirchliche Professoren 
‚angestellt. Diese Professoren werden von 
‚der Synode ernannt. Aber auch mit 
‚diesen ist die konfessionelle ' Partei 
nicht zufrieden. Die Synode ist ihres Er- 
achtens nicht die richtige Vertretung der 
"Kirche. Darum strebt die konfessionelle 
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Partei eine Kirchenreform an, damit die 
Synode auf eine andere Weise direkt 
von den Kreissynoden erwählt werde, die 
alljährlich in allen Provinzen abgehalten 
werden. Das Ideal dieser Partei ist eine 
eigene kirchliche theologische Fakultät, 
völlig frei vom Staate, mit Professoren, 
die von einer Synode ernannt sind, die 
genau das kirchliche Leben abspiegelt. 
Dieses Jahr hat man, obwohl ohne Er- 
folg, darauf hingearbeitet. Unser Mi- 
nister, Exzellenz Dr. J. Th. de Visser, 
will durchaus die theologische Fakultät 
als eine Staatsfakultät beibehalten, und 
er hat viele hinter sich, welche es mit 
ihm für ein Unglück halten würden, 
wenn die Theologie kirchlich gefesselt 
würde. Viele sehen in der „freien“ Uni- 
versität von Dr. A. Kuyper zu Amster- 
dam wegen ihrer dogmatischen Gebun- 
denheit nicht eben das Ideal einer freien 
Entwicklung der Theologie. 

Im allgemeinen nimmt das kirchliche 
Leben in Holland zu. Man spricht auch 
bei uns viel von dem wachsenden Einfluß 
Roms. Allerdings entfaltet die römisch-- 
katholische Kirche bei uns eine große 
Tätigkeit. Dominikaner und Jesuiten 
halten Versammlungen ab mit Prote- 
stanten, um die katholischen Dogmen 
näher zu erklären. Im Durchschnitt sind 
diese Versammlungen nur mäßig besucht, 
entfesseln dagegen eine starke protestan- 
tische Reaktion. Man braucht nur eine‘ 
Protestversammlung zusammenzurufen, . 
und von allen Seiten kommen die Evan- 
gelischen herbeigeströmt, um ihren refor- 
mierten Glauben zu bekennen, wozu in- 
direkt der Eucharistische Kongreß mitge- 
wirkt hat, der dieses Jahr in Amsterdam 
gehalten wurde und mit vielem Pomp und 
Prunk gefeiert worden ist, auf den nüch- 
ternen ‘Charakter der Holländer aber 
wenig oder gar keinen beängstigenden 
Eindruck gemacht hat. Man sprach von 
den vielen Kirchenbauten Roms. Die 
Tätigkeit auf diesem Gebiete ist wahr- 
haft erstaunlich. Wenn man-aber denkt, 
wie viele protestantische Kirchen in den 
letzten Jahren und auch dieses Jahr er- 
baut worden sind und wie letzten Monat 
im Haag zehn Personen versprochen 
haben; jeder vor Neujahr zehntausend 
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Gulden für eine neue protestantische 
Kirche zusammenzubringen, während 
man vor einigen Wochen gerade mit dem 
Bau einer neuen protestantischen Kirche, 
der Julianakirche, angefangen hat, dann 
kann man nicht sagen, daß der nieder- 
ländische Protestantismus in süßem 
Schlaie versunken ist. Auf politischem 
Gebiete hat sich eine neue katholische 
Partei, die Partei von St. Michael, neben 
der Römisch-Katholischen Staatspartei 
gebildet, und wir sind sehr darauf ge- 
spannt, was bei den Wahlen im Jahre 
1925 das Ergebnis dieser Aktion sein 
wird. 

Erfreulich ist das rege Interesse, das 
der Missionsarbeit entgegengebracht 
wird. Die Verhältnisse sind durchaus 
sehr schwierig, denn die Arbeit in unseren 
Indien nimmt immer mehr zu, von allen 
Seiten fragt man dort nach neuen Mis- 
sionaren und Lehrern, Kirchen und Schu- 
len, und der Kreis der Wohlhabenden, 
die mit ihrem Gelde die Missionsarbeit 
stützen, wird immer kleiner. Der Krieg 
und die Entwertung der russischen An- 
leihen haben vielen ihr Vermögen ge- 
nommen. Mit großer Dankbarkeit kön- 
nen wir aber feststellen, daß die Mittel- 
klasse mit größeren und kleineren Gaben 
die Missionsarbeit zu stützen anfängt. 
Jedes Jahr wächst die Zahl der Ein- 
nahmen. Und weil es nun nicht mehr 
einzelne Reiche sind, sondern das Kir- 
chenvolk als Ganzes an der Missions- 
arbeit mitzuarbeiten anfängt, ist die 
Grundlage unseres Werkes viel fester 
und solider geworden. Dazu hat sehr die 
neue Methode, Geld zu sammeln, beige- 
iragen. Die letzte Woche des Novem- 
bers ist zu einer „Woche für Gebet und 
Opfer“ gemacht worden. Dann wird 
allenthalben bekannt gemacht, wieviel die 
Mission für das letzte Jahr noch braucht. 
Für das Jahr 1924 ist es noch dreimal 
Hunderttausend Gulden. Wir hoffen, 
ebenso wie letztes Jahr, das Geld zu be- 
kommen. Unter Mitwirkung der Lokal- 
kirchen wird auf jeden Sessel in allen 
Kirchen eine kleine Enveloppe niederge- 
legt, die jedermann mit nach Hause 
nimmt und den nächsten Sonntag mit 
einer größeren oder kleineren Gabe in die 


Kirche oder an einen anderen Ort zu- 
rückbringt. Während der Woche werden 
dann Missionsversammlungen veran- 
staltet mit Chorgesang, Lichtbildern und 
Erzählungen. 

Dieses Jahr ist in Weltevreden (Ost- 
Indien, Java) eine neue Rechtshoch- 
schule eröffnet worden. Einer unserer 
Missionsdirektoren, Dr. Schepper, ist 
als Professor an die dortige Schule 
ernannt worden. Es ist von großer 
Bedeutung, daß wir dort einen Do- 
zenten haben, der unserer Missionsarbeit 
gewogen ist, denn immer fester faßt die 
Überzeugung Boden, daß die Missions- 
arbeit unter den Mohammedanern in 
Java tüchtige Männer braucht, die, ob- 
wohl selber keine Missionare, durch ihre 
wissenschaftliche Arbeit den Missionaren 
die Mittel in die Hand geben, um den 
Weg zu dem Herzen der mohamme- 
danischen Bevölkerung zu finden. Jetzt 
arbeiten mehrere deutsche Missionare in 
unseren Missionsgebieten in Indien, und 
wir dürfen die Versicherung geben, daß 
der Holländer diesen deutschen Brüdern 
mit ebensoviel Liebe entgegenkommt 
wie den eigenen Landsleuten. 

Die Missionsarbeit ist eine Friedens- 
arbeit. Das Gottesreich ist ein Reich 
des Friedens. Soll die Friedensarbeit 
unter den Heiden Erfolg haben, so muß 
der Friedensboden im Mutterlande wohl 
befestigt werden. Hat doch der Welt- 
krieg nicht nur der äußeren Missions- 
arbeit, sondern auch den Herzen der 
Heidenbevölkerung unsäglich geschadet. 
In unserem Lande wächst der Friedens- 
gedanke. Es gibt, wie überall, auch bei 
uns extreme Pazifisten, welche unter 
keiner Bedingung die Waffen nehmen 
wollen. Zumal unter der Jugend trifft 
man viele Idealisten an, die aus mora- 
lischen Gründen den Krieg so entschie- 
den verurteilen, daß sie sagen, in keinem 
Fall daran teilnehmen zu wollen. Sie 
meinen, daß jetzt der psychologische 
Moment gekommen ist, die rechte Zeit, 
um den Kriegsgedanken radikal auszu- 
rotten und den neueren Ideen Bahn zu 
brechen, die nichts mehr mit der alten 
Kriegsmoral zu schaffen haben. Der 
Führer dieser Bewegung ist Prof. Dr. 
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Heering in Leiden, der, obwohl der 
Bilthovenschen Strömung von  Kees 
Boeke ablehnend gegenüberstehend, doch 
den Friedensgedanken radikal durchzu- 
setzen versucht. Es ist schade, daß kom- 
munistische und anarchistische Elemente 
dieses ideale Streben in Mißkredit brin- 
gen. Wir hatten vor einigen Wochen 
eine Debatte gehabt zwischen den 
Herren Prof. van Embden und General 
Snijders, der während des Krieges. in 
unserem Lande Oberbefehlshaber war. 
Kommunisten und Anarchisten haben je- 
doch solch einen Skandal und Radau ge- 
macht und den würdigen Mann, dem wir 
soviel zu verdanken haben, so beschimpft, 
daß ihm das ruhige Sprechen ziemlich 
unmöglich gemacht worden ist. Auf 
seine Argumentation, daß unsere Mobili- 
sation im Jahre 1918 unser Land vor 
dem Krieg bewahrt hat, was doch un- 
widerlegbar aus den Dokumenten zu be- 
weisen ist, hat man nicht einen Augen- 
blick achtgeben wollen. Doch hat seine 
Rede Eindruck gemacht, und viele Frie- 
densfreunde 'beben vor den Konsequenzen 
der Extremisten zurück und suchen die 
Friedenssache durch ' Propagation des 
Rechtsgedankens zu fördern, ohne den 


.Gedanken einer völligen Abrüstung” da- 


mit zu verbinden. Wir können ruhig 
sagen, daß unser Volk den Krieg absolut 
nicht will. Es gibt bei uns wohl keinen 
jungen Mann, der sich in der Sphäre der 
deutschen illustrierten Zeitungen und 
Wochenblätter zu Hause findet, die Men- 
talität, die aus diesen Zeitschriften 


spricht, ist uns glücklicherweise völlig 


fremd. Die Holländer sprechen niemals 
von „holländischer‘“ Treue und „hollän- 
dischem‘ Mut, sie sind der Meinung, daß 
diese Wörter Allgemeineigentum sind 
und keiner nationalen Näherbestimmun- 
gen bedürfen. Daß es uns nicht an Un- 
ternehmungsgeist und Mutfehlt, hat der 
Flug nach Indien bewiesen. Aber wir 
haben ebenso mit‘ der Mannschaft des 
Z.R. III auf ihrem Zug nach Amerika 
mitgelebt und uns über das glänzende 
Ergebnis ‚herzlich gefreut. Unser Cha- 
rakter ist nüchtern und schweigsam, wir 
äußern uns nicht leicht, halten aber das 
Ziel fest im Auge und warten ab. Daß 
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der Krieg auf unseren Volkscharakter 
nachteilig eingewirkt hat, ist leider nicht 
zu leugnen. Wie in allen Ländern‘ macht 
unser Volk eine Krisis durch. Es: ist die 
Frage: Wird das Christentum am Ende 
siegen oder unterliegen? Nur der christ- 
liche Glaube kann den Volkscharakter 
erhöhen. Unsere Aufgabe ist es, in die- 
sen verhängnisvollen Zeiten das Evan- 
gelium unseres Heilandes zu predigen 
durch die Beobachtung seiner sittlichen 
Anweisungen. Es soll nicht durch Heer 
oder Kraft, sondern durch meinen Geist 
ei spricht der Herr Zebaoth. 
AsSCTa mer. 


* 


England. 


Die englische Staatskirche 
im Jahre 1924.*) 


Um die Wende des Jahres 1923 und 


1924 ließ der Erzbischof von Canterbury 


eine Weihnachts-Enzyklika ausgehen, die 


an die Erzbischöfe und Metropoliten der | 


Kirchen gerichtet war, die mit der eng- 
lischen Staatskirche in Gemeinschaft 
stehen. Es war dies wie die Rückschau 
eines. Staatsmannes auf die Ereignisse, 
die geschehen waren, seit der „Appell an 
alle Christen“ von der Lambeth-Kon- 
ferenz im Jahre 1920 ausgegangen war. 


Dieses Jahr begann daher mit ernsten 
Diskussionen über die Einheit der Chri- 


stenheit. 
Freikirchen kam, so schließt, der Erz- 


Der Widerhall, der aus den . 


bischof, ist außerordentlich hoffnungs- 


voll. In einer Weise wie nie zuvor sind 
die Führer aller Richtungen bereit, die 
Stellungnahme des anderen anzuerkennen 
und darüber hinaus weitere Annäherung 
zu erhoffen. Hinsichtlich der Römischen 
Kirche „ist jeder Versuch in dieser Rich- 
tung im Augenblick durch Schwierig- 


keiten gehemmt, die nicht wir geschaffen 
haben und die wir nicht beseitigen kön- 


“« 


nen“. Es haben indessen Verhandlungen 


zwischen einigen führenden Persönlich- 
keiten jener Kirche und einer anglika- 4 
nischen Gruppe stattgefunden, und der 


Erzbischof gibt 


ee 


*) Aus dem Englischen übersetzt. D:R. 


offen der Hoffnung ; 


Gould, 
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Ausdruck, daß eine ruhige und unbehin- 


derte Unterhaltung in einer Atmosphäre 
guten Willens gute Ergebnisse haben 
wird.*) 

Ein Überblick über das, was von 
christlicher Seite auf den britischen In- 
seln in diesem Jahr geschehen ist, würde 
zwei bedeutsame Züge aufweisen, die, 
obwohl sie nicht ausschließlich von In- 
teresse für die englische Staatskirche 
sind, doch Ereignisse waren, an denen 
offiziell teilzunehmen erfreulich war. 
Es waren die Konferenz für Christ- 
liche Politik, Wirtschaft und Staats- 
bürgertum,**) die im April in Bir- 
mingham stattfand; und die Welt- 
Sonntagsschul-Konvention in Glasgow 
im Juni.***) Grundlage der „Copec“ war 
die Überzeugung, daß der christliche 
Glaube, richtig ausgelegt und folgerich- 
tig angewendet, die Schau und die Kraft 
verleiht, die für die Lösung der gegen- 
wärtigen Probleme wesentlich sind, daß 
die Sozialethik des Christentums in 
großem Maße von den Christen vernach- 
lässigt worden ist und dadurch furcht- 
bare Foigen für den einzelnen wie für 
die Gesellschaft entstanden sind, und daß 
es daher von größter Bedeutung ist, sie 
klarer und beharrlicher hervorzu- 
heben. Zwölf Bände Berichte, von be- 
sonderen Ausschüssen vorbereitet, sind 
veröffentlicht worden und bieten Ma- 
terial für‘ Regionalkonferenzen und 
ernste Diskussion in kirchlichen Kreisen. 
Man erwartet, daß die Zusammenkünfte 


_ der Welt-Sonntagsschul-Konvention, die 


über 30 Millionen Schüler und Mit- 
arbeiter vertritt, Einflüsse frei machen 
wird, die eine neue Ära in der Arbeit 
unter der Jugend beginnen werden. 
Die Kirche von England hat in diesem 
Jahre viele der Ihren durch den Tod ver- 
sioren. Unter ihnen Rev. S. Baring- 
einen Schriftsteller und Her- 
ausgeber von beträchtlicher Bedeutung, 


dessen Kirchenlieder „Onward, Christian 


*) Vergl. Eiche, Juli 1924, $. 389 ff. 


ED-R. 


**) Vergl. Eiche, Juli 1924, $. 361 ff. 


FD.R. 
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soldiers“, „Through the night of doubt 
and sorrow“ und „Now the day is over“ 
ihren festen Platz in der englischen Ge- 
sangbuchliteratur haben; in späteren 
Jahren schrieb er viel über Kirchen- 
geschichte; ferner Henry Woace, 
Dean of Canterbury, ein machtvoller 
Polemiker der evangelicalen Schule; 
er ist Leiter von King’s College, Lon- 
don, ‚gewesen und hat mit Sir. Wil- 


liam Smith ein „Dictionary of Christian 


Biography“ herausgegeben; J. G, Mc 
Cormick, Dean of Manchester, 
dessen Tod große Trauer in dieser Stadt 
verursachte; Hastings Rashdall, 
ein großer modernistischer Prediger und 
Gelehrter, besonders bekannt wegen 
seiner Werke „Philosophie und Religion“ 
(Philosophy and Religion) und „Der 
Sühnegedanke in der christlichen Theo- 
logie‘ (The idea of atonment in 
Christian Theology); G. W. Blen- 
kin,. Dean of St. Albans; und erst 
kürzlich J. D. Thompson, Bischof 
von Soder und Man — ein großer 
Führer der Kirche. 

Unter denen, die von ihrem As ZUu- 
rückgetreten sind, befinden sich Dr. 
E. S. Talbot, der. nacheinander 
Bischof von Rochester, Southwark und 
Winchester war; den Schriften, ‚die er 
während des Krieges veröffentlichte, 
ließ er folgen „Die geistigen Sanktionen 
des Völkerbundes“ (The spiritual sanc- 
tions of the League of Nations), auch 
war er Mitarbeiter an „Lux Mundi“; 
ferner Henry Russell Wake- 
field, Bischoff von Birmingham, 
der in seiner Jugend eifrig für die 
Stadt arbeitete, während seiner Lon- 
doner Zeit dem Londoner County Coun- 
cil seine Dienste zur Verfügung stellte 
und Bürgermeister von Marylebone war. 

Für den Bischofssitz in Winchester 
wurde F. T. Woods ernannt; für den 
von Birmingham E. W. Barnes, Ver- 
fasser verschiedener Bücher von Pre- 


.digten und Ansprachen und Artikeln über 


reine Mathematik. Die Ansprache, die er 
vor einigen Jahren vor der Britischen Ge- 
sellschaft der Wissenschaften hielt, wird 
noch immer viel besprochen. Er war der 
erste Bischof, der von einer Arbeiter- 
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regierung ernannt worden ist. Ehe die 
konservative Regierung im Januar de- 
missionierte, ernannte sie zuletzt noch 
J. J. White-Thompson für das 
Bistum in Ely. C. C. B. Bardesley, 
Schriftführer der Kirchlichen Missions- 
gesellschaft (Church Missionary Society), 
wurde für Peterborough ernannt, von 
wo Dr. Woods nach Winchester ging. 

Unter den neu ernannten Dekanen sind 
G. K. Allen Bell zum Dean of Can- 
terbury — die erste kirchliche Ernennung 
der Arbeiterregierung under z=Vz 
Stuart, der das Dekanat von New- 
castle annahm, das zuerst dem Rev. R. 
W. Moll angeboten worden war, — 
ein großer Mann der Arbeiterpartei, der 
nach der Annahme aus gesundheitlichen 
Gründen sein Amt niederlegen mußte. 

Zu den hervorragenden Ereignissen des 
Jahres 1924 gehört die Weihe der Kathe- 
drale von Liverpool im Juli in Gegen- 
wart von König Georg V. — die erste 
ähnliche Zeremonie seit der Einweihung 
der Kathedrale von Salisbury vor sechs- 
hundert Jahren. Liverpool hat ein 
Kunstwerk der Architektur hervorge- 
bracht, das unter den großen Kathe- 
dralen der Welt seinen Platz einnehmen 
wird. Wenn die Kathedrale fertig ist, 
wird sie noch einhalb mal so groß sein 
wie die St. Pauls-Kirche in London, 
größer als der Mailänder Dom, ebenso 
groß wie die Kathedrale von Sevilla und 
nur kleiner als die Peterskirche in Rom. 
Die Kapelle unserer lieben Frauen wurde 
vor 14 Jahren eröffnet, und der Chor und 
die Seitenschiffe sind jetzt in Gebrauch. 
Nur ein Drittel des Gebäudes ist 
fertig, aber als eine freie Interpretation 
der Gothik des ı5. Jahrhunderts offen- 
bart sie bereits eine große geistige Idee 
von Stein umschlossen. Sie ragt auf 
über einer Stadt, deren Geschichte bittere 
Religionskämpfe aufweist, und ist so ein 
Symbol wesentlicher Einheit christlichen 
Lebens. 

Die Bewegung „Leben und Freiheit“ 
(Life and Liberty), mit der der Name 
von Bischof Temple verknüpft ist, ruht 
nicht auf ihren Lorbeeren aus, nachdem 
sie die Enabling Act wirksam durchge- 
führt hat, welche die verschiedenen Kor- 
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porationen der anglikanischen Kirche in 
einer Nationalsynode zusammenfaßte, — 
eine Körperschaft mit großen Macht- 
befugnissen. Der Rat dieser Bewegung 
hat sich entschlossen, kühn und groß- 
zügig die Revision des „Prayer Book“ zu 
unterstützen. Er erklärt, daß das Haupt- 
ziel der Bewegung sein wird, den um- 
fassenden Charakter der englischen 
Staatskirche zu erhalten. 

Das Programm des Kirchenkon- 
gresses, der in Oxford gehalten 


wurde, war: „Die Kirche von heute und ° 


morgen‘; bemerkenswert für die Ver- 
sammlungen: war die Rolle, die die jun- 
gen Leute spielten, die mit der Furcht- 
losigkeit der Jugend die Alten 
Kampf um hohe Ziele herausforderten. 

Die Kirchenversammlung hat einen 
Vorschlag zur Einrichtung neuer Bis- 
tümer, einschließlich derer von Ports- 
mouth, Guildford und Leicester, ange- 
nommen. Sie verhandelte über Pen- 
sionen, Eigentum und Einkünfte der 
Kirche und hat lange, gegenwärtig noch 
fruchtlose Diskussionen über die Neuge- 
staltung des „Book of Common Prayer“ 
geführt. 

Es ist darauf hingewiesen worden, daß 
eine Wirkung der Enabling Act ein 
schlagendes Beispiel für die Art und 
Weise ist, in der, wie Herbert Spencer 
mit solcher Beharrlichkeit betont hat, 


zum . 


Gesetzgeber manchmal ihre eigenen Ziele - 


vereiteln durch Beschlüsse, die sie Gesetz 
werden lassen. Die erste Tat des Gesetzes 
war, zum ersten Male in der englischen 
Geschichte, zu erklären, daß diejenigen, 
die einer anderen religiösen Gesellschaft 
angehören, nicht Mitglieder der eng- 


lischen Staatskirche seien. John Wesley _ 


zum Beispiel wollte, daß seine Leute so- 
wohl Mitglieder der methodistischen Ge- 
sellschaften seien wie auch getaufte, kon- 


firmierte und kommunizierende Mitglie- 


der der Staatskirche. Er selbst betrach- 
tete sich bis zu seinem Tode als ein Mit- 
glied dieser Kirche. Das war auch für 
Anhänger der methodistischen und ande- 
ren Kirchen möglich, bis die Enabling 


Act in Kraft trat, aber nun ist es nicht 


mehr im Einklang mit den Gesetzen. 
Dieses Ergebnis fördert die Ordnung bei 


der Zählung, scheint aber das Prinzip 
der Freiheit zu vernichten, für das der 
Rat eintritt. 

Die Zahl der Kommunikanten bei der 
Oster-Abendmahlsfeier war über zwei 
Millionen, und fast ebenso groß ist die 
Zahl in den Sonntagsschulen. Die Ein- 
tragungen für die Konfirmation weisen 
eine Steigerung auf, aber die der Tau- 
fen fallen weiter. 

Das ganze Jahr hindurch sind die 
englischen Kirchen in dem Glauben er- 
mutigt worden, daß die Gleichgültigkeit 
der Menschen in den Nachkriegsjahren 
übergeht in ein vermehrtes Interesse an 
der Botschaft, die von den christlichen 

= Kanzeln verkündet wird. Maßnahmen 
für die Besserung der menschlichen Ver- 
© hältnisse, die ihre Wurzeln außerhalb des 
-— christlichen Glaubens hatten, sind ver- 
sucht worden und haben sich als un- 
wirksam erwiesen, und es ist die Stim- 
mung der Zeiten, zu der Lehre und Art 
Christi zurückzukehren. An dieser Er- 
mutigung hat die Kirche von England 
- großen Anteil gehabt. Das Jahr hat ge- 
zeigt, daß die Kirche wach ist gegen- 
- über den Möglichkeiten, die vor ihr 
liegen, und daß sie bestrebt ist, einer 
Welt Führung zu geben, die noch ver- 
wirrt und bedrängt ist von den Pro- 
blemen, die durch den europäischen 
' Krieg geschaffen oder hervorgehoben 
worden sind. 
Diese günstige Gelegenheit wird be- 
gleitet von einem Geiste des Wage- 
mutes — in dem Versuch, die Anwen- 
- dung christlicher Grundsätze auf Pro- 
bleme zu umreißen, indem man die, die 
in zweiter Linie liegen, aussondert, da- 
mit die an erster Stelle stehenden zuerst 
beachtet werden. Die Kirche sucht für 
das ganze Leben derjenigen Sorge 
zu tragen, die in ihrem Schatten woh- 
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ländlichen Dorfe bietet sie nicht nur die 
“Botschaft des Lebens, durch welche das 
‘ Reich Gottes kommen kann, — sondern 
auch Erfrischung für die Gemüter der 
_ Menschen und Erholung für ihre Kör- 
“per. Reformen, die seit Jahren fällig 
“ sind, packt sie mit Entschlossenheit an; 
und überall tritt die Überzeugung her- 


<D 
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nen. In überfüllter Großstadt und im- 


vor, daß, wenn die Sittlichkeit der Kirche 
höher steht, wenn sie zu einem entschie- 
deneren Vorangehen bereit ist, wenn sie 
mehr zu den Füßen Christi kniet in 
ernstem Suchen nach einem größeren 
Maße seines Geistes, — dann die Welt 
zu ihren Füßen liegen wird. 

Mit dieser Überzeugung geht gleich- 
zeitig eine Sehnsucht, nicht nur durch 
eine vermehrte Hingabe an die Sache der 
Äußeren Mission, sondern auch auf dem 
verwickelten Wege diplomatischer Be- 
ziehungen eine gewichtigere Stimme in 
den Angelegenheiten der Welt zu haben, 
damit wahre Staatskunst Hand in Hand 
gehe mit edlem christlichen Zeugnis. So 
möge durch die Führung des Geistes 
Gottes Freiheit im Lande der Kirche sein 
und Freiheit in allen Ländern von dem 


Geiste, der Unfriede, Trauer, Schande. 


und Leid schafft. Es gibt keine Höhen, 

zu denen die Kirche Christi sich nicht er- 

heben kann, wenn sie es nur wagt. 
Rey=P= TR, Kirk MA, 

Pfarrer von Christ Church, Westminster, 

London, 
Generaldirektor der Industrial Christian 
Fellowship. 


* 


Die evangelischen 'Freikir= 


chen Englands. 


Einige wesentliche Tatsachen 
und Ereignisse des Jahres 1924.*) 


Der Herausgeber hat mich gebeten, 
etwas über die Lage der englischen Frei- 
kirchen zu schreiben und einige charak- 
teristische Züge aus ihrem Leben und 
ihrer Arbeit anzudeuten. 

Vielleicht darf ich zu Anfang etwas 
über den Rat sagen, dem ich selbst an- 
gehöre und der alle Freikirchen Eng- 
lands veıeint. Der „Rat der Evan- 
gelischen Freikirchen Eng- 
lands“ (Council of the Evangelical 
Free Churches of England) entstand vor 
etwa dreißig Jahren, und die Männer, 
welche die Bewegung stützten, waren 
hervorragende freikirchliche Führer, 


*) Aus dem Englischen übersetzt. 
D.R. 
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Geistliche und Laien, welche die verschie- 
denen Denominationen vertraten. Drei 
Ideale beherrschten sie, als sie diese Or- 
ganisation schufen: ihr vornehmstes An- 
liegen war, das Leben der evangelischen 
Freikirchen zu vertiefen. Das zweite 
war, innerhalb der Freikirchen das In- 
teresse für die großen sozialen und na- 
tionalen Probleme mobil zu machen. Wir 
haben in unserem Lande 8000 Pfarrer, 
25 000 Kirchen und 8000000 Mitglieder 
und Anhänger. Während all der Jahre 
seiner Tätigkeit hat der Rat versucht, 
das ganze Gewicht seiner Erkenntnis, 
seines Willens und seiner sittlichen 
Kräfte auf die großen nationalen Pro- 
bleme zu lenken. Um nur ein Beispiel zu 
geben. Vor einiger Zeit ernannte die Re- 
gierung eine Kommission zur Prüfung 
der Frage, ob es möglich sei, und wenn 
möglich, ob es dann wünschenswert sei, 
das Wetten zu besteuern. Man war der 
Meinung, daß beträchtliche Staatsein- 
künfte auf diese Weise gesichert werden 
könnten. Die Evangelischen Freikirchen 
setzten ein Aktionskomitee ein und gaben 
eine Denkschrift heraus, die der Kom- 
mission als Beweismaterial zuging. Das 
Komitee bestimmte einige seiner ge- 
schicktesten Männer und Frauen, die als 
Zeugen auftreten, Beweismaterial na- 
mentlich vom sittlichen Gesichtspunkt 
aus erbringen und die furchtbaren Fol- 
gen des Wettens auf das Leben der Ge- 
meinschaft hervorheben sollten. Die 
Kommission druckte die Denkschrift auf 
Regierungsbogen, und sie ist jetzt in 
dem. Anhang des Bandes enthalten, der 
schließlich herausgegeben wurde und 
das Beweismaterial, das der Kommis- 
sion für und gegen das Wetten vorge- 
legt worden war, enthält. Die Kom- 
mission erstattete der Regierung über 
ihre Ergebnisse Bericht, und der Ge- 
danke, das Wetten zu besteuern, wurde 
schließlich als nicht wünschenswert auf- 
gegeben. Die freikirchlichen Kräfte 
Englands erhoben also bei dieser Ge- 
legenheit Einspruch gegen einen Vor- 
schlag, dessen Durchführung ein großes 
soziales und nationales Übel gewesen 
wäre. 

Ein anderer Gegenstand, an dem der 
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Rat großen Anteil genommen hat, ist die. 


Mäßigkeitsfrage. In seinem Mäßigkeits- 
programm hat er vier Punkte vertreten. 
1. Berauschende Getränke sollen an Ju- 
gendliche unter 18 Jahren nicht verkauft 
werden; 2. innerhalb eines besonderen 
Bezirkes sollen die Leute das Recht 
haben zu bestimmen, ob konzessionierte 
Gasthäuser in diesem Gebiet weiterhin 
bestehen sollen oder nicht; ‚3. das soge- 
nannte „Sonntags-Schließen“, das heißt: 
alle Schankstätten sollen am Sonntag ge- 
schlossen sein; und 4. die sogenannten 
Trinkklubs sollen derselben Gerichtsbar- 
keit wie die Schankstätten unterstehen. 


en FE 


Wir haben den ersten dieser Punkte 


durchgesetzt, aber die Durchführung der 
drei anderen steht noch aus. 
Die Freikirchen sind auch sehr ener- 


gisch für die Sache des Internationalen 


Friedens eingetreten. In seinen Anspra- 
chen auf unseren Jahresversammlungen 
in Brighton stattete Viscount Cecil den 


Evangelischen Freikirchen einen beson- 
deren Dank ab für die Rolle, die sie bei 


der Festigung der Völkerbund-Liga ge- 


spielt hatten. Auch sind die Freikirchen 
dem britischen Zweig des Weltbundes 


angeschlossen, der den internationalen 
Frieden durch Vermittelung der christ- 
lichen Kirchen erstrebt. - 

Das dritte Ideal des Rates war die 


Verteidigung des protestantischen Prin- 


zips und derjenigen anderen Prinzipien, 
die das eigentümliche Erbe der Frei- 
kirchen unseres Landes sind. 


Der Rat hat soeben in der Wahl seines. 


Vorsitzenden eine Neuerung getroffen. 


Auf Dr. Garvie, unseren bisherigen 
Präsidenten, wird Mrs. George Cad- 
bury folgen, eine hervorragende Quä- 
kerin aus Birmingham. Diejenigen, 
die die religiöse Lage unseres Landes 
verstehen wollen, müssen sich klar 
machen, daß drei 
uns am Werke sind: die Staatskirche, 


große Kirchen bei. 


die Freikirchen, die Römisch-katholische 
Kirche. Das Attribut „frei“ bedeutet, daß 
diese Kirchen nicht unter der Kontrolle 
und dem Patronat des Staates stehen. 
Wohl verstanden, der Rat steht der ang- 
likanischen Kirche nicht feindselig gegen- 
über, noch ist er mit irgendeiner poli- 
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tischen Staatspartei verknüpft. Er hat 
mit Parteipolitik als solcher nichts zu 
tun und betritt die politische Arena nur, 
wenn große sittliche Probleme auf dem 
Spiele stehen. Er umschließt Kongre- 


gationalisten, Baptisten, Wesleyanische 
Methodisten, Vereinigte Methodisten, 
Primitive Methodisten, Presbyterianer, 


Mährische Brüder, die Wesleyanische 
Reformvereinigung, die Quäker und die 
Unabhängigen Methodisten, 

Vor einigen Jahren wurde in England 
der sogenannte Bundesrat der 
Evangelischen Freikirchen 
(Federal Council of Evangelical Free 
Churches) gegründet. Dieser Rat faßt 
Vertreter zusammen, die von den ein- 
zelnen freikirchlichen Denominationen 
offiziell ernannt werden, aber schließt 
natürlich die Episkopalen nicht ein. Der 
Unterschied zwischen diesem Bundesrat 
und ‘dem Evangelischen Freikirchlichen 
Rat ist daher, daß der erstere das Frei- 
kirchentum offiziell vertritt und sich auf 
Grund: seiner- Verfassung nicht wirksam 
mit den großen öffentlichen Fragen be- 
fassen kann. Er tritt einmal im Jahre 
zusammen und beschäftigt sich mit Fra- 
gen wie „die christliche Wiedervereini- 
gung‘ und mit Angelegenheiten, welche 
die Denominationen als solche betreffen. 
Er besitzt keine Organisation, die im 
ganzen Lande verbreitet ist, in der Art, 
wie sich der Nationale Freikirchliche Rat 
mit Angelegenheiten von öffentlichem 
wnd nationalem Charakter . befaßt. 

Hier ‘mögen Diskussionen erwähnt 
werden, die während der letzten Jahre 
zwischen Vertretern der Staatskirche und 
denen des Bundesrates und des Evange- 
lischen Freikirchlichen Rates stattge- 
funden haben. Diese Diskussionen be- 
gannen auf den „Appell an alle Christen“ 
hin, der von den 270 Bischöfen der Lam- 


bethkonferenz vor etwa drei Jahren aus- 


ging. Sie sind außerordentlich interes- 
sant gewesen und haben auf beiden Sei- 
ten: neue Stimmung und einen neuen 
Ausblick geschaffen. Die Diskussionen 
schlossen sich an drei Punkte an: das 
freikirchliche Pfarramt, die Weihen 
und die Freiheit. Im ersten Punkt haben 
ansere Freunde von der  Staatskirche 


jetzt eins zugegeben, nämlich, daß die 
Weihen der freikirchlichen Geistlichen 
gültig sind und diese Pfarrer berech- 
tigen, das Wort zu verkündigen und die 
Sakramente innerhalb der allgemeinen 
Kirche auszuteilen. Die zweite Frage 
wird noch diskutiert und ist zur Zeit an 
einem kritischen Punkt angelangt wegen 
der Einschränkungen, welche die Bischöf- 
liche Ordination mit sich bringt. Mit dem 
dritten ist die Freiheit in der Auslegung 
der Wahrheit und die Freiheit vom 
Staate gemeint. Viel Gutes ist auf dem 
Wege dieser Konferenzen erreicht wor- 
den, aber es wird abzuwarten sein, ob 
sich etwa irgendetwas Praktisches daraus 
ergibt. 

Folgendes ist die Statistik der Frei- 
kirchen Englands: 
Kommunikanten: 


Wesleyanische Methodisten . .. . 469.095 
Primitve Methodisten ...... 200 549 
Vereinigte Methodisten ..... 148 927 
Unabhängige Methodisten .. 9016 
Wesleyanisch-Reformierte Union 83526 
Kongregationalisten ....... 453 138 
EranEistenee rer veranebrele 388 252 
Preshyterianerte si eu. 88 166 
Mährische Brüder ........ 3959 
Gruppe der Gräfin Huntingdon . 2294 


Es muß betont werden, daß diese offi- 
zielle Statistik nur einen schwachen Ein- 
druck von der Stärke der Freikirchen in 
England gibt. Die Heilsarmee zum Bei- 
spiel, die eine große Macht in unserem 
Lande darstellt, aber keine offiziellen 
Zahlen veröffentlicht, ist in den obigen 
Ziffern nicht enthalten. Dann hat jede 
Kirche eine Anzahl regelmäßiger Kir- 
chenbesucher, die aber nicht tatsächliche 
Mitglieder sind; nichtsdestoweniger ha- 
ben sie ein Recht, als Freikirchler be- 
trachtet zu werden. Außerdem gibt es 
eine große Zahl Anhänger, die weder 
Mitglieder, noch regelmäßige Kirchbe- 
sucher sind. Und in den Sonntagsschulen 
sind Tausende junger freikirchlicher 
Leute, die noch nicht alt genug sind, um 
als Mitglieder aufgenommen zu werden. 
Man wird daher erst einen richtigen Be- 
griff von der Stellung der Freikirchen in 
England erhalten, wenn man die oben ge- 
gebenen Zahlen verdreifacht. 
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Die englischen Freikirchen haben 
kürzlich einen großen Verlust erlitten 
durch den Tod von Dr. J. H. Jowett und 
Dr. John Clifford.*) Dr. Jowett war erst 
59 Jahre alt, während Dr. Clifford das 
hohe Alter von 84 Jahren erreicht hatte. 
Diese beiden Männer waren sehr ver- 
schieden in ihrer geistigen Erscheinung 


und in ihrer allgemeinen Zielstellung. 
Dr. Jowett war einer der glänzendsten 
Prediger, die unser Land hervorgebracht 
hat, während Dr. Clifford neben seiner 
großen Predigtgabe ein furchtloser 
Volksredner war und sich mit ganzer 
Kraft in große soziale und nationale Pro- 
bleme stürzte Ihr Tod wird von Tau- 
senden von Freikirchlern beklagt. 

Seit etwa 6 Jahren haben die Metho- 
disten unseres Landes, die Wesleyaner, 
Primitiven und Vereinigten Methodisten, 
Verhandlungen gepflogen mit der Ab- 
sicht, eine Union der methodistischen 
Kirchen Großbritanniens zu schaffen. 
Die Diskussionen haben sich sehr in die 
Länge gezogen. Nichts von wesentlicher 
Bedeutung scheint die eine Gemeinschaft 
von der anderen zu trennen, sicherlich 
nicht in der Lehre, sondern nur in klei- 
neren Fragen der Kirchenverwaltung. 
Die Angelegenheit hat jetzt das letzte 
Stadium erreicht und soll den verschie- 
denen Kirchenversammlungen vorgelegt 
werden, und wenn dieser Artikel im 
Druck erschienen ist, wird die Entschei- 
dung gefallen sein, ob die drei Gemein- 
schaften zu einer einzigen zusammenge- 
schlossen werden sollen.**) Vor einigen 
Jahren schlossen sich die Denomination 
der Bibel-Christen, die Neue Gruppe der 
Methodisten und die Vereinigte Metho- 
distische Freikirche zu einer Gemein- 
schaft zusammen, die jetzt als Vereinigte 
Methodistische Kirche bekannt ist. Die 
Primitiven Methodisten stehen der Re- 
solution ihrer Jahresversammlung zu- 
folge fast einmütig zu der Vereinigung. 
Unter den Vereinigten Methodisten 
widerstrebt eine kleine Minderheit dem 


*) Vgl. Eiche, April 1924, S.247 und 
BE D-R: 

**) Die Entscheidung ist noch nicht 
gefallen. D. R, 
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Plan, während in der Wesleyanisch- 
methodistischen Kirche eine ziemlich 
starke Minderheit entschieden gegen eine 
Vereinigung auf der Basis, welche die 
drei Kirchen gegenwärtig vorschlagen, 
ist. Man glaubt hier, daß der. Plan für 
eine Methodistische Union durchgehen 
wird. Die Stimmenzahl zugunsten der 
Union muß sehr groß sein, sonst wird sie 
keinen Parlamentsbeschluß erzielen, der 
den Plan ratifiziert. Ernste Unterstützer 
des Planes sind der Meinung, daß die 
Bildung einer methodistischen Kirche 
in unserem Lande nicht nur finanziell 
große Ersparnisse bedeuten, sondern auch 
ein gut Teil Übereinandergreifen der 
Kirchen verhindern und das methodisti- 
sche Bekenntnis und Zeugnis stärken 
wird zum großen Gewinn der ganzen 
christlichen Kirche. > 

Der Ansporn, der in der gegenwärti- 
gen Lage liegt, ist ungeheuer, aber die 
Möglichkeit, ihm zu folgen, ist großartig. 
Das Evangelium ist noch nicht ausge- 
spielt. Alles muß vom christlichen Stand- 
punkt aus geregelt werden, und nichts 
wird geregelt, wenn seine Lösung nicht 
in der Anwendung des christlichen Prin- 
zips gefunden wird. Die Schöpfung der 
Welt war nicht ein Fehler. Gott hat 
nicht versagt. Glauben wohnt immer im 
Sonnenlicht. 


Rev. Thomas Nightingale.. 


* 


In Glasgow tagte vom ı8. bis 
26. Juni die 9 Welt-Sonntags- 


schul-Konvention. Es mag wohl 


sein, daß die Londoner großbritannische 
Ausstellung von Wembley eine besondere 
Anziehungskraft auf die englischen Ko- 
lonien ausgeübt hat. Jedenfalls stellten 
die etwa zweieinhalbtausend. Delegierten 
eine Versammlung der englischsprechen- 
den  Sonntagsschulfreunde dar, unter 
denen die Amerikaner, die in .drei 
Dampfern gekommen waren, das Haupt- 
kontingent bildeten; aber auch Austra- 
lien, Indien, Ostasien und Afrika waren 
zahlreich vertreten, hingegen auffallend 
schwach die kontinentalen Länder. Da 
die nicht englisch sprechenden Abgeord- 
neten tatsächlich nur ein. Splitterchen der 


# 


Konvention bildeten, konnte es nicht 

weiter Wunder nehmen, daß die Ver- 

handlungen lediglich in englischer Spra- 
che geführt wurden. Die Verhandlungs- 
stunden, von 10 bis %ı und von %3 bis 

5 Uhr, erwiesen sich als sehr zweck- 

mäßig gewählt, die Vorbereitung der 

Programme war mustergiltig. Es fanden 

— abgesehen von den Spezialkonferenzen 

einzelner Gruppen — wohl etwa 70 Ver- 

sammlungen statt, in welchen Redner der 
verschiedensten Kirchen über Ausbau, 

Vertiefung und Erweiterung der Sonn- 

tagsschularbeit sprachen, dazwischen 5 

bis 7 Mintten-Berichte aus allen Län- 

dern der Welt. Über Deutschland be- 
= richtete Prediger Kücklich-Stuttgart, 
über Österreich Superintendent Barg- 
- mann-Wien, über die Schweiz Theologie- 
 professor D. Ruepp-Zürich. Glänzend 
war der Empfang der Delegierten beim 

Bürgermeister in der Kunstgalerie, dem 

schönsten öffentlichen Gebäude Glas- 

gows; eine besondere Anziehung bildete 
die in einem großen städtischen Circus- 
gebäude allabendlich vorgeführte Page- 
 ant: World’s Sunday-School-Convention, 
_ eine geschichtliche Darstellung des An- 
teils der Kinder am Reich Gottes, von 
Isaaks Opfergang an bis zur 9. Welt- 
Sonntagsschul-Konvention. 

Deutsch sprechende Abgeordnete dürf- 
ten etwa 30 anwesend gewesen sein, in 
weit überwiegender Zahl Vertreter der 

‘ Freikirchen. Sie hielten zwei Konferen- 
zen ab, auf welchen besonders die Fra- 
_ gen nach einem einheitlichen Lehrplan 
und nach dem Bezug geeigneter Bilder 
zur Veranschaulichung der Texte erör- 
“ tert wurden. Schmerzlich vermißten 
wir die Beteiligung Deutschlands an der 
sehr interessanten und reichhaltigen 
- Sonntagsschul-Ausstellung. Daß man den 
Deutschen überall freundlich begegnete, 
braucht kaum ausdrücklich erwähnt zu 
werden, und es fand freudigsten Wider- 
"hall, als Superintendent Funk im Namen 
‘der deutschsprechenden Delegierten den 
- Dank aussprach für das, was in den letz- 
ten Notjahren seitens des Auslandes an 
_ unseren Kindern getan wurde. 

r H. Jaquemar. 


* 


Frankreich 


Da der Berichterstatter nicht in Frank- 
reich lebt, muß er sich darauf beschrän- 
ken, einige äußere Ereignisse im Leben 
des französischen Protestantismus zu 
verzeichnen, ohne mit Sicherheit immer 
ihre volle Bedeutung ermessen zu kön- 
nen. Die großen Linien in der Ent- 
wicklung des französischen Protestan- 
tismus während der letzten Jahre können 
im allgemeinen auf Grund der Aufsätze, 
die darüber erschienen sind, als bekannt 
vorausgesetzt werden. 


Hier sei nur darauf hingewiesen, daß 
der französische Protestantismus sich 
durch die Abtretung des Elsaß in der 
Zahl seiner Anhänger fast verdoppelt 
hat. Während vor dem Kriege in Frank- 
reich etwa 500000 Reformierte und 
80000 lutherische Christen lebten, sind 
diese Zahlen auf 600000 und 350.000 
angewachsen, so daß es heute etwa eine 
Million Protestanten in Frankreich gibt. 

Der Zusammenschluß der protestan- 
tischen Kirchen Frankreichs ist vor 
fünf Jahren erfolgt, und zwar vereinigt 
die Föderation der protestantischen Kir- 
chen Frankreichs alle evangelischen Kir- 
chen des Landes, auch die Methodisten 
und Baptisten. 


Vom 21. bis 23. Oktober 1924 fand in 
Straßburg die Generalver- 
sammlung des französischen 
Protestantismus statt, die zweite 
seit dem Kriege. 1919 hatte sie bekannt- 
lich in Lyon getagt. Dieses Mal war 
auch das Ausland stark vertreten. Unter 
den erwarteten Gästen fehlte Erzbischof 
Söderblom, der im letzten Augenblick 
sich durch den schwedischen Pfarrer 
Stadener vertreten lassen mußte. Acht 
französische Kirchen hatten ihre Vertre- 
ter geschickt, und zwanzig ausländische 
Kirchen nahmen an der Generalversamm- 
lung teil. Nach Verlesung der verschie- 
denen Berichte scheint vor allem eine 
Frage im Mittelpunkt der Aussprache 
gestanden zu haben: die Trennung von 
Kirche und Staat und die Einführung der 
weltlichen Schule in Elsaß-Lothringen. 
Ohne die scharfe Polemik der katho- 
lischen Kirche gegen die von Herriot 
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geplante Angleichung der elsäßisch- 
lothringischen Kirchen- und Schulver- 
hältnisse an die französischen mitzu- 
machen oder zu billigen, wurden doch 
einige sehr entschiedene Wünsche ge- 
äußert. Eine einstimmig angenommene 
Resolution bringt einige Vorschläge 'zur 
Verbesserung des Trennungsgesetzes von 
1905. Es handelt sich vor allem um das 
Recht der Kirchen, Schenkungen anzu- 
nehmen, einen Reservefonds sich anzu- 
legen und die Befreiung von der Steuer 
zu erlangen, wie das jetzt in einzelnen 
Fällen geschieht. Am ersten Abend fan- 
den in zwei Stadtkirchen große öffent- 
tiche Versammlungen statt, die eine in 
französischer, die andere in deutscher 
Sprache. Am nächsten Abend sang 
der Kirchenchor von St. Wilhelm .die 
Matthäus-Passion. Mit einer gemein- 
samen Abendmahlsfeier schloß der 
Kongreß. Die nächste Generalversamm- 
tung in fünf Jahren soll in Marseille 
stattfinden. 

Die Resolutionen der National- 
synode von Saint-Etienne 
Union Nationale des Eglises Reforme&es) 
und der von Valence (Union Natio- 
nale des Eglises Reforme&es Evangeliques) 
sind in der letzten Eiche-Nummer 
(S. 576) bekannt gegeben worden, und 
Jezequel streift sie in seinem Aufsatz. 
Neben der Aussprache über die Stellung 
dieser Kirchen dem Weltbund für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen gegen- 
über wurde an beiden Orten nach Mit- 
teln und Wegen gesucht, um die Pfarr- 
besoldungen zu erhöhen. Die französi- 
schen Kirchen stehen da einer Notlage 
gegenüber, von der man in deutschen 
‚zvangelischen Kreisen noch wenig weiß. 
War auch die Besoldung der französi- 
‚schen Pfarrer schon vor dem Krieg nicht 
‚glänzend, so ist sie durch das Sinken der 
Valuta und die Teuerung seit Jahren 
schon völlig ungenügend, oft nur ein 
Existenzminimum. Heute noch beträgt 


‚die Besoldung eines unverheirateten 


Pfarrers 4000 Frs., die eines verheirate- 


ten 5500. Die Kinderzulage für Kinder 


unter 13 Jahren ist 300 Frs., 600 für die 


‚unmündigen über 13 Jahren. Beide Sy- 


‚noden standen und handelten unter dem 
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Eindruck, daß trotz der ernsten finan- 
ziellen Schwierigkeiten, mit denen die 
Kirchen zu rechnen haben, eine kleine 
Abhilfe geschaffen werden muß. Freilich 
auch unter der neuen Regelung bleibt die 
Lage der Pfarrer eine schwierige, und 
die Anforderungen, gerade auch die kör- 
perlichen, die an einen Landpfarrer mit 
7 Gemeinden gestellt werden, sind so 
groß und die Möglichkeiten, mit moder- 
nen Transportmitteln (Autos, Motorrad) 
eine Erleichterung aus eigenen Mitteln 
zu schaffen, se ausgeschlossen, daß es 
ein hartes Leben bleibt. Aus den ver- 
schiedenen Berichten geht deutlich her- 
vor, daß die Gemeindeglieder bis jetzt 
in keiner Weise bis an die Grenze ihrer 
finanziellen Leistungsfähigkeit gegangen 
sind, daß sie auch eine Schuld trifft. 
Aber es darf nicht verschwiegen werden, 
daß die Lasten, die auf dem französischen 
Protestantismus lasten, unverhältnis- 
mäßig groß sind bei dem gänzlichen 
Fehlen an Vermögen und Grundbesitz. 
(An vielen Orten fehlen sogar die Pfarr- 
häuser.) Neben der Sorge um die Kirche 
steht die um das Werk der Heiden- 
mission. Die Pariser Mission ist getragen 
von kaum einer Million Evangelischer in 
Frankreich und in der französischen 
Schweiz. Seit dem Krieg hat sie ihr Ar- 
beitsfeld noch erweitern müssen. Um 
weiter arbeiten zu können, müssen in der 
Zeit vom ı. Oktober bis 31. März, also’ 
in sechs Monaten, 2 100000 Fr. zusam- 
mengebracht werden. 

Was die Kirche in der Heimat selbst 
nicht leisten kann, wird von den ein- 
zelnen Gesellschaften zur Sammlung und 
Stärkung des Protestantismus und zur. 
Evangelisation in den Industriegebieten 
in die Hand genommen (La Cause, So- 
ciete centrale &evangelique, Mission Po- 
pulaire Evangelique). So verschieden 
ihre religiöse Bedeutung voneinander 
sein mag, so bedeuten sie doch eine 
weitere finanzielle Inanspruchnahme des 
französischen Protestantismus, und dar- 
um handelt es sich in diesem Zusammen- 
hang. Bis jetzt hat freilich Amerika 
stark geholfen. In den letzten Jahren 
sind etwa 10 Millionen Fr. dem Comite 
Protestant Francais übergeben worden. 
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Nach dieser Orientierung über die 

finanzielle Lage des französischen Pro- 
testantismus noch ein Wort zur National- 
Synode von St. Etienne. Bemerkens- 
wert ist, daß man die Notwendigkeit er- 
kannt hat, Kindern von Arbeitern und 
Bauern den Weg zum Theologie-Stu- 
dium zu erleichtern. Der Pfarrermangel 
in Frankreich macht sich immer empfind- 
licher geltend, und zahlreiche Landstellen 
bleiben unbesetzt. Eltern werden davor 
gewarnt, im Blick auf die materiellen 
Schwierigkeiten ihre Kinder von der Er- 
greifung des Theologiestudiums abzu- 
halten. Es wird unterstrichen, daß es 
sich da um eine Gewissensentscheidung, 
um einen Gehorsamsakt Gott gegenüber 
handelt. 

Eine 'eingehende Aussprache fand statt 
bei der Frage, ob die kirchliche Trauung 
Geschiedener zulässig sei. Louis Lafon 
verlangte seit längerer Zeit schon in 
seinem Blatt „Evangile et Liberte“, daß 
die Kirche Jesu Urteil über die Eheschei- 
dung ernster nehme und nicht gedanken- 
los im Namen Gottes Menschen zusam- 
menfüge, die durch die Tat bewiesen 
hätten, daß sie sich nicht durch Gott ge- 
bunden wußten. Pfarrer Roberty leitete 
die Aussprache ein, und die von ihm vor- 
geschlagene Resolution wurde schließlich 
angenommen. Er unterstrich vor allem 
die Gefahren der häufigen Eheschei- 
dungen für die Gesellschaft, gab auch zu, 
daß es für den Pfarrer schwer sei, die 
richtige Entscheidung zu treffen, wenn 
Geschiedene die kirchliche Trauung 
wünschen; betonte aber, daß auch bei 
der ersten Eheschließung schon der 
Pfarrer die Gründe, die dazu führten, in 
vielen Fällen nicht prüfen könne und oft 
in Gefahr sei, auf einen unwürdigen Zu- 
stand Gottes Segen herabzuflehen. Er 
hielt’es für unmöglich, die strenge Rege- 
lung und Beurteilung des gesamten Le- 
bens wieder einzuführen, wie die alte 
Hugenottenkirche es getan hatte, lehnte 
also jeden Versuch, eine neue Kirchen- 
zucht einzuführen, ab, sondern stellte die 
jeweilige Entscheidung ganz dem einzel- 
nen Pfarrer anheim. 


Die Semaine protestante de 
1924 (Protestantische Woche für 1924) 
vereinigte in Paris vom ıo0. bis ıs. 
Juni 1924 eine größere Zahl von Pfar- 
rern und Laien aus ganz Frankreich. Sie 
gab sicher ein treffendes Bild von den 
vielen Fragen, die den französischen 
Protestantismus beschäftigen, seines auf 
Aktivität, Eroberung eingestellten Den- 
kens. Neben den wissenschaftlichen und 
theologischen Vorträgen wurden Berichte 
erstattet über die Tätigkeit des „Comite 
protestant des amities francaises“, das 
durch seine Vertreter in den verschie- 
densten Ländern die Teilnahme und das 
Interesse für den französischen Prote- 
stantismus zu wecken oder zu fördern 
sucht. Vorschläge wurden unterbreitet, 
um die Kulturbedeutung des protestan- 
tischen Gedankens im katholischen Frank- 
reich zu heben, zu kräftigen, ihm neue 
Wege zu weisen. Die Frage des Kirchen- 
liedes wurde von einem Sachverständigen 
besprochen. Fragen der Organisation 
zur Linderung der Not in Pfarrerkreisen, 
zur tatkräftigen Bekämpfung des Kin- 
derelendes und der Kindersterblichkeit 
(Kinderheime, Adoption, Psychopathen- 
fürsorge) beschäftigten die Versamm- 
lung. Wie gesagt, der heutige: franzö- 
sische Protestantismus ist in hohem 
Maße betriebsam, werbend, kämpfend, 
sich organisierend und schützend. Das 
hängt zusammen mit diesen unzähligen 
Schwierigkeiten, auf die eine evange- 
lische Minderheit in einem katholischen 
Lande stößt, vor allem, wenn diese Min- 
derheit noch in mehrere Kirchen und Ge- 
meinschaften zerfällt. Die Evangelischen, 
die vom Lande in die Stadt ziehen, sind 
in Gefahr, sich dort zu verlieren und den 
Anschluß an eine Gemeinde nicht zu 


finden. Es muß auch für die gesorgt 


werden, die fern von einer Gemeinde 
leben müssen. Dieser Kampf um den Zu- 
sammenhalt ist also durchaus verständ- 
lich und berechtigt. Freilich weniger 
deutlich scheint erkannt zu werden, daß 
es zum Missionieren eines Auftrages be- 
darf, und daß er nie als selbstverständlich 
vorausgesetzt werden kann. Denn Taten- 
drang, Begeisterung sind nicht gleichbe- 
deutend mit einem Auftrag, mit der Au- 
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torität, die man stets von neuem sich 
schenken lassen muß. Diese Frage be- 
schäftigt zweifellos auch zahlreiche fran- 
zösische Christen. Sie kommt aber wenig 
zum Ausdruck in den offiziellen Kund- 
gebungen. Freilich, in welchem Lande 
wäre es denn heute anders? 

Auf zwei Vorträge, die dort gehalten 
wurden, soll noch hingewiesen werden. 
Professor Baldensberger, der 
jetzige Straßburger Neutestamentler, 
sprach über die Frage nach der Ge- 
schichtlichkeit Jesu. Der Vortrag ist in 
erweiterter Form in der „Revue de theo- 
logie et de philosophie“ Nr. 52, 1924, er- 
schienen. Darin werden die französischen 
Pfarrer auch über die neusten Arbeiten 
deutscher Neutestamentler (Bultmann, 
K.L. Schmidt, Dibelius, Bertram) unter- 
richtet, so daß da wieder ein Zusammen- 
arbeiten eingeleitet wird, das im letzten 
Jahr durch die so hohen Preise im deut- 
schen Buchhandel sehr erschwert worden 
ist. J. Bianquis, der frühere Direk- 
tor der Pariser Missionsgesellschaft, 
sprach über die Notwendigkeit eines 
besseren Verständnisses der Autorität in 
Kirchenfragen. Er verzichtet darauf, die 
Glaubensautorität in die Diskussion her- 
einzuziehen, sondern begnügt sich damit, 
die Notwendigkeit einer neuen Discipline 
ecclesiastique, einer Überwindung des 
kirchlichen Individualismus aufzuzeigen. 
Er betont, daß der französische Prote- 
stantismus von Haus aus nicht indivi- 
dualistisch ist. Dreihundert Jahre lang 
kam die Einheit des Glaubens auch in 
der Einheit der Kirchenverfassung und 
der Gottesdienstordnung zum Ausdruck. 
Stärkeres Zusammenarbeiten der einzel- 
nen Kirchen ist nötig, um dieser Kräfte- 
zersplitterung, die in den letzten Jahr- 
zehnten geherrscht hat, entgegenzu- 
wirken. Innerhalb der einen Kirchenge- 
meinschaft darf nicht mehr das subjek- 
tive religiöse Gefühl sich ausleben, son- 
dern auch in der Form des Gottesdienstes 
muß Ordnung sein zur gemeinsamen Er- 
bauung. Bianquis hat ein feines Gefühl da- 
für, daß die heutige kirchliche Anarchie, 


die sich in dieser. Formlosigkeit äußert, 


tieferliegende Gründe hat. Diese prinzi- 
pielle Begründung schimmert mehr 
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durch, als daß sie ausdrücklich betont 
wird. Es ist zu hoffen, daß dieses nun 


angeschnittene Gespräch weitergeführt 
wird. 

Der Plan, in absehbarer Zeit in 
Elsaß-Lothringen die Kirche 


vom Staate zu trennen und die weltliche 
Schule einzuführen, ist während des 
Sommers in den Zeitungen sehr viel be- 
sprochen worden, wenn auch, wie schon 
gesagt, die evangelischen Kreise sich viel 
ruhiger verhalten als die katholischen. 
Der Pariser Pfarrer und rechtsstehende 
Kammerdeputiertte Soulier, der an 
einer großen katholischen Protestkund- 
gebung in Straßburg sprach, steht ganz 
vereinzelt da, und sein Vorgehen ist von 
der Mehrheit der französischen Pfarrer 
sehr scharf abgelehnt worden, während 
Louis Lafon ihm größeres Verständnis 
entgegenbringt. Aus einem Aufruf, hin- 
ter dem weite protestantische Kreise von 
Elsaß-Lothringen stehen, geht hervor, 
daß die Sorge um die Schule fast noch 
größer ist als die um die Trennung von 
Kirche und Staat. Denn mit dieser rech- 
nete man schon seit einiger Zeit, und die 
Kirchen haben schon jetzt, im Blick dar- 


auf, Zentralkassen gegründet, um im ent- 
scheidenden Augenblick nicht mittellos‘ 
Wie der Protestantismus’ 


dazustehen. 
offiziell darüber denkt, geht aus dem Be- 
richt über den Straßburger Kongreß 
hervor. B 


Wie sich aus den Berichten ergibt,. 


sind die Vorlesungen der theologi- 
schen freien Fakultätin Paris 
und die der theologischen Fa- 
kultät in Straßburg sehr besucht. 
Ein starker Prozentsatz der Studierenden 
besteht aus Ausländern, z. T. wohl 
solche, die der niedrigen Valuta wegen 
dort gerne ihre Auslandssemester zu- 
bringen. Ebenso stark oder noch stärker 
lädt dazu ein die herzliche Aufnahme, die 


in protestantischen Kreisen und an den. 


Fakultäten den Ausländern bereitet wird, 
ferner die stärkere Beachtung, die der 
französische Protestantismus heute allge- 
mein findet. 
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Ferner wird die Eiche-Leser besonders 
interessieren, daß Pfarrer Jezequel 
bei den Wahlen vom ıı. Mai 1924 auf 
der Liste des bekannten Pazifisten Marc 
Sangnier als Kandidat für die Kammer 
aufgestellt war. Da eine Listenverbin- 
dung mit der Linken im letzten Augen- 
blick sich zerschlug, ist diese Gruppe in 
der jetzigen Kammer nicht vertreten. 
Das hat aber in keiner Weise die Ar- 
beitsfreudigkeit ihres Führers Marc 
Sangnier gelähmt. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß ein 
iranzösischer Student, der die Konferenz 
der C.S.V. in Saarow mitgemacht hat, 
mit großer Dankbarkeit darüber in den 
Blättern der Federation berichtet. Man 
merkt, daß er fähig ist, auf das zu.hören, 
was der andere zu.sagen hat, auf das ein- 
zugehen, was ihn beschäftigt. 

Zum Schluß soll noch auf eine Tagung 
hingewiesen werden, die ihrem beson- 
deren Charakter gemäß nicht viel von 
sich hat reden machen, aber deren Bedeu- 
tung deswegen nicht unterschätzt werden 
darf. Vielleicht gerade, weil da um We- 
sentliches gekämpft wird und eine Ge- 
legenheit sich bietet, die Fragen richtig 
zu stellen, läßt sich nicht darüber be- 
richten wie von den anderen Ereignissen, 
die zu erwähnen waren. Es handelt sieh 
um die Zusammenkunft der 
Breunde der, „Christlichen 
Einheit“ in Boppard unmittelbar 
nach Ostern 1924. Etwa fünfzig evange- 
lische Christen aus Frankreich und 
Deutschland, Pfarrer und Laien, führende 
Persönlichkeiten und einfache Glieder 
der Kirche, hatten sich eingefunden, um 
gegenseitig die Schwierigkeiten und Fra- 
gen des anderen kennen zu lernen und ihm 
Verständnis entgegenzubringen. Neben 


. der besonderen Bedeutung, die diese Aus- 


sprache für die Beteiligten gehabt hat, 
hat sie doch auch Wirkungen in die 
Ferne ausgeübt. Der einleitende Vortrag 
von Pfarrer Rambaud ist in mehreren 


deutschen kirchlichen Zeitungen abge- 


druckt worden und hat durch seine 
christliche Sachlichkeit neue Menschen in 
den Kreis der „Christlichen Einheit“ 


 hineingeführt, die bis jetzt aus sehr be- 
© achtenswerten Gründen sich keiner pazi- 


fistischen oder kirchlichen Einheitsbe- 
wegung anschließen konnten. 

Aus sachlichen Gründen scheint -es 
richtiger, hier den Tatsachen-Bericht ab- 
zuschließen, um in einem -späteren Heft 
dann auf die in den religiösen und theo- 
logischen Zeitschriften aufgeworfenen 
Fragen einzugehen. Nötiger noch wird 
es sein, auf Dinge hinzuweisen, die in 
der Stille geschehen und in keiner Zeit- 
schrift zu lesen sind, denen aber umso 
größere Bedeutung zukommt. 

Alfred de Quervain 


* 


Italien. 


den deutschen evange- 
lischen Gemeinden. 


Die Hoffnung auf eine Wiedereröff- 
nung der von Gemeinde zu Gemeinde 
wandernden Pfarrkonferenz, die 
vor dem Kriege jährlich seit 1880 statt- 
gefunden hatte, ist in Erfüllung gegan- 
gen; im Juni 1923 kamen die Pfarrer von 
Bozen, Meran, Mailand, Triest, Florenz 
und Rom in Venedig zusammen. Im An- 
schluß an die Pfarrkonferenz im Mai 
1924 in Mailand fand eine gemeinsame 
Besprechung von ' Gemeindevertretern 
und den Pfarrern statt, die Grundsätze 
für eine Vereinigung der evangelischen 
Gemeinden deutscher Zunge in Italien be- 
rieten und dieselben den einzelnen Ge- 
meinden zur Begutachtung vorzulegen 
beschlossen. Es herrschte Einmütigkeit 
darüber, daß bei der so verschiedenen Ei- 
genart der Gemeinden in bezug auf Ent- 
stehungsgeschichte, Verwaltungsformen, 
nationaler Zugehörigkeit der Gemeinde- 
glieder, Abhängigkeit oder Unabhängig- 
keit von einer auswärtigen Kirchenbe- 
hörde u. s. w. jeder Gemeinde ihre Eigen- 
art und Freiheit belassen werden müsse, 
und daß es sich nur darum handeln kön- 
ne, die Gemeinschaft des alle verbinden- 
den und in deutscher Sprache sich 
äußernden Glaubens darzustellen und das 
darin liegende Zusammengehörigkeits- 
gefühl in Wort und Tat zu stärken. 

Trotz nicht geringer Schwierig- 
keiten hat das Leben in den Gemein- 
den in ruhigen Bahnen sich weiter- 
entwickelt. 


Aus 


Bozen und Meran, deren 
Pfarrer seit dem ı. Januar 1924 nicht 
mehr wie im alten Österreich zugleich 
Standesbeamte sind,. haben gemäß den 
Bestimmungen des Friedens von St. Ger- 
main den 'carattere italiano von der 
italienischen Regierung erbeten und er- 
halten. Die evangelische Schule in 
Meran konnte anfangs 1924 wieder 
in ihr eigenes schönes Haus einziehen, 
das ' bisher requiriert worden war. 
Durch Vermittlung des Zentralvor- 
standes der Gustav-Adolf-Stiftung wur- 
den im Frühjahr 1924 einige 20 deut- 
sche Kinder in den Gemeinden Bozen, 
Meran und Genua für mehrere 
Wochen zur Erholung untergebracht. 

In der von einem schweizerischen Ge- 
meindevorstand geleiteten und einem 
deutsch-schweizerischen Pfarrer ver- 
sorgten Gemeinde in Mailand, in 
der die an Zahl und finanzieller Lei- 
stungsfähigkeit schwachen reichsdeut- 
schen Gemeindeglieder _Heimatrecht 
haben, ist an die Anstellung eines zwei- 
ten reichsdeutschen Pfarrers aus finan- 
ziellen Gründen noch nicht zu denken. 

Die Parochie Florenz umfaßt 
noch immer einen für eine Kraft 
viel zu großen Bezirk: Genua mit 
S.Remo, Rapallo, Nervi, Ve- 
nedig, Bologna und Florenz. 
Ende 1923 konnte in Genua die deut- 
sche Schule, deren Grundstück und Haus 
der Gemeinde gehört, wieder ihre Arbeit 
beginnen. Ende 1924 soll auch das See- 
mannsheim in Genua wieder eröffnet 
werden. Für die Leitung desselben ist 
ein dem Florentiner Pfarrer zur Ver- 
fügung gestellter Vikar bestimmt. In 
S. Remo ist seit Ende 1923 die Kir- 
che wieder im Gebrauch, und im Sommer 
1924 wurde von der italienischen Re- 
gierung auch das sequestrierte Kaiser- 
Friedrich-Krankenhaus _ frei- 
gegeben. In Bologna finden die 
Gottesdienste jetzt in der Kirche der 
italienischen Episkopalmethodisten statt. 

In Rom zwang die finanzielle Not- 
lage der Gemeinde den Eigentümer der 
kirchlichen . Gebäude, den Deutschen 
Evangelischen Kirchenausschuß, das 
große Gemeindehaus vom n. 
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April 1924 ab andas Deutsche Ar- 


chäologische Institut zu., ver- 
mieten, das anfangs November wieder 
eröffnet wurde. Der große Saal. bleibt 
der Gemeinde für Vorträge zur Mitbe- 
nutzung erhalten. Im März 1924 . wurde 
das 1909 auf Grund freiwilliger, Gaben 
erworbene Kaiserswerther Dia- 
konissenhaus, via Alessandro Far- 
nese ı8, das von der italienischen Regie- 
rung sequestriert und vom ehemaligen 
Ministerpräsidenten Nitti bewohnt wor- 
den war, freigegeben, und am Reforma- 


tionssonntag dieses Jahres konnte. nach 


kostspieligen  Wiederherstellungsarbeiten 
das Haus seiner Bestimmung zurückge- 
geben werden. An der Eröffnungsfeier, 


zu der aus Kaiserswerth die -leitende ° 


Schwester Elisabeth v. Butlar und vom 


Ev, Oberkirchenrat in Berlin Geheimrat 


Karnatz erschienen waren, beteiligten 


sich außer dem deutschen Botschafter 


auch die Gesandten von Schweden, Nor- 
wegen, 
Schweiz, sowie der Vertreter der italie- 
nischen Schwestergemeinden, 


Dänemark, Holland und .der 


in deren - 


Namen Comm. Prochet, der Vorsitzende 


des römischen Zweiges des Weltbundes 
für Freundschaftsarbeit 
seine Glückwünsche aussprach. Für die 
Wiederinstandsetzung des Hauses hatten 
die Frauenvereine der Gustav-Ado}f- 
Stiftung 
lische Kirchenausschuß namhafte > 
träge gestiftet. 


der Kirchen, 


sowie der Deutsche Evange- 


er 


Der im Winter 1923/24 und a 2 


ım Frühjahr 1924 einsetzende große 


Fremdenstrom aus Deutsch- 


land hat nicht nur die bisher unter den. 


Kriegsfolgen schwer leidenden Kurorte 
Bozen und Meran wieder auf .ihre alte 


Höhe gebracht, sondern auch ihre evan- 


gelischen deutschen Kirchen wie früher 
wieder überfüllt. Auch in Rom war zu 
Ostern die sonst bei den gegenwärtigen 
Verhältnissen zu große Kirche von den 


zahlreichen Gästen aus der Heimat sans R 


gefüllt. 


Das von der Pfarrkonferenz in er 


beschlossene Ev. Gemeindeblatt 
erscheint seit dem ı. Oktober 1923 als 
„Monatsschrift für die evangelischen Ge- 
meinden deutscher Zunge in Italien“; - 
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Aus den italienischen evan- 
= gelischen Kirchen. 


© Der Bestand der Waldenser- 
kirche ist in den letzten Jahren unge- 
fähr derselbe geblieben (vgl. „Eiche“, 
10. Jahrgang, Nr. 3, S. 263). Eine inter- 
_  essante und erfreuliche Einzelheit bietet 
- der letzte Jahresbericht: in Orsara di 
_  Puglia wurde der Waldenser Geistliche 
_ von 35 Familienvätern gebeten, den Re- 
_ ligionsunterricht in der Kommunalschule 
zu erteilen, wozu die Kommune ihre Zu- 
stimmung erteilte. 
= Die von Florenz nach Rom verlegte 
_ und am Reformationssonntag 1922 zu- 
gleich mit der deutschen evangelischen 
Kirche in Rom eingeweihte theolo- 
gische Fakultät ist nun, wenn 
auch nicht rechtlich, so doch faktisch, 
die Hochschule für die Studierenden aller 
r italienischen Denominationen. Außer 
2. den Waldenser Professoren . Rostagno, 
_ Comba und Longo lehren Professor 
 Taglialatela (Episkopalmethodist) und 
Profesor Vasserot (Wesleyaner Metho- 
dist). Die Zahl der Studierenden ist-zur 
‚Zeit 23 (unter ihnen 3 aus der deutschen 
Schweiz), zu denen noch ı2 Hörer hin- 
_ zukommen. 
: Am 13. November wurde das 70. aka- 
- demische Jahr der Fakultät in der 
Aula Magna von Via Pietro Cossa 
_ mit einer von großem Beifall auf- 
- genommenen Rede des Professors 
"Ernesto Comba über „Die Verteidi- 
gung der christlichen Religion“ eröffnet. 
Von 1925 an wird in Rom unter Lei- 
_ tung des Professors für Geschichte des 
- Christentums an der Kgl. Universität 
Rom, Ernesto Buonaniti, eine Zwei- 
— monats-Zeitschrift veröffentlicht, die der 
Verbreitung und dem Wachstum der 
 historisch- und philosophisch-religiösen 
Studien gewidmet sein soll. Sie nennt 
sich: Ricerche Religiose. Sie wird am 
* Ende jedes ungleichen Monats erschei- 
nen, in Heften zu 96 Seiten, so daß sie 
_ einen Jahresband von etwa 600 Seiten 
_ bilden wird. Im vorausgeschickten Pro- 
_ gramm werden 6 Berichte — die regel- 
_ mäßig über die 6 Jahreshefte verteilt 
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“ werden sollen — angekündigt. Sie wer- 


den der Bibel-Kritik, der neutestamen- 
tarischen Kritik, der Geschichte des alten 
Christentums, der Geschichte des mittel- 
alterlichen und modernen Christentums) 
der Geschichte der Religionen und der 
religiösen Philosophie gewidmet sein. 
Das Abonnement von 30 Lire jährlich 
ist an die Adresse des Leiters (Via 
Giulio Alberoni 7, Roma 37) zu schicken. 

Dem vor zwei Jahren eingeführten 
einheitlichen Gesangbuch ist eben eine 
neue und einheitliche, d.h. von allen De- 
nominationen angenommene, von der 
Britischen Bibelgesellschaft herausgege- 
bene Bibelübersetzung gefolgt, 
die die Waldenser Professoren Luzzi 
und Bosio hergestellt haben und die 
— ein Datum zur Geschichte der Bibel 
in Italien — den alten Diodatitext er 
setzen soll. Gleichzeitig erscheint, zu- 
nächst für Studenten, doch auch für ein 
größeres Publikum bestimmt, eine Ein - 
leitung in die Bibel „Storia 
letteraria della Biblia“, von den be- 
reits genannten Professoren Comba und 
Longo verfaßt (5 Bändchen, zusammen 


18 Lire). 
In .der italienischen bischöf- 
lichen Methodistenkirche, 


der zur Zeit 50 Pastoren und I5 Evan- 
gelisten dienen (außerdem ein Missions- 
arzt mit einem Ambulatorium in Ne- 
apel), werden die Erziehungsinstitute 
in steigendem Maße besucht. Das 
Crandon--Institut. für: junge 
Mädchen in Rom zählt 400 Schüle- 
rinnen, im Knabeninstitut am 
Monte Mario in Rom ist die 
Schülerzahl von 45 auf 130 gestiegen, 
und viele Aufnahmegesuche mußten ab- 
schlägig beschieden werden, 

Die von England aus geleitete 


italienisch Wesleyaner Metho=_ 


distenkirche zählt zur Zeit 1300 
Kommunikanten und 4000 simpatizanti, 
30 Pastoren und ıo Evangelisten, und in 
ihren Schulen zusammen 7co Schüler. 
Die Neapler Gemeinde konnte in diesem 
Jahre das s5ojährige Jubiläum ihres 
Gotteshauses feiern. Eine selbständige 
Verwaltung der Kirche durch eine In- 
stitution “ähnlich der Tavola in der 
Waldenserkirche wird angestrebt. 
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Die Chiesa evangelica itali- 
ana oder chiesa libera genannt, eine 
ı870 in Mailand gebildete Kirchenge- 
meinschaft, die 1891 staatlich aner- 
kannt wurde, hat bereits vor dem Welt- 
kriege zu bestehen aufgehört. Ihre Ge- 
meinden sind z. T. der Episkopal-, z. T. 
der Wesleyaner Methodistenkirche zuge- 
fallen (vgl. die irrtümliche Notiz „Eiche“, 
Jahrgang ı2, Nr. 12, S. 333). 

Die italienisch Baptistenkir- 
che, die bisher von England und Ame- 
rika aus gestützt wurde, wird von jetzt 
ab nur noch von der amerikanischen 
Mission getragen. Ihre Mitgliederzahl 
beträgt einschließlich der Katechumenen 


3000, denen 50 Pastoren dienen. Die 
großzügig geleitete literarische Tätig- 
keit des baptistischn Verlags- 


hauses Bilychnis hat sich noch 
weiter ausgedehnt. Die Zahl der Abon- 
nenten der 1912 in der Zeit der Moder- 
nismuskrise begründeten, jetzt von Pro- 
fessor Paschetto redigierten theologisch- 
wissenschaftlichen Zeitschrift „Bi- 
Iychnis“, die stets auch über wissen- 
schaftliche Neuerscheinungen aus 
Deutschland berichtet, ist auf 1500 ge- 
stiegen. Die Mitarbeiter dieser Monats- 
schrift rekrutieren sich auch weiterhin 
nicht etwa nur aus evangelischen, son- 
dern aus allen möglichen religiös inter- 
essierten Kreisen. Die seit 1922 erschei- 
nende, von Dr. Chiminelli geleitete 
Wochenzeitschrift „Conscientia“, 
die sich an alle wendet, die Italiens Zu- 
kunft von seiner geistigen Wiedergeburt 
erwarten, zählt sogar 7000 Abonnenten 
und ungefähr 10000 Leser. Sie ist über- 
all in den Städten bei den öffentlichen 
Zeitungsverkaufsstellen, in Rom allein 
bei 100, erhältlich und bildet die einzige 
evangelische Publikation, die sich un- 
mittelbar an das allgemeine Publikum 
wendet. Im Verlagshaus Bilychais sind 
kürzlich u.a. erschienen: Mario Rossi: 
Luthero e Roma; Aristarco Fasulo: 
Il primato papale nella storia e nel pen- 
siero Italiano; Piero Chiminelli: Il 
eontributo Italiano alla Riforma reli- 
giosa in Europa, mit dem uns besonders 
interessierenden Kapitel: Was die deut- 
sche Reformation Italien verdankt. 
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Die 360 evangelischen Sonn- 
tagsschulen der italienischen Deno- 
minationen werden wie bisher von dem 
Wesleyanermethodisten Professor Filip- 
pini geleitet und umfassen ungefähr 
16000 Kinder. : 

In der italienischen Jugendbewe- 
gung gab es vor dem Kriege und gibt 
es noch heute als italienischen Zweig 
des Internationalen Christlichen Jüng- 
lingsvereins in allen Denominationen 
Abteilungen der Associazione 
Cristiana della Gioventu. Sie 
hatten und haben ausgesprochen kirch- 
lichen Charakter. Während des Krieges 
kam zu humanitären Zwecken aus Ame- 
rika die Young Men’s Christian Associ- 
ation nach Italien. Sie blieb auch nach 
Beendigung des Krieges, gründete eini- 
ge Studentenhäuser in Rom, Turin und 
anderen Städten und bildete christliche 
Studentenvereinigungen. Darüber hinaus 
suchte und fand sie Gelegenheit, auf die 
religiöse Jugendbewegung überhaupt 
einen Einfluß zu gewinnen, und zwar 
nicht in einem kirchlichen, bekenntnis- 
mäßigen, sondern einem freien über- 
kirchlichen Sinne, im Zeichen des „In- 
tegralismus“. Der geistige Führer 
dieser nun rein italienischen Bewegung, 
Unione Cristiana dei Gio- 
vani, ist neben dem Exmodernisten R. 
Murri, Professor Taglialatela (Episkopal- 
methodist) und Pfarrer U. Janni (Wal- 
denser), der Professor an der Universität 
Neapel, Vitorio Macchioro, der 
bereits in seinem Buch L’Evangelio (Fi- 
renze 1922, Valecchi) und auf dem Kon- 
greß für religiöse Kultur 1922 in Neapel 
auf Grund des Erfahrungscharakters der 
christlichen Religion im Gegensatz zum 
bekenntnismäßigen, dogmatischen Chri- 
stentum den Integralismus verkündet 
hatte, d.h. die Einheit auf Grund der 
christlichen Erfahrung im Gegensatz zu 
der durch die Dogmen verursachten Un- 
einigkeit der Kirchen.*) | 


*) Der Integralismus Macchioros ist 
das Resultat seiner Studien über den 
Orfismus und die paulinische Theologie 
(Montevarchi 1922, Casa editria cultura 
moderna). 
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- In diesen integralen Gruppen, die eine 
immer größere Anzahl von jungen Leu- 
ten aller Stände anzogen und vor allem 
in Turin, Bergamo, Spezia, Rom (hier 
haben sie auf der Piazza Indipendenze 
ein großes Haus), Neapel, Catania Fuß 
faßten, haben sich sowohl Protestanten 
wie freigerichtete Katholiken zusammen- 
geschlossen, ohne daß sie gezwungen 
wären, ihren Kirchen untreu zu werden. 
Vom nächsten Jahr ab soll die Zeitschrift 
„rede e vita“, die Monatsschrift der Fede- 
_ razione studenti per la Cultura religiosa, 
das Organ des Integralismus bilden. 
Da nicht absichtlich, aber faktisch die 
integralistische Bewegung manche ju- 
gendliche Protestanten ihren Kirchen 
“  entfremdet, stehen die evangelischen De- 
_ nominationen der neuen Bewegung kri- 


tisch, ja ablehnend gegenüber. Nur die 
- Episkopalmethodistenkirche läßt ihr in 
Br ihren führenden Persönlichkeiten Förde- 
_  rung‘angedeihen. 

3 Auch die Heilsarmee, die ihr 
- Hauptquartier in Florenz hat, übt in Ita- 
hen ihren segensreichen Einfluß durch 
soziale Liebeswerke aus. Unter anderem 
K hat sie in Mailand und Turin Häuser ge- 


gründet (Villa Speranza und Villino 
Fede), die gefallene Mädchen zu ehr- 
- licher Arbeit zurückführen, in Rom ein 
großes Albergo del Popolo mit 200 klei- 
nen Einzelzimmern, das obdachlosen 
armen Männern ein ganz billiges Heim 
bietet. - 
Die Britische Bibelgesell- 
— schaft hat im Jahre 1923, wie es im 
Bericht heißt, „infolge der ökonomischen 
Krisis und der klerikalen Opposition“ 
ihre Arbeit verringert (1922: 14000, 
— 923: 9200 Bibeln; 1932: 23 000, 1923: 
12400 Neue Testamente; 1922: 250 000, 
1923: 213 000 Teilschriften der Bibel). 
Der 1920 in Rom zum erstenmal ab- 
gehaltene Allgemeine Kongreß 
- ©sämtlicheritalienischerevan- 
— gelischer Kirchen, dessen nächste 
Tagung für 1923 vorgesehen war, hat, 
wohl eine Folge ‘der allgemeinen - Si- 
- tuation, bisher noch nicht wieder statt- 
‚gefunden. 
- - An der internationalen Friedensbewe- 
— gung, -die zur Zeit in Italien in der 
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großen Öffentlichkeit keine bedeutsame 
Rolle spielt, beteiligen sich die italie- 
nischen evangelischen Kirchen dadurch, 
daß sie jährlich einen Sonntag als 
Friedenssonntag feiern, 

Der 1917 in Rom begründete italie- 
nische Zweig des Weltbundes für 
FreundschaftsarbeitderKir- 
chen hat eine bis hinein in die Gemein- 
den dringende Wirksamkeit leider noch 
nicht zu erreichen vermocht. 

Die allgemeine Lage des 
italienischen Protestantis- 
mus ist infolge der politischen Situ- 
ation nicht gerade günstig. Der Faszis- 
mus mit seinen Idealen der Disziplin, 
der Autorität, des römischen Imperiums 
usw. sucht und findet naturgemäß ge- 
meinsame Wege mit der katholischen 
Kirche, die ihm im besten Sinne des 
Wortes als gensdarmerie morale wert- 
voll ist und mit der er sich um so mehr 
zu einigen sucht, als er die Macht der 
ihm entgegenstehenden politischen katho- 
lischen Partei, der Populari, zu. ver- 
nichten bemüht ist. In diesem Zusam- 
menhang ist zu nennen die Veranstal- 
tung offizieller Gottesdienste bei staat- 
lichen Anlässen, die vom italienischen 
Staat verfügte Überlassung der berühm- 
ten Chigi-Bibliothek an den Vatikan, die 
am italienischen Siegestage, am 3. No- 
vember 1924, erfolgte Wiedererrichtung 
des unter Gregor XIII. 1580 aufgestell- 
ten Kreuzes auf dem Kapitol, die eben 
erfolgte staatliche Anerkennung der vor 
zwei Jahren errichteten katholischen 
Universität in Mailand. 

Die vielbesprochene Schulreform 
des kürzlich zurückgetretenen Unter- 
richtsministerss Gentile ist keine Be- 
drückung des Protestantismus. In den 


evangelischen Schulen ist der evangeli- - 


sche Religionsunterricht unangetastet, in 
den katholischen haben die evangelischen 
Eltern das Recht, ihre Kinder vom Re- 
ligionsunterricht befreien zu lassen. Die 
Vorschrift, in den Schulen ein Kruzifix 
aufzustellen, findet für die evangelischen 
keine Anwendung, da ihnen die Anbrin- 
gung eines Bildes „Jesus segnet die Kin- 
der“ gestattet ist. Die Wirkung des frei- 
lich nur in den Elementarschulen nun als 
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ordentliches Lehrfach eingeführten Reli- 
gionsunterrichtes wird in evangelischen 
Kreisen verschieden beurteilt. Auf der 
einen Seite sieht man doch darin einen 
großen Vorzug, daß überhaupt in der 
Schule Religion „als Grundlage und Kern 
des Unterrichtes‘ gelehrt wird, und zwar 
wie es in den Lehranweisungen weiter 
heißt: „im Geist Manzonis“ (des Ver- 
fassers des bekannten Romans ‚die Ver- 
lobten“). Auf der anderen Seite wird 
allerdings eine starke Beeinflussung sei- 
tens der katholischen Kirche erwartet, da 
die Religionslehrer von der Kirchenbe- 
hörde als geeignet bezeichnet werden 
müssen und das immer mehr sich aus- 
breitende Privatschulwesen in klerikalen 
Händen liegt. 

Aber in anderer Weise hat der italie- 
nische Protestantismus unter Be- 
drückungen oder Verdächti- 
gungen zu leiden. Nicht nur, daß hier 
und dort versucht wird, die evangelischen 
Gottesdienste zu stören — der römische 
Waldenser Pfarrer mußte seine Evange- 
lisationsversammlungen in Suliaco, der 
Gewalt weichend, einstellen — nicht nur, 
daß häufig in klerikalen Blättern pole- 
mische Ausführungen gegen den Prote- 
stantismus sich finden — Demokratie, 
Sozialismus, Modernismus werden dabei 
auf die gleiche unreine Quelle der Refor- 
mation zurückgeführt —, zu Beginn 
dieses Jahres hat sich ein Comitato 
nazionale Fides Romana ge- 
bildet, eine Vereinigung, die sich, ähnlich 
der vor 15 Jahren begründeten Societä 
per la Perservazione della Fede, die Be- 
kämpfung des „unitalienischen“ Prote- 
stantismus zum Ziel gesetzt und für das 
anno santo einen systematischen Feldzug 
gegen die evangelischen italienischen 
Kirchen begonnen hat. 

In höherem Grade als die bodenstän- 
digen Waldenser sind die Metho- 
disten katholischen Angriffen ausge- 
setzt: man wirft ihnen ausländischen 
Import und antinationale Tendenzen 
vor. Viel kritisiert wurde besonders die 
Unione-.Cristiana dei . Gio- 
vani, die man als „lange Hand“ des 
politischen Amerikanismus verdächtigte. 
Einen Entrüstungssturm in der Presse 


130 


wie verschiedene Interpellationen in der 
Kammer verursachte das. bereits ge- 
nannte Knabeninstitut der Epis- 
kopalmethodisten auf dem Monte 
Mario, einer neben der Peterskirche 
aufsteigenden Erhebung Roms. Das dor- 
tige Terrain wurde bereits vor dem 
Kriege gekauft, und zwar aus dem ein- 
fachen Grunde, weil der Kaufpreis billig 
war. An den reklameartigen Äußerungen 
der amerikanischen Presse sind die italie- 
nischen Methodisten ganz unschuldig. 
Sie haben niemals daran gedacht, dort 
eine Kirche oder Kuppel zu errichten, die 
höher als der St. Peter in den Himmel 
ragen würde, sondern nur ein Projekt, 
dem in seinem ganzen Umfang der Staat 
die Genehmigung erteilt hatte. In diesem 
Jahre wurde die jährlich neu erforder- 
liche Genehmigung der Behörde, die 
Schule weiterzuführen, nicht gegeben. 
Aber die Schule geht weiter, die Metho- 
disten lassen sich ihr Recht nicht nehmen 
und werden nur der Gewalt weichen. 
Als katholisches Gegen- 
stück zu diesem Methodisteninstitut 
hat der katholische Laienorden der Co- 
lumbus-Ritter in der Nähe des 
Vatikan ein Jugendheim errichtet, 
das am 9. April 1924 in Anwesenheit der 
beiden neten amerikanischen Kardinäle 
und des vatikanischen Hofes eingeweiht 
wurde. Bei der nachfolgenden Audienz 
der Festgäste beim Papst hielt dieser 
eine Ansprache, über die der „Osserya- 
tore Romano“ vom ı1. April 1924 be- 
richtet. U.a. heißt es darin: „Ihr wißt 
es und sollt es alle wissen, wie stark die 
Propaganda der Irrlehre in unserer Stadt 
Rom zunimmt. Unter den vielen Übeln 
und traurigen Schicksalen, von denen 
die der ganzen katholischen Welt heilige 
Stadt im Laufe der Zeiten heimgesucht 
wurde, ist diese Plage nicht die kleinste. 
Wir müssen es leider Gottes sehen, daß 
die Sendboten der Ketzerei und der Kir- 
chenspaltung sich umhertreiben auf die- 


sem Boden, den die Märtyrer mit ihrem 


Blut geweiht haben als Zeugen der Rein- 


heit und Einheit des Glaubens. Ihr habt 
das ganze Leid über solche Zustände 
mitempfunden, ihr seid Zeugen gewesen 


des Schmerzes, der Euer Herz trifft, 


- wenn wir sehen müssen, wie auf dem hei- 
- ligen Boden der Stadt Rom Tempel und 
Gebäude entstehen, die eine Beleidigung 
des Erlösers Jesus und seiner Stellver- 
treter auf Erden sind. Ihr habt es ver- 
standen, wie tief wir verletzt sind, wenn 
wir sehen müssen, auf welche Weise man 
die Unwissenheit der Massen, ja selbst 
ihre leibliche Not mißbraucht, um sie in 
den Fallstricken der Ketzerei zu Fall zu 

bringen.“ 

Der auch von der protestantischen 
Theologie Deutschlands beeinflußte Prie- 
ster und Professor für Religionswissen- 

“ schaft an der staatlichen Universität 
Rom, Ernesto Bonajuti, ist 
durch Dekret der römischen Offiziums- 

_ kongregation vom 28. März 1924 mit Zu- 
stimmung des Papstes aus der katho- 

_ lischen Kirche exkommuniziert worden: 
auf Grund der Bestimmungen des Anti- 

“ modernistenerlasses PiusX. Bonajuti ist 
zugleich verboten worden, über religiöse 
Dinge zu schreiben, zu reden und an 
öffentlichen Lehranstalten Unterricht zu 

erteilen. Bereits vorher war den Kleri- 

_ kern die Beteiligung an dem römischen 

_ Universitätszirkel für religionsgeschicht- 

liche Studien, indem Bonajuti eine 

führende Rolle spielte, untersagt worden. 

Trotzdem nun dem freilich staatlich an- 

gestellten Hochschullehrer durch die 

- Kurie die Ausübung seines Amtes ver- 

boten worden ist, hält Bonajuti bisher 

- ungehindert seine Vorlesungen weiter, 

- Auch die erwartete verschärfte anti- 

modernistische Haltung der Kurie ist 

bisher nicht eingetreten. 

Für die allgemeine religiöse 
Lage in Italien ist auch heute noch 
eine Fülle von allgemein reli- 
 giös-philosophischen, über- 
‘konfessionellen, idealisti- 
schen Strömungen  charakteri- 
stisch, u.a. vor allem die 1921 von Pro- 
 fessor Chiapelli in Florenz begrün- 
-dete Associazione per il Pro- 
‘gresso Morale e Religioso, 
die die Zeitschrift Il progresso 
er eligioso herausgibt; inihr (Iund II 
924) schrieb u.a. Mario Puglisi, 
ebenso wie Chiapelli ständiger Mitarbei- 

‚ter der Bilychnis, über „Il valore religoso 


della vita“. Von Chiapelli erschien u.a. 
in der Nuova Antologia (1. Januar 1924) 
„Confessioni di un moderno idealista“. 
Die von Hegel her orientierte idea- 
listische Philosophie vertreten 
die noch immer führenden großen Philo- 
sophen Italiens, Gentile in Rom, der 
frühere Unterrichtsminister und Schöpfer 
der neuen Schulreform, und Croce in 
Neapel, der vor allem auch in Deutsch- 
land deshalb gekannt und hochgeschätzt 
zu werden verdient, weil er während des 
Krieges in ganz seltener Weise die 
Liebe zum Vaterland mit der 
Liebe zur Wahrheit verbunden 
hat. Seine „Randbemerkungen eines 
Philosophen zum Weltkrieg“, übersetzt 


von J. Schlosser (Amaltin-Verlag, Zürich‘ 


1922), zeigen ihn uns als einen hervor- 
ragenden Charakter, der männlich seine 
Pflicht als Bürger seines Landes erfüllt, 
zugleich aber seinem Volk und dessen 
Verbündeten offen die Wahrheit sagt, 
für das verleumdete Deutschland mutig 
eintritt und sich als unerschütterlichen 
Freund des deutschen''Idealismus alter 
und neuer Zeit bekennt. Mit Recht hat 
ihn dass Deutsche Archäologi- 
sche Institut in Rom zu seinem 
Ehrenmitglied ernannt.*) 

Führer einer mystischen Bewe- 
gung, die im Sommer 1924 ihre Ver- 
sammlung in Pisa hielt, ist der Neapeler 
Professor Manacorda. 

Er und seine Gesinnungsgenossen er- 
klärten auf jener Konferenz, die zum 
Zwecke des Gedankenaustausches über 
die augenblicklichen geistigen Zustände 
des Landes einberufen war, einstimmig: 

„daß die idealistische Philosophie, die 
aus der am wenigsten lichtvollen Tra- 
dition des germanischen, insbesondere 
preußischen Geistes hervorging, die zu 
bekämpfen und zu zügeln soviel mensch- 


liches Blut vergossen wurde, sich jetzt 


(was auch immer ihre kulturellen Ver- 


*) Figenartig ist sein in der „Critica“ 
(XXII, 6, p. 321 f.) erschienener Aufsatz 
über die Gegenreformation, deren kon- 
servativer, positiver Bedeutung er die 
auflösenden Tendenzen der Reformation 
gegenüberstellt. 
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dienste gewesen sein mögen) in unfrucht- 
baren .und “mechanischen Begrifflich- 
keiten erschöpft, deren ethische und po- 
litische Folgen Amoralismus, gleich- 
gültige Hinnahme geschehener Tat- 
sachen und in einigen ihrer Äußerungen 
(Aktualismus) materialistische Bestäti- 
gung und Verherrlichung der brutalen 
Gewalt und typisch antichristliche Ein- 
stellung sind; 

daß, nachdem jedes Gefühl für wahre 
und innerliche Religiosität (die sich nur 
in voller geistiger Freiheit und durch Er- 
ziehung der einzelnen und der Massen 
zur Liebe und zum Opfer verwirklichen 
kann) verloren gegangen ist, die Neigung 
immer mehr dahin geht, physische Kraft 
und physischen Mut moralischer Kraft 
und moralischem Mut, mechanische Er- 
“ starrung der wunderbar zusammenklin- 
genden Disharmonie lebender und lebens- 
voller Organismen voranzustellen und die 
Materie über den Geist, den Menschen 
über Gott zu erheben. 
>. Geister, ebenso:fern jener unbestimm- 
ten und abstrakten Religiosität, die lite- 
rarische Absicht, wenn nicht gar Speku- 
lation verrät — wie jener äußerlichen 
Parade-Religosität, die politische Ab- 
sicht, wenn nicht gar Spekulation verrät, 
und .ebenso: jedes dunkle Sektenwesen 
wie jede parlamentarische Bekräftigung 
und politische Intrige verabscheuend, er- 
klären: 

daß ohne eine volle und klare Wieder- 
herstellung der Transzendenz, d.i. des 
reinen Gottesglaubens, göttlich und 
menschlich. dargebracht im erhabenen 
Opfer von Golgatha, es vergeblich ist, 
irgendeine Wiederherstellung sittlicher 
oder politischer Werte zu erhoffen; 

daß, da Gewalt notwendigerweise Ge- 
walt, und Blut Blut, und Intrige Intrige 
hervorruft, ein friedliches und gesittetes 
Zusammenleben nicht möglich ist, ehe 
man nicht (und es ist dringend nötig, daß 
jeder sich im Umkreis seiner sozialen 
Stellung und Tätigkeit damit befaßt) für 
eine vollkommene innere Neu-Erziehung 
der Geister gesorgt hat; 
‘ daß über den Sportsübungen, so kühn 
sie sein mögen, die strengen, stillen Be- 
tätigungen und Eroberungen der Wissen- 
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schaft, der Kunst, des Gedankens und des 


geistigen, religiösen Kampfes 
durch die vor allem Italien war und 
immer ncch sein will: der lebendige und 
fruchtbare Mittelpunkt der Gesittung. 
Und sie nehmen sich vor, fortzufahren 
mit Betrachtung, Tat, Aposteltum und 


stehen, 


Beispiel in dem Werk, das schon von je- 
dem einzelnen für sich begonnen wurde, 


fest in jeder Probe, bereit zu jedem 


Opfer.“ 
(Vgl. Bilychnis, Aug.-Sept. 1924.) 


Ein nationaler 
Kongreß fand im September 1924 in 
Como statt, nachdem kurz vorher die 


Antialkohol- 


Steuer auf Zucker und Kaffee erhöht, 


auf Wein erniedrigt worden war. Die 
Teilnehmer des Kongresses setzten sich 
aus allen politischen Parteien, allen so- 
zialen ‚Schichten und allen religiösen Ge- 


meinschaften zusammen. Neben den Ver- 
tretern der katholischen Kirche waren 


auch die Geistlichen der 


italienischen | 


evangelischen Kirchen zahlreich erschie- 


nen. Das Organ des italienischen Cen- 


tralkomitees gegen den Alkohol 


„ll 


bene sociale‘ widmete in der September- 
nummer längere ehrenvolle und dank- 
bare Ausführungen dem Gedächtnis des 
Waldenser Pfarrers Rochat in Florenz 
(gestorben 1919), als des Begründers und 
tapferen Pioniers der italienischen Anti- 


alkoholbewegung. 


Der 5. Internationale Kon-. 
greß für Philosophie tagte im. 


Mai 1924 in Neapel. Im Mittelpunkt 


* 


standen die Gedächtnisreden für Thomas 


von Aquino (650. Todestag) und I. Kant 
(200. Geburtstag), den ersteren feierte 
P. Gemelli, Rektor der katholischen Uni- 
versität Mailand, den letzteren Prof. 


Liebert-Berlin. Am stärksten waren die 


Versammlungen der religionsphilosophi- 
schen Sektion besucht. 

Eine _ seltene teen 
wissenschaftliche Ehrung. 


. 


wurde dem deutschen Jesuiten Cardi- 


nal Ehrle, 
der Varlaniechet Bibliothek, zuteil. 
Anlaß seines achtzigsten Geburtstages 
fand auf Anordnung und in Anwesenheit 


des Papstes am 4. NE 1924 im | 


dem früheren Präfekten & 
Aus 


x 


& 


‘ 


Vatikan eine feierliche Sitzung statt, der 
das Cardinalskollegium, das diploma- 
" tische Corps und Gelehrte aus allen Na- 
- tionen beiwohnten und in der dem Ju- 
bilar nach Ansprachen des Papstes, des 
 augenblicklichen Leiters der vatika- 
_ nischen Bibliothek und eines belgischen 
- Gelehrten eine fünfbändige Festschrift 
überreicht wurde. 


e Ernst Schubert. 
3 = 
Die italienischen „Kolumbusritter“ 


haben in den Vereinigten Staaten eine 
Million Dollars gesammelt, „um einen 
Kreuzzug zur völligen Beseitigung der 
- protestantischen Häresie in Italien unter- 
= nehmen zu können“, 


e; * 


Im Verlag Cardinal Ferrari in Mai- 
- _Jand sind kürzlich die Vier Evan- 
gelien, ins Italienische über- 
setzt von Mons. Dr. L. Grammatica, dem 
Präfekten der Ambrosianischen Biblio- 
thek, und dem Priester Dr. Giovanni 
Castoldi, erschienen, mit einem Vorwort 
von Giovanni Papini. S. Peyronel rühmt 
die Übersetzung, die mit Wiedergaben 
Giotto’scher und Angelico’scher Gemälde 
geschmückt ist, und die wenigen FuB- 
noten als nüchtern, klug und zurückhal- 
tend in bezug auf besondere kirchliche 
- Glaubenssätze der Römischen Kirche. 
In der Oktobernummer des Piccolo 
E (wöchentliche Chronik der Gesellschaft 
- Cardinal Ferrari) wird die Veröffent- 
 lichung des Evangeliums als außerordent- 
“ liches Ereignis in den Annalen der Rö- 
mischen Kirche gefeiert und der gebil- 
deten italienischen Jugend dringend der 
Gebrauch der Übersetzung ans Herz ge- 


NER NERLRLTRE ORTEN ES TESSAR TS H ARE NENNT IRRE NEE 


E legt. (La Luce Nr. 40 vom 12. Novem- 
eher: -1924.) 
* 
Lettland. 


° Für die Evangelisch-Lutherische Kir- 
- che Lettlands hat im Jahre 1923 die 
- Sache der St. Jakobi-Kirche zu Riga 
“ganz im Vordergrunde des Interesses 
- gestanden. Als das Jahr. sich neigte, 
_ waren aus der Tatsache des Verlustes 


dieser Kirche die nächsten praktischen 
Konsequenzen bereits gezogen. Die bei- 
den anfangs obdachlosen evangelischen 
Gemeinden, die sich in die Benutzung 
der St. Jakobi-Kirche geteilt, hatten ihre 
Herbergen zur Heimat gefunden. Die 
lettische Friedensgemeinde genießt seit 
dem Oktober 1923 Gastfreundschaft im 
Dom, die deutsche St. Jakobi-Gemeinde 
ist in St. Peter eingezogen. Am 4. Mai 
1924 ist nun die St. Jakobi-Kirche zur 
Kathedrale des römisch-katholischen Erz- 
bischofs geweiht worden. Seitens: der 
deutschen evangelischen Gemeinden Rigas 
wurde dieser Tag dadurch hervorge: 
hoben, daß in den vier größten Sälen der 
Stadt stark besuchte Gemeindeversamm- 
lungen abgehalten wurden, die nicht so- 
wohl einen Protest, als vielmehr ein Be- 
kenntnis zum Evangelium darstellten. 
Sie schlossen alle mit einer Sammlung 
zum Besten eines in Riga zu erbauenden 
deutsch-evangelischen Gemeindehauses, 
das insbesondere auch den Bedürfnissen 


der Jakobi-Gemeinde Rechnung tragen 
soll. 
Nun ist die Angelegenheit, die durch 


viele Monate die gesamte evangelische 
Bevölkerung des Landes in Spannung er- 
halten hatte, vorläufig zum Abschluß ge- 
langt, und die Kirche hat sich wiederum 
dem ihr durch die grundstürzende Ver- 
änderung aller Verhältnisse auferlegten 
Neubau des gesamten kirchlichen Lebens 
zuwenden können. Bereits im Vorjahre 
ist an dieser Stelle berichtet worden über 
die furchtbaren Zerstörungen, die wäh- 
rend des Krieges auch auf kirchlichem 
Gebiete über Lettland hereingebrochen 
sind. Langsam nur wird hier neues Le- 
ben sich gestalten lassen. Noch immer 
liegt ein Teil der Gotteshäuser und kirch- 


lichen Baulichkeiten in Trümmern, ein _ 


anderer nicht unbeträchtlicher Teil ist 
mehr oder weniger unbrauchbar und 
harrt der Wiederherstellung. Die Ge- 
meinden sind durch den Krieg an Seelen- 
zahl und vielfach auch an wirtschaft- 
lichem Wonistande stark zurückgegangen. 
Dazu kommt, daß die seit dem Jahre 
1921 durchgeführte Agrarreform die 
Pfarrwidmen bedeutend beschnitten hat: 
Berührt diese Maßnahme die deutschen 
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Gemeinden verhältnismäßig wenig, da 
nur ein geringer Teil von ihnen über 
Grundbesitz verfügte, so wird sie in den 
lettischen Gemeinden, deren Pastoren 
bisher fast ausschließlich auf die Erträge 
der Widmen angewiesen waren, um SO 
schwerer empfunden. Viele von ihnen 
tragen sich mit dem Gedanken, ihre Selb- 
ständigkeit aufzugeben und sich einer 
Nachbarparochie anzugliedern, was bei 
der Verteilung der Siedelungen auf weit 
ausgedehntem Gebiete, wie sie hier üblich 
ist, sehr mißliche Folgen haben muß. Ein 
weiterer Übelstand, unter dem zumal die 
lettischen Gemeinden leiden, ist der große 
Pastorenmangel. Noch immer sind etwa 
30 % aller Pfarren unbesetzt und können 
nur gelegentlich durch Vikare bedient 
werden. 

Die Sorgen und Schwierigkeiten, mit 
denen die deutschen Gemeinden zu 
kämpfen haben, sind anderer Natur. Bis 
zum Jahre 1919 gab es in Lettland deut- 
sche Gemeinden, die sich selbständig or- 
ganisiert hatten, nur in den Städten, und 
ihre Gesamtzahl belief sich auf ı8. Die 
veränderten Verhältnisse haben es mit 
sich gebracht, daß die kleinen, auf dem 
flachen Lande und in den Flecken leben- 
den deutschen Häuflein, die meist einige 
Hundert Seelen stark sind, sich zu festen 
Gemeinden zusammenzuschließen be- 
gannen. Dieser Prozeß ist noch im Flusse 
begriffen. Zur Zeit gehören der Lettlän- 
dischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
43 deutsche Gemeinden an. An Kräften 
für ihre Bedienung fehlt es zunächst 
nicht, wohl aber ist es überaus schwierig, 
in diesen neubegründeten deutschen Pfar- 
ren die materielle Unterlage für die Exi- 
stenz des Pastors zu beschaffen. In den 
meisten Fällen wird sie gefunden durch 
eine Personalunion zwischen Pastor und 
Lehrer, und es bildet sich hier ein bisher 
unbekannter Typus des baltischen Pfar- 
rers. Die zumeist sehr unbemittelten 
deutschen Gemeinden zeichnen sich durch 
große Opferwilligkeit aus. Sie spüren es, 
daß sie im neuentstehenden Pfarrhause 
den Mittelpunkt ihres gesamten Lebens 
gewinnen, und spannen alle Kräfte an, 
damit sie dieser Errungenschaft nicht 
wieder verlustig gehen. Der Verband der 
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deutschen evangelisch-lutherischen Ge- 


meinden Lettlands, der auf der Basis des 
Vereinsgesetzes begründet ist, sucht im 
übrigen den Ausgleich zwischen den 
wohlhabenden und den armen Gemeinden 
dadurch anzubahnen, daß er die auf alle 
Gemeinden verteilten freiwilligen Steuern 
zur Unterstützung der um ihre Existenz 
ringenden Neubildungen verwendet. 

Das Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat ist in Lettland noch nicht gesetz- 
lich geregelt. Gerade zur Zeit wird die 
Frage in der öffentlich-rechtlichen Kom- 
mission des Landtages beraten, und es ist 
Aussicht vorhanden, daß noch vor dem 
kommenden Sommer ein bezügliches Ge- 
setz vom Landtage verabschiedet wird. 
Über seine Gestaltung Mutmaßungen 
auszusprechen, ist verfrüht, da zunächst 
vielerlei Gegensätze der verschiedenen 
Parteien zu überbrücken sind. Mit die- 


sem Gesetze steht im engen Zusammen- 


hange die Frage der etwaigen Subven- 


tionierung der Kirche durch den Staat. - 


Eine solche ist bisher einmalig erfolgt, 


im laufenden Jahre jedoch nicht erneuert - 


worden. 

An der Lettländischen Kirchenverfas- 
sung ist im Laufe der letzten Jahre fleißig 
gearbeitet worden. Im Februar 1925 steht 
eine All-Lettländische Synode bevor, die 
zu dem mittlerweile fertiggestellten Ent- 
wurf das letzte Wort reden soll. In Kraft 
treten kann aber diese Verfassung natür- 
lich erst, wenn das Verhältnis von Kirche 
und Staat endgiltig geregelt ist. Bis da- 


v 


hin muß die Kirche auf Grundlage eines 


Übergangsgesetzes leben. 


Es liegt auf der Hand, daß eine Kirche, 
die in so hohem Maße, wie die Lettlän- 


dische, mit vollkommen neuem Aufbau 
beschäftigt ist, ihre Aufmerksamkeit nur 
allmählich den sozialen und sozial-politi- 


schen Fragen der. Gegenwart zuwenden - 


kann. Dennoch mangelt es an Interesse 
für diese Fragen in den kirchlichen Krei- 


Er 


sen Lettlands keineswegs. Zumal die Be- 


kämpfung der Trunksucht ist Gegenstand 
ernster Beratung und Arbeit. Hier ist ein 


Gebiet gegeben, auf dem sich Staat und : 


Kirche die Hände reichen, Der Lettlän- 


dische Landtag hat soeben ein Gesetz an- 


genommen, welches die Produktion und 


Ar 


[4 


den Vertrieb von alkoholischen Geträn- 
ken stark einschränkt. Die Kirche ihrer- 
seits hat der Bekämpfung der Alkoholnot 
in den Verhandlungen der Synoden brei- 
ten Raum gewährt. Sie sucht ferner, 
durch die kirchliche Presse aufklärend 
und erzieherisch in dieser Hinsicht zu 
wirken, und hat endlich durch die ener- 
gisch in Angriff genommene Blaukreuz- 
arbeit das Feld praktischer Betätigung 
beschritten. In Riga ist man bestrebt, 
die durch den Krieg zerstörte Trinker- 
heilstätte, die von der Stadtmission er- 
öffnet war und in großem Segen wirkte, 


wiederum aufzutun. Im übrigen aber gilt 


B 
= 


de al rl Eee a an 


. angenommen 


es auf dem ganzen Gebiete kirchlich- 
sozialer Arbeit, daß, nachdem einmal das 
hier bereits frisch erblühende Leben un- 
barmherzig niedergewalzt worden ist, die 
Neubestellung des verödeten Ackers nur 
unter heißen Mühen vor sich gehen und 


- nur langsamen Erfolg versprechen kann. 


Der Weltbund für Freundschaftsarbeit 
der christlichen Kirchen besitzt auch in 
Lettland eine eigene Sektion. Hier sind 
Letten und Deutsche in gemeinsamer Ar- 
beit verbunden. Nachdem der energische 
Vertreter der Freundschaftsarbeit, Rev. 
Dr. Ramsay im Herbst 1922 in Riga ge- 
weilt und eifrig für die Sache geworben 
hatte, hat die Sektion durch Ausgabe von 
Flugblättern unter der Bevölkerung des 
Landes zu wirken gesucht. Vom 6. bis 
8. Mai 1924 tagte sodann in Riga eine 
Delegierten-Konferenz, die von Finnland, 


Estland, Lettland, Litauen und Polen be- 


schickt war. Als Ehrengäste nahmen Sır 
W. A. Dickinson und Dr. Ramsay an den 
Verhandlungen teil, die durch einen Fest- 
gottesdienstt im Dom eröffnet wurden. 
Außer den Berichten, die über die in 
den verschiedenen Ländern geleistete 
Arbeit erstattet wurden, beschäftigte die 
Versammlung ganz insbesondere die Min- 
derheitsfrage, die ja in allen vertretenen 


- Staaten brennend ist. Mit großer Ge- 
 nmugtuung wurde von der glücklichen 
- Lösung Kenntnis genommen, die diese 


Frage in Finnland gefunden hat. In 
einer Reihe von Thesen, die einmütig 
wurden,  bekundeten 
schließlich die Vertreter sowohl der Ma- 


joritäten als auch der Minderheiten den 


herzlichen Wunsch, den Weg zu fried- 
lichem gemeinsamen Leben und Wirken 
zu finden. Poelchau. 


* 
Litauen. 


Die kirchliche Entwicklung im neuen 
litauischen Staat ist, was die refor- 
mierte Kirche betrifft, zum Abschluß 
gekommen. Diese Kirche zählt ungefähr 
10000 Seelen, alles litauischer Natio- 
nalität. Die Zahl der reformierten Po- 
len ist verschwindend gering. In Birsen, 
einer kleinen alten Landstadt, die vor 
300 Jahren durch die seit langem ausge- 
storbenen evangelisch-reformierten Für- 
sten Radsiwill ein kirchlicher Mittel- 
punkt geworden war, befindet sich die 
Kirchenleitung, Kollegium genannt, mit 


dem Superintendenten Jokubanas an 


der Spitze, und wird jährlich einmal die 
Synode gehalten. Die alte demokratische 
Kirchenordnung aus der Gründungszeit 
besteht noch zu Recht. Da die Refor- 
mierten Litauer sind. und einflußreiche 
Männer zuihr gehören, so wird sie bei- 
nahe ebensogut behandelt wie die ka- 
tholische Kirche. Ganz anders verhält 
es sich mit der lutherischen Kir- 
che, die zur einen Hälfte aus Deutschen 
besteht (30000), zur anderen Hälfte 
aus Litauern (12—14000) und Letten 
(15 000). Die drei zur lutherischen Kir- 
che gehörigen Nationalitäten haben jede 
ihre besondere Synode und ihren Senior. 
Nach der im Jahre 1924 angenommenen 
Verfassung sollte die Vereinigung im 
gemeinsamen Konsistorium erfolgen, 
welches aus den Wahlen der Synoden 
hervorzugehen hatte. Die Regierung hat 
aber weder die Verfassung noch die 
sonstigen Symodalbeschlüsse anerkannt: 
Statt dessen hat der Staatspräsident, in- 
dem er sich als Erben der zarischen Ge- 
walt betrachtete, den Vorsitzenden des 
Konsistoriums ernannt und die übrigen 
Glieder vom Minister des Innern er- 
nennen lassen. Also ähnlich wie im 
Memelland. Der Unterschied ist nur 
der, daß dieses Konsistorium sich als ein 
zeitweiliges betrachtet und für die 
Durchführung der von den Grund- 
gesetzen des litauischen Staates gewähr- 
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leisteten Autonomie eintritt — .bisher 
vergebens. ‘In der Regierung und im 
Seim tritt eine offene Feindschaft gegen 
alles nichtlitauische zutage, und solange 
die lutherische Kirche kaum % Litauer 
zählt, gilt sie als deutsch. Als kirch- 
liche Registerführer — Standesämter 
gibt es in Litauen nicht — erhalten die 
katholischen Geistlichen 150, die refor- 
mierten 100, : die lutherischen 25 Lit 
monatlich. Die Mitglieder des Konsisto- 
riums, das zugleich staatliches Eheschei- 
dungstribunal ist, erhalten keın Gehalt, 
der Vorsitzende 50, der Vizevorsitzende 
40 Lit monatlich, was für die Fahrten 
dieser Männer nach Kowno nicht aus- 
reicht. Holz zum Taxwert aus dem 
Walde bekommen nur die katholischen 
Geistlichen, die lutherischen können es 
nur auf der öffentlichen Versteigerung 
oder, da sie hierzu nicht gerug Geld 
haben, in kleinen Mengen auf dem 
Holzmarkt kaufen, d.h. sie müssen sich 
aufs äußerste einschränken. Die deut- 
schen Staatsschulen, welche der Kirche 
die Konfirmanden soweit vorbereiteten, 
daß der kirchliche Unterricht mit Erfolg 
einsetzen konnte, werden nach und nach 
geschlossen, und die privaten Kirchen- 
schulen werden unterdrückt. Über den 
deutschen Pastoren, welche der litau- 
ischen Sprache nicht mächtig - sind, 
schwebt das Damoklesschwert der Ab- 
setzung oder, falls sie Ausländer sind, 
der Ausweisung. Das Verhältnis unter 
den 20 Pastoren, von denen 6 memel- 
ländische Litauer sind, ist ein sehr gutes. 
Es besteht unter ihnen der einmütige 
Wunsch, auf die 25 Lit zu verzichten, 
sich ganz vom Staat zu lösen und unter 
das Vereinsgesetz zu stellen, wie das 
von der. griechisch-orthodoxen (russi- 
schen) Kirche gemacht worden ist, 
welche die Zumutung, einen Litauer (!) 
zum Bischof zu wählen, abgelehnt und 
ihre Unterstellung unter den Moskauer 
Patriarchen ausgesprochen hat. So glatt 
wird die Lösung vom Staat natürlich 
nicht gehen, auch wird das materielle 
Elend ‘unter den Pastoren noch größer 
werden, aber wenn nicht alle Anzeichen 
täuschen, wird es doch dazu kommen. 
Daß unter diesen Umständen die Frie- 
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densarbeit der Kirchen für . Völker- 
freundschaft hoffnungslos ist, leuchtet 
ein. Trotzdem ist von Sir Willoughby 
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Dickinson und Dr. Ramsay im Mai 1924 


ein Komitee des Weltbundes gebildet 
worden,*) in welchem zum Glück die 
Reformierten das Übergewicht haben, 
welche als nationale Litauer und treue 


Freunde der lutherischen Kirche eher - 
etwas für die Freundschaftsarbeit tun 


können als die Lutheraner. Immerhin 


ist in diesem Lande, wo selbst die Juden _ 
vor den Jesuiten zittern, kein Grund 


vorhanden, sich 
sionen hinzugeben, wenigstens die luthe- 
rische Kirche hat lediglich. die Auf- 
gabe, zu dulden und zu schweigen. 
Dieses würde auch der Verfasser dieser 


irgendwelchen ° Illu- 


Ann 


Zeilen getan haben, wenn er nicht zur 


Berichterstattung 
wäre. 


aufgefordert worden 
‚ 2%. * 


* 


Zum memelländischen 
Kirchenstreit. 


Die Entscheidung des Landgerichts in 
S. 516 des Oktoberheftes u 


Memel (vgl. 
1924) hat die von vielen erhoffte gün- 
stige Einwirkung auf die kirchliche 
Lage nicht ausgeübt. Das Landes- 
direktorium 
werde sich durch die Entscheidung nicht 
abhalten lassen, die von ihm für richtig 
befundene Politik gegen die evange- 
lischen Kirchengemeinden fortzusetzen. 
Demgemäß ist es auch verfahren. So 
wurde von ihm z.B. eine frühere Ver- 
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verkündete vielmehr, es 


ordnung in Erinnerung gebracht, die es 


den Gemeinden verbietet, Kirchen- 
steuern zu erheben. Den Gemeinden 
blieb nichts anderes übrig, als sich der 
Gewalt zu fügen. Suchten sie durch 
Sammlung freiwilliger Beiträge die ört- 
lichen Bedürfnisse notdürftig zu decken, 
dann mußten sie Beschlagnahme des ge- 
sammelten Geldes gewärtigen. Es sind 
mehrere Fälle solcher Beschlagnah- 


mungen bekannt geworden. Auch die 


zum Teil Jahrhunderte hindurch be- 
wirkte Lieferung von Deputatholz 'an 


*) Vgl. Eiche, Oktober 1924, S.s72! 
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Geistliche, Kantoren usw. wurde von der 


4 E Regierung allem Recht zuwider ver- 
2 hindert. So ließen sich noch manche 
z Gewaltakte ähnlicher. Art aufführen. 


Aber die -Geistlichen und Gemeinden 
blieben fest in ihrer Treue zur ange- 
3 stammten Mutterkirche. 
— Ob es diese Standhaftigkeit der Geist- 
_ lichen und Gemeinden oder die Erkennt- 
_ nis gewesen ist, daß der Ruf des 
litauischen Namens bei einer Fort- 
_ setzung der bisher im Memelgebiet be- 
triebenen Kirchenpolitik im Auslande 
einen nicht wieder gut zu machenden 
Schaden erleiden würde, die das Staats- 
ministerium in Kowno. zu einem Ein- 
lenken bewogen haben, muß -dahin- 
© gestellt bleiben. Jedenfalls suchte der 
litauische Gesandte in Berlin Mitte No- 
< vember 1924 Fühlung mit dem Evan- 
x gelischen Oberkirchenrat. In zwei Be- 


K 
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- sprechungen wurde die Kirchenfrage 
zwischen ihm und Vertretern des Evan- 
 gelischen Oberkirchenrats verhandelt. 
Über das Ergebnis der Besprechungen 
wollte _ der  Gesandte in Kowno 
g Vortrag halten und nach seiner Rück- 
- kehr erneut mit dem Evangelischen 
Oberkirchenrat in Verbindung treten. 
Ende Dezember ließ der Gesandte darauf 
den Evangelischen Oberkirchenrat 
- wissen, daß die litauische Regierung zu 
weiteren Verhandlungen mit ihm bereit 
sei. Zu gleicher Zeit erfolgte aber in 
Memel ein Schritt, der außerordent- 

- liches Aufsehen erregte. Am 30. De- 
zember erschien in der litauisch-spra- 
 chigen Zeitung „Lietuwos Keleiwis“, dem 
 Publikationsorgan des Gouverneurs, 
eine vom 24. Dezember datierte und vom 


- Gouverneur und im Namen des Landes- 
a 


direktoriums von zwei Landesdirektoren 
unterzeichnete staatliche Verordnung mit 
der Überschrift „Verfassungsurkunde für 
die Evangelische Landeskirche des 
Memelgebiets“. Diese Verordnung steht 
auf einer Linie mit allen früheren gegen 
die evangelische Kirche des Memel- 
gebiets gerichteten Verordnungen: des 
Landesdirektoriums und des „Kirchen- 
kommissars“, einmal insofern, als .es 
sich bei ihr wieder um einen unberech- 
tigten Eingriff des Staates in das Selbst- 
verwaltungsrecht der Kirche überhaupt 
handelt, und sodann auch bezüglich des 
Charakters ihrer einzelnen Bestim- 
mungen. Sofort auf die Verordnung 
hin angesprochen — ihr Vorhandensein 
mußte alle Verhandlungsmöglichkeiten 
zerschlagen —, gaben der Gesandte, der 
Gouverneur und das Landesdirektorium 
die Erklärung ab, es handele sich nicht 
um ein vollzogenes Dekret, der pu- 
blizierte Text stelle nur einen Entwurf 
dar, die Regierung beabsichtige nicht; 
die Kirchenfrage einseitig von sich aus 
zu regeln, sondern sei bereit, eine Lö- 
sung der Frage im Wege von Ver- 
handlungen mit der Kirche zu suchen: 
Merkwürdig bleibt jedenfalls, daß ein 
solcher Verordnungsentwurf unterschrie- 
ben, datiert und in das Redaktionsbüre 
des Publikationsorgans des Gouverneurs 
geschickt werden konnte. Doch ist damit 
zu rechnen, daß in nächster Zeit in 
Berlin zwischen den Zentralinstanzen 
unter Hinzuziehung von kirchlichen 
Vertretern aus dem Memelgebiet über. 
die Beilegung des memelländischen Kir- 
chenstreites verhandelt werden wird. 
Wilhelm Banke. : 


BÜCHERBESPRECHUNGEN. 


Der schweizerische Pro- 
testantismus im ı8 Jahrhun- 
dert. Von D. Paul Wernle. 

Wernles großes Geschichtswerk ist 
uns soeben in der 15. Lieferung zuge- 
gangen. Wir beneiden den Schweizer 
Protestantismus um dies Werk, in dem 


Stoffbeherrschung und Einsicht sich 
einzigartig verbinden. Eine ausführliche 
Würdigung werden wir später er- 
scheinen lassen, F.=S=S, 


Theologische Studien und Kritiken, 
Jahrgang 1923/24, 3.4. Heft: Ferdi- 
nand Kattenbusch, Studien zur 
Ethik des Patriotismus. II. Über 
Sterben und Töten fürs Va- 
terland. Verlag Friedrich Andreas 
Perthes, A.-G., Gotha-Stuttgart. 

Kattenbusch läßt hier der Geschichte 
der Ideen, die den Patriotismus getragen 
haben (Theologische Studien und Kri- 
tiken, Jahrgang 1923/24, Heft ı/2) eine 
historisch-ethische Untersuchung über 
das Recht und die Pflicht des Sterbens 
und Tötens fürs Vaterland folgen, die 
eingehendste Beachtung verdient. Wenige 
Deutsche haben bisher alle einschlägigen 
Fragen so sorgsam durchgedacht wie der 
Hallenser Systematiker, der uns schon 
vor dem Kriege und im Kriege mit den 
Ergebnissen seiner Denkarbeit darüber 
beschenkt hat. Sowohl für die Kriegs- 
theologen wie für die Pazifisten ist es 
.gut, sich die Einseitigkeiten ihrer Lehr- 
gebäude vor Augen zu führen. Die Fülle 
der Probleme kommt bei Kattenbusch 
zu fast erdrückender Darstellung. Be- 
sonders da, wo die Anführungszeichen 
und die Klammer-Einschübe sich häufen, 
erfährt das Mitdenken zu viel Hem- 
mungen, um klaren Weg behalten zu 
können. 

Wir bedauern, daß im Rahmen einer 
Besprechung keine ausführliche Ausein- 
andersetzung mit den Ausführungen die- 
ser Abhandlung möglich ist. Dazu haben 
uns alle einschlägigen Fragen zu stark 
beschäftigt. Es sei hier den. Meist- 
interessierten nur kurze Auskunft ge- 
geben, wie wir uns zu den behandelten 
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Hauptproblemen stellen: 
stimmung zu dem von dem Verfasser auf- 
gestellten Reichsgottesbegriff in seiner 
Beziehung zu den Reichen der Menschen, 
auch grundsätzliche Zustimmung zu der 
Herausarbeitung der Begriffe Volk (Na- 
tion) und Menschheit. Auch das kann 
keinem Freunde unserer Sache zweifel- 
haft sein, daß uns internationale Zu- 
sammenarbeit nur auf der 
einer Herausarbeitung der Kollektivindi- 


Vollste Zu- 


Grundlage 


vidualitäten der Nationen möglich er- 


scheint. An dem Begriff der Ehre, nicht 
erst der nationalen Ehre, trennen sich 
vielleicht die Wege etwas. Auch er- 
scheint es uns zu kühn, den Begriff der 
ayazın überhaupt zur Rechtfertigung des 
Krieges bezw. der Notwehr verwenden 
zu wollen. 

Die im zweiten Teil der Untersuchung 
gegebene Charakteristik der Friedens- 


bewegung enthält viel Wahres. Sie wird - 


nach meiner Meinung aber nicht dem 


großen Umschwung gerecht, der sich ge- 
rade in neuester Zeit vollzieht. Wenn es 


bedenklich ist, da bei Kants Schrift zum 
ewigen Frieden die letzte Stufe der Ent- 
wicklung zu sehen, so ist es m. E. noch 


bedenklicher, in der Frage der Berech- 


tigung des Tötens und der Verantwor- 


tung dafür bei Luthers Problemstellung 
und Beantwortung der Frage stehen zu 


bleiben. Aber selbstverständlich 
hiermit nur ein Widerspruch ange- 
meldet, der an anderer Stelle näher be- 
gründet werden muß. F. S.-S. 


Vorlesungen über Grund- 
lagen der Ethik. Dritter Band: 
System der philosophischen Rechtslehre 
und Politik. Von Leonard Nelson. 
Leipzig. Verlag der Neue Geist. 1924. 
680 Seiten, brosch. 16.— Mk. 

Wir weisen hier vorläufig auf ein Werk 


ist _ 


hin, von dem zweifellos Wirkungen aus- 
gehen werden, die sich auch in unserem 


Kreis bemerkbar machen werden. 


F. S.-S. 


AmtlicheUrkundenzurVor-. 


geschichte des Waffenstill- 


‘ 


 standes 1918. Herausgegeben vom 
— Auswärtigen Amt und vom Reichs- 
-  ministerum des Innern. Deutsche Ver- 
lagsanstalt für Politik und Geschichte 
m.b.H., Berlin. 205 S. Geb. 15.— Mk. 
Die erste Auflage, die Anfang 1919 
unter dem Titel „Vorgeschichte des Waf- 
fenstillstandes, Amtliche Urkunden“ er- 
schien und von der Reichskanzlei heraus- 
gegeben wurde, enthielt als wichtigste 
Stücke jene Telegramme, Telephone und 
Protokolle, die die Herbeiführung des 
Waffenstillstandes durch die Oberste 
Heeresleitung nachwiesen. Auch aus die- 
ser Auflage geht die Verantwortung der 
Heeresleitung am Friedensangebot so klar 
wie aus der ersten Auflage hervor; aber 
die Tendenz ist zurückgetreten, die ganze 
Aufmachung sachlicher geworden. Das 
zeigt sich sowohl in den Ergebnissen 
einer Nachprüfung der Dokumente, in 
denen jedes Wörtchen, das etwa früher 
frei ergänzt war, auf seine Richtigkeit 
untersucht wird, wie in der Ergänzung 
von Lücken und vor allem in der Aus- 
wahl überhatipt. Gleichzeitig aber zeigt 
sich doch auch die allgemeine Tendenz 
der Rückkehr von einer die Heeresleitung 
-  anklagenden Stellungnahme der politi- 
schen Stellen zu einer mehr konservativ 
gerichteten Auffassung, die auf die Her- 
vorhebung der unglücklichen politischen 
Einflüsse, insbesondere derer von bundes- 
genössischer Seite, großen Wert legt. 
Aber mit dieser Feststellung geraten wir 
bereits in das Gebiet der Fragen, über die 
die historischen Sachverständigen zu ent- 
scheiden haben. Als Laie möchte ich nur 
noch sagen, daß diese Quellensammlung 
spannendste Lektüre ist, die im Interesse 
einer wahrheitsgemäßen Aufklärung über 
jene Zeit jedem Deutschen nicht dringend 
genug empfohlen werden kann. F.S.-S. 
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Die Arbeiterwohlfahrt, Vor- 


Marie Juchacz und Johanna 
Heymann. Verlag J. H, W. Dietz 
Nachfolger, Berlin. 

Der Bericht umfaßt 232 Seiten. Er ist 
_ zwar nicht instruktiv, kann es auch nicht 
“ sein, aber er gewährt doch jedem, der 


aussetzungen und Entwicklung. Von. 


sich für Volkswohlfahrtsarbeit interes- 
siert, einen guten Einblick in diese Ar- 
beit. Der praktische Eingriff der Sozial- 
demokratie in die Wohlfahrtspflege ist 
wieder ein neuer Beweis dafür, wie immer 
mehr und mehr die Erkenntnis in der 
Arbeiterbewegung an Boden gewinnt, 
daß die rein geistige Aufklärung über 
das Wesen des Sozialismus und die 
Weckung der Erkenntnis über seine Ent- 
stehung und Entwicklung allein nicht ge- 
nügt, wie es anfangs der Arbeiterbewe- 
gung geplant wurde. 

Damals glaubte man felsenfest, daß die 
bürgerliche privatkapitalistische Produk- 
tionsweise an ihrem eigenen Widerspruch 
eines Tages zusammenbrechen müsse 
und daß es genügt, die Arbeiter über 
diesen geschichtlichen Prozeß aufzuklären 
und sie auf sein Ende vorzubereiten. Der 
Gewerkschaftsgedanke, der Genossen- 
schaftsgedanke, die Sportbestrebungen 
usw. mußten sich oft gegen den Willen 
derer durchsetzen und um Anerkennung 
kämpfen, die in solchen Bestrebungen 
nur eine Verunreinigung des reinen So- 
zialismus, eine Ablenkung von der Klas- 
senkampfidee sahen. 

Auch die Organisierung der Arbeiter- 
wohlfahrt fand, als sie vor fünf Jahren 
vorgenommen wurde, ihre Bezweifler und 
Gegner, wie die Verfasserinnen zu be- 
richten wissen. Auch da witterte man 
eine Gefahr für die Arbeiterbewegung. 
Die Kampfesenergie in den politischen 
Organisationen könnte geschwächt wer- 
den, weil die Arbeiterwohlfahrt wohl 
ihnen viele Kräfte entzöge. 

Es rangen zwei Meinungen mitein- 
ander. Die eine war prinzipiell für die 
praktische Betätigung in der Wohlfahrt, 
die andere war dagegen mit der Begrün- 


dung, daß die Volkswohlfahrtsarbeit nicht 


Angelegenheit der sozialdemokratischen 
Bewegung sei. 

Wie aus dem Bericht zu ersehen. ist, 
hat die erstere Richtung sich durchgesetzt 
und in den Arbeiterkreisen des ganzen 
Reiches die Anerkennung allmählich ge- 
funden. 

Auch bei den kommunalen und staat- 
lichen Behörden fand die Arbeiterwohl- 
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fahrt die gleiche Anerkennung neben den 
alten’ Wohlfahrtseinrichtungen. 

Die Gründer "der Arbeiterwohlfahrt 
wissen, was sie sind und was sie wollen. 
„Arbeiterwohlfahrt. — Also nur 
für Arbeiter? — Nein. — Eine Wohl- 
fahrtspflege, ausgeübt durch die Arbeiter- 
schaft. Eine Organisation, hervorge- 
wachsen aus der Arbeiterbewegung mit 
dem bewußten Willen, in das große Ar- 
beitsgebiet der Wohlfahrtspflege ihre 
Ideen hineinzutragen, die Idee der Selbst- 
hilfe, der Kameradschaftlichkeit und So- 
lidarität, aber auch die Idee, daß Wohl- 
fahrtspflege vom Staat und seinen Or- 
ganen getrieben werden muß, und daß 
auch diese Arbeit bewußt ausgeübt wer- 
den muß von lebendigen Menschen,“ 
heißt es in der Einleitung. 

Die Arbeiterbewegung dürfte bald die 
Erfahrung machen, daß es ihr nicht allein 
darum zu tun sein kann, die Idee der 
Selbsthilfe. der Kameradschaftlichkeit 
und Solidarität in dieses große Arbeits- 
gebiet hineinzutragen. Das sind sicher 
sittliche Kräfte; aber ‘unsichere Kräfte, 
wenn sie dem Wohlfahrtspfleger von 
außen aufgenötigt werden, und nichts 
anderes dahintersteht als irgendein 
eigenes Interesse. Dies kann man in den 
politischen, gewerkschaftlichen und son- 
stigen Arbeiterorganisationen immer 
wieder beobachten. Hinter ihnen muß 
das .aus reiner Menschlichkeit quillende 
soziale Pflichtgefühl stehen. Darunter 
verstehe ich den lebendigen Men- 
schen wie die Arbeiterwohlfahrt selbst 
auch für ihre Arbeit ihn voraussetzt. 
Ohne von dieser höheren Macht ge- 
bunden und angetrieben, wird die Kame- 
radschaftlichkeit und Solidarität stets 
hinken oder ganz und gar erlahmen. 

In diesem Sinne auf dem Gebiete der 
Wohlfahrtspflege sich betätigend, würde 
für die Arbeiterbewegung eine innerliche 
sittliche Bereicherung bedeuten. Denn da 
haben ihre Anhänger die beste Gelegen- 
heit, in dienender Liebe ihre sittlichen 
Kräfte — ihre soziale Gesinnung zu 
prüfen, zu üben und selbst sittlich zu 
wachsen. Und daran fehlt es wahrhaftig 
bei der Arbeiterwohlfahrt auch noch! 
Mit andern Worten soll das heißen: Wer 
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sozialistisch denken gelernt hat, dem soll i 


Gelegenheit geboten sein, 
stisch handeln zu lernen. 


auch soziali= 


So könnten also die Sozialdemokratch A 


ihre Weltanschauung, von der der Bericht 
spricht und die Anlaß mit gewesen sein 


soll, in dieses Arbeitsgebiet mit einzu- 


greifen, um durch die Arbeiterwohlfahrt 
sie 


in die Wohlfahrtspflege hineinzu- F 


tragen, noch mehr vertiefen und läutern. 
Obwohl es mir sehr zweifelhaft erscheint, 
ob die praktische Wohlfahrtspflege von 


irgendwelchem weltanschaulichen. Stand- 


punkte zu betreiben geht. Mir hat meine 


sozialistische 
Weltanschauung Lebensanschauung sa- 
gen — nur so viel genützt, daß ich viel- 
leicht besser als andere, die Ursachen der 
Erscheinung sah, sonst nichts. Zu dem 
Hilfswerk ist zu allererst ein warmes 
Herz nötig. 

Was mir an diesem Bericht ganz be- 


sonders gefällt, ist seine Bescheidenheit, 


ich will lieber. statt 


Wir Me 


DON PS Near 


die ihm das Gepräge der Glaubwürdig- 


keit verleiht. 


Der Hauptausschuß für Arbeiterwehii j 
fahrt hatte sicher Grund genug, mit 


seiner erst fünfjährigen Tätigkeit gegen- 
über den jahrzehntelang bestehenden 
Wohlfahrtseinrichtungen mit reichen Er- 
fahrungen nicht vermessen aufzutreten. 
Dafür erschienen im „Vorwärts“ Berichte, 


die ihm durch ihre große Aufmachung 


widersprechen. Das verrät fast die Ab- 
sicht, als sollte die Wohlfahrtspflege den 
Wahlzwecken als Reklame dienen. ! 

Trotzdem gibt es keinen Zweifel, daß 


27 


a ERW EN 


I I Eee Er Br 


AB TIE 27 WA Se eh 


die Arbeiterwohlfahrt in den fünf Jahren 


ihres Bestehens Erhebliches an Organi- 
sationsarbeit wie auch in der praktischen 
Wohlfahrtspflege geleistet hat. Sie hat 
Landes-, Kreis-, Bezirks- und Ortsaus- 
schüsse gegründet und in alle unter den 


Begriff Wohlfahrtspflege fallende Einzel- 


gebiete eingegriffen: Jugendwohlfahrts- 
arbeit, Gesundheitsfürsorge, Mutterschutz, 
Vormundschaftswesen, Wochenpflege; 
Hauspflege, Säuplingsfürsorpe, Kinder- 
schutzkommissionen, Kinderspeisung, 
Ferienspiele und Wanderungen, Kinder- 
erholungsfürsorge, Erziehungsfürsorge, 
Kinderfreunde, Jugendgerichtshilfe, Be- 
rufsberatung, Auswanderer- und’ Gefähr- 
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- detenfürsorge, Wirtschaftsfürsorge, Näh- 
' stuben, Landaufenthalt der Kinder, 
Mittagstische, Weihnachtsveranstal- 
tungen und Bescherungen, Beratungs- 
- stellen und Sprechstunden. 

Wie daraus zu ersehen ist, ist dieses 

Betätigungsfeld sehr groß geworden, be- 
sonders durch die Not in der Nachkriegs- 
zeit. Für alle diese Einzelarbeiten mußte 
die Arbeiterschaft, die sich an der plan- 
mäßig organisierten Wohlfahrtspflege nie 
beteiligte, erst mobil gemacht, organisiert 
und auch erst geschult werden. 

Und nun will ich nur noch zum Schluß 
das wiederholen, was in dem Schlußwort 
des Buches gesagt wird: Wenn das Buch 
dazu beiträgt, in interessierten Arbeiter- 
kreisen und darüber hinaus bei Wohl- 
fahrtsbehörden, in sachkundigen Kreisen 
und bei wohlwollenden Freunden zu 
zeigen, was die Arbeiterwohlfahrt ist, 
“ hat es seinen Zweck erfüllt. Wir sind 
nicht so vermessen zu sagen, die Ar- 
beiterwohlfahrt ist die Organisation, die 
das ‚soziale Elend abschaffen oder auch 
nur: zum-Teil hindern kann. Die Träger 
der Bewegung sind sich bewußt, daß 
- andere Machtfaktoren an der Umformung 
- der wirtschaftlichen und der dadurch be- 
- . dingten sozialen Verhältnisse mitwirken 
- müssen. Daß aber die Arbeiterwohlfahrt 

in den ihr gezogenen Grenzen dazu bei- 
trägt, Kindern und jungen Menschen in 
- ihrer Entwicklung zu helfen, reife Men- 
schen in ihrem Existenzkampf zu stützen, 
Alten und Invaliden wirtschaftliche Hilfe 
und etwas Sonnenschein zu geben und die 
- — Ausführenden durch die Arbeit selbst zur 
- Pflichterfüllung im Dienst der Allgemein- 
heit zu erziehen, glauben wir gezeigt zu 

- haben. Wenzel Holek. 
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BE 2,Im2-Anfang-war die Tat“, 
- Versuch einer Orientierung in der Philo- 
4 ‘sophie Kants und den von ihr angeregten 
höchsten Fragen. Für die denkende Ju- 
gend von Hermann Kutter, 
Pfarrer (Verlag Kober, F. Spittlers Nach- 
. folger, Basel). 6.— Mk.. 
 — Manche von den im ech Beruf 
_ als Pfarrer stehenden Theologen lehnen 
- die Philosophie Kants ab. Sie wissen ge- 
_ _ wöhnlich nicht, was sie mit der Kritik 


der reinen Vernunft anfangen sollen, und 
in der Kritik der praktischen Vernunft 
erblicken sie mit Entsetzen eine Gott- 
losigkeit, weil Kant darin den Gott und 
Himmel nur als Postulate Platz nehmen 
ließ; ebenso sträuben sie sich, daß es 
heißen könnte: Die Religion innerhalb 
der Grenzen der bloßen Vernunft. 

Eine ganz andere Stellung zu der 
Kantischen Philosophie nimmt Kutter 
ein. Er versucht in seinem neuesten 
Buche „Im Anfang war die Tat“ diese 
von Kant aufgestellten Postulate von dem 
Unbedingten, von Gott aus zu beleuchten 
und sie sogar zu stützen, indem er sie 
aus der Hülle der unverständlichen philo- 
sorhischen Sprache herausschält und 
zeigt, was Kant damit sagen wollte, aber 
nicht anders zu sagen vermochte. 

„Im Anfang war Logos, und der Logos 
war bei Gott, und Gott war der Logos. 
Derselbige war im Anfang bei Gott. Alle 
Dinge sind durch denselben gemacht, und 
ohne ihn ist nichts gemacht. In ihm war 
das Leben, und das Leben war das Licht 
der \enschen.““ 

Gott ist unbedingt, ist an sich voll- 
kommen, ist die höchste Liebe, ist die 
höchste Vernunft und die vollkommenste 
Realität; aber alles, was er gemacht, ist 
bedingt. Die Dinge, die gemacht, sind 
Erscheinungen, aber auch Wirklichkeiten, 
weil sie in der obersten Wirklichkeit 
sind. Ihre Funktionen sind von der 
höchsten Vernunft abhängig. Das bezieht 
sich auch auf die Kategorien. 

Anders ist dem bei der praktischen 
Vernunft. Der Logos war bei Gott, ward 
Fleisch und wurde als Meister in die 
Welt gesandt, die Lebenswahrheit den 
Menschen zu offenbaren. Auch er ist un- 
bedingt wie Gott und der höchste kate- 
gorische Imperativ für das sittliche Leben 
der Menschen. Die praktische Vernunft 
ist der Mensch.‘ Es kommt auf ihn an, 


_ wie er seine Vernunft braucht, ob zum 


Guten oder Bösen. Das Mittel, das 
ihm verliehen ward, ist sein Gewissen, 
das durch Logos, Jesus, als den höchsten 
kategorischen Imperativ durch das Bei- 
spiel bestimmt wird oder auch nicht. 
Damit ist zugleich die Erklärung ge- 
geben, daß die Wissenschaften, das Den- 
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ken, Erfinden usw., wie auch die Religion 
innerhalb der Grenzen dieser bloßen Ver- 
nunft möglich ist und darüber nicht 
hinaus kann. 

Der Untertitel dieses Buches hält, was 
er versprochen hat. Dieses Buch, in dem 
wieder so viel Ernst drin steckt, ist aufs 
wärmste allen jenen zu empfehlen, die 
sich mit den Problemen des Lebens be- 
schäftigen und Lebenswahrheiten suchen. 

W. Holek. 

ANtwärts, - Chrrst Pa ge 
blatt, Bielefeld-Bethel. Vierteljährlich 
3.— Mark. 

Vor einem Jahr habe ich an dieser 
Stelle auf den „Aufwärts“ hingewiesen. 
Er hat seither versucht, seine Aufgabe als 
überparteiliches christliches Tageblatt 
weiter zu erfüllen. Man kann ihm das 
Zeugnis ausstellen, daß er mit Ernst in 
wirtschafts-politischen Fragen eine auf- 
rechte christlich-soziale Stellung einge- 
nommen hat. Er ist ohne Liebedienerei 
nach Rechts und nach Links für die Herr- 
schaft von Gerechtigkeit und zegen- 
seitigem Wohlwollen der Volksgenossen 
untereinander nach Kräften eingetreten. 
— In politischen Fragen allerdings waren 
die Schriftleitung und namhafte Mit- 
arbeiter stärker rechts eingestellt, wie ja 
wohl die meisten bewußten Christen in 
Deutschland es nach Überlieferung und 
Erziehung sind. Auch anders gerichtete 
Stimmen sind von Zeit zu Zeit zu Wort 
gekommen. Ich hätte sie gern noch öfter 
gehört, aber das liegt vielleicht nicht an 
der Schriftleitung, sondern an den Stim- 
men, die sich nicht meldeten. Man ist 
bestrebt, die Wirklichkeit klar zu sehen 
und die Wahrheit zu erkennen und anzu- 
erkennen. Die „Eiche“ wird im Mit- 

arbeiterkreis des „Aufwärts“ gelesen, und 

gelegentlich merkt auch der Leser des 
Blattes etwas davon. Den von ihr ver- 
tretenen Einigungsbestrebungen im Pro- 
testantismus ist erst neulich eine Artikel- 
reihe gewidmet worden. Auch die Arbeit 

des Weltbundes für Freundschaftsarbeit 
‘ der Kirchen bleibt nicht unbeachtet; aber 
des Eindrucks, daß ihre Bedeutung und 
Notwendigkeit noch nicht ganz in der 
Tiefe erfaßt worden ist, kann ich mich 
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nicht ganz erwehren. Trotzdem bin ich 
dankbar, daß dieses Christliche Tageblatt 
vorhanden ist, und ich empfehle es 
wieder auch den Ausländern, denen der 
„Aufwärts“ viel besser sagen kann, wie 
die deutschen Christen denken, als irgend 


Sr 


eine andere Tageszeitung in Deutschland. 


Th, M. 


Ludwig FreiherrvonPastor, 
Charakterbilder katholischer Reforma- 
toren des XVI. Jahrhunderts. Freiburg 
i. B., Herder & Co. 168 S., 4.70 Mk. geb. 

Vier bedeutsame Lebensbilder aus dem 
großen Werk v. Pastors, der Geschichte 
der Päpste seit dem Ausgang des Mittel- 
alters, von dem zehn Bände vorliegen, 
sind hier zum siebzigsten Geburtstag des 
Verfassers in einem schönen, mit Bildern 
geschmückten Band zusammengestellt: 
Ignatius von Loyola, Teresa de Jesus, 
Filippo Neri, Carlo Borromeo, Den 
Schluß bildet ein lehrreiches Gedenkwort 
von Max Schermann über den Jubilar. 


Als Sohn eines tiefgläubigen pro- 
testantischen Vaters, aus altem, Patrizier- 
geschlecht, ist Ludwig von Pastor in 


Aachen geboren worden. Aufgewachsen 
ist er in Frankfurt a. M. und wurde von 
seiner katholischen Mutter nach des 
Vaters frühem Tod in ihrem Glauben er- 
zogen. Sein Geschichtslehrer war Jo- 
hannes Janssen, der einst seinem Lieb- 
lingsschüler Rankes Geschichte der 
Päpste zur Lektüre in die Hand legte und 


damit dem Jüngling .den Anstoß zu ä 


seinem Lebenswerk gab. — Die vier 
feinen Charakterbilder kann man nur mit 
Gewinn lesen. Th. M. 


Kirche-:und Wirklichkeit. 
Ein katholisches Zeitbuch. Heraus- 
gegeben von Ernst Michel. Ver- 
legt bei Eugen Diederichs. Brosch. 4.—, 


geb. 5.— Mk. 
wichtigsten Aufsätze der drei 


Die 
„Tat“-Hefte, die sich mit dem Katho- 
lizismus befaßten, sind hier g:sammelt 
und ergänzt. Besonders hingewiesen sei 


in dieser Zeitschrift auf die Aufsätze # 


von J. P. Steffes „Der Universalismus 


der katholischen Menschheit“, Christoph 4 


Flaskamp „Erneuerung und Verküm- 
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merung des katholischen Universalismus 


- im 19. Jahrhundert“, Eugen Rosenstock 


„Die Welt vor dem Blick der Kirche“ 
und Ernst Michel „Erneuern mögst Du 
das Antlitz der Erde“, RES: 


Jakob Böhme, Gedenkgabe der 
Stadt Görlitz zu seinem 300 jährigen 
Todestage. Herausgegeben in Verbin- 
dung mit Curt Adler und Felix Voigt von 
Der Richard: Jecht. = Jakob 
Böhme und Görlitz, ein Bildwerk. 
Herausgegeben im Auftrage des Görlitzer 
Magistrats vonDr. Richard Jecht: 
beide Veröffentlichungen sind erschienen 
im Selbstverlage des Magistrats Görlitz. 

Jeder Freund Jakob Böhmes wird dem 
Magistrat zu Görlitz für diese beiden 
Veröffentlichungen zum Böhmejubiläum 
außerordentlich dankbar sein. Sowohl der 
Wissenschaftler, der sich über den nceue- 
sten Stand der Böhmeforschung, über die 
wichtigste Böhmeliteratur und die 
Quellen informieren will, wie auch der 
Laie, der einen Einblick in Böhmes Leben 


_ und Lehre gewinnen möchte, werden voll 
- Freude nach diesem schlichten und 
“ schönen Jakob-Böhme-Buch greifen. Fin- 


leitend veröffentlicht hier Curt Adler 


- seine Forschungen „zur Feststellung der 
- Geburtsstätte Jakob Böhmes in Alt- 


x 
= 
E 
7 


EDEN TREO SREN DIA 
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Seidenberg“. In recht anschaulicher 
Weise gibt uns Richard Jecht einen Ein- 
blick in die Lebensumstände Jakob 
Böhmes. Wir gewinnen einen Einblick in 
die kulturellen Verhältnisse seiner schle- 
sischen Heimat, in sein Vaterhaus, in 
seine Entwicklung und die wenigen uns 
sicher überlieferten Daten aus seinem 
Leben und Sterben. Besonders anschau- 
lich tritt sein Kampf mit dem Görlitzer 
Primarius Georg Richter vor uns hin; 
Richters Schmähschrift gegen Böhme ist 
als Anhang beigefügt, desgleichen Verse 


gegen Richter und ein Trauergedicht auf 


Böhmes Tod von Michael Curtius. Als 
Ergebnis neuester Forschung scheint run 


als Böhmes Todestag nicht der 17., son- 


dern der 16. November festzustehen. 
Untersuchungen über die Urschrift von 
Böhmes Werken und die uns von ihm er- 


_ haltenen Bildnisse bilden den Schluß 
dieses Abschnittes. Als dritten Teil ent- 


hält das Büchlein eine in ihrer Zusammen- 
fassung sehr gute Einführung in das 
Wesen von Böhmes Persönlichkeit und 
seine Gedankenwelt. Hier wird Böhme 
zuerst aus seiner Heimat und ihrem 
geistigen Leben zu erfassen gesucht, an 
diese Ausführungen schließt sich dann 
eine klare Einführung in die wichtigsten 
Teile von Böhmes Gedankenwelt an. Ge- 
schmückt ist dies Werkchen mit einem 
Bildnis Böhmes, mit Wiedergaben aus 
handschriftlichen Aufzeichnungen seiner 
Werke und mit einem Bild seines Wohn- 
und seines Sterbehauses in Görlitz. 

AI diese Bilder finden sich auch in dem 
zu zweit genannten Bildwerk wieder, das 
uns außer den genannten Bildern einen 
Einblick in Böhmes Heimatstadt und 
seine Wohnstätten in Görlitz tun läßt. 
Böhmes ursprüngliches Grabkreuz, sein 
Grabstein von 1869-1922 und die Grab- 
stätte Böhmes in ihrer jetzigen Gestalt 
bilden den Abschluß dieses schönen und 
reichhaltigen Bildwerks. 

Alfred Peter. 


Albert Kranold. Die Per- 
sönlichkeit im Sozialismus. 
Beiträge zur philosophischen Begrün- 


dung des Sozialismus. 1923. Verlag: 


Thüringer Verlagsanstalt und Druckerei 
G.m.b.H. Jena. 248 S. 

Die Schrift besteht im Wesentlichen 
aus einer begeisterten Würdigung Fichtes 
als des.Philosophen des Sozialismus und 
einer kritischen Darstellung des Marxis- 
mus. 


Wilhelm Stählin Fieber 
und Heil in der Jugendbe- 
wegung. 11.—ı14. Tausend. Hansea- 
tische Verlagsanstalt Hamburg. 1923. 
90 $S. 1.20 Mk. 

Stählins Schrift über Fieber und Heil 
in der Jugendbewegung ist das Wort, 
das m. E. an meisten Verstehen und 
Festigkeit in dieser Frage vereinigt. 


Franz Ludwig Habbel. Die 
Weltpfadfinderbewegung. 
Regensburg. Der Weisse Ritter Verlag. 

Über die Geschichte der alten Pfad- 
finderbewegung berichtet dies Heft, das 
ursprünglich 1921 erschienen ist, im In- 
teresse der Neupfadfinderbewegung. 
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Wir machen aufmerksam auf: Gottesdienstes. Von D. theol. Leon- 


"Verlags-Katalog über - die hardt Fendt. 1922. Verlag. Chr.” 
deutsch-sprachliche bud- Kaiser in München. : 
dhistische und verwandte Litera- 77 ee 

tur, nach Materien geordnet und mit Heimatglocken-Jahrbuch 


Registern versehen. Aus dem Oscar 1924. Heimatglockenverlag Schmiede- j 

Schloß-Verlag. München. 1924. 120 S. hausen (Bad Sulza). 72 S. 2.— Mk. 
ea one Fe Heimatglocken-Jahrbuch 1925. .Eben- 

dort. 


Beitrag zur Geschichte des christlichen 


Redaktionelle Mitteilungen. ; 


Die Abschnitte der Chronik über Ebenso wird dieKirchenchronik 
Jugendbewegung und Katho- (Aus dem religiösen Leben 
lizismus bringen wir im nächsten anderer Länder) fortgesetzt wer-” 
Heft. den. - 


Zu beziehen durch die Geschäftsstelle, Berlin O 17, Fruchtstraße 64 Il, durch 
den Verlag Chr. Kaiser, München, und jede Buchhandlung. Abonnements nur’ 
durch die Geschäftsstelle. — Alle Anfragen, Manuskripte, Zusendungen und dergl. 


sind zu richten an die Schriftleitung der „Eiche“, Berlin O 17, Fruchtstr. 6411. 


Sämtliche Originalartikel erscheinen unter eigener Verantwortung des Verfassers. 
Nachdruck der Originalartikel nur mit besonderer Erlaubnis der Redaktion gestattet. 
Der Bezugspreis beträgt für das Inland für Abonnenten jährlich M.8.—, im Buchhandel 
und Einzelverkauf M. 3.— für dieses Heft. Geldsendungen werden erbeten an das’ 
'Postscheckkonto des Herausgebers Dr. F. Siegmund-Schultze, Berlin 20084. 
Für das Ausland beträgt der Abonnementspreis jährlich: Amerika $ 2.—, Dänemark’ 
Kr. 12.—, England sh. 10.—, Frankreich frs. 40.—, Finnland M. 80.—, Holland 11. 5.—, 
Schweden Kr. 8.—, Schweiz frs. 10.—. Wir bitten, diese Beträge in ausländischen 
Banknoten — wegen der damit verbundenen hohen Einlösungsspesen nicht in 

Schecks — an die Geschäftsstelle einzusenden. a 


Weltbundfür Freundschaftsarbeitder Kirchen | 
e (Deutfhe Bereinigung) 
Dorträge der Stuttgarter Iahresverfammlung 
gehalten vom 22. bis 24. September 1924 
berausgegeben von D. Friedrih Siegmund-Schulge. — Kart. 2.— ME. 


Snhalt: D. Siegmund-Schulge: Die Zahresverfammlung der deutihen DVer- 
einigung des Weltbundes für Freundfchaftsarbeit der Kirhen / Prälat D. 
Schoell (Stuttgart): Die Einigungsbeftrebungen der riftlichen Kirchen / Bifchof 
D. Nueljen (Zürih): Die Cinheit3bewegung der riftlihen Kirchen vom 
Standpunkte der Freifichen aus / Prof. D. Lang (Halle): Die Einigungsbe- 
jtrebungen der riftlihen Kirchen vom Standpunft der Weltkonferenz für Glaube 
und Kirchenverfaffung / Prälat D. Pland (lm): Gebete, gefprohen am Anfang 
und am Schluß des Gottesdienftes in der Leonhardsfiche / Superintendent 
Dieftel(Sigmaringen): Feftpredigt/Neichsgerichtspräfident Dr. Simons (Leipzia): 
Ein Uppell der Kirchen zur internationalen Prüfung der Ariegs Huldfrage / 
Staatspräfident a. D. Dr. von Hieber (Stuttgart): Correferat / Prälat Dr. 

Hoffmann (Stuttgart): Volt und Menfhheit ge 
CHR. KAISER VERLAG MÜNCHEN 
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